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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 

mit Begründung (Anlage 1), Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 301. Sitzung am 11. November 1966 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Familie und Jugend 

Dr. Bruno Heck 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) 


Übersicht 


ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 
Geltungsbereich 

§ 1 Begriffsbestimmung 

§ 2 Sachliche Geltung 

§ 3 Zeitliche Geltung 
§ 4 Räumliche Geltung 

ZWEITER ABSCHNITT 
Grundlagen der Ahndung 

§ 5 Vorsatz und Fahrlässigkeit 

§ 6 Irrtum 

§ 7 Verantwortlichkeit 

§ 8 Versuch 

§ 9 Beteiligung 

§ 10 Entsprechende Anwendung von Vorschriften 
des Strafgesetzbuches 

DRITTER ABSCHNITT 
Geldbuße 

§11 Höhe der Geldbuße 
§ 12 Zahlungserleichterungen 

VIERTER ABSCHNITT 

Zusammentreffen 
mehrerer Gesetzesverletzungen 

§ 13 Tateinheit 
§ 14 Tatmehrheit 

§ 15 Zusammentreffen von Straftat und Ordnungs- 
widrigkeit 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Einziehung 

§ 16 Voraussetzungen der Einziehung 
§ 17 Erweiterte Voraussetzungen der Einziehung 

§ 18 Sinngemäße Anwendung von Vorschriften 
des Strafgesetzbuches 

SECHSTER ABSCHNITT 

Geldbuße gegen juristische Personen 
und Personenvereinigungen 

§ 19 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Verjährung 

§ 20 Verfolgungsverjährung 

§21 Unterbrechung der Verfolgungs Verjährung 

§ 22 Vollstreckungsverjährung 

ACHTER ABSCHNITT 
Einzelne Ordnungswidrigkeiten 
§ 23 Vollrausch 

§ 24 Verletzung der Aufsichtspflicht gegenüber 
Kindern und Jugendlichen 

§ 25 Verletzung der Aufsichtspflicht in Betrieben 
und Unternehmen 

§ 26 Zuständige Verwaltungsbehörde 

ZWEITER TEIL 

Bußgeldverfahren 

ERSTER ABSCHNITT 

Zuständigkeit zur Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten 

§ 27 Verfolgung und Ahndung durch die Verwal- 
tungsbehörde 

§ 28 Sachliche Zuständigkeit der Verwaltungs- 
behörde 
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§ 29 örtliche Zuständigkeit der Verwaltungs- 
behörde 

§ 30 Zusammenhängende Ordnungswidrigkeiten 
§31 Mehrfache Zuständigkeit 
§ 32 Abgabe an die Staatsanwaltschaft 
§ 33 Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft 
§ 34 Abgabe an die Verwaltungsbehörde 
§ 35 Bindung der Verwaltungsbehörde 
§ 36 Zuständigkeit des Amtsrichters 

ZWEITER ABSCHNITT 
Gemeinsame Verf ahrens'vorschrif ten 

§ 37 Anwendung der Vorschriften über das Straf- 
verfahren 

§ 38 Verfolgung von Ordnungs Widrigkeiten 
§ 39 Zeugen 

§ 40 Akteneinsicht der Verwaltungsbehörde 

DRITTER ABSCHNITT 
Vorverfahren 

I. Allgemeine VoTSchiiiten 

§ 41 Aufgaben der Polizei 
§ 42 Festnahme 
§ 43 Anhörung des Betroffenen 
§ 44 Abschluß der Ermittlungen 

II. Verwarnungsverfahren 

§ 45 Verwarnung durch die Verwaltungsbehörde 

§ 46 Verwarnung durch Beamte des Außen- und 
Polizeidienstes 

§ 47 Ermächtigung zur Erteilung der Verwarnung 

III. Verfahren der Verwaltungsbehörde 

§ 48 Zeugen und Sachverständige 
§ 49 Bestellung eines Verteidigers 

§ 50 Rechtsbehelf gegen Maßnahmen der Verwal- 
tungsbehörde 

7V. Verfahren der Staatsanwaltschaft 

§ 51 Beteiligung der Verwaltungsbehörde 

§ 52 Antrag der Staatsanwaltschaft auf Festset- 
zung der Geldbuße 


VIERTER ABSCHNITT 
Bußgeldbescheid 

§ 53 Inhalt des Bußgeldbescheides 
§ 54 Bußgeldbescheid der Verwaltungsbehörde 
§ 55 Bußgeldbescheid des Amtsrichters 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Einspruch und gerichtliches Verfahren 

I. Einspruch 
§ 56 Form und Frist 
§ 57 Zuständiges Gericht 
§ 58 Abgabe an die Staatsanwaltschaft 
§ 59 Unzulässiger Einspruch 

II. Hauptverfahren 
§ 60 Hauptverhandlung 
§ 61 Entscheidung durch Beschluß 

§ 62 Anwesenheit des Betroffenen in der Haupt- 
verhandlung 

§ 63 Verfahren bei Abwesenheit 

§ 64 Teilnahme der Staatsanwaltschaft an der 
Hauptverhandlung 

§ 65 Beteiligung der Verwaltungsbehörde 
§ 66 Rücknahme der Klage und des Einspruchs 
§ 67 Weitere Verfahrensvereinfachungen 

III. Rechtsmittel 

§ 68 Revision 

§ 69 Zulassung der Revision 

SECHSTER ABSCHNITT 
Bußgeld- und Strafverfahren 

§ 70 Übergang vom Bußgeld- zum Strafverfahren 
§ 71 Bußgelderkenntnis im Strafverfahren 

§ 72 Verfahren bei Ordnungswidrigkeiten und 
Straftaten 

SIEBENTER ABSCHNITT 
Rechtskraft und Wiederaufnahme 
des Verfahrens 

§ 73 Wirkung der Rechtskraft 
§ 74 Wiederaufnahme des Verfahrens 

§ 75 Aufhebung des Bußgeldbescheides im Straf- 
verfahren 
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ACHTER ABSCHNITT 

Verfahren bei Anordnung von Nebenfolgen 

§ 76 Einziehungsverfahren 

§ 77 Festsetzung der Geldbuße gegen juristische 
Personen und Personenvereinigungen 

NEUNTER ABSCHNITT 

Vollstreckung der Bußgeldentscheidungen 

§ 78 Vollstreckbarkeit der Bußgeldentscheidungen 

§ 79 Vollstreckung des Bußgeldbescheides der 
Verwaltungsbehörde 

§ 80 Vollstreckung der gerichtlichen Bußgeldent- 
scheidung 

§81 Zahlungserleichterungen 

§ 82 Verrechnung von Teilbeträgen 

§ 83 Beitreibung der Geldbuße 

§ 84 Anordnung von Erzwingungshaft 

§ 85 Vollstreckung der Erzwingungshaft 

§ 86 Vollstreckung gegen Jugendliche und Heran- 
wachsende 

§ 87 Vollstreckung gegen juristische Personen und 
Personenvereinigungen 


§ 88 Nachträgliche Entscheidungen über die Ein- 
ziehung 

§ 89 Vollstreckung in den Nachlaß 
§ 90 Nachträgliches Strafverfahren 
§ 91 Gerichtliche Entscheidung 
§ 92 Verfahren bei gerichtlicher Entscheidung 

ZEHNTER ABSCHNITT 
Kosten 

§ 93 Kostenentscheidung 

§ 94 Gebühren und Auslagen im Verfahren der 
V erwaltungsbehörde 

§ 95 Rechtsbehelf und Vollstreckung im Verfahren 
der Verwaltungsbehörde 

DRITTER TEIL 

Schlußvorschriften 

§ 96 Einschränkung von Grundrechten 
§ 97 Sonderregelung für Berlin 
§ 98 Berlin-Klausel 
§ 99 Inkrafttreten 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 

Geltungsbereich 

§ 1 

Begriffsbestimmung 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit ist eine rechtswid- 
rige und vorwerfbare Handlung, die den Tatbestand 
eines Gesetzes verwirklicht, das die Ahndung mit 
einer Geldbuße zuläßt. 

(2) Eine mit Geldbuße bedrohte Handlung ist eine 
rechtswidrige Handlung, die den Tatbestand eines 
Gesetzes im Sinne des Absatzes 1 verwirklicht, auch 
wenn sie nicht vorwerfbar begangen ist. 

§ 2 

Sachliche Geltung 

Dieses Gesetz gilt für Ordnungswidrigkeiten nach 
Bundesrecht und nach Landesrecht. 

§ 3 

Zeitliche Geltung 

§ 2 Abs. 1 bis 3 des Strafgesetzbuches gilt für 
Geldbußen und Nebenfolgen entsprechend. 

§ 4 

Räumliche Geltung 

(1) Wenn das Gesetz nichts anderes bestimmt, 
können nur Ordnungswidrigkeiten geahndet wer- 
den, die im räumlichen Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes begangen werden. 

(2) § 3 Abs. 3 und § 5 des Strafgesetzbuches gel- 
ten entsprechend. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Grundlagen der Ahndung 

§ 5 

Vorsatz und Fahrlässigkeit 

Als Ordnungswidrigkeit kann nur vorsätzliches 
Handeln geahndet werden, außer wenn das Gesetz 
fahrlässiges Handeln ausdrücklich mit Geldbuße be- 
droht. 


§ 6 

Irrtum 

(1) § 59 des Strafgesetzbuches gilt entsprechend. 

(2) Handelt der Täter ohne das Bewußtsein, Un- 
recht zu tun, und ist ihm dies nicht vorzuwerfen, so 
kann die Handlung nicht als Ordnungswidrigkeit 
geahndet werden. 

§ 7 

Verantwortlichkeit 

(1) Die Handlung eines Kindes kann nicht, die 
Handlung eines Jugendlichen nur unter den Voraus- 
setzungen des § 3 Satz 1 des Jugendgerichtsgesetzes 
als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. 

(2) Die Vorschriften des Strafgesetzbuches über 
Zurechnungsunfähigkeit (§51 Abs. 1, § 55 Abs. 1) 
gelten entsprechend. 

§ 8 

Versuch 

(1) Der Versuch einer Ordnungswidrigkeit kann 
nur dann geahndet werden, wenn das Gesetz es aus- 
drücklich bestimmt. 

(2) § 43 Abs. 1 und § 46 des Strafgesetzbuches 
gelten entsprechend. 

§ 9 

Beteiligung 

(1) Beteiligen sich mehrere an einer Ordnungs- 
widrigkeit, so handelt jeder von ihnen ordnungs- 
widrig. Dies gilt auch dann, wenn besondere persön- 
liche Merkmale (§ 50 Abs. 2 des Strafgesetzbuches) ^), 
welche die Möglichkeit der Ahndung begründen, nur 
bei einem Beteiligten vorliegen. 

(2) Die Beteiligung kann nur dann geahndet wer- 
den, wenn die mit Geldbuße bedrohte Handlung 
begangen oder in den Fällen, in denen auch der 
Versuch geahndet werden kann, wenigstens ver- 
sucht wird. 

(3) § 50 Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches 
gilt entsprechend. Bestimmt das Gesetz, daß eine 
Tat, die sonst eine Ordnungswidrigkeit wäre, bei 
besonderen persönlichen Merkmalen des Täters eine 
Straftat ist, so gilt das nur für den Beteiligten, bei 
dem diese Merkmale vorliegen. 

§ 10 

Entsprechende Anwendung von Vorschriften 
des Strafgesetzbuches 

Die Vorschriften des Strafgesetzbuches über Han- 
deln für einen anderen {§ 50 a) sowie über Not- 

*) i. d. F. des Artikels 1 Nr. 6 des EGOWiG-Entwurfs 

i. d. F. des Artikels 1 Nr. 7 des EGOWiG-Entwurfs 


5 


Drucksache V/1269 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


stand und Notwehr (§§ 52 bis 54) gelten entspre- 
chend. 

DRITTER ABSCHNITT 

Geldbuße 
§ 11 

Höhe der Geldbuße 

(1) Die Geldbuße beträgt mindestens fünf Deut- 
sche Mark und, wenn das Gesetz nichts anderes be- 
stimmt, höchstens tausend Deutsche Mark. 

(2) Droht das Gesetz für vorsätzliches und fahr- 
lässiges Handeln Geldbuße an, ohne im Höchstmaß 
zu unterscheiden, so kann fahrlässiges Handeln im 
Höchstmaß nur mit der Hälfte des angedrohten 
Höchstbetrages der Geldbuße geahndet werden. 

(3) Grundlage für die Zumessung der Geldbuße 
sind die Bedeutung der Ordnungswidrigkeit und der 
Vorwurf, der den Täter trifft. Auch die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse des Täters kommen in Betracht; 
bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten bleiben 
sie jedoch unberücksichtigt. 

(4) Die Geldbuße soll ein Entgelt, das der Täter 
für die Ordnungswidrigkeit empfangen, und einen 
Gewinn, den er aus ihr gezogen hat, übersteigen. 
Reicht das gesetzliche Höchstmaß hierzu nicht aus, 
so kann es überschritten werden. 

§ 12 

Zahlungserleichterungen 

Ist dem Betroffenen nach seinen wirtschaftlichen 
Verhältnissen nicht zuzumuten, die Geldbuße sofort 
zu zahlen, so wird ihm eine Zahlungsfrist bewilligt 
oder gestattet, die Geldbuße in bestimmten Teil- 
beträgen zu zahlen. Dabei kann angeordnet werden, 
daß die Vergünstigung, die Geldbuße in bestimmten 
Teilbeträgen zu zahlen, entfällt, wenn der Betroffene 
einen Teilbetrag nicht rechtzeitig zahlt. 


VIERTER ABSCHNITT 

Zusammentreffen 
mehrerer Gesetzesverletzungen 

§ 13 

Tateinheit 

(1) Verletzt dieselbe Handlung mehrere Gesetze, 
nach denen sie als Ordnungswidrigkeit geahndet 
werden kann, oder ein solches Gesetz mehrmals, so 
wird nur eine einzige Geldbuße festgesetzt. 

(2) Sind mehrere Gesetze verletzt, so wird die 
Geldbuße nach dem Gesetz bestimmt, das die höch- 
ste Geldbuße androht. Auf die in dem anderen Ge- 
setz angedrohten Nebenfolgen kann erkannt wer- 
den. 


§ 14 

Tatmehrheit 

Sind mehrere Geldbußen verwirkt, so wird jede 
gesondert festgesetzt. 

§ 15 

Zusammentreffen von Straftat und Ordnungs- 
widrigkeit 

(1) Ist eine Handlung gleichzeitig Straftat und 
Ordnungswidrigkeit, so wird nur das Strafgesetz 
angewendet. Auf die in dem anderen Gesetz ange- 
drohten Nebenfolgen kann erkannt werden. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 kann die Handlung 
jedoch als Ordnungswidrigkeit geahndet werden, 
wenn eine Strafe nicht verhängt wird. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Einziehung 

§ 16 

Voraussetzungen der Einziehung 

(1) Als Nebenfolge einer Ordnungswidrigkeit 
dürfen Gegenstände (Sachen und Rechte) nur ein- 
gezogen werden, soweit das Gesetz es ausdrücklich 
zuläßt. 

(2) Die Einziehung ist nur zulässig, wenn 

1. die Gegenstände zur Zeit der Entscheidung 
dem Täter gehören oder zustehen oder 

2. die Gegenstände nach ihrer Art und den 
Umständen die Allgemeinheit gefährden 
oder die Gefahr besteht, daß sie der Be- 
gehung von Handlungen dienen werden, 
die mit Strafe oder mit Geldbuße bedroht 
sind. 

(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 
Nr. 2 ist die Einziehung der Gegenstände auch zu- 
lässig, wenn der Täter nur eine mit Geldbuße be- 
drohte Handlung begangen hat. 

§ 17 

Erweiterte Voraussetzungen der Einziehung 

Verweist das Gesetz auf diese Vorschrift, so dür- 
fen die Gegenstände abweichend von § 16 Abs. 2 
Nr. 1 auch dann eingezogen werden, wenn derjenige, 
dem sie zur Zeit der Entscheidung gehören oder zu- 
stehen, 

1. wenigstens leichtfertig dazu beigetragen hat, 
daß die Sache oder das Recht Mittel oder Ge- 
genstand der Tat oder ihrer Vorbereitung oder 
einer mit ihr zusammenhängenden anderen mit 
Strafe oder mit Geldbuße bedrohten Handlung 
gewesen ist, oder selbst eine solche Zusam- 
menhangstat begangen hat. 
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2. aus der Tat in verwerflicher Weise einen Ver- 
mögensvorteil gezogen hat, obwohl ihm dabei 
die Beziehung zwischen Tat und Gegenstand 
bekannt war, oder 

3. die Gegenstände in Kenntnis der Umstände, 
welche die Einziehung zugelassen hätten, in 
verwerflicher Weise erworben hat. 

§ 18 

Sinngemäße Anwendung von Vorschriften 
des Strafgesetzbuches 

(1) Die Vorschriften des Strafgesetzbuches 
über den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (§ 40 b), 
die Einziehung des Wertersatzes (§ 40 c), die Wir- 
kung der Einziehung (§ 41 a), die selbständige An- 
ordnung (§ 41 b), die Entschädigung {§ 41 c) und 
über Organe und Vertreter (§ 42) gelten sinngemäß. 

(2) Bei der sinngemäßen Anwendung des § 41 c 
Abs. 2 Nr. 1 des Strafgesetzbuches ^) steht der mit 
Strafe bedrohten Handlung die mit Geldbuße be- 
drohte Handlung gleich. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Geldbuße gegen juristische Personen 
und Personenvereinigungen 

§ 19 

(1) Hat jemand als vertretungsberechtigtes Organ 
einer juristischen Person oder als Mitglied eines 
solchen Organs, als Vorstand eines nicht rechtsfähi- 
gen Vereins oder als Mitglied eines solchen Vor- 
standes oder als vertretungsberechtigter Gesell- 
schafter einer Personenhandelsgesellschaft eine 
Straftat oder Ordnungswidrigkeit begangen, durch 
die 

1. Pflichten, welche die juristische Person 
oder die Personenvereinigung treffen, ver- 
letzt worden sind, oder 

2. die juristische Person oder die Personen- 
vereinigung bereichert worden ist oder 
werden sollte, 

so kann gegen diese als Nebenfolge der Straftat 
oder Ordnungswidrigkeit eine Geldbuße festgesetzt 
werden. 

(2) Die Geldbuße beträgt 

1. im Falle einer vorsätzlichen Straftat bis 
zu hunderttausend Deutsche Mark, 

2. im Falle einer fahrlässigen Straftat bis zu 
fünfzigtausend Deutsche Mark. 

Im Falle einer Ordnungswidrigkeit bestimmt sich 
das Höchstmaß der Geldbuße nach dem für die Tat 
angedrohten Höchstmaß der Geldbuße. 

(3) § 11 Abs. 4 und § 12 gelten entsprechend. 

h i. d. F. des Artikels 1 Nr. 2 bis 4 des EGOWiG-Ent- 
wurfs 


(4) Kann wegen der Tat keine bestimmte Person 
verfolgt oder verurteilt werden oder kann eine 
Geldbuße gegen eine bestimmte Person nicht fest- 
gesetzt werden, so kann gegen die juristische Person 
oder die Personenvereinigung eine Geldbuße selb- 
ständig festgesetzt werden, wenn die Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 im übrigen vorliegen. Dasselbe 
gilt, wenn das Gericht von Strafe absieht oder das 
Verfahren nach einer Vorschrift eingestellt wird, die 
dies nach dem Ermessen der Verfolgungsbehörde 
oder des Gerichts oder im Einvernehmen beider zu- 
läßt. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Verjährung 

§ 20 

Verfolgungsverjährung 

(1) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
verjährt, wenn das Gesetz nichts anderes bestimmt, 

1. in drei Jahren bei Taten, die mit Geldbuße 
im Höchstmaß von mehr als dreißigtau- 
send Deutsche Mark bedroht sind, 

2. in zwei Jahren bei Taten, die mit Geld- 
buße im Höchstmaß von mehr als drei- 
tausend bis zu dreißigtausend Deutsche 
Mark bedroht sind, 

3. in einem Jahr bei Taten, die mit Geld- 
buße im Höchstmaß von mehr als tausend 
bis zu dreitausend Deutsche Mark bedroht 
sind, 

4. in sechs Monaten bei den übrigen Taten. 

(2) Die §§ 66, 67 Abs. 4 und § 69 Abs. 1 des 
Strafgesetzbuches gelten entsprechend. 

(3) Durch die Verjährung wird auch die Anord- 
nung von Nebenfolgen ausgeschlossen. 

§ 21 

Unterbrechung der Verfolgungs Verjährung 

(1) Die Verjährung wird unterbrochen durch 

1. die erste Vernehmung des Betroffenen 
oder die Bekanntgabe, daß gegen ihn das 
Ermittlungsverfahren eingeleitet ist, 

2. die erste Beauftragung eines Sachverstän- 
digen, 

3. jede Anordnung, die nach vorläufiger Ein- 
stellung des Verfahrens wegen Abwesen- 
heit des Betroffenen zur Ermittlung seines 
Aufenthalts oder Sicherung von Beweisen 
ergeht, 

4. jedes Ersuchen, eine Untersuchungshand- 
lung im Ausland vorzunehmen, 

5. die gesetzlich bestimmte Anhörung einer 
anderen Behörde vor Abschluß der Ermitt- 
lungen, 

6. den Bußgeldbescheid, 
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7. die Erhebung der öffentlichen Klage oder 
die Stellung des ihr entsprechenden An- 
trags im selbständigen Verfahren und 

8. jede richterliche Handlung, die zur Ver- 
folgung der Tat gegen den Täter gerichtet 
ist. 

(2) Nach jeder Unterbrechung beginnt die Ver- 
jährung von neuem. Die Verfolgung ist jedoch spä- 
testens verjährt, wenn seit dem Tag, an dem die Ord- 
nungswidrigkeit begangen ist, das Doppelte der ge- 
setzlichen Verjährungsfrist, mindestens jedoch zwei 
Jahre verstrichen sind, ohne daß bis zu diesem Zeit- 
punkt eine Bußgeldentscheidung ergangen ist. 

(3) § 68 Abs. 2 des Strafgesetzbuches gilt ent- 
sprechend. Die Unterbrechung tritt in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 bis 5, 7 und 8 auch dann ein, wenn 
die Handlung auf die Verfolgung der Tat als Straftat 
gerichtet ist. 

§ 22 

Vollstreckungsverjährung 

(1) Die Vollstreckung der Geldbuße verjährt in 
zwei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Tage, 
an dem die Bußgeldentscheidung rechtskräftig ge- 
worden ist. 

(2) Jede auf Vollstreckung der Geldbuße gerich- 
tete Handlung der Vollstreckungsbehörde unterbricht 
die Verjährung. Sie ruht, solange eine Zahlungs- 
erleichterung bewilligt ist. 

(3) Die §§66 und 72 Abs. 2 des Strafgesetzbuches 
gelten entsprechend. 


ACHTER ABSCHNITT 

Einzelne Ordnungswidrigkeiten 

§ 23 

Vollrausch 

(1) Wer sich vorsätzlich oder fahrlässig durch 
alkoholische Getränke oder andere Rauschmittel in 
einen Rausch versetzt, handelt ordnungswidrig, 
wenn er in diesem Zustand eine mit Geldbuße be- 
drohte Handlung begeht und ihretwegen gegen ihn 
keine Geldbuße festgesetzt werden kann, weil er 
infolge des Rausches nicht vorwerfbar gehandelt hat 
oder weil dies nicht auszuschließen ist. 

(2) Die Ordungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. Die Geldbuße darf nicht 
höher sein als die Geldbuße, die für die im Rausch 
begangene Handlung angedroht ist. 

§ 24 

Verletzung der Aufsichtspflicht 
gegenüber Kindern und Jugendlichen 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer leichtfertig 
durch Verletzung der Pflicht zur Aufsicht über ein 


Kind oder einen Jugendlichen, für die ihm die Per- 
sonensorge obliegt oder die seiner Erziehung anver- 
traut sind, dazu beiträgt, daß der Schutzbefohlene 
vorsätzlich eine mit Geldbuße bedrohte Handlung 
begeht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit der Hälfte 
des für die Handlung des Schutzbefohlenen ange- 
drohten Höchstbetrages der Geldbuße geahndet wer- 
den, jedoch nicht mit einer höheren Geldbuße als 
tausend Deutsche Mark. 

§ 25 

Verletzung der Aufsichtspflicht 
in Betrieben und Unternehmen 

(1) Wer als Inhaber eines Betriebes oder Unter- 
nehmens vorsätzlich oder fahrlässig die Aufsichts- 
maßnahmen unterläßt, die erforderlich sind, um in 
dem Betrieb oder Unternehmen Zuwiderhandlungen 
gegen Pflichten zu verhindern, die den Inhaber als 
solchen treffen und deren Verletzung mit Strafe oder 
Geldbuße bedroht ist, handelt ordnungswidrig, wenn 
eine solche Zuwiderhandlung begangen wird, die 
durch gehörige Aufsicht hätte verhindert werden 
können. Zu den erforderlichen Aufsichtsmaßnahmen 
gehört auch die Bestellung, sorgfältige Auswahl und 
Überwachung von Aufsichtspersonen. 

(2) Dem Inhaber eines Betriebes oder Unterneh- 
mens stehen gleich 

1. sein gesetzlicher Vertreter, 

2. die Mitglieder des zur gesetzlichen Ver- 
tretung berufenen Organs einer juristi- 
schen Person sowie die vertretungsberech- 
tigten Gesellschafter einer Personenhan- 
delsgesellschaft, 

3. Personen, die beauftragt sind, den Betrieb 
oder das Unternehmen ganz oder zum Teil 
zu leiten, soweit es sich um Pflichten han- 
delt, für deren Erfüllung sie verantwort- 
lich sind. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn die 
Pflichtverletzung mit Strafe bedroht ist, mit einer 
Geldbuße bis zu hunderttausend Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. Ist die Pflichtverletzung mit Geld- 
buße bedroht, so bestimmt sich das Höchstmaß der 
Geldbuße wegen der Aufsichtspflichtverletzung nach 
dem für die Pflichtverletzung angedrohten Flöchst- 
maß der Geldbuße. 

§ 26 

Zuständige Verwaltungsbehörde 

Bei Ordnungswidrigkeiten nach den §§23 bis 25 
ist zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 28 die Behörde oder sonstige Stelle, die für die 
Verfolgung der im Rausch begangenen Handlung, 
der Handlung des Schutzbefohlenen oder der Pflicht- 
verletzung zuständig ist oder im Fall des § 25 dann 
zuständig wäre, wenn die mit Strafe bedrohte 
Pflichtverletzung nur mit Geldbuße bedroht wäre. 
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ZWEITER TEIL 

Bußgeldverfahren 

ERSTER ABSCHNITT 

Zuständigkeit zur Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten 

§ 27 

Verfolgung und Ahndung 
durch die Verwaltungsbehörde 

(1) Für die Verfolgung von Ordnungswidrig- 
keiten ist die Verwaltungsbehörde zuständig, soweit 
nicht hierzu nach diesem Gesetz die Staatsanwalt- 
schaft oder an ihrer Stelle für einzelne Verfolgungs- 
handlungen der Richter berufen ist. 

(2) Die Verwaltungsbehörde ist auch für die Ahn- 
dung von Ordnungswidrigkeiten zuständig, soweit 
nicht hierzu nach diesem Gesetz das Gericht be- 
rufen ist. 


§ 28 

Sachliche Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde 

(1) Sachlich zuständig ist 

1. die Verwaltungsbehörde, die durch Gesetz 
bestimmt wird, 

2. mangels einer solchen Bestimmung 

a) die fachlich zuständige oberste Landes- 
behördc oder 

b) der fachlich zuständige Bundesminister, 
soweit das Gesetz von Bundesbehörden 
ausgeführt wird. 

(2) Bei Ordnungswidrigkeiten nach Bundesrecht 
kann die Landesregierung die Zuständigkeit nach 
Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a durch Rechtsverordnung 
auf eine andere Behörde oder sonstige Stelle über- 
tragen. Die Landesregierung kann die Ermächtigung 
auf die oberste Landesbehörde übertragen. 

(3) Der nach Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b zustän- 
dige Bundesminister kann seine Zuständigkeit durch 
Rechtsverordnung auf eine andere Behörde oder 
sonstige Stelle übertragen. 


§ 29 

örtliche Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde 

(1) örtlich zuständig ist die Verwaltungsbehörde, 
in deren Bezirk 

1. die Ordnungswidrigkeit begangen oder 
entdeckt worden ist oder 


(3) Hat der Betroffene im räumlichen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes keinen Wohnsitz, so wird 
die Zuständigkeit auch durch den gewöhnlichen Auf- 
enthaltsort bestimmt. 

(4) Ist die Ordnungswidrigkeit auf einem deut- 
schen Schiff außerhalb des räumlichen Geltungsbe- 
reiches dieses Gesetzes begangen worden, so ist 
auch die Verwaltungsbehörde örtlich zuständig, in 
deren Bezirk der Heimathafen oder der Hafen im 
räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes liegt, 
den das Schiff nach der Tat zuerst erreicht. Satz 1 
gilt entsprechend für deutsche Luftfahrzeuge. 


§ 30 

Zusammenhängende Ordnungswidrigkeiten 

Bei zusammenhängenden Ordnungswidrigkeiten, 
die einzeln nach § 29 zur Zuständigkeit verschiede- 
ner Verwaltungsbehörden gehören würden, ist jede 
dieser Verwaltungsbehörden zuständig. § 3 der Straf- 
prozeßordnung gilt entsprechend. 


I § 31 

Mehrfache Zuständigkeit 

i 

j (1) Sind nach den §§ 28 bis 30 mehrere Verwal- 
j tungsgehörden zuständig, so gebührt der Vorzug der 
I Verwaltungsbehörde, die wegen der Tat den Be- 
i troffenen zuerst vernommen hat, ihn durch die Poli- 
i zei zuerst hat vernehmen lassen oder der die Akten 
I von der Polizei nach der Vernehmung des Betroffe- 
I nen zuerst übersandt worden sind. Diese Verwal- 
tungsbehörde kann in den Fällen des § 30 das Ver- 
fahren wegen der zusammenhängenden Tat wieder 
abtrennen. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 kann die 
Verfolgung und Ahndung jedoch einer anderen der 
zuständigen Verwaltungsbehörden durch eine Ver- 
einbarung dieser Verwaltungsbehörden übertragen 
werden. Sind mehrere Verwaltungsbehörden sach- 
lich zuständig, so soll die Verwaltungsbehörde, der 
nach Absatz 1 Satz 1 der Vorzug gebührt, die ande- 
ren sachlich zuständigen Verwaltungsbehörden spä- 
testens vor dem Abschluß der Ermittlungen hören. 

(3) Kommt eine Vereinbarung nach Absatz 2 
Satz 1 nicht zustande, so entscheidet auf Antrag 
einer der beteiligten Verwaltungsbehörden 

1. die gemeinsame höhere Verwaltungsbe- 

I hörde, 

2. wenn eine gemeinsame höhere Verwal- 
tungsbehörde fehlt, das nach § 57 zustän- 
dige gemeinsame Gericht und. 


2. der Betroffene zur Zeit der Einleitung des 
Bußgeldverfahrens seinen Wohnsitz hat. 

(2) Ändert sich der Wohnsitz des Betroffenen 
nach Einleitung des Bußgeldverfahrens, so ist auch 
die Verwaltungsbehörde örtlich zuständig, in deren 
Bezirk der neue Wohnsitz liegt. 


3. wenn nach § 57 verschiedene Gerichte zu- 
ständig wären, das für diese Gerichte ge- 
meinsame obere Gericht. 

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 kann die 
Übertragung in gleicher Weise wieder aufgehoben 
werden. 
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§ 32 

Abgabe an die Staatsanwaltschaft 

(1) Die Verwaltungsbehörde gibt die Sache an die 
Staatsanwaltschaft ab, wenn 

1. Anhaltspunkte dafür vorhanden sind, daß 
die Tat eine Straftat ist oder 

2. die Staatsanwaltschaft die Tat als Straftat 
verfolgt. 

(2) Sieht die Staatsanwaltschaft im Falle des Ab- 
satzes 1 Nr. 1 davon ab, ein Strafverfahren einzu- 
leiten, so gibt sie die Sache an die Verwaltungs- 
behörde zurück. 

§ 33 

Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft 

(1) Die Staatsanwaltschaft kann bis zum Erlaß 
des Bußgeldbescheides die Verfolgung der Ord- 
nungswidrigkeit übernehmen, wenn sie 

1. bereits im Rahmen eines Strafverfahrens 
mit der Sache befaßt war oder 

2. eine Straftat verfolgt, die mit der Ord- 
nungswidrigkeit zusammenhängt. 

Zwischen einer Straftat und einer Ordnungswidrig- 
keit besteht ein Zusammenhang, wenn jemand so- | 
wohl einer Straftat als auch einer Ordnungswidrig- : 
keit oder wenn hinsichtlich derselben Tat ein Beteilig- ! 
ter einer Straftat und ein anderer Beteiligter einer 
Ordnungswidrigkeit beschuldigt wird. 

(2) Die Staatsanwaltschaft soll die Verfolgung in 
den Fällen des Absatzes 1 nur übernehmen, wenn 

1. dies namentlich zur Beschleunigung des 
Verfahrens oder wegen des Sachzusam- 
menhangs für die Ermittlungen oder die 
Entscheidung sachdienlich erscheint oder 

2. für die Einstellung des Strafverfahrens 
von Bedeutung gewesen ist, daß die Tat 
als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden 
kann. 

(3) Solange die Sache nicht bei Gericht anhängig 
ist, kann die Staatsanwaltschaft die Verfolgung der 
Ordnungswidrigkeit an die Verwaltungsbehörde ab- 
geben. 

(4) Im Strafverfahren ist die Staatsanwaltschaft 
für die Verfolgung der Tat auch unter dem recht- 
lichen Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit zu- 
ständig. 

I 

§ 34 I 

Abgabe an die Verwaltungsbehörde j 

übernimmt die Staatsanwaltschaft in den Fällen j 
des § 33 Abs. 1 die Verfolgung nicht, sind aber An- 
haltspunkte dafür vorhanden, daß die Tat als Ord- 
nungswidrigkeit verfolgt werden kann, so gibt sie 
die Sache an die Verwaltungsbehörde ab. 


§ 35 

Bindung der Verwaltungsbehörde 

Die Verwaltungsbehörde ist an die Entschließung 
der Staatsanwaltschaft gebunden, ob eine Tat als 
Straftat verfolgt wird oder nicht. 

§ 36 

Zuständigkeit des Amtsrichters 

(1) übernimmt die Staatsanwaltschaft die Verfol- 
gung der Ordnungswidrigkeit (§ 33), so ist für deren 
Ahndung der Amtsrichter, im Verfahren gegen Ju- 
gendliche und Heranwachsende der Jugendrichter 
zuständig. 

(2) Verfolgt die Staatsanwaltschaft die Ordnungs- 
widrigkeit mit einer zusammenhängenden Straftat, 
so gilt § 2 Abs, 1 der Strafprozeßordnung entspre- 
chend. 

(3) Die örtliche Zuständigkeit des Gerichts richtet 
sich nach den Vorschriften der Strafprozeßordnung 
und des Jugendgerichtsgesetzes über den Gerichts- 
stand. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Gemeinsame Verfahrensvorschriften 

§ 37 

Anwendung der Vorschriften über das Straf- 
verfahren 

(1) Für das Bußgeldverfahren gelten, soweit die- 
ses Gesetz nichts anderes bestimmt, sinngemäß die 
Vorschriften der allgemeinen Gesetze über das Straf- 
verfahren, namentlich der Strafprozeßordnung, des 
Gerichtsverfassungsgesetzes und des Jugendgerichts- 
gesetzes. 

(2) Die Verfolgungsbehörde hat, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt, im Bußgeldverfah- 
ren dieselben Rechte und Pflichten wie die Staats- 
anwaltschaft bei der Verfolgung von Straftaten. 

(3) Anstaltsunterbringung, Verhaftung und Be- 
schlagnahme von Postsendungen und Telegrammen 
sowie Auskunftsersuchen über Umstände, die dem 
Post- und Fernmeldegeheimnis unterliegen, sind un- 
zulässig. Ein Klageerzwingungsverfahren findet 
nicht statt. 

(4) § 81 a Abs. 1 Satz 2 der Strafprozeßordnung 
ist mit der Einschränkung anzuwenden, daß nur die 
Entnahme von Blutproben und andere geringfügige 
Eingriffe zulässig sind. 

(5) Im Verfahren gegen Jugendliche und Heran- 
wachsende kann von der Heranziehung der Jugend- 
gerichtshilfe (§ 38 des Jugendgerichtsgesetzes) ab- 
gesehen werden, wenn ihre Mitwirkung für die sach- 
gemäße Durchführung des Verfahrens entbehrlich 
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§ 38 

Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 

(1) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
liegt im pflichtgemäßen Ermessen der Verfolgungs- 
behörde. Solange das Verfahren bei ihr anhängig 
ist, kann sie es einstellen. 

(2) Ist das Verfahren bei Gericht anhängig und 
hält dieses eine Ahndung nicht für geboten, so kann 
es das Verfahren mit Zustimmung der Staatsanwalt- 
schaft in jeder Lage einstellen. Der Beschluß ist nicht 
anfechtbar. 

§ 39 

Zeugen 

(1) Zeugen werden nur vereidigt, wenn es das 
Gericht wegen der ausschlaggebenden Bedeutung der 
Aussage oder zur Herbeiführung einer wahren Aus- 
sage für notwendig hält. 

(2) Die Haft zur Erzwingung des Zeugnisses (§ 70 
Abs. 2 der Strafprozeßordnung) darf sechs Wochen 
nicht übersteigen. 

§ 40 

Akteneinsicht der Verwaltungsbehörde 

Ist die Staatsanwaltschaft Verfolgungsbehörde, so 
ist die sonst zuständige Verwaltungsbehörde befugt, 
die Akten, die dem Gericht vorliegen oder im ge- 
richtlichen Verfahren vorzulegen wären, einzusehen 
sowie sichergestellte und beschlagnahmte Gegen- 
stände zu besichtigen. Die Akten werden der Ver- 
waltungsbehörde auf Antrag zur Einsichtnahme 
übersandt. 


DRITTER ABSCHNITT 
Vorverfahren 


I. Allgemeine Vorschriften 
§ 41 

Aufgaben der Polizei 

(1) Die Behörden und Beamten des Polizeidien- 
stes haben auch Ordnungswidrigkeiten zu erfor- 
schen. Sie haben, soweit dieses Gesetz nichts ande- 
res bestimmt, dieselben Rechte und Pflichten wie bei 
der Verfolgung von Straftaten. Ihre Akten über- 
senden sie unverzüglich der Verwaltungsbehörde, 
in den Fällen des Zusammenhangs (§ 33 Abs. 1 
Satz 2) der Staatsanwaltschaft. 

(2) Erscheint eine Ordnungswidrigkeit bedeu- 
tungslos, so können die Behörden und Beamten des 
Polizeidienstes davon absehen, Ermittlungen einzu- 
leiten oder fortzusetzen. 


§ 42 

Festnahme 

(1) Begeht jemand eine Ordnungswidrigkeit und 
wird er auf frischer Tat betroffen oder verfolgt, so 
sind die Beamten des Polizoidienstes befugt, ihn 
festzunehmen, wenn seine Person nicht sofort fest- 
gestellt werden kann. Die Befugnis hierzu steht auch 
den Angehörigen der Verwaltungsbehörde bei sol- 
chen Ordnungswidrigkeiten zu, mit deren Ermitt- 
lung sie im Außendienst betraut sind. 

(2) Der Festgenommene ist unverzüglich einer 
Polizeidienststelle zur Feststellung seiner Person 
vorzuführen und sofort nach dieser Feststellung, 
spätestens am Tage nach der Festnahme, freizu- 
lassen. 

§ 43 

Anhörung des Betroffenen 

(1) § 163 a Abs. 1 der Strafprozeßordnung ist mit 
der Einschränkung anzuwenden, daß es genügt, 
wenn dem Betroffenen Gelegenheit gegeben wird, 
sich zu der Beschuldigung zu äußern. 

(2) In einfachen Sachen braucht der Betroffene 
nicht darauf hingewiesen zu werden, daß er jeder- 
zeit, auch schon vor seiner Vernehmung, einen von 
ihm zu wählenden Verteidiger befragen kann. 

§ 44 

Abschluß der Ermittlungen 

Sobald die Verfolgungsbehörde die Ermittlungen 
abgeschlossen hat, vermerkt sie dies in den Akten, 
wenn sie die weitere Verfolgung der Ordnungs- 
widrigkeit erwägt. 


II. Verwarnungsverfahren 
§ 45 

Verwarnung durch die Verwaltungsbehörde 

(1) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten 
kann die Verwaltungsbehörde den Betroffenen ver- 
warnen und ein Verwarnungsgeld von zwei bis 
zwanzig Deutsche Mark erheben. 

(2) Die Verwarnung ist nur wirksam, wenn der 
Betroffene nach Belehrung über sein Weigerungs- 
recht mit ihr einverstanden ist und das Verwar- 
nungsgeld sofort zahlt oder innerhalb einer ihm be- 
willigten Frist von drei Tagen bei der hierfür be- 
zeichneten Stelle oder bei der Post zur Überweisung 
an diese Stelle einzahlt. Die Zahlungsfrist kann 
bewilligt werden, wenn der Betroffene das Verwar- 
nungsgeld nicht sofort zahlen kann oder wenn es 
höher ist als fünf Deutsche Mark. 

(3) über die Verwarnung, die Höhe des Verwar- 
nungsgeldes und die Zahlung oder die etwa be- 
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stimmte Zahlungsfrist wird eine Bescheinigung er- 
teilt. Kosten (Gebühren und Auslagen) werden nicht 
erhoben. 

(4) Ist die Verwarnung wirksam, so kann die 
Tat nicht mehr als Ordnungswidrigkeit verfolgt wer- 
den. 

§ 46 

Verwarnung durch Beamte 
des Außen- und Polizeidienstes 

(1) Personen, die ermächtigt sind, die Befugnis 
nach § 45 für die Verwaltungsbehörde im Außen- 
dienst wahrzunehmen, haben sich entsprechend aus- 
zuweisen. 

(2) Die Befugnis nach § 45 steht auch den hierzu 
ermächtigten Beamten des Polizeidienstes zu, die 
eine Ordnungswidrigkeit entdecken oder im ersten 
Zugriff verfolgen und sich durch ihre Dienstkleidung 
oder in anderer Weise aus weisen. 

§ 47 

Ermächtigung zur Erteilung der Verwarnung 

(1) Die Ermächtigung nach § 46 Abs. 2 erteilt die 
oberste Dienstbehörde des Beamten oder die von ihr 
bestimmte Stelle. Die oberste Dienstbehörde soll 
sich wegen der Frage, bei welchen Ordnungswidrig- 
keiten Ermächtigungen erteilt werden sollen, mit 
der zuständigen Behörde ins Benehmen setzen. Zu- 
ständig ist bei Ordnungswidrigkeiten, für deren 
Verfolgung und Ahndung eine Verwaltungsbehörde 
des Bundes zuständig ist, der fachlich zuständige 
Bundesminister, sonst die fachlich zuständige ober- 
ste Landesbehörde. 

(2) Soweit bei bestimmten Ordnungswidrigkeiten 
im Hinblick auf ihre Häufigkeit und Gleichartigkeit 
eine möglichst gleichmäßige Behandlung angezeigt 
ist, sollen allgemeine Ermächtigungen an Verwal- 
tungsangehörige und Beamte des Polizeidienstes zur 
Erteilung einer Verwarnung nähere Bestimmungen 
darüber enthalten, in welchen Fällen und unter 
welchen Voraussetzungen die Verwarnung erteilt 
und in welcher Höhe das Verwarnungsgeld erhoben 
werden soll. 


III. Verfahren der Verwaltungs- 
behörde 

§ 48 

Zeugen und Sachverständige 

(1) Zeugen und Sachverständige sind verpflichtet, 
auf Ladung der Verwaltungsbehörde zu erscheinen 
und zur Sache auszusagen oder ihr Gutachten zu er- 
statten. 

(2) In den Fällen der §§ 51, 70 und 77 der Straf- 
prozeßordnung kann die Verwaltungsbehörde gegen 
den Zeugen oder den Sachverständigen Ordnungs- 
strafen in Geld festsetzen. Neben der Ordnungs- 


strafe können ihm die durch die unberechtigte Wei- 
gerung oder das unberechtigte Ausbleiben verur- 
sachten Kosten auferlegt werden. 

(3) Für die Entschädigung von Zeugen und Sach- 
verständigen gelten die Vorschriften des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver- 
ständigen entsprechend. 

§ 49 

Bestellung eines Verteidigers 

Ist die Mitwirkung eines Verteidigers im Ver- 
fahren der Verwaltungsbehörde geboten (§ 140 
Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2 in Verbindung mit § 141 Abs. 3 
Satz 1 der Strafprozeßordnung), so bestellt die Ver- 
waltungsbehörde den Verteidiger. 

§ 50 

Rechtsbehelf gegen Maßnahmen 
der Verwaltungsbehörde 

(1) Gegen Anordnungen, Verfügungen und son- 
stige Maßnahmen, die von der Verwaltungsbehörde 
im Bußgeldverfahren getroffen werden, können der 
Betroffene und andere Personen, gegen die sich die 
Maßnahme richtet, gerichtliche Entscheidung bean- 
tragen. Dies gilt nicht für Maßnahmen, die nur zur 
Vorbereitung der Entscheidung, ob ein Bußgeldbe- 
scheid erlassen oder das Verfahren eingestellt wird, 
getroffen werden und keine selbständige Bedeutung 
haben. 

(2) Der Antrag ist zur zulässig, wenn der Antrag- 
steller geltend macht, durch die Maßnahme in seinen 
Rechten verletzt zu sein. 

(3) Über den Antrag entscheidet das nach § 57 
zuständige Gericht. Die §§ 306 bis 309 und 311 a 
der Strafprozeßordnung über das Beschwerdeverfah- 
ren gelten sinngemäß. Die Entscheidung des Gerichts 
ist nicht anfechtbar. 


IV. Verfahren 
der Staatsanwaltschaft 

§ 51 

Beteiligung der Verwaltungsbehörde 

(1) Hat die Staatsanwaltschaft die Verfolgung der 
Ordnungswidrigkeit übernommen (§ 33 Abs. 1), so 
haben die mit der Ermittlung von Ordnungswidrig- 
keiten betrauten Angehörigen der sonst zuständigen 
Verwaltungsbehörde dieselben Rechte und Pflichten 
wie die Beamten des Polizeidienstes im Bußgeldver- 
fahren. Die sonst zuständige Verwaltungsbehörde 
kann Beschlagnahmen, Notveräußerungen, Durch- 
suchungen und Untersuchungen nach den für Hilfs- 
beamte der Staatsanwaltschaft geltenden Vorschrif- 
ten der Strafprozeßordnung anordnen. 

(2) Der Antrag auf Erlaß eines Bußgeldbescheides 
ist der sonst zuständigen Verwaltungsbehörde mit- 
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Zuteilen. Dies gilt auch für die Anklageschrift und 
den Antrag auf Erlaß eines Strafbefehls, soweit sie 
sich auf eine Ordnungswidrigkeit beziehen. 

(3) Erwägt die Staatsanwaltschaft, das Verfahren 
einzustellen, so hat sie die sonst zuständige Ver- 
waltungsbehörde zu hören. Sie darf nur dann davon 
absehen, wenn für die Entschließung die besondere 
Sachkunde der Verwaltungsbehörde entbehrt wer- 
den kann. 

§ 52 

Antrag der Staatsanwaltschaft 
auf Festsetzung der Geldbuße 

(1) Ist der Amtsrichter für die Ahndung der Ord- 
nungswidrigkeit zuständig, so beantragt die Staats- 
anwaltschaft bei ihm den Erlaß eines Bußgeld- 
bescheides (§ 53 Abs. 1 Satz 1, § 55), sofern die Er- 
mittlungen hierfür genügenden Anlaß bieten. 

(2) Der Antrag enthält die Angaben, die nach § 53 
Abs. 1 Satz 2 in den Bußgeldbescheid aufzunehmen 
sind. 

(3) Erhebt die Staatsanwaltschaft in den Fällen 
des § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wegen der Straftat die 
öffentliche Klage, so erstreckt sie diese auf die Ord- 
nungswidrigkeit, sofern die Ermittlungen hierfür ge- 
nügenden Anlaß bieten. 


VIERTER ABSCHNITT 

Bußgeldbescheid 

§ 53 

Inhalt des Bußgeldbescheides 

(1) Die Ordnungswidrigkeit wird, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt, durch Bußgeldbe- 
scheid geahndet. Er enthält 

1. die Angaben zur Person des Betroffenen, 

2. die Bezeichnung der Tat, die dem Betroffe- 
nen zur Last gelegt wird, Zeit und Ort 
ihrer Begehung, die gesetzlichen Merk- 
male der Ordnungwidrigkeit und die ange- 
wendeten Bußgeldvorschriften, 

3. die Beweismittel, 

4. die Geldbuße und die Nebenfolgen. 

(2) Der Bußgeldbescheid enthält ferner 

1. den Hinweis, daß 

a) der Bußgeldbescheid rechtskräftig und 
vollstreckbar wird, wenn kein Ein- 
spruch nach § 56 eingelegt wird, 

b) das Gericht bei einem Einspruch auf 
Grund einer Hauptverhandlung über 
die Beschuldigung entscheidet, ohne an 
den im Bußgeldentscheid enthaltenen 
Ausspruch gebunden zu sein. 


2. die Aufforderung an den Betroffenen, spä- 
testens eine Woche nach Rechtskraft oder 
einer etwa bestimmten späteren Fälligkeit 
(§ 12 ) 

a) die Geldbuße oder die bestimmten 
Teilbeträge an die zuständige Kasse 
zu zahlen oder 

b) im Falle der Zahlungsunfähigkeit der 
Vollstreckungsbehörde schriftlich oder 
zur Niederschrift darzutun, warum ihm 
die fristgemäße Zahlung nach seinen 
wirtschaftlichen Verhältnissen nicht zu- 
zumuten ist, und 

3. die Belehrung, daß Erzwingungshaft (§ 84) 
angeordnet werden kann, wenn der Be- 
troffene seiner Pflicht nach Nummer 2 
nicht genügt. 

(3) über die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 
und 3 hinaus braucht der Bußgeldbescheid nicht be- 
gründet zu werden. 

§ 54 

Bußgeldbescheid der Verwaltungsbehörde 

(1) Der Bußgeldbescheid der Verwaltungsbehörde 
enthält in den Fällen, in denen dies nach § 61 Abs. 1 
in Betracht kommt, den zusätzlichen Hinweis, daß 
das Gericht bei einem Einspruch auch ohne Haupt- 
verhandlung über die Beschuldigung durch unan- 
fechtbaren Beschluß entscheiden kann, wenn der 
Betroffene und die Staatsanwaltschaft diesem Ver- 
fahren nicht widersprechen. 

(2) Für die Zustellung des Bußgeldbescheides gel- 
ten, wenn ihn eine Verwaltungsbehörde des Bundes 
erlassen hat, die Vorschriften des Verwaltungszu- 
stellungsgesetzes vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I 

S. 379) in der jeweils geltenden Fassung, sonst die 
landesrechtlichen Vorschriften über das Verwal- 
tungszustellungsverfahren. 

(3) Der Bußgeldbesdieid wird dem Betroffenen 
zugestellt, und, wenn er einen gesetzlichen Vertreter 
hat, diesiem mitgeteilt. 

§ 55 

Biißgeldbescheid des Amtsrichters 

(1) Der Amtsrichter entspricht dem Antrag auf 
Erlaß des Bußgeldbescheides, wenn keine Bedenken 
entgegenstehen. 

(2) Wird gegen einen Jugendlichen oder Heran- 
wachsenden eine Geldbuße festgesetzt, so kann der 
Jugendrichter zugleich eine Vollstreckungsanord- 
nung nach § 86 Abs. 1 treffen, ohne insoweit an den 
Vorschlag der Staatsanwaltschaft gebunden zu sein. 

(3) § 407 Abs. 4 Satz 3, § 408 Abs. 2 und § 409 
Abs. 2 der Strafprozeßordnung gelten entsprechend. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 
Einspruch und gerichtliches Verfahren 

I. Einspruch 

§ 56 

Form und Frist 

(1) Der Betroffene kann gegen den Bußgeldbe- 
scheid innerhalb einer Woche nach Zustellung 
schriftlich oder zur Niederschrift der Stelle, die den 
Bußgeldbescheid erlassen hat, Einspruch einlegen. 
Die §§ 297 bis 300 und 302 der Strafprozeßordnung 
über Rechtsmittel gelten entsprechend. 

(2) Für den Einspruch gegen den Bußgeldbe- 
scheid der Verwaltungsbehörde gelten auch die 
§§ 44 bis 47 der Strafprozeßordnung über die Wie- 
dereinsetzung in den vorigen Stand entsprechend. 
Das Gesuch um Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand ist in diesem Fall bei der Verwaltungsbehörde 
anzubringen, über das Gesuch und den Aufschub 
der Vollstreckung entscheidet das nach § 57 zustän- 
dige Gericht. 

§ 57 

Zuständiges Gericht 

(1) Bei einem Einspruch gegen den Bußgeldbe- 
scheid der Verwaltungsbehörde entscheidet das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk die Verwaltungsbe- 
hörde ihren Sitz hat. Der Amtsrichter entscheidet 
allein. 

(2) Im Verfahren gegen Jugendliche und Heran- 
wachsende ist der Jugendrichter zuständig. 

§ 58 

Abgabe an die Staatsanwaltschaft 

(1) Die Verwaltungsbehörde übersendet die Ak- 
ten nach Einspruch an die Staatsanwaltschaft, die 
sie dem Amtsrichter vorlegt. Bis zur Übersendung 
der Akten kann die Verwaltungsbehörde den Buß- 
geldbescheid zurücknehmen. 

(2) Die Aufgaben der Verfolgungsbehörde gehen 
auf die Staatsanwaltschaft über, sobald die Akten 
bei ihr eingehen. 

§ 59 

Unzulässiger Einspruch 

(1) Ist der Einspruch nicht rechtzeitig oder nicht 
in der vorgeschriebenen Form eingelegt, so verwirft 
ihn das Gericht als unzulässig. 

(2) Gegen den Beschluß ist sofortige Beschwerde 
zulässig. 


II. Hauptverfahren 

§ 60 

Hauptverhandlung 

(1) Das Verfahren nach zulässigem Einspruch 
richtet sich, soweit dieses Gesetz nichts anderes be- 
stimmt, nach den Vorschriften der Strafprozeßord- 
nung, die nach zulässigem Einspruch gegen einen 
Strafbefehl gelten. 

(2) Die besonderen Vorschriften dieses Gesetzes 
gelten auch dann, wenn der Amtsrichter nach § 55 
Abs. 3 Termin zur Hauptverhandlung bestimmt hat. 

§ 61 

Entscheidung durch Beschluß 

(1) Bei einem Einspruch gegen einen Bußgeld- 
bescheid der Verwaltungsbehörde, in dem keine 
höhere Geldbuße als zweihundert Deutsche Mark 
festgesetzt ist, kann der Amtsrichter durch unan- 
fechtbaren Beschluß entscheiden, wenn er eine 
Hauptverhandlung nicht für erforderlich hält und 
der Betroffene sowie die Staatsanwaltschaft diesem 
Verfahren nicht widersprechen. Satz 1 gilt entspre- 
chend, wenn in dem Bußgeldbescheid eine Neben- 
folge vermögensrechtlicher Art angeordnet ist, deren 
Wert zweihundert Deutsche Mark nicht übersteigt. 

(2) Das Gericht entscheidet darüber, ob der Be- 
troffene freigesprochen, gegen ihn eine Geldbuße 
festgesetzt, eine Nebenfolge angeordnet oder das 
Verfahren eingestellt wird. Das Gericht darf von 
der im Bußgeldbescheid getroffenen Entscheidung 
nicht zum Nachteil des Betroffenen abweichen. 

(3) Wird eine Geldbuße festgesetzt, so gibt der 
Beschluß die Ordnungswidrigkeit und die angewen- 
deten Bußgeldvorschriften an. Die Begründung des 
Beschlusses enthält die Tatsachen, in denen das Ge- 
richt die gesetzlichen Merkmale der Ordnungs- 
widrigkeit sieht, sowie die Äußerung des Betroffe- 
nen und ihre Beurteilung durch das Gericht. 

(4) Wird der Betroffene freigesprochen oder das 
Verfahren eingestellt, so gibt die Begründung die 
dafür maßgebenden tatsächlichen und rechtlichen 
Gesichtspunkte an. 

§ 62 

Anwesenheit des Betroffenen 
in der Hauptverhandlung 

(1) Der Betroffene ist zum Erscheinen in der 
Hauptverhandlung nicht verpflichtet. 

(2) Das Gericht kann jedoch zur Aufklärung des 
Sachverhalts das persönliche Erscheinen des Be- 
troffenen anordnen. 

(3) Das Gericht kann auch die Vernehmung des 
Betroffenen durch einen ersuchten Richter anordnen. 
Es hat eine solche Anordnung zu treffen, wenn der 
Betroffene innerhalb einer Woche nach der Ladung 
zur Hauptverhandlung einen entsprechenden Antrag 
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stellt und glaubhaft macht, daß ihm das Erscheinen 
in der Hauptverhandlung nicht zugemutet werden 
kann. § 233 Abs. 3 der Strafprozeßordnung gilt ent- 
sprechend. 

(4) Hat das Gericht das persönliche Erscheinen 
des Betroffenen nicht angeordnet, so kann er sich 
durch einen schriftlich bevollmächtigten Verteidiger 
vertreten lassen. 

§ 63 

Verfahren bei Abwesenheit 

(1) Bleibt der Betroffene in der Hauptverhand- 
lung aus, ohne daß sein persönliches Erscheinen 
oder seine richterliche Vernehmung angeordnet ist, 
und ist er auch nicht durch einen Verteidiger ver- 
treten, so wird der wesentliche Inhalt seiner frühe- 
ren Vernehmung und etwaiger schriftlicher oder 
protokollarischer Erklärungen, die er zur Sache ab- 
gegeben hat, bekanntgegeben oder festgestellt, daß 
er sich nicht geäußert hat, obwohl ihm dazu Ge- 
legenheit gegeben war. 

(2) Bleibt der Betroffene, dessen persönliches Er- 
scheinen angeordnet ist, ohne genügende Entschul- 
digung aus, so kann das Gericht, wenn Einspruch 
eingelegt ist, diesen ohne Beweisaufnahme durch 
Urteil verwerfen. Ist die Hauptverhandlung nach 
§ 408 Abs. 2 der Strafprozeßordnung anberaumt 
oder verwirft das Gericht den Einspruch nicht, so 
ordnet es die Vorführung des Betroffenen an oder 
verfährt nach Absatz 1. 

(3) Der Betroffene ist in der Ladung über die Ab- 
sätze 1 und 2 zu belehren. 

(4) Hat die Hauptverhandlung nach den Absät- 
zen 1 oder 2 ohne den Betroffenen stattgefunden, 
so gilt § 235 der Strafprozeßordnung entsprechend. 
Im Falle der Verwerfung des Einspruchs gilt auch 
§ 412 Abs. 2 der Strafprozeßordnung entsprechend. 

§ 64 

Teilnahme der Staatsanwaltschaft 
an der Hauptverhandiung 

(1) Die Staatsanwaltschaft ist zur Teilnahme an 
der Hauptverhandlung nicht verpflichtet. Das Ge- 
richt macht der Staatsanwaltschaft Mitteilung, wenn 
es ihre Mitwirkung für angemessen hält. 

(2) Nimmt die Staatsanwaltschaft an der Haupt- 
verhandlung nicht teil, so bedarf es ihrer Zustim- 
mung zur Einstellung des Verfahrens (§ 38 Abs. 2) 
und zur Rücknahme des Einspruchs (§ 66 Abs. 2) in 
der Hauptverhandlung nicht. 

§ 65 

Beteiligung der Verwaltungsbehörde 

(1) Das Gericht gibt der Verwaltungsbehörde Ge- 
legenheit, die Gesichtspunkte vorzubringen, die von 
ihrem Standpunkt für die Entscheidung von Bedeu- 
tung sind. Dies gilt auch, wenn das Gericht erwägt, 


das Verfahren nach § 38 Abs. 2 einzustellen. Der 
Termin zur Hauptverhandlung wird der Verwal- 
tungsbehörde mitgeteilt. Ihr Vertreter erhält in der 
Hauptverhandlung auf Verlangen das Wort. 

{?.) Das Gericht darf nur dann davon absehen, 
die Verwaltungsbehörde nach Absatz 1 zu beteili- 
gen, wenn ihre besondere Sachkunde für die Ent- 
scheidung entbehrt werden kann. 

(3) Das Urteil und andere das Verfahren abschlie- 
ßende Entscheidungen sind der Verwaltungsbehörde 
mitzuteilen. 

(4) Die Verwaltungsbehörde hat, wenn ihr das 
Gesetz die Rechte eines Nebenklägers einräumt, 
diese Befugnis, sobald das Verfahren bei Gericht 
anhängig ist. Sie kann Revisionsanträge auch ohne 
Mitwirkung eines Rechtsanwalts anbringen. 

§ 66 

Rücknahme der Klage und des Einspruchs 

(1) Die Klage und der Einspruch können bis zur 
Verkündung des Urteil im ersten Rechtszuge oder 
bis zum Erlaß des Beschlusses nach § 61 zurück- 
genommen werden. 

(2) Nach Beginn der Hauptverhandlung ist die 
Rücknahme der Klage nur mit Zustimmung des Be- 
troffenen, die Rücknahme des Einspruchs nur mit 
Zustimmung der Staatsanwaltschaft zulässig. 

(3) Erwägt die Staatsanwaltschaft, die Klage zu- 
rückzunehmen, so gilt § 51 Abs. 3 entsprechend. 

§ 67 

W eitere V erfahrens Vereinfachungen 

(1) Das Gericht bestimmt, unbeschadet des § 244 
Abs. 2 der Strafprozeßordnung, den Umfang der 
Beweisaufnahme. 

(2) § 273 Abs. 2 der Strafprozeßordnung ist nicht 
anzuwenden. 

(3) Im Verfahren gegen Jugendliche und Heran- 
wachsende gilt § 55 Abs. 2 dieses Gesetzes ent- 
sprechend, im Verfahren gegen Jugendliche auch 
§ 78 Abs. 3 des Jugendgerichtsgesetzes. 


III. Rechtsmittel 
§ 68 

Revision 

(1) Das Urteil kann nicht mit der Berufung ange- 
fochten werden. 

(2) Gegen das Urteil ist die Revision nur zu- 
lässig, wenn 

1. gegen den Betroffenen eine Geldbuße von 
mehr als zweihundert Deutsche Mark fest- 
gesetzt ist, 
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2. eine Nebenfolge angeordnet ist, es sei 
denn, daß es sich um eine Nebenfolge 
vermögensrechtlicher Art handelt, deren 
Wert im Urteil auf nicht mehr als zwei- 
hundert Deutsche Mark festgesetzt ist, 

3. der Betroffene wegen einer Ordnungs- 
widrigkeit freigesprochen oder das Ver- 
fahren eingestellt worden ist und wegen 
der Tat im Bußgeldbescheid oder im Straf- 
befehl eine Geldbuße von mehr als fünf- 
hundert Deutsche Mark festgesetzt oder 
eine solche Geldbuße von der Staats- 
anwaltschaft beantragt worden war oder 

4. die Revision zugelassen wird (§ 69). 

(3) Hat das Urteil mehrere Taten zum Gegen- 
stand und sind die Voraussetzungen des Absatzes 2 
nur hinsichtlich einzelner Taten gegeben, so ist die 
Revision nur insoweit zulässig. 

§ 69 

Zulassung der Revision 

(1) Das Revisionsgericht läßt die Revision nach 
§ 68 Abs. 2 Nr. 4 auf Antrag zu, wenn es geboten 
ist, die Nachprüfung des Urteils zur Fortbildung 
des Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen 
Rechtsprechung zu ermöglichen. 

(2) Für den Zulassungantrag gelten die Vorschrif- 
ten der Strafprozeßordnung über die Einlegung der 
Revision entsprechend. Der Antrag gilt als vorsorg- 
lich eingelegte Revision. Die Vorschriften über die 
Anbringung der Revisionsanträge und deren Be- 
gründung (§§ 344, 345 der Strafprozeßordnung) sind 
zu beachten. Bei der Begründung der Revisions- 
anträge soll der Antragsteller zugleich angeben, aus 
welchen Gründen die in Absatz 1 bezeichneten Vor- 
aussetzungen vorliegen. § 35 a der Strafprozeßord- 
nung gilt entsprechend. 

(3) Das Revisionsgericht entscheidet über den 
Antrag durch Beschluß. Die §§ 346 bis 348 der Straf- 
prozeßordnung gelten entsprechend. Wird der An- 
trag verworfen, so gilt die Revision als zurück- 
genommen. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Bußgeld- und Strafverfahren 

§ 70 

Übergang vom Bußgeld- zum Strafverfahren 

(1) Das Gericht ist im Bußgeldverfahren an die 
Beurteilung der Tat als Ordnungs Widrigkeit nicht 
gebunden. Jedoch darf es auf Grund eines Straf- 
gesetzes nur entscheiden, wenn der Betroffene zuvor 
auf die Veränderung des rechtlichen Gesichtspunktes 
hingewiesen und ihm Gelegenheit zur Verteidigung 
gegeben worden ist. 

(2) Der Betroffene wird auf die Veränderung des 
rechtlichen Gesichtspunktes auf Antrag der Staats- 


anwaltschaft oder von Amts wegen hingewiesen. 
Mit diesem Hinweis erhält er die Rechtsstellung des 
Angeklagten. Die Verhandlung wird unterbrochen, 
wenn das Gericht es für erforderlich hält oder wenn 
der Angeklagte es beantragt, über sein Recht, die 
Unterbrechung zu beantragen, wird der Angeklagte 
belehrt. 

(3) In dem weiteren Verfahren sind die besonde- 
ren Vorschriften dieses Gesetzes nicht mehr anzu- 
wenden. Jedoch kann die bisherige Beweisaufnahme, 
die in Anwesenheit des Betroffenen stattgefunden 
hat, auch dann verwertet werden, wenn sie nach 
diesen Vorschriften durchgeführt worden ist. 

§ 71 

Bußgelderkenntnis im Strafverfahren 

(1) Im Strafverfahren beurteilt das Gericht die in 
der Anklage bezeichnete Tat zugleich unter dem 
rechtlichen Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit. 

(2) Läßt das Gericht die Anklage zur Hauptver- 
handlung nur unter dem rechtlichen Gesichtspunkt 
einer Ordnungswidrigkeit zu, so sind in dem weite- 
ren Verfahren die besonderen Vorschriften dieses 
Gesetzes anzuwenden. 

§ 72 

Verfahren bei Ordnungswidrigkeiten 
und Straftaten 

(1) Hat das Verfahren Ordnungswidrigkeiten und 
Straftaten zum Gegenstand und werden einzelne 
Taten nur als Ordnungswidrigkeiten verfolgt, so 
gelten für das Verfahren wegen dieser Taten auch 
§ 37 Abs. 3, 4, die §§38 bis 40, 43 sowie die §§65 
bis 69. 

(2) Wird in den Fällen des Absatzes 1 gegen das 
Urteil, soweit es nur Ordnungswidrigkeiten betrifft, 
Revision und im übrigen Berufung eingelegt, so 
wird eine rechtzeitig und in der vorgeschriebenen 
Form eingelegte Revision, solange die Berufung 
nicht zurückgenommen oder als unzulässig verwor- 
fen ist, als Berufung behandelt. Einer Zulassung 
nach § 68 Abs. 2 Nr. 4 bedarf es nicht. Im übrigen 
gilt § 335 Abs. 3 Satz 2 und 3 der Strafprozeßord- 
nung entsprechend. 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Rechtskraft und Wiederaufnahme 
des Verfahrens 

§ 73 

Wirkung der Rechtskraft 

(1) Ist der Bußgeldbescheid rechtskräftig gewor- 
den oder hat das Gericht über die Tat als Ordnungs- 
widrigkeit oder als Straftat rechtskräftig entschie- 
den, so kann dieselbe Tat nicht mehr als Ordnungs- 
widrigkeit verfolgt werden. 

(2) Das rechtskräftige Urteil über die Tat als Ord- 
nungswidrigkeit steht auch ihrer Verfolgung als 
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Straftat entgegen. Dem rechtskräftigen Urteil steht 
der Beschluß nach § 61 gleich. 

§ 74 

Wiederaufnahme des Verfahrens 

(1) Für die Wiederaufnahme eines durch rechts- 
kräftige Bußgeldentscheidung abgeschlossenen Ver- 
fahrens gelten die §§ 359 bis 373 a der Strafprozeß- 
ordnung entsprechend, soweit die nachstehenden 
Vorschriften nichts anderes bestimmen. 

(2) Die Wiederaufnahme des Verfahrens zugun- 
sten des Betroffenen, die auf neue Tatsachen oder 
Beweismittel gestützt wird (§ 359 Nr. 5 der Straf- 
prozeßordnung), ist nicht zulässig, wenn 

1. gegen den Betroffenen lediglich eine Geld- 
buße bis zu zweihundert Deutsche Mark 
festgesetzt ist oder 

2. seit Rechtskraft der Bußgeldcntscheidung 
drei Jahre verstrichen sind. 

Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend, wenn eine Neben- 
folge vermögensrechtlicher Art angeordnet ist, deren 
Wert zweihundert Deutsche Mark nicht übersteigt. 

(3) Die Wiederaufnahme des Verfahrens zuungun- 
sten des Betroffenen ist unter den Voraussetzungen 
des § 362 der Strafprozeßordnung nur zu dem Zweck 
zulässig, die Verurteilung nach einem Strafgesetz 
herbeizuführen. Zu diesem Zweck ist sie auch zu- 
lässig, wenn neue Tatsachen oder Beweismittel bei- 
gebracht sind, die allein oder in Verbindung mit den 
früher erhobenen Beweisen geeignet sind, die Ver- 
urteilung des Betroffenen wegen eines Verbrechens 
zu begründen. 

(4) Im Wiederaufnahmeverfahren gegen den Buß- 
geldbescheid einer Verwaltungsbehörde entscheidet 
das nach § 57 zuständige Gericht. Wird ein solches 
Wiederaufnahmeverfahren von dem Betroffenen be- 
antragt oder werden der Verwaltungsbehörde Um- 
stände bekannt, die eine Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens zulassen, so übersendet sie die Akten der 
Staatsanwaltschaft. § 58 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 75 

Aufhebung des Bußgeldbescheides im Strafverfahren 

(1) Ist gegen den Betroffenen ein Bußgeldbescheid 
ergangen und wird er später wegen derselben Hand- 
lung in einem Strafverfahren verurteilt, so wird der 
Bußgeldbescheid insoweit aufgehoben. Dasselbe gilt, 
wenn es im Strafverfahren nicht zu einer Verurtei- 
lung kommt, jedoch die Feststellungen, die das Ge- 
richt in der abschließenden Entscheidung trifft, dem 
Bußgeldbescheid entgegenstehen. 

(2) Geldbeträge, die auf Grund des aufgehobenen 
Bußgeldbescheides gezahlt oder beigetrieben wor- 
den sind, werden zunächst auf eine erkannte Geld- 
strafe, dann auf angeordnete Nebenfolgen, die zu 
einer Geldzahlung verpflichten, und zuletzt auf die 
Kosten des Strafverfahrens angerechnet. 


(3) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 
und 2 werden in dem Urteil oder in der sonstigen 
abschließenden Entscheidung getroffen. 


ACHTER ABSCHNITT 

Verfahren bei Anordnung von Nebenfolgen 
§ 76 

Einziehungsverfahren 

(1) Hat die Verwaltungsbehörde im Bußgeldver- 
fahren über die Einziehung eines Gegenstandes zu 
entscheiden, so ist sie auch für die Anordnung der 
Verfahrensbeteiligung zuständig (§ 431 der Straf- 
prozeßordnung) ^), 

(2) Der Bußgeldbescheid, in dem die Einziehung 
angeordnet wird, steht im Sinne des § 433 Abs. 1 
und des § 438 der Strafprozeßordnung ^) einem 
Strafbefehl gleich. 

(3) Im selbständigen Verfahren wird die Ein- 
ziehung in einem selbständigen Einziehungsbescheid 
angeordnet; § 53 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Nr. 1 Buch- 
stabe a und Abs. 3 gilt entsprechend. Der Einzie- 
hungsbescheid steht einem Bußgeldbescheid gleich. 
Für die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde gilt 
§ 441 Abs. 1 Satz 1 und 3 der Strafprozeßordnung ^) 
sinngemäß. 

(4) Im Nachverfahren (§ 439 der Strafprozeß- 
ordnung) ^) gegen einen Bußgeldbescheid der Ver- 
waltungsbehörde entscheidet das nach § 57 zustän- 
dige Gericht. 

(5) Die Entscheidung des Gerichts im Nachver- 
fahren oder im selbständigen Verfahren über die 
Einziehung eines Gegenstandes, dessen Wert zwei- 
hundert Deutsche Mark nicht übersteigt, ist nicht 
anfechtbar. 

§ 77 

Festsetzung der Geldbuße gegen juristische 
Personen und Personenvereinigungen 

(1) Hat die Verwaltungsbehörde im Bußgeldver- 
fahren als Nebenfolge der Tat des Betroffenen über 
die Festsetzung einer Geldbuße gegen eine juristi- 
sche Person oder eine Personenvereinigung zu ent- 
scheiden (§ 19), so ist sie auch für die Anordnung 
der V'erfahrensbeteiligung zuständig ( § 444 Abs. 1 
der Strafprozeßordnung) 2). 

(2) Im selbständigen Verfahren setzt die Verwal- 
tungsbehörde die Geldbuße in einem selbständigen 
Bußgeldbescheid fest. Für die Zuständigkeit der Ver- 
waltungsbehörde gelten § 441 Abs. 1 Satz 1 ^) und 
§ 444 Abs. 3 Satz 2 2) der Strafprozeßordnung sinn- 
gemäß. 

(3) § 76 Abs. 2 und 5 gilt entsprechend. 


9 i. d. F. des Artikels 2 Nr. 9 des EGOWiG-Entwurfs 
^) i. d. F. des Artikels 2 Nr. 11 des EGOWiG-Entwurfs 
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NEUNTER ABSCHNITT 

Vollstreckung der Bußgeldentscheidungen 

§ 78 

Vollstreckbarkeit der Bußgeldentscheidungen 

Bußgeldentsctieidungen sind vollstreckbar, wenn 
sie rechtskräftig geworden sind. 

§ 79 

Vollstreckung des Bußgeldbescheides 
der Verwaltungsbehörde 

(1) Der Bußgeldboscheid der Verwaltungsbehörde 
wird, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, 
durch die Verwaltungsbehörde vollstreckt, die ihn 
erlassen hat. 

(2) Für die Vollstreckung gelten, soweit das Ge- 
setz nichts anderes bestimmt, sinngemäß die Vor- 
schriften des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes 
vom 27. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157) in der 
jeweils geltenden Fassung, wenn eine Verwaltungs- 
behörde des Bundes den Bußgeldbescheid erlassen 
hat, sonst die landesrechtlichen Vorschriften über 
das Verwaltungsvollstreckungs- oder Verwaltungs- 
zwangsverfahren. 

(3) Hat eine Verwaltungsbehörde des Bundes den 
Bußgeldbescheid erlassen, so übernimmt, wenn diese 
Behörde darum ersucht, das örtlich zuständige Haupt- 
zollamt die Vollstreckung. § 73 a Abs. 2 bis 6 der 
Reichsabgabenordnung ist entsprechend anzuwen- 
den. Für die Vollstreckung gelten die Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung über die Zwangsvoll- 
streckung, soweit dieses Gesetz nichts anderes be- 
stimmt. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die Vollstrek- 
kung einer nach § 48 Abs. 2 festgesetzten Ordnungs- 
strafe in Geld entsprechend. 

§ 80 

Vollstreckung der gerichtlichen 
Bußgeldentscheidung 

Für die Vollstreckung der gerichtlichen Bußgeld- 
entscheidung gelten die §§ 451 und 463 der Straf- 
prozeßordnung, im Verfahren gegen Jugendliche 
und Heranwachsende auch § 82 Abs. 1, §§ 84 und 
85 Abs. 3 des Jugendgerichtsgesetzes sinngemäß. 

§ 81 

Zahlungserleichterungen 

(1) Uber die Bewilligung von Zahlungserleichte- 

rungen (§ 12) entscheidet nach Rechtskraft der Buß- | 
geldentscheidung die Stelle, der nach § 79 Abs. 1,3; 
oder § 80 die Vollstreckung obliegt (Vollstreckungs- | 
behörde). | 

(2) Die Vollstreckungsbehörde kann eine Ent- i 
Scheidung über Zahlungserleichterungen nachträg- i 
lieh ändern oder aufheben. Dabei darf sie von einer i 


vorausgegangenen Enfscheidung zum Nachteil des 
Betroffenen n\ir auf Grund neuer Tatsachen oder 
Beweismittel abweichen. 

(3) Für Entscheidungen über Zahlungserleichte- 
rungen gilt § 53 Abs. 2 Nr. 2, 3 sinngemäß. 

(4) Entfällt die Vergünstigung nach § 12 Satz 2, 
die Geldbuße in bestimmten Teilbeträgen zu zahlen, 
so wird dies in den Akten vermerkt. Die Voll- 
streckungsbehörde kann dem Betroffenen erneut 
eine Zahlungserleichteriing bewilligen. 

(5) Ergibt sich, daß dem Betroffenen nach seinen 
wirtschaftlichen Verhältnissen die Zahlung der Geld- 
buße in absehbaren- Zeit nicht mögiieh ist, so kann 
die Vollstreckungsbehörde anordnen, daß die Voll- 
streckung unterbleibt. 

§ 82 

Verrechnung von Teilbeträgen 

Teilbeträge werden, wenn der Betroffene bei der 
Zahlung keine Bestimmung trifft, zunächst auf die 
Geldbuße, dann auf die etwa angeordneten Neben- 
folgcn, die zu einer Geldzahlung verpflichten, und 
zuletzt auf die Kosten des Verfahrens angerechnet. 

§ 83 

Beitreibung der Geldbuße 

Die Geldbuße oder der Teilbetrag einer Geldbuße 
wird vor Ablauf einer Woche nach Eintritt der Fäl- 
ligkeit nur beigetrieben, wenn auf Grund bestimm- 
ter Tatsachen erkennbar ist, daß sich der Betroffene 
der Zahlung entziehen will. 

§ 84 

Anordnung von Erzwingungshaft 

(1) Nach Ablauf der in § 83 bestimmten Frist 
kann das Gericht auf Antrag der Vollstreckungs- 
behörde oder, wenn ihm selbst die Vollstreckung 
übertragen ist, von Amts wegen Erzwingungshaft 
anordnen, wenn 

1. die Geldbuße oder der bestimmte Teilbe- 
trag einer Geldbuße nicht gezahlt ist, 

2. der Betroffene seine Zahlungsunfähigkeit 
nicht dargetan hat (§ 53 Abs. 2 Nr. 2 
Buchstabe b), 

3. er nach § 53 Abs. 2 Nr. 3 belehrt ist und 

4. keine Umstände bekannt sind, welche 
seine Zahlungsunfähigkeit ergeben. 

(2) Ergibt sich, daß dem Betroffenen nach seinen 
wirtschaftlichen Verhältnissen nicht zuzumuten ist, 
den zu zahlenden Betrag der Geldbuße sofort zu 
entrichten, so bewilligt das Gericht eine Zahlungs- 
erleichterung oder überläßt die Entscheidung dar- 
über der Vollstreckungsbehörde. Eine bereits ergan- 
gene Anordnung der Erzwingungshaft wird aufge- 
hoben. 
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(3) Die Dauer der Erzwingungshaft wegen einer 
Geldbuße darf sechs Wochen, wegen mehrerer in 
einer Bußgeldentscheidung festgesetzter Geldbußen 
drei Monate nicht übersteigen. Sie wird, auch unter 
Berücksichtigung des zu zahlenden Betrages der 
Geldbuße, nach Tagen bemessen und kann nach- 
träglich nicht verlängert, jedoch abgekürzt werden. 
Wegen desselben Betrages darf die Erzwingungs- 
haft nicht wiederholt werden. 

§ 85 

Vollstreckung der Erzwingungshaft 

(1) Die Erzwingungshaft wird durch das Gericht 
vollstreckt. 

(2) Der Betroffene kann die Vollstreckung der 
Erzwingungshaft jederzeit dadurch abwenden, daß 
er den zu zahlenden Betrag der Geldbuße entrichtet. 

(3) Macht der Betroffene nach Anordnung der Er- 
zwingungshaft geltend, daß ihm nach seinen wirt- 
schaftlichen Verhältnissen nicht zuzumuten ist, den 
zu zahlenden Betrag der Geldbuße sofort zu ent- 
richten, so wird dadurch die Vollziehung der An- 
ordnung nicht gehemmt. Das Gericht kann jedoch 
die Vollziehung aussetzen. 

(4) Ist die Erzwingungshaft vollstreckt worden, 
so kann das Gericht die Vollstreckung der Geld- 
buße für erledigt erklären. 

§ 86 

Vollstreckung gegen Jugendliche 
und Heranwachsende 

(1) Wird die gegen einen Jugendlichen festge- 
setzte Geldbuße auch nach Ablauf der in § 83 be- 
stimmten Frist nicht gezahlt, so kann der Jugend- 
richter auf Antrag der Vollstreckungsbehörde oder, 
wenn ihm selbst die Vollstreckung übertragen ist, 
von Amts wegen dem Jugendlichen auferlegen, an 
Stelle der Geldbuße 

1. einer Arbeitsauflage nachzukommen, 

2. den Schaden wiedergutzumachen, 

3. bei einer Verletzung von Verkehrsvor- 
schriften an einem Verkehrsunterricht teil- 
zunehmen, 

4. sonst eine bestimmte Leistung zu erbrin- 
gen, 

wenn die Bewilligung einer Zahlungserleichterung, 
die Beitreibung der Geldbuße oder die Anordnung 
der Erzwingungshaft nicht möglich oder angebracht 
erscheint. Der Jugendrichter kann die Anordnungen 
nach Satz 1 nebeneinander treffen und nachträglich 
ändern. 

(2) Kommt der Jugendliche einer Anordnung 
nach Absatz 1 schuldhaft nicht nach und zahlt er 
auch nicht die Geldbuße, so kann Jugendarrest (§ 16 
des Jugendgerichtsgesetzes) gegen ihn verhängt 
werden, wenn er entsprechend belehrt worden ist. 
Ist der Jugendarrest vollstreckt worden, so kann 


der Jugendrichter die Vollstreckung der Geldbuße 
für erledigt erklären. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die Voll- 
streckung der gegen einen bleranwachsenden fest- 
gesetzten Geldbuße. 

§ 87 

Vollstreckung gegen juristische Personen 
und Personenvereinigungen 

Für die Vollstreckung der Geldbuße gegen eine 
juristische Person oder eine Personenvereinigung 
gelten die §§ 81 bis 85 entsprechend. 

§ 88 

Nachlrägliche Entscheidungen über die Einziehung 

Für die Aufhebung des Vorbehalts der Einziehung 
und die nachtiägliche Anordnung der Einziehung 
oder der Einziehung des Wertersatzes (§ 18 Abs. 1 
in Verbindung mit § 40 b Abs. 3, § 40 c Abs. 2 
Satz 2 des Strafgesetzbuches) i) ist in den Fällen des 
§ 79 die Vollstreckungsbchörde, in den Fällen dos 
§ 80 das Gericht zuständig. 

§ 89 

Vollstreckung in den Nachlaß 

In den Nachlaß darf nur vollstreckt werden, wenn 
die Bußgeldentscheidung bei Lebzeiten des Betrof- 
fenen rechtskräftig g('^worden ist. Von der Vollstrek- 
kung kann ganz oder teilweise abgesehen werden. 

§ 90 

Nachträgliches Strafverfahren 

(1) V'ircl nach Rechtskraft des Bußgeldbescheides 
wc'gen derselben Handlung die öffentliche Klage 
erhobem, so soll die Vollstreckungsbehörde die Voll- 
streckung des Bußgcldbescheides insoweit aussetzen. 

(2) Sind die Entscheidungen nach § 75 Abs. 1 
und 2 im Strafverfahren unterblieben, so sind sie 
von dem Gericht nachträglich zu treffen. 

§ 91 

Gerichtliche Entscheidung 

über Einwendungen gegen die Zulässigkeit der 
Vollstreckung und gegen die von der Vollstrek- 
kungsbehörde nach den §§ 81, 88 und 90 Abs. 1 ge- 
troffenen Anordnungen entscheidet das Gericht. 
§ 458 Abs. 3 Satz 1 der Strafprozeßordnung gilt ent- 
sprechend. 

§ 92 

Verfahren bei gerichtlicher Entscheidung 

(1) Die bei der Vollstreckung notwendig werden- 
den gerichtlichen Entscheidungen (§§ 84 bis 88, 90 
Abs. 2, § 91) werden erlassen 

b i. ci. F. des Artikels 1 Nr. 2 des EGOWiG-Entwurfs 
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1. von dem nach § 57 zuständigen Amts- 
gericht, wenn ein Bußgeldbescheid der Ver- 
waltungsbehörde zu vollstrecken ist, 

2. von dem Gericht des ersten Rechtszuges, 
wenn eine gerichtliche Bußgeldentschei- 
dung zu vollstrecken ist, 

3. von dem Gericht des ersten Rechtszuges 
im Strafverfahren, wenn eine Entschei- 
dung nach § 90 Abs. 2 zu treffen ist. 

(2) Ist für die Vollstreckung der Amtsrichter zu- 
ständig, so entscheidet in den Fällen des § 91 die 
Strafkammer des Landgerichts. 

(3) Die Entscheidung ergeht ohne mündliche Ver- 
handlung. Vor der Entscheidung ist den Beteiligten 
Gelegenheit zu geben, Anträge zu stellen und zu 
begründen. 

(4) Gegen die Anordnung der Erzwingungshaft, 
die Verhängung des Jugendarrestes und die nach- 
trägliche Entscheidung über die Einziehung eines 
Gegenstandes, dessen Wert zweihundert Deutsche 
Mark übersteigt, oder die Einziehung eines entspre- 
chenden Wertersatzes (§ 88) ist sofortige Beschwerde 
zulässig. In den übrigen Fällen ist die Entscheidung 
nicht anfechtbar. 

ZEHNTER ABSCHNITT 

Kosten 

§ 93 

Kostenentscheidung 

(1) Die Vorschriften der Strafprozeßordnung und 
des Jugendgerichtsgesetzes über die Kosten des 
Verfahrens gelten auch im Verfahren der Verwal- 
tungsbehörde sinngemäß. 

(2) Nimmt die Verwaltungsbehörde den Bußgeld- 
bescheid zurück und stellt sie das Verfahren ein, 
so kann sie dem Betroffenen und in den Fällen der 
§§ 76 und 77 den Nebenbeteiligten auf deren Antrag 
die ihnen erwachsenen notwendigen Auslagen ganz 
oder teilweise erstatten. 

(3) Nimmt der Betroffene den Einspruch gegen 
den Bußgeldbescheid der Verwaltungsbehörde zu- 
rück oder wird sein Einspruch in der Hauptverhand- 
lung durch Urteil verworfen, so trägt er auch die 
Kosten des gerichtlichen Verfahrens. 

§ 94 

Gebühren und Auslagen 
im Verfahren der Verwaltungsbehörde 

(1) Im Verfahren der Verwaltungsbehörde be- 
mißt sich die Gebühr nach der Geldbuße, die gegen 
den Betroffenen im Bußgeldbescheid festgesetzt ist. 

(2) Als Gebühren werden erhoben bei der Fest- 
setzung einer Geldbuße 

bis zu fünfzig Deutsche Mark 

drei Deutsche Mark, 

von mehr als fünfzig bis zu 

hundert Deutsche Mark fünf Deutsche Mark, 


von mehr als hundert Deutsche Mark fünf vom Hun- 
dert des Betrages der festgesetzten Geldbuße, jedoch 
höchstens zehntausend Deutsche Mark. 

(3) Als Auslagen werden erhoben 

1. Telegrafen- und Fernschreibgebühren; 

2. Postgebühren für förmliche Zustellungen; 

3. Kosten, die durch öffentliche Bekannt- 
machung entstehen, mit Ausnahme der 
hierbei erwachsenen Postgebühren; 

4. die nach dem Gesetz über die Entschädi- 
gung von Zeugen und Sachverständigen 
zu zahlenden Beträge; erhält ein Sachver- 
ständiger auf Grund des § 1 Abs. 3 des 
Gesetzes über die Entschädigung von Zeu- 
gen und Sachverständigen keine Entschä- 
digung, so ist der Betrag zu erheben, der 
ohne diese Vorschrift nach dem Gesetz 
über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen zu zahlen wäre; 

5. die bei Geschäften außerhalb der Dienst- 
stelle den Verwaltungsbehörden auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften gewährten Ver- 
gütungen (Reisekostenvergütung, Aus- 
lagenersatz) und die Kosten für die Bereit- 
stellung von Räumen; 

6. die Beträge, die anderen in- oder ausländi- 
schen Behörden, öffentlichen Einrichtungen 
oder Beamten zustehen, und zwar auch 
dann, wenn aus Gründen der Gegenseitig- 
keit, der Verwaltungsvereinfachung und 
dgl. an die Behörden, Einrichtungen oder 
Beamten keine Zahlungen zu leisten sind; 

7. die an Rechtsanwälte zu zahlenden Be- 
träge; 

8. die Kosten einer Beförderung von Perso- 
nen sowie Beträge, die mittellosen Per- 
sonen für die Reise zum Ort einer Verneh- 
mung oder Untersuchung und für die Rück- 
reise gewährt werden; 

9. die Kosten für die Beförderung von Sa- 
chen, mit Ausnahme der hierbei erwach- 
senen Postgebühren, und die Verwahrung 
von Sachen. 

§ 95 

Rechtsbehelf und Vollstreckung 
im Verfahren der Verwaltungsbehörde 

(1) Im Verfahren der Verwaltungsbehörde ist ge- 
gen die selbständige Kostenentscheidung, die Fest- 
setzung der einem Beteiligten zu erstattenden Aus- 
lagen und den Ansatz der Gebühren und Auslagen 
der Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach § 50 
zulässig. 

(2) Für die Vollstreckung der Kosten des Buß- 
! geldverfahrens gelten die §§78 und 79 Abs. 1 bis 3 
I entsprechend. 
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DRITTER TEIL 

Schlußvorschriften 

§ 96 

Einschränkung von Grundrechten 

Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit 
(Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der 
Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes) und der Unverletzlichkeit der Woh- 
nung (Artikel 13 des Grundgesetzes) werden nach 
Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt. 

§ 97 

Sonderregelung für Berlin 

§ 79 Abs. 3 ist auch anzuwenden, wenn eine Ver- 
waltungsbehörde des Landes Berlin den Bußgeld- 
bescheid erlassen hat, soweit sie nach § 7 Abs. 2 des 


j Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) den unmittelbaren Weisun- 
gen des Bundesministers der Finanzen unterliegt. 

§ 98 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 99 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt mit dem Beginn des zweiten 
Monats, der auf die Verkündung folgt, in Kraft. 
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Begründung 


Einleitung i 

A. Die bisherige Entwicklung i 

des Rechts der Ordnungswidrigkeilen | 

Mit dem geltenden Gesetz über Ordnungswidrig- j 
keiten vom 25. März 1952 (OWiG) hat der Bundes- 
gesetzgeber erstmals ein umfassendes Rahmengesetz 
für das Recht der Ordnungswidrigkeiten erlassen. 
Er hat damit die notwendige Rechtsgrundlage für 
die Aussonderung des Ordnungsunrechts aller Sach- 
gebiete aus dem Kriminalunrecht geschaffen und so 
der Rechtsentwicklung eine grundsätzlich neue Rich- 
tung gegeben. i 

Historisch betrachtet umfaßt das „Strafrecht" alle j 
Normen, die als öffentlich-rechtliche Gebote oder j 
Verbote durch die Androhung einer Sanktion abge- [ 
sichert sind. Die Unterscheidung zwischen dem I 
eigentlichen Kriminalunrecht einerseits und dem , 
Ordnungsunrecht (oder dem sog. Polizei- oder Ver- | 
waltungsunrecht) andererseits ist aber keine Er- 
kenntnis der jüngsten Rechtsentwicklung. Diese Un- 
terscheidung ist schon seit Jahrhunderten bekannt. 
Sie findet sich schon in der älteren Gesetzgebung. 
So ist im preußischen Allgemeinen Landrecht für 
die sog. polizeiliche Übertretung die Gefährdung 
des Rechtsgutes als maßgebendes Kennzeichen an- 
gesehen worden, als Merkmal des Kriminaldelikts 
hingegen die Verletzung eines Rechtsgutes. In der 
praktischen Durchführung hat dies zu nicht uner- 
heblichen Schwierigkeiten geführt. Deshalb hat das 
Strafgesetzbuch von 1871 grundsätzlich nicht zwi- 
schen Kriminalunrecht und „Polizeiunrecht" getrennt, 
sondern die Dreiteilung der Straftaten eingeführt 
und die Übertretungen in den letzten Abschnitt des 
Besonderen Teils eingestellt. Der Gedanke, die 
Übertretungstatbestände wieder aus dem Straf- 
gesetzbuch herauszulösen, hat jedoch im Laufe der 
Reformbestrebungen immer größere Bedeutung ge- 
wonnen. Unterstützt wurden die Bestrebungen durch 
die Lehre von James Goldschraidt („Das Verwal- 
tungsstrafrecht" 1902), der versucht hat, einen we- 
sensgemäßen Unterschied zwischen dem Kriminal- 
unrecht und dem Verwaltungs- oder Ordnungsun- 
recht herauszuarbeiten. In den Entwürfen der Jahre 
1911 bis 1930 zu einem neuen Strafgesetzbuch ist 
die Trennung zwischen Verbrechen und Vergehen 
einerseits und Übertretungen andererseits rein 
äußerlich durch Aufnahme in verschiedene Bücher 
vorgenommen worden. Der Entwurf eines Dout- 
•schen Strafgesetzbuches 1930 hat die Dreiteilung 
von Straftaten aufgegeben und die bisherigen Über- 
tretungen zum größten Teil als Ordnungsunrecht 
bewertet, die in ein besonderes Ordnungsstraf- 
gesetzbuch aufgenommen worden sollten. Der Ent- 
wurf eines Strafgesetzbuches (E 1962) mit Begrün- 
dung — Drucksache IV 650 VA32 - — sieht keine 
Übertretungstatbestände mehr vor. Er geht davon 
aus, daß sie in Ordnungswidrigkeiten umgewandelt 


w'erden, soweit sie nicht als Vergehen eingestuft 
werden. In diesem Sinne hat sich auch der Sonder- 
ausschuß „Strafrecht" des Deutschen Bundestages be- 
reits bei der Beratung des Entwurfs 1962 in der 
9. Sitzung vom 29. November 1963 entschieden (vgl. 
Niederschriften S. 147). 

Die heutige gesetzliche Regelung des Rechts der 
Ordnungswidrigkeiten läßt sich auf das „Ordnungs- 
strafrecht" zurückführen, das der Gesetzgeber vor 
etwa dreißig Jahren auf dem Gebiet des Wirtschafts- 
strafrechts eingeführt hat. Das Ordnungsunrecht 
wurde von dem Kriminalunrecht damals nicht tat- 
bestandlich abgegrenzt. Der Verwaltungsbehörde 
wurde vielmehr nur die Befugnis eingeräumt, be- 
stimmte Straftaten, namentlich einfache Zuwider- 
handlungen gegen Bewirtschaftungsvorschriften, 
durch Ordnungsstrafe zu ahnden, wenn „an der 
Herbeiführung einer gerichtlichen Entscheidung kein 
öffentliches Interesse bestand" (vgl. z. B. § 15 der 
Verodnung über den Warenverkehr in der Fassung 
vom 11. Dezember 1942, Reichsgesetzbl. I S. 685). 
Die Beurteilung dieser Frage wurde der Verwal- 
tungsbehörde eingeräumt. Sie war nicht verpflich- 
tet, hierzu die Entschließung der Staatsanwaltschaft 
einzuholon oder der Staatsanwaltschaft ihre Ent- 
scheidung zur Überprüfung mitzuteilen. 

Die gesetzliche Regelung des Rechts der Ordnungs- 
widrigkeiten, die nach 1945 getroffen worden ist, be- 
schränkte sich anfangs ebenfalls auf das Wirtschafts- 
strafrecht. Der Gesetzgeber übernahm zunächst auch 
die unscharfe Abgrenzung des Ordnungsunrechts 
vom Kriminalunrecht nach dem Gesichtspunkt, ob an 
der Herbeiführung der Entscheidung ein öffentliches 
Interesse bestand. Bei dieser mehr verfassungsrecht- 
lichen als sachlich-rechtlichen Trennung des Ord- 
nungsunrechts lag es nahe, zum Ausgangspunkt der 
gesetzlichen Regelung die Frage zu machen, welche 
Stelle die Frage des „öffentlichen Interesses" ent- 
scheiden sollte. Das Bewirtschaftungsnotgesetz vom 
30. Oktober 1947 (Gesetzblatt der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes 1948 S. 3) wählte 
die Staatsanwaltschaft, um so einer möglichen 
Machtausweitung der Verwaltungsbehörde zu be- 
gegnen. Die Verwaltungsbehörde konnte danach die 
Tat nur dann mit einer Ordnungsstrafe ahnden, 
wenn die Staatsanwaltschaft zuvor das öffentliche 
Interesse an der Herbeiführung einer gerichtlichen 
Entscheidung verneint hatte. 

Das Wirtschaftsstrafgesetz vom 26. Juli 1949 (Ge- 
setzblatt der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes S. 193) ■ — WiStG 1949 — sah die 
Lösung in einer etwas mehr materiellen Abgrenzung 
von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten verbun- 
den mit einer starren Zuständigkeitsabgrenzung 
zwischen Staatsanwaltschaft und Verwaltungsbe- 
hörde. Die materielle Abgrenzung richtete sich nach 
einer allgemeinen Formel (§ 6 WiStG 1949), die auf 
der Lehre von James Goldschmidt beruht und von 
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Eb. Schmidt gefunden wurde (sog, Schmidtsche 
Mischformel). Sie gilt in etwas abgewandelter Form 
noch heute für die Mischtatbestände des Wirtschafts- 
strafgesetzes 1954 (§ 3 WiStG 1954). Für die Ver- 
folgung und Ahndung von Ordnungsunrecht wurde 
die ausschließliche Zuständigkeit der Verwaltungs- 
behörde bestimmt. E)as Bußgeldverfahrfm Vv'urde 
eigenständig vom Strafverfahren geregelt. Die Be- 
teiligung der Staatsanwaltschaft v/urde nur vorge- 
sehen, um die strafrechtliche Seite des Falles zu 
prüfen. Die strenge Trennung von Bußgeld- und 
Strafverfahren, die zu Kompetenzkonflikten zwi- 
schen Staatsanwaltschaft und Verwaltungsbehörde 
führen konnte, wurde nicht etwa als unvermeidliche 
Folge der Aussonderung des Ordnungsunrechts aus 
dem Kriminalunrecht in Kauf genommen, sondern 
bewußt gewählt, da man es als rechtspolitisch un- 
tunlich ansah, der Justiz gegenüber der Verwal- 
tungsbehörde eine bevorrechtigte Stellung einzu- 
räumen. 

Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten hat die im 
Wirtschaftsstrafgesetz 1949 für Wirtschaftsordnungs- 
widrigkeiten vorgesehene sachlich-rechtliche und 
verfahrensrechtliche Regelung im wesentlichen über- 
nommen und auf dieser Grundlage ein Rahmenge- 
setz geschaffen, das allgemein für das Recht der Ord- 
nungswidrigkeiten gelten sollte. Dafür ist die Er- 
wägung maßgebend gewesen, daß die „Umwandlung 
von Kriminalunrecht und Ordnungsunrecht aus all- 
gemeinen rechtsstaatlichen Gründen" nicht auf das 
Gebiet des Wirtschaftsstrafrechts beschränkt wer- 
den könnte (vgl. die Begründung zum Regierungs- 
entwurf eines OWiG unten 11. A, Absatz 8, Druck- 
sache 2100 der 1. Wahlperiode). Eine möglichst 
rasche gesetzliche Regelung erschien geboten, um 
den Verwaltungsbehörden allgemein eine Grund- 
lage für die Ahndung von Ordnungsunrecht zu ge- 
ben, nachdem das Gesetz zur Wiederherstellung der 
Rechtseinheit auf dem Gebiete der Gerichtsverfas- 
sung, der bürgerlichen Rechtspflege, des Strafverfah- 
rens und des Kostenrechts vom 12. Septomber 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 455, 515) die bisherigen 

§§ 413 ff. und 419 ff. der Strafprozeßordnung (StPO) 
über die polizeiliche Strafverfügung und über die 
Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle besei- 
tigt hatte. 

In der Folgezeit hat der Gesetzgeber auf der Grund- 
lage des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die 
Trennung des Ordnungsunrechts vom Kriminal- 
unrecht immer weiter durchgeführt. Seit Inkraft- 
treten des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten hat 
der Bundesgesetzgeber — abgesehen von einigen 
besonders gelagerten Ausnahmefällcn — ■ weder in 
neuen nebenstrafrechtlichen Gesetzen Übertretun- 
gen geschaffen, noch bei der Reform älterer Gesetze 
Übertretungstatbestände aufrechterhalten. Auf diese 
Weise ist die Zahl der Bundesgesetze, die Bußgold- 
tatbestände enthalten, auf über hundert angewach- 
sen. Eine ähnliche Entwicklung hat das Landesrecht 
genommen. 

Der Art nach sind im w'esentlichen soldie Tatbe- 
stände in das Recht der Ordnungswddrigkeiten ver- 
wiesen wmrden, die bisher als Übertretungen einge- 
stuft waren oder früher cingestuft worden wären. 
Mitunter sind auch Vorgehenstatbestände in Ord- 


nungswidrigkeiten umgewandelt worden, da der Ge- 
, setzgeber sich nicht darauf beschränkt hat, nur die 
i Fälle des echten Verwaltungsungehorsams (wie 
; etv/a die Verletzung von Melde- oder Auskunfts- 
' pflichten) als Ordnungsunrecht zu behandeln. Als 
Girdnungswidrigkoiten sind vielfach abstrakte Ge- 
fährdungsdelikte bewertet worden, und zwar auch 
Zuwiderhandlungen gegen Gebote oder Verbote, 

; die dem Schutz von Leben und Gesundheit dienen 
! sollen (z. B. § 25 des Gesetzes über das Apotheken- 
w'os('n vom 20. August 1960, Bundesgesetzbl. I 
: S. 697; § 67 Abs. 1, 2, § 68 des Jugcndarbeitsschutz- 
j gesetzes vom 9. August 1960, Bundesgesetzbl. I 
I S. 665). In einer Anzahl von Gesetzen sind Erschlei- 
i chungstatbestände, die im Vorfeld des Betruges lie- 
! gen, nur mit Geldbuße bedroht (z. B. § 33 Abs. 4 
I Nr. 1 des Außenwirtschaftsgesetzes). Im allgemeinen 
I hat sich der Gesetzgeber von dem Grundsatz leiten 
1 lassen, einmal solche Handlungen lediglich mit 
: Geldbuße zu bedrohen, die zwar ethisch farblos sind, 
deren Bekämpfung jedoch im Interesse der öffent- 
I liehen Ordnung notwendig ist, zum anderen aber 
auch Handlungen, bei denen der ünrechtsgehalt der 
Tat so gering ist, daß kein Grund für das sittliche 
; Path.os des Strafens gegeben ist. 


B. Die Notwendigkeit der Neugestaltung 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 

I. Verfahrensrecht 

Die Regelung des Bußgeldverfahrens, die ursprüng- 
lich nur für die Ordnungswidrigkeiten des Wirt- 
schaftsrechts vorgesehen war, hat sich zwar in die- 
, sem Bereich im wesentlichen bewährt. Die inzwi- 
schen durchgeführte und noch bevorstehende Aus- 
dehnung des Rechts der Ordnungwidrigkeiten auf 
i alle weiteren Sachgebiete macht cs jedoch notwen- 
I dig, das geltende Verfahrensrecht von Grund auf 
I zu ändern. Die jetzige Regelung ist sicher keine 
j praktisch brauchbare und angemessene Lösung für 
die Verfolgung und Ahndung von solchen Ord- 
nungswidrigkeiten, die massenhaft Vorkommen oder 
die nahe an der Grenze zum Strafrecht liegen. In 
diesen Bereichen treten Nachteile und Mängel des 
Verfahronsrechts besonders auffällig zutage. 

Die verfahrensrechtliche Regelung des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten läßt sich auf den Grund- 
gedanken zurückführen, daß zwischen dem Ord- 
nungsunrecht und dem Kriminalunrecht ein wesens- 
mäßiger ünterschied besteht, der dazu zwingt, nicht 
nur in der Art der Sanktion zu unterscheiden, son- 
dern auch streng getrennte Zuständigkeiten für die 
I Verfolgung und Ahndung zu bestimmen. Für das 
Ordnungsunrecht ist — neuerdings auch bei Kartell- 
I Ordnungswidrigkeiten — ausschließlich die Zustän- 
I digkeit der Verwaltungsbehörde begründet. Sie ent- 
I scheidet über die Tat durch einen Bußgeldbescheid 
I nach Art eines Verwaltungsaktes. Er wird im ge- 
richtlichen Verfahren lediglich nachgeprüft, behält 
also dort seine selbständige Bedeutung und engi 
das Gericht in der Beurteilung der Tat ein. Straf 
und Bußgeldverfahren sind streng voneinander ge- 
' schieden Die Zweigleisigkeit beider Verfahren ver- 
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bietet eine Verbindung von Straf- und Bußgeld- 
sachen, verhindert eine abschließende Beurteilung 
der Tat durch das Gericht sowohl unter dem recht- ! 
liehen Gesichtspunkt einer Straftat als auch einer i 
Ordnungswidrigkeit und läßt deshalb nach rechts- i 
kräftigem Abschluß des Strafverfahrens die Mög- 
lichkeit zu, daß die Verwaltungsbehörde die Tat, 
sofern das Gericht nicht auf Strafe erkannt hat, 
noch als Ordnungswidrigkeit ahnden kann {§ 4 
Abs. 2 OWiG). 

Bei den Vorarbeiten zur Umstellung der Verkehrs- | 
Übertretungen auf Ordnungswidrigkeiten sind die j 
verfahrensrechtlichen Nachteile einer solchen Lö- 
sung in aller Schärfe hervorgetreten, vor allem für 
den Fall, daß die abstrakten Gefährdungsdelikte 
des Straßenverkehrsrechts in die Umstellung ein- 
bezogen werden, wie dies auf vergleichbaren Sach- 
gebieten geschehen und in Artikel 3 des Einfüh- 
rungsgesetzes zu dem neuen Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten (EGOWiG) vorgesehen ist. Auf der 
Grundlage des geltenden Verfahrensrechts wäre es 
nach der Umstellung der Verkehrsübertretungen 
nicht möglich, gegen zwei Beteiligte eines Verkehrs- 
unfalls ein einheitliches Verfahren durchzuführen, 
wenn der eine Beteiligte nur einer Verkehrsord- 
nungswidrigkeit, der andere dagegen eines Ver- 
gehens (z. B. der fahrlässigen Körperverletzung) be- i 
schuldigt wird. Gegen einen Täter, dem eine Ver- I 
kehrsordnungswidrigkeit und ein Vergehen (z. B. | 
Unfallflucht) zur Last gelegt werden, könnte eben- | 
sowenig ein einheitliches Verfahren durchgeführt i 
werden. Die Praxis zeigt, daß solche Fälle nicht j 
selten sind. Die Aburteilung von Zusammenhangs- | 
taten in verschiedenen Verfahren ist aber prozeß- 1 
wirtschaftlich verfehlt, da sie einen unangemessenen j 
Verfahrensaufwand mit sich bringt und die Gefahr j 
widersprüchlicher Entscheidungen hervorruft. So 
könnte in dem zuerst genannten Fall in dem einen 
Verfahren festgestellt werden, daß die Schuld oder 
überwiegende Schuld an dem Unfall den anderen 
Beteiligten trifft, in dem folgenden Verfahren aber 
das Gegenteil. In dem zweiten Fall könnte sich im 
Bußgeldverfahren ergeben, daß der Beschuldigte den 
Unfall nicht verursacht hat, in dem Strafverfahren 
wegen der Unfallflucht jedoch das Gegenteil. 

Verfahrensrechtliche Schwierigkeiten könnten sich 
aber nicht nur bei der Verfolgung von Zusammen- 
hangstaten, sondern auch bei der Verfolgung einer 
Tat ergeben, deren Beurteilung als Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit zweifelhaft sein kann. Steht 
z. B. fest, daß der Betroffene eine Vorfahrtverletzung 
begangen hat, ist aber nach der Sach- und Rechtslage 
zweifelhaft, ob er auch grob verkehrswidrig und 
rücksichtslos gefahren ist und dadurch Leib oder 
Leben eines anderen oder Sachen von bedeutendem 
Wert gefährdet hat (§ 315 c Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a 
StGB), so kann es im Laufe des Verfahrens — wie ! 
nachstehend näher dargelegt ist - — zwischen der ! 
Staatsanwaltschaft und der Verwaltungsbehörde zu i 
einem negativen und einem positiven Kompetenz- | 
konflikt kommen. Das Verfahren kann so wesentlich ! 
erschwert und sein Fortgang erheblich verzögert ! 
werden. Das widerspricht dem Grundanliegen der ' 
modernen Prozeßrechtsentwicklung, das Verfahren 
im Interesse des Betroffenen und der Rechtspflege zu 


beschleunigen, zu vereinfachen und auf das Wesent- 
liche zu beschränken. 

Im Vorverfahren kann bei zweifelhafter Sach- oder 
Rechtslage zwischen der Verwaltungsbehörde und 
der Staatsanwaltschaft ein negativer Kompetenz- 
konflikt entstehen, wenn die Verwaltungsbehörde 
die Verfolgung der Tat als Ordnungswidrigkeit ab- 
lehnt mit der Begründung, es handele sich um eine 
Straftat, die Staatsanwaltschaft aber das Strafver- 
fahren mit der umgekehrten Begründung einstellt. 
Es wäre dann eine Entscheidung der Strafkammer 
des Landgerichts darüber notwendig, ob die Tat im 
Bußgeld- oder im Strafverfahren zu verfolgen ist 
(§ 32 OWiG). Diese Entscheidung hat in einem dar- 
aufhin eingeleiteten Strafverfahren jedoch keine 
Bindungskraft, so daß das Strafgericht auf Frei- 
spruch erkennen könnte. Die Verwaltungsbehörde 
könnte anschließend gegen den Betroffenen wegen 
der Tat als Ordnungswidrigkeit einen Bußgeldbe- 
scheid erlassen (§ 4 Abs. 2 OWiG), gegen den der 
Betroffene wieder die gerichtliche Entscheidung be- 
antragen könnte. 

Nach Erlaß des Bußgeldbescheides kann ein positi- 
ver Kompetenzkonflikt ausgelöst werden, wenn die 
Staatsanwaltschaft, welcher der Bußgeldbescheid zu- 
gestellt wird (§ 53 Abs. 1 OWiG), den Verdacht 
einer Straftat bejaht. Sie kann dann bei der Straf- 
kammer des Landgerichts den Antrag auf Über- 
prüfung stellen, ob die Tat als Straftat zu verfolgen 
sei (§ 58 OWiG). Gegen die Entscheidung des Land- 
gerichts ist die Rechtsbeschwerde zulässig, über die 
das Oberlandesgericht entscheidet (§§ 60, 56 Abs. 4 
OWiG). Unter Umständen bestimmt also erst die 
Entscheidung des Oberlandesgerichts, in welchem 
Verfahren die Tat weiter verfolgt wird. 

Im Verfahren nach Antrag des Betroffenen auf ge- 
richtliche Entscheidung wird wegen der strengen 
Zweigleisigkeit von Bußgeldverfahren und Strafver- 
fahren u. U. eine sachgerechte Entscheidung verhin- 
dert oder erst in einem späteren Verfahren ermög- 
licht. Gelangt das Gericht in der Hauptverhandlung 
zu dem Ergebnis, daß keine Ordnungswidrigkeit, 
sondern eine Straftat vorliegt, so wird das Bußgeld- 
verfahren gleichwohl fortgesetzt, da es die Staats- 
anwaltschaft verabsäumt hat, die Entscheidung des 
Landgerichts herbeizuführen (§ 62 OWiG). Das Ge- 
ridit muß dann „sehenden Auges" die Tat als bloße 
Ordnungswidrigkeit aburteilen. Trotz der gericht- 
lichen Entscheidung bleibt es der Staatsanwaltschaft 
jedoch unbenommen, anschließend ein Strafverfah- 
ren einzuleiten, wenn sich die erforderlichen Tat- 
sachen oder Beweismittel für das Vorliegen einer 
Straftat erst in der Hauptverhandlung nach Antraa 
auf gerichtliche Entscheidung ergeben haben (§ 65 
Abs. 2 OWiG). Endet dieses Strafverfahren mit einer 
Verurteilung, so muß der (richterlich bestätigte) 
Bußgeldbescheid wieder aufgehoben werden (§ 65 
Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 61 OWiG). 

Die streng durchgeführte Trennung von Strafverfah- 
ren und Bußgeldverfahren läßt es umgekehrt nicht 
zu, daß das Gericht im Strafverfahren die Tat unter 
dem rechtlichen Gesichtspunkt einer Ordnungs- 
widrigkeit aburteilt. Wird die Straftat nicht bewie- 
sen, so muß das Gericht auf Freispruch erkennen. 
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selbst wenn feststeht, daß der Angeklagte eine Ord- 
nungswidrigkeit begangen hat. In der Praxis kommt 
es nun gerade häufiger vor, daß zunächst wegen 
eines Verkehrsvergehens Anklage erhoben wird, 
nach Aufklärung des Sachverhalts in der Hauptver- 
handlung jedoch lediglich eine Verkehrsübertretung 
(nach Artikel 3 des EGOWiG-Entwurfs also eine 
Verkehrsordnungswidrigkeit) festgestellt wird. 
Künftig müßte in solchen Fällen nach Abschluß des 
Strafverfahrens ein neues Verfahren eingeleitet 
werden, das dann wieder eine gerichtliche Entschei- 
dung notwendig machen kann. Würde das Gericht 
in diesem Verfahren feststellen, daß der Verwal- 
tungsbehörde ein Verfahrensmangel unterlaufen ist, 
so müßte der Bußgeldbescheid als unzulässig aufge- 
hoben und das Verfahren erneut vor der Verwal- 
tungsbehörde durchgeführt werden. Eine solche Re- 
gelung muß den Interessen des Betroffenen und dem 
Ansehen der Rechtspflege abträglich sein. 

Ein weiterer Nachteil der geltenden Verfahrensord- 
nung ist darin zu sehen, daß an jedem Bußgeldver- 
fahren die Staatsanwaltschaft beteiligt werden muß, 
um über die Grenze zum Strafrecht zu wachen, selbst 
dann, wenn keine Anhaltspunkte für eine Straftat 
gegeben sind: Stellt die Verwaltungsbehörde das 
Verfahren ein, so hat sie eine Abschrift der mit 
Gründen versehenen Einstellungsverfügung der 
Staatsanwaltschaft zu übersenden (§ 46 Satz 1 
OWiG); erläßt die Verwaltungsbehörde einen Buß- 
geldbescheid, so muß sie ihn der Staatsanwaltschaft 
zustellen (§ 53 Abs. 1 OWiG). In jedem einzelnen 
Fall müssen sich also stets zwei Behörden mit der- 
selben Sache befassen. Dabei ist die Beteiligung 
der Staatsanwaltschaft nicht nur eine Förmlichkeit, 
da sie die Rechtskraft des Verfahrens hinsichtlich 
der strafrechtlichen Seite in Kauf nimmt, wenn sie 
sich einer Prüfung enthält. Eine sorgfältige Prüfung 
wird aber vielfach nur möglich sein, wenn sie sich 
eine genaue Kenntnis von dem Inhalt der Akten 
verschafft. Dieses Verfahren müßte bei massenhaft 
vorkommenden Zuwiderhandlungen zu einer außer- 
ordentlichen Belastung der beteiligten Behörden 
führen. 

Zu einem erheblichen Verfahrensaufwand führt 
auch die Regelung, daß jede Einstellungs Verfügung 
und jeder Bußgeldbescheid von der Verwaltungs- 
behörde zu begründen sind. Dieser Aufwand ist bei 
Massenordnungswidrigkeiten nicht vertretbar und 
im Vergleich zum Strafbefehls- und Strafverfügungs- 
verfahren nicht angemessen. Nach dem Gefüge des 
geltenden Bußgeldverfahrens wäre es aber nicht 
möglich, künftig einfach auf den Begründungszwang 
zu verzichten. Der Bußgeldbescheid wird nach der 
Regelung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
als eine Entscheidung der Verwaltungsbehörde in 
einer Instanz angesehen: Er wird im gerichtlichen 
Verfahren wie ein Verwaltungsakt auf seine Zu- 
lässigkeit und Begründetheit nachgeprüft. Deshalb 
bedarf er notwendigerweise einer Begründung. Das 
Bußgeldverfahren beruht also im Gegensatz zum 
Strafbefehls- und Strafverfügungsverfahren nicht 
auf dem Grundgedanken der Selbstunterwerfung des 
Betroffenen, die hinfällig wird und dem Bußgeld- 
bescheid seine Grundlage entzieht, wenn der Be- 
troffene die gerichtliche Entscheidung beantragt. 


Will man auf den Begründungszwang verzichten, 
was bei Massenordnungswidrigkeiten unausweich- 
lich ist, so muß dies zu einer grundlegenden Ände- 
rung des Verfahrens führen. 

Die Neugestaltung des Bußgeldverfahrens ist nicht 
nur wegen der Umstellung der Verkehrsübertretun- 
gen auf Ordnungswidrigkeiten, sondern auch sonst 
notwendig. Die aufgezeigten verfahrensrechtlichen 
Schwierigkeiten und Nachteile, die auf der Grund- 
lage der geltenden Verfahrensordnung vorgegeben 
sind, können in gleicher Weise, wenn vielleicht 
auch etwas abgeschwächt, bei der Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten in allen anderen Bereichen 
auftreten. Sie machen sich besonders deutlich be- 
merkbar bei der Verfolgung von Ordnungswidrig- 
keiten, die häufig verkommen oder die in der Nähe 
des Kriminalunrechts liegen. 

Das trifft für die Zuwiderhandlungen des Wirt- 
schaftsrechts, namentlich für Preisverstöße und Zu- 
widerhandlungen gegen die Marktordnungsgesetze, 
für die das Wirtschaftsstrafgesetz 1954 gilt, zur Zeit 
allerdings nicht zu. Nach der Mischformel des § 3 
Abs. 1 WiStG 1954 ist eine solche Zuwiderhandlung 
nur dann eine Straftat, wenn die Tat ihrem Umfang 
und ihrer Auswirkung nach geeignet ist, die Ziele 
der Wirtschaftsordnung erheblich zu beeinträchtigen 
oder wenn der Täter besonders verantwortungslos 
handelt und durch sein Verhalten zeigt, daß er das 
öffentliche Interesse an dem Schutz der Wirtschafts- 
ordnung mißachtet. Diese Voraussetzungen werden 
in Zeiten wirtschaftlicher Stabilität nur selten vor- 
liegen, so daß eine Verfolgung der Tat als Straftat 
nur ausnahmsweise in Betracht kommt. In einer 
Krisen- oder Notzeit können sich diese Verhältnisse 
jedoch rasch ändern. Wirtschaftsdelikte werden 
dann erfahrungsgemäß häufig begangen und wiegen 
wegen der bedeutsamen Folgen für die Wirtschafts- 
ordnung so schwer, daß sie als Straftaten zu be- 
werten sind. Wegen der verhältnismäßig unbe- 
stimmten Abgrenzung zwischen Straftaten und Ord- 
nungswidrigkeiten müßten dann bei der Verfolgung 
solcher Zuwiderhandlungen die gleichen Verfahrens- 
Schwierigkeiten auftraten, wie sie oben für den Be- 
reich des Verkehrsrechts dargestellt sind. Aber auch 
bei der gegenwärtigen Wirtschaftslage kann die 
strenge Trennung von Bußgeld- und Strafverfahren 
bei Zuwiderhandlungen des Wirtschaftsrechts zu un- 
befriedigenden Ergebnissen führen. Nach der gelten- 
den Verfahrensregelung muß z. B, der Täter, der eine 
Mietpreiserhöhung von über 300 % gefordert und 
erhalten hat, im Strafverfahren freigesprochen wer- 
den, wenn das Gericht die Voraussetzungen einer 
Straftat nach § 3 Abs. 1 WiStG 19.54 verneint, ob- 
wohl es prozeßwirtschaftlich vernünftig wäre, gegen 
einen solchen Täter bereits im Strafverfahren wegen 
der Ordnungswidrigkeit nach den §§ 2 a, 3 Abs. 2 
WiStG 1954 eine angemessene Geldbuße festzu- 
setzen und die Abführung des Mehrerlöses anzuord- 
nen. Der Freispruch oder die Einstellung des Ver- 
fahrens in derartigen Fällen haben in der Öffentlich- 
keit Aufsehen erregt und Empörung hervorgerufen, 
weil übersehen worden ist, daß nach Abschluß des 
Strafverfahrens wegen derselben Tat ein Bußgeld- 
verfahren eingeleitet werden konnte. 


25 



Drucksache V/1269 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Die Zahl der Bußgeldverfahren wird mit der fort- 
schreitenden Ausscheidung des Ordnungsunrechts 
aus dem Kriminalunrecht weiter wachsen. Die Nach- 
teile der geltenden Verfahrensordnung (so schon die 
Pflicht zur Begründung des Bußgeldbescheides; die 
stets notwendige Beteiligung der Staatsanwaltschaft) 
werden danach in zunehmendem Maße hervortreten. 
Wie die Gesetzgebungsarbeiten auf den verschiede- 
nen Sachgebieten des Nebenrechts erwiesen haben, 
kann die Abschichtung des Ordnungsunrechts vom 
Kriminal unrecht trotz des Bemühens nach tatbe- 
standlicher Unterscheidung vielfach nur so durchge- 
führt werden, daß die Möglichkeit des Zusammen- 
hangs von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten in 
Betracht kommt und die Beurteilung der Tat als 
Straftat oder Ordnungswidrigkeit im einzelnen Falle 
zweifelhaft sein kann. 

Beispiele hierfür lassen sich aus allen Sachgebieten 
anführen. So begeht z. B. der Arbeitgeber, der einen 
Jugendlichen mit Akkordarbeit beschäftigt, eine 
Straftat (§ 66 des Jugendarheitschutzgesetzes vom 
9. August 1960, Bundesgesetzbl. I S. 665); er handelt 
nur ordnungswidrig, wenn er dem Jugendlichen die 
vorgeschriebenen Ruhepausen vorenthält, jedoch 
macht er sich auch in diesem Fall strafbar, wenn er 
durch die Tat die Gesundheit des Jugendlichen ge- 
fährdet oder wenn er aus Gewinnsucht handelt 
oder die Tat trotz Abmahnung wiederholt (§ 67 
Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 des Jugendarbeitsschutzgeset- 
zes). In ähnlicher Weise sind auch sonst im Arbeits- 
recht und anderen Sachgebieten Handlungen, die in 
einem Zusammenhang stehen können, gesetzlich in 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten geschieden 
oder werden künftig bei der weiteren Umwandlung 
von Straftatbeständen in Ordnungswidrigkeiten ge- 
schieden werden. Im übrigen ist ganz allgemein zu 
berücksichtigen, daß Ordnungswidrigkeiten im Zu- 
sammenhang mit Straftaten nach dem Strafgesetz- 
buch und nach Nebengesetzen aus ganz anderen 
Sachbereichen stehen können. So kann z. B. mit der 
verbotenen Führung der Berufsbezeichnung „Bücher- 
revisor" (Ordnungswidrigkeit nach § 132 der Wirt- 
EChaftsprüferordnung vom 24. Juli 1961, Bundes- 
gesetzbl. I S. 1049) ein Betrug oder eine unerlaubte 
Rechtsberatung verbunden sein; die Verletzung der 
den Milchhändlern auferlegten Pflicht, die Milch nur 
von einer bestimmten Stelle zu beziehen (Ordnungs- 
widrigkeit oder Straftat nach § 3 WiStG 1954 i. V. m. 
§ 30 Abs. 1 Nr. 4 des Milch- und Fettgesetzes i. d. F. 
vom 10. Dezember 1952, Bundesgesetzbl. I S. 811) 
kann in einem Zusammenhang mit einem Verstoß 
gegen das Lebensmittelgesetz und fahrlässiger Kör- 
perverletzung stehen. 

Für alle diese Fälle muß ganz allgemein verfahrens- 
rechtlich eine Regelung getroffen werden, die eine 
einheitliche Verfolgung und Ahndung zuläßt. Sonst 
könnte das Verfahren gerade in den weniger 
schwerwiegenden Grenzfällen nur sehr umständlich, 
aufwendig und verzögerlich durchgeführt werden. 
Zur Vermeidung dieses unerwünschten Ergebnisses 
mußte die schon seit Jahren vordringliche Umstel- 
lung von Straftatbeständen in Ordnungswidrig- 
keiten nicht nur auf dem Gebiete dos Straßenver- 
kehrsrochts zurückgcstollt werden, sondern auch auf 
anderen bedeutsamen Gebieten, so z. B. dem Steuer- 
strafrecht und dem Lebensmittelstrafrecht. 


Eine Änderung des bisherigen Bußgeldverfahrens 
; erscheint schließlich selbst bei Ordungswidrigkeiten 
angezeigt, die nicht im Grenzbereich zum Kriminal- 
unrecht, sondern im Kernbereich echten Verwal- 
tungsunrechts liegen. In diesen Fällen ist die Betei- 
ligung der Staatsanwaltschaft, soweit sie für jedes 
Verfahren zwingend vorgeschrieben ist, um die 
Grenze zum Kriminalunrecht zu überwachen, eben- 
. sowenig geboten wie die hieraus folgende, auch 
^ die strafrechtliche Seite erfassende Rechtskraft, die 
; dem Bußgeldbescheid der Verwaltungsbehörde zu- 
I gemessen wird. Es reicht aus, wenn der gerichtliche 
I Entscheidung eine so weitgehende Wirkung zu- 
i kommt. 

I 11. Sachliches Recht 

j Die Erneuerung des sachlichen Rechts innerhalb des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist zwar nicht 
i so notwendig und vordringlich wie die des Verfah- 
I rensrechts. Mit der Ausweitung des Rechts der Ord- 
nungswidrigkeiten ist die sachlich-rechtliche Rege- 
[ lung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten, die 
; — im Gegensatz zum Verfahrensrecht — dem allge- 
' meinen Strafrecht angenähert ist, in ihren Grund- 
; lagen nicht in Frage gestellt worden. Da die sachlich- 
: rechtlichen Vorschriften des Gesetzes über Ord- 
‘ nungswidrigkeiten jedoch nicht für ein bereits in 
weitem Umfang vorhandenes, sondern für ein erst 
' nach und nach wachsendes Ordnungsunrecht ge- 
schaffen worden sind, haben sich im Laufe der Zeit 
^ sowohl in der praktischen Rechtsanwendung und 
i Gesetzgebungsarbeit als auch in der Wissenschaft 
eine Fülle neuer Erkenntnisse auch in sachlich-recht- 
lieber Hinsicht ergeben. Diese Entwicklung ist durch 
die Arbeiten an der Großen Strafrechtsreform maß- 
I geblich beeinflußt und gefördert worden. Bei der 
I Einführung oder Änderung von Bußgeldvorschriften 
! in den verschiedenen nebenstrafrechtlichen Gesetzen 
! hat sich der Gesetzgeber die neuen Erkenntnisse zu- 
nutze gemacht. Er hat in weitgehendem Umfange 
Einzelregelungen getroffen, die von den allgemeinen 
sachlichen Vorschriften des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten abweichen oder sie ergänzen. Das gilt 
z. B. für die Vorschriften über Einziehung, Verjäh- 
rung, Geldbuße gegen juristische Personen, Verlet- 
zung der Aufsichtspflicht in Betrieben und Unter- 
nehmen und Handeln für einen anderen. In den letz- 
I ten Jahren sind so in das Nebenstrafrecht zahlreiche 
Einzelregelungen aufgenommon worden, die mit- 
unter in der Ausgestaltung ohne sachlichen Grund 
i voneinander abweichen. Dies muß zu Schwierig- 
I Leiten in der Rechtsanwendung und zu ungerechten 
, Ergebnissen führen. Um dieser Gefahr zu begegnen, 

! ist eine Vereinheitlichung und Zusammenfassung 
; der Einzelvorschriften dringend geboten. Sie kann 
: ihren Platz nur in dem Kerngesetz des Ordnungs- 
; Unrechts, dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
; finden. 

! 

! Im übrigen zeigt sich auch bei anderen Regelungen, 
daß die sachlich-rechtlichen Vorschriften des Ge- 
: setzes über Ordnungswidrigkeiten dem beabsich- 
tigten Zweck, als allgemeine Vorschriften für alle 
Bußgeldtatbestände der verschiedenen Einzelgesetze 
zu gelten, nicht mehr ganz gerecht werden. Die für 
die Mischtatbcstände vorgesehenen allgemeinen 
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Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrig- | 
keiten haben nur für die Zuwiderhandlungen nach | 
dem Wirtschaftsstrafgesetz 1954 und für die Zu- , 
Widerhandlungen im Interzonenwirtschaftsverkehr j 
Bedeutung, für die noch das Wirtschaftsstrafgesetz 
i. d. F. vom 25. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 190), 
geändert durch das Gesetz vom 17. Dezember 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 805), gilt. Seit Inkrafttreten 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind keine 
neuen (echten) Mischtatbestände mehr geschaffen 
worden. Der Ausgangspunkt des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten, daß die Ausscheidung des 
Ordnungsunrechts auf einzelnen Sachgebieten nur 
durch die Einführung von Mischtatbeständen nach 
dem Vorbild der Schmidtschen Mischformel (vgl. 

§ 3 WiStG 1954 und Absatz 5 der Einleitung unter 
A.) möglich sein werde, hat sich also als unrichtig 
erwiesen. Einzelne Vorschriften des Allgemeinen 
Teils des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten gel- 
ten danach nur für bestimmte Bußgeldvorschriften. 
Andererseits ist das Gesetz nicht ganz vollständig. 
So ist z. B. die Frage der zeitlichen und räumlichen 
Geltung nicht geregelt. 

Die hiernach notwendige Überprüfung des Allge- 
meinen Teils des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten zeigt, daß es sich empfiehlt, auch diesen Teil 
neu zu gestalten. 

C. Die Grundzüge des Entwurfs 
I. Allgemeines 

Der Entwurf gliedert sich, wie das geltende Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten, in drei Teile. Der 1. Teil 
enthält die Vorschriften des sachlichen Rechts über 
Ordnungswidrigkeiten, die als „Allgemeine Vor- 
schriften" grundsätzlich für alle Bußgeldtatbestände 
der zahlreichen Einzelgesetze gelten sollen und dem 
Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches entsprechen. 
Der 2. Teil regelt das Bußgeldverfahren, dessen 
Neuordnung den Schwerpunkt des Entwurfs bildet. 
In den 3. Teil sind die Schlußvorschriften aufge- j 
nommen. j 

Abweichend vom geltenden Gesetz über Ordnungs- > 
Widrigkeiten enthält der Entwurf auch drei Bußgeld- | 
tatbestände (§§ 23 bis 25), und zwar über den Voll- | 
rausch bei Handlungen, die mit Geldbuße bedroht 
sind, und über die Verletzung bestimmter Aufsichts- 
pflichten. Sie gehören eigentlich in einen „Besonde- 
ren Teil", der die einzelnen Bußgoldtatbestände zu- 
sammenfaßt, die in anderen Gesetzen nicht oder nur 
schwer untergebracht werden können. In Betracht 
kommen namentlich die Übertretungstatbestände 
des Strafgesetzbuches, soweit sie in Ordnungs- 
widrigkeiten umgewandelt werden. Ob ein solcher 
„Besonderer Teil" geschaffen werden soll, wird erst 
im Rahmen der Arbeiten am Entwurf eines Ein- 
führungsgesetzes zum Strafgesetzbuch abschließend 
geprüft werden können. Die vorzeitige Vereinheit- 
lichung der Vorschriften über die Aufsichtspflicht- 
verletztung in Betrieben und Unternehmen ist jedoch 
dringend notwendig (vgl. Absatz 3 der Einleitung 
unter C. II. 6.); die Einfügung der Tatbestände über 
den Vollrausch und über die Aufsichtspflichtverlet- 
zung gegenüber Kindern und Jugendlichen bei Ord- 
nungswidrigkeiten ist wegen der Umstellung der 


Polizeidelikte und der Verkehrsübertretungen ge- 
boten. Die allgemeine Bedeutung dieser Vorschriften 
rechtfertigt es, sie vorerst als letzten Abschnitt in 
den 1. Teil oinzustellen. 


II. Die .sachlichen Vorschriften 

1. Abgrenzung des Ordnungsunrechts 
vom Kriminahinrecht 

Das Ordnungsunrecht soll auch künftig vom Krimi- 
nalunrecht allein danach abgegrenzt werden, ob das 
Gesetz eine Kriminalstrafe oder eine Geldbuße an- 
droht, nicht etwa danach, ob die zur Ahndung zu- 
ständige Verwaltungsbehörde oder das Gericht die 
Tat im Einzelfall nach ihrem materiellen Unrechts- 
gehalt als Ordnungsunrecht oder Kriminalunrecht 
bewertet. 

Schon aus Gründen der Rechtsrächerheit und Rechts- 
bestimmtheit muß daran festgehalten werden, daß 
der Gesetzgeber selbst die Straftaten von Ordnungs- 
widrigkeiten durch eine abstrakte Tatbestandsbe- 
wertung abgrenzt, die Entscheidung also nicht in das 
Ermessen der für die Ahndung zuständigen Stelle 
stellt. Aus diesem Grunde läßt sich die verschie- 
dentlich erhobene Forderung, der Gesetzgeber möge 
zumindest bei bestimmten Straftaten dom Richter 
! die Möglichkeit einräumen, in Fällen geringerer Be- 
: deutung nur auf eine Geldbuße zu erkennen, nicht 
verwirklichen, Es ist zwar nicht zu verkennen, daß 
auf diese Weise die Schwierigkeiten, das Ordnungs- 
unrecht vom Kriminalunrocht auf der Grundlage ab- 
! strakter Tatbestandsmerkmale voneinander zu schei- 
I den, vermindert werden könnten. Doch wäre dies 
I nur auf Kosten der Rechtssicherheit und Rechts- 
I bestimmtheit möglich. Wenn das Gesetz verschie- 
denartige Sanktionen vorsieht, deren eine frei ist 
von dom sittlichen Pathos des Strafens und den Täter 
nicht mit dem Makel eines sittlichen Vorwurfs be- 
lastet, dann kann sich der Gesetzgeber nicht der 
Aufgabe entziehen, den Anwendungsbereich für die 
Festsetzung der verschiedenen Sanktionen bei den 
einzelnen Tatbeständen selbst zu bestimmen. 

2. Mischtatbestündc 

Es entspricht den oben durgelegten Grundsätzen des 
Entwurfs, daß er abweichend vom geltenden Recht 
eine besondere Regelung für die Fälle des sog. 
(ech.ten) „Mischtatbestandes" nicht mehr vorsieht. 
Der Mischtatbestand ist nicht unbedenklich, weil bei 
ihm die Grenze zwischen Strafe oder Geldbuße für 
den Einzelfall nur durch eine allgemeine gesetz- 
liche Richtlinie gezogen ist, die für eine Fülle von 
Einzoltatbeständcn größerer Sachgebiete gilt. Eine 
solche Abgrenzungsrichtlinie muß den Charakter 
einer Generalklausel haben. Gegen sie können unter 
dem Gesichtspunkt der notwendigen Bestimmtheit 
des Tatbestandes Einwendungen erhoben werden. 
Außerdem muß sie in der praktischen Anwendung 
: zu Schwierigkeiten führen. Bedenken gegen diese 
I Abgrenzung lassen sich auch daraus heiieitcn, daß 
: die eine Straftat begründenden Umstände nach der 
RGchtspreduing nicht als Merkmale des Tatbestandes 
I verstanden werden mit der Folge, daß eine Tat als 
; kriminelles Unrecht geahndet werden kann, unab- 
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hängig davon, ob der Täter diese besonderen Um- : 
stände kennt und billigt und sie vorwerfbar ver- ; 
wirklicht oder nicht. Aus allen diesen Gründen hat ! 
es der Gesetzgeber schon seit dem Inkrafttreten des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vermieden, I 
neue (echte) Mischtatbestände zu schaffen. Dabei : 
haben sich in der Ausgestaltung der Gesetze oder ’ 
der praktischen Anwendung keine unüberwindlichen 
Schwierigkeiten ergeben. In Grenzbereichen ist i 
allerdings vielfach der Grundtatbestand mit Geld- 
buße bedroht und Kriminalstrafe nur für den Fall 
vorgesehen, daß einer oder mehrere tatbestandlich 1 
bestimmte Erschwerungsmerkmale vorliegen (un- i 
echte Mischtatbestände). Diese Technik hat den Vor- 
zug, daß für jeden einzelnen Tatbestand gesondert : 
und in sehr viel bestimmterer Weise als durch eine | 
allgemeine Abgrenzungslinie geregelt werden kann, | 
unter welchen Voraussetzungen die Tat nicht mehr | 
als (bloße) Ordnungswidrigkeit, sondern als Krimi- i 
nalunrecht anzusehen ist. Bei dieser Art der Abgren- j 
zung ist auch gesichert, daß dem Täter die eine 1 
Straftat begründenden Umstände entsprechend dem ; 
Schuldgrundsatz nur dann zugerechnet werden, . 
wenn er sie auch in vorwerfbarer Weise verwirk- ! 
licht. ' 

Der Wegfall der Sondervorschriften über die Misch- 
tatbestände im Entwurf zwingt nicht dazu, die in der i 
Rechtsordnung noch vorhandenen Mischtatbestände j 
sofort zu beseitigen. Dies kann der Bereinigung des i 
Nebenstrafrechts im Einführungsgesetz zu einem 1 
neuen Strafgesetzbuch Vorbehalten bleiben. Echte I 
Mischtatbestände sind im geltenden Bundesrecht nur 
die Zuwiderhandlungen, für die das Wirtschaftsstraf- 
gesetz 1954 gilt, und die Zuwiderhandlungen im ' 
Interzonen Wirtschafts verkehr, auf die noch das Wirt- ; 
Schaftsstrafgesetz i. d. F. vom 25. März 1952 (Bundes- ■ 
gesetzbl. I S. 190), geändert durch Gesetz vom , 
17. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 805), anzu- ; 
wenden ist. In diesen Gesetzen ist in der Misch- | 
formet (§ v3 bzw. § 6) bereits bestimmt, unter wel- j 
dien Voraussetzungen die Zuwiderhandlung im | 
Einzelfall eine Straftat oder eine Ordnungswidrig- ; 
keit ist, so daß § 1 Abs. 3 OWiG entbehrlich ist. 
Dies gilt auch für die Vorschrift des § 1 Abs. 4 
Satz 1 OWiG, die den für die Einziehungsvorschrif- 
ten (vgl. § 17 OWiG) und bestimmte Verfahrens- 
vorschriften (vgl. §§ 27 ff., 31 OWiG) bedeutsamen 
Begriff der „Zuwiderhandlung" umschreibt. Die Fol- 
gerungen, die sich aus dem Wegfall des § 1 Abs. 4 
Satz 1 OWiG für die Einziehungsvorschriften der | 
Wirtschaftsstrafgesetze ergeben, sind im Entwurf ! 
eines Einführungsgesetzes zu diesem Entwurf gezo- j 
gen (vgl. Artikel 40 Nr. 4). Verfahrensrechtliche Son- j 
dervorschriften für Mischtatbestände sind nach der : 
Regelung des Entwurfs, die einen beweglichen Über- 
gang vom Straf- zum Bußgeldverfahren und umge- 
kehrt ermöglicht, nicht mehr notwendig. 

I 

3. Einbeziehung der Ordnungswidrigkeiten j 

des Landesrechts | 

Abweichend von dem Gesetz über Ordnungswidrig- | 
keiten erstreckt der Entwurf seine sachliche Geltung | 
auch auf Ordnungswidrigkeiten nach Landesrecht ' 
(§ 2). Die Verwirklichung des Grundanliegens des i 
Entwurfs, die sachlich-rechtlichen Bußgeldvorschrif- j 
ten soweit wie möglich zu vereinheitlichen, sie über- 


schaubarer und bestimmter zu gestalten, das Neben- 
recht möglichst zu entlasten und die Rechtsanwen- 
dung zu vereinfachen, wäre von vornherein in Frage 
gestellt, wenn die allgemeinen Vorschriften des 
Entwurfs nur für die Ordnungswidrigkeiten nach 
Bundesrecht gelten sollten. So könnte es zu einer 
verhängnisvollen Rechtsverwirrung und zu unge- 
rechten Ergebnissen führen, wenn z. B. die Teil- 
nahme an Ordnungswidrigkeiten, die Einziehung 
oder die Frage der Geldbuße gegen juristische Per- 
sonen unterschiedlich beurteilt werden müßte, je 
nachdem, ob es sich um Ordnungswidrigkeiten nach 
Bundesrecht oder nach Landesrecht handelt. Der 
Entwurf geht dabei in Übereinstimmung mit der 
historischen Betrachtungsweise davon aus, daß das 
Recht der Ordnungswidrigkeiten zum „Strafrecht" 
im Sinne des Artikels 74 Nr. 1 GG gehört und daß 
das Bußgeldverfahren, das sich in der Gesetzgebung 
aus demVerfahren bei der Strafverfolgung von ge- 
ringfügigen Delikten entwickelt hat, der Sachmaterie 
„Strafverfahren" zuzurechnen ist (vgl. im einzelnen 
die Begründung zu § 2). 

4. Anweridbarkeit von Vorschriften 
des Strafgesetzbuches 

Es entspricht den Grundsätzen besserer Überschau- 
barkeit und Bestimmtheit, daß der Entwurf die Vor- 
schriften des Allgemeinen Teils des Strafgesetz- 
buches, deren entsprechende Anwendung für das 
Recht der Ordnungswidrigkeiten in Betracht kommt, 
abschließend aufführt (vgl. §§ 3, 4 Abs. 2, § 6 Abs. 1, 
§ 7 Abs. 2, § 8 Abs. 2, § 9 Abs. 3, §§ 10, 18, 20 
Abs. 2, § 21 Abs. 3, § 22 Abs. 3). Etwaige Zweifels- 
fragen werden durch ausdrückliche Bestimmungen 
möglichst vermieden. So sind z. B. Vorschriften über 
die zeitliche und räumliche Geltung besonders auf- 
genommen. 

5. Einheitstäter 

Von weitreichender Bedeutung ist die in dem Ent- 
wurf vorgesehene Regelung der Teilnahme an einer 
Ordnungswidrigkeit (§ 9). Im Gegensatz zum gel- 
tenden Recht erklärt der Entwurf nicht die Vor- 
schriften des Strafgesetzbuches über die Teilnahme 
für entsprechend anwendbar, sondern bestimmt, daß 
jeder, der sich an der Begehung einer Ordnungs- 
widrigkeit beteiligt, ordnungswidrig handelt, wobei 
es nicht darauf ankommt, in welcher Weise der Be- 
teiligte zur Verwirklichung des Tatbestandes bei- 
trägt. Auf diese Weise soll die Rechtsanwendung 
im Recht der Ordnungswidrigkeiten erhehlich er- 
leichtert werden. Künftig brauchen die mit der Ver- 
folgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
betrauten Stellen den Umfang der Beteiligung nur 
in tatsächlicher Hinsicht festzustellen und ihn bei 
der Zumessung der Geldbuße zugrundezulegen, 
ohne daß die rechtlich häufig schwierige Einordnung 
in die verschiedenen Eormen der Teilnahme not- 
wendig ist. Dabei geht der Entwurf davon aus, daß 
es künftig keine Mindestbußgelddrohungen geben 
wird, so daß sich aus der verschiedenen Form der 
Tatbeteiligung keine abweichenden Rechtsfolgen er- 
geben. Der Verzicht auf Mindestbußgelddrohungen 
ermöglicht es zudem, auf besondere Milderungs- 
vorschriften (z. B. für den verschuldeten Verbots- 
irrtum oder den Versuch) zu verzichten. Auch da- 
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durch wird die gesetzliche Regelung veueinfacht und 
die Rechtsanwendung erleichtert. 

6. Rechtsvcreinheitlichung 

Der Entwurf erstrebt im weitem Maße eine Verein- 
heitlichung der Bußgeldvorschriften. So bestimmt er 
bei fahrlässigem Handeln das Höchstmaß der Geld- 
buße für alle in Betracht kommenden Bußgeldvor- 
schriften nach einem einheitlichen Maßstab (§ 11 
Abs. 2). Auf diese Weise können die Bußgeldvor- 
schriften in den einzelnen Gesetzen nicht unerheb- 
lich entlastet werden. 

Neu gestaltet sind auch die Vorschriften über die 
Einziehung (§§ 16 bis 18), da die Einziehungsvor- 
schriften des Nebenstrafrechts im Laufe der Jahre 
so unübersichtlich geworden sind, daß sie dringend 
einer Erneuerung nach einheitlichen Grundsätzen 
bedürfen. Dies gilt auch für das Recht der Ordnungs- 
widrigkeiten. Der Gesetzgeber ist in letzter Zeit 
vielfach gezwungen gewesen, die modernen Ein- 
ziehungsvorschriften des Entwurfs 1962 in einzelnen 
Gesetzen des Nebenstrafrechts zu übernehmen, um 
eine einheitliche Regelung für die Straf- und Buß- 
geldvorschriften der jeweiligen Gesetze treffen und 
verfassungsrechtlichen Bedenken Rechnung tragen 
zu können. Dies hat zu einer erheblichen Belastung 
des Nebenstrafrechts geführt. Bei der Neuregelung 
kann der Entwurf weitgehend an die neugefaßten 
Vorschriften des Einziehungsrechts im Strafgesetz- 
buch anknüpfen und darauf verweisen (§ 18), die in 
Artikel 1 Nr. 2 bis 4 des EGOWiG-Entwurfs ent- 
halten sind. 

Auch die neu vorgesehenen allgemeinen Vorschrif- 
ten über Handeln für einen anderen (§ 10 i. V. m. 

§ 50 a StGB i. d. F. Artikel 1 Nr. 7 des EGOWiG-Ent- 
wurfs), über Geldbuße gegen juristische Personen 
und Personenvereinigungen (§ 19) und über Verlet- 
zung der Aufsichtspflicht in Betrieben und Unterneh- 
men (§ 25) sollen das Nebenstrafrecht entlasten und 
vereinheitlichen. Im Grunde genommen geht es bei 
diesen Vorschriften darum, die strafrechtliche Ver- 
antwortung für Zuwiderhandlungen, die in Betrieben 
oder Unternehmen begangen werden und die mit 
dem Geschäftsbereich des Betriebes oder Unterneh- 
mens Zusammenhängen, in angemessener Weise auf 
den Inhaber des Betriebes oder Unternehmens, die 
juristische Person oder Personenvereinigung selbst, 
die für die Leitung des Betriebes oder Unternehmens 
Verantwortlichen und die im Betrieb tätigen Per- 
sonen zu verteilen. Das kriminalpolitische Bedürfnis 
hierfür hat sich mit der fortschreitenden Industriali- 
sierung und der damit verbundenen Entwicklung 
der Betriebsformen in immer größerem Umfang ge- 
zeigt. Der Entwurf sieht eine für alle in Betracht 
kommenden Fälle einheitliche Regelung vor, auf 
deren Grundlage die kaum noch überschaubaren 
Einzelregelungen, die zum Teil ohne sachlichen 
Grund voneinander abweichen, überflüssig werden. 

Zu einer Entlastung und Bereinigung des Neben- 
strafrechtes soll schließlich auch die neue Regelung 
der Verfolgungsverjährung beitragen, nach der die I 
Verjährungsfrist bei Ordnungswidrigkeiten einheit- j 
lieh nach der Höhe der Bußgelddrohung bemessen | 
wird (§ 20 Abs. 1). Auf diese Weise erübrigen sich | 
Sondervorschriften über die Verjährungsfrist, die | 


im Nebenstrafrecht in über dreißig Gesetzes ent- 
: halten sind. Soweit die Verjährungsfrist bei einzel- 
i nen Ordnungswidrigkeiten auf Grund der neuen 
Vorschrift des § 20 Abs. 1 verlängert oder verkürzt 
wird, erscheint dies im Verhältnis zu der Ver- 
jährungsfrist bei vergleichbaren Tatbeständen ge- 
rechtfertigt, weil sich die jetzigen Einzelregelungen 
nicht selten ohne erkennbaren Grund unterscheiden. 


III. Das Verfahrensrecht 

1. Grundsätzliche Zuständigkeit 
der Verwaltungsbehörde 

Der Entwurf übernimmt zwar im Ausgangspunkt 
die Regelung des geltenden Rechts, daß für die Ver- 
folgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
die Verwaltungsbehörden zuständig sind. Er besei- 
tigt jedoch die ausschließliche Zuständigkeit der 
Verwaltungsbehörde zur Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten und begründet in be- 
stimmten Fällen hierfür die Zuständigkeit der Staats- 
anwaltschaft und des Gerichts (§§ 27, 33, 36, 71). 

Aus dem Wesen der Ordnungswidrigkeit ergibt sich 
nicht, daß die Aufgabe der Verfolgung und Ahndung 
ausschließlich der Verwaltungsbehörde zufallen muß. 
Diese Folgerung wäre selbst dann nicht berechtigt, 
wenn anerkannt wird, daß zwischen Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten ein wesensmäßiger Unter- 
schied besteht. Er würde nur die Zulässigkeit der 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten durch die Ver- 
waltungsbehörde begründen, sofern die Ahndung 
von Straftaten als rechtsprechende, ausschließlich 
den Gerichten vorbehaltene Tätigkeit angesehen 
wird. Wie die Rechtsentwicklung zeigt (vgl. Ein- 
leitung unter A.), ist dies auch der Ausgangspunkt 
des Ordnungsstrafrechts gewesen, auf dem das heu- 
tige Recht der Ordnungswidrigkeiten fußt: Die Aus- 
scheidung des Ordnungsunrechts aus dem Kriminal- 
unrecht ist danach nicht etwa erfolgt, um die Organe 
der Strafrechtspflege in diesem Bereich auszuschal- 
ten, weil die Ahndung von Ordnungsunredit eine 
den Strafgerichten wesensfremde Aufgabe sei. Es 
erschien vielmehr nur nicht angemessen, daß jeder 
Bagatellverstoß im ordentlichen Strafverfahren ver- 
folgt werden mußte. 

Im Grunde genommen ist die Frage der Zuständig- 
keit zur Ahndung von Ordnungsunrecht unter dem 
übergeordneten Grundsatz der angemessenen Ver- 
teilung von staatlichen Aufgaben auf die in Betracht 
kommenden Stellen zu entscheiden. Die Zuweisung 
der Aufgaben muß im Rahmen der allgemeinen 
rechtsstaatlichen Grundsätze unter Wahrung der be- 
rechtigten Interessen des Betroffenen, nach der Be- 
deutung der Aufgaben und auch nach prozeßwirt- 
schaftlichen Erwägungen getroffen werden. Sie ist 
nicht etwa durch dogmatische Erwägungen vorgege- 
ben. Auch sie würden im übrigen die ausschließliche 
Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde zur Ahn- 
dung von Ordnungswidrigkeiten überhaupt nur zu 
begründen vermögen, wenn sich die Ordnungs- 
widrigkeiten in einem echten „Verwaltungs "unge- 
horsam im Sinne einer Erschwerung der Verwal- 
tungstätigkeit erschöpfen würden. Die Ordnungswid- 
rigkeiten sind jedoch schon von ihrer Geburtsstunde 
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an nicht auf die Fülle echten „ V(^rwaltungs"imgehor- 
sams beschränkt gewesen. In das Ordnungsunrecht 
sind, wie die Rechtsentwicklung zeigt, von vorn- 
herein abstrakte Gefährdungsdelikte einbezogen 
worden, deren Ahndung dem Schutz der Allgemein- 
heit und des einzelnen dient (vgl. Absatz 8 der Ein- 
leitung unter A.). : 

Der Ausgestaltung des geltenden Bußgeldverfahrens 
könnte zwar entnommen werden, daß der Gesetz- 
geber von einem wesensmäßigen Unterschied zwi- 
schen Straftaten und Ordnungswidrigkeiten ausge- 
gangen ist und daß er hieraus die ausschließliche 
Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde zur Verfol- 
gung und Ahndung abgeleitet hat. Die Entstehungs- 
geschichte zeigt jedoch, daß für diese Entscheidung 
vornehmlich rechtspolitische Gründe maßgebend ge- 
wesen sind. Wegen der bis dahin geltenden un- 
scharfen Abgrenzung von Straftaten und Ordnungs- 
widrigkeiten sind eine starre Zuständigkeilsrege- 
lung mit einer gegenseitigen Überwachung von 
Staatsanwaltschaft und Verwaltungsbehörde und 
die Austragung von Kompotenzkonflikten vor einem 
Gericht geradezu erstrebt worden, um zu verhin- 
dern, daß die Staatsanwaltschaft die Anwendung 
des Strafrechts ausweiten und das Ordnungsunrecht 
einengen, die Verwaltungsbehörde dagegen umge- 
kehrt die Anwendung des Strafrechts einengen und 
das Ordnungsunrecht ausweiten könnte. Die Grund- 
lage für diese Erwägung ist jedoch mit der inzwi- 
schen durchgeführten tatbestandlichen Trennung 
von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und der 
Ablehnung echter Mischtatbeständo (vgl. Einleitung 
unter C. II. 2.) weggefallen. 

Der Entwurf beschränkt sich andererseits darauf, die 
ausschließliche Zuständigkeit der Verwaltungsbe- 
hörde für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
zu beseitigen. Er hält es nicht für angemessen, an 
Stelle der Verwaltungsbehörde künftig ganz allge- 
mein oder auf bestimmten Sachgebieten die Zustän- 
digkeit des Gerichts für die Ahndung von Ordnungs- 
widrigkeiten zu begründen, wie dies vereinzelt ge- 
fordert wird. Die Ausscheidung des Ordnungsun- 
rechts aus dem Kriminalunrecht verliert weitgehend 
ihren Sinn und ihren praktischen Wert, wenn für die 
Ahndung des Ordnungsunrechts gleichwohl die Zu- 
ständigkeit des Gerichts begründet wird. Damit 
würde der Ausgangspunkt für die Ausscheidung des 
Ordnungsunrechts in sein Gegenteil verkehrt wer- 
den. 

Das Ordnungsunrecht ist zunächst auf einer vor- 
wiegend verfahrensrechtlichen Grundlage entstan- 
den. Maßgebend für seine Einführung ist gerade 
die Erwägung gewesen, der Verwaltungsbehörde, 
die damit betraut ist, das Gesetz durchzuführen und 
die Einhaltung der vorgeschriebenen Verbote und 
Gebote zu überwachen, und die naturgemäß gerade 
bei der Erfüllung dieser Aufgabe Zuwiderhandlun- 
gen aufdeckt, gleichzeitig die Befugnis einzuräumen, 
in geringfügigen Fällen eine „Ordnungsstrafe" fest- 
zusetzen. Die Tat konnte so in einem raschen, form- 
losen Verfahren durch die sachkundige Stelle ge- 
ahndet werden. Das hatte gleichzeitig den Vorteil, 
den Betroffenen vor den Nachteilen eines ordent- 
lichen Strafverfahrens zu verschonen und die Straf- 
justiz zu entlasten. Bei der immer stärker werden- 


den Zunahme solcher Delikte ergab sich ein dringen- 
des Bedürfnis für eine solche Regelung. Es ist heute 
in noch stärkerem Umfange gegeben. Dies beweisen 
allein die massenhaft vorkommenden Verkehrsüber- 
Iretungen. Die Einschaltung des Richters in dem 
polizeilichen Kurzanzeigeverfahren, das in der Pra- 
xis immer mehr angewendet wird, um mit der 
Masse der Verfahren überhaupt fertig zu werden, 
ist zur inhaltslosen Formalität geworden. Eine wirk- 
liche richterliche Nachprüfung ist in diesem Ver- 
fahren gar nicht möglich. 

2. Züstündigkeit der Staatsanwaltschaft 
und des Gerichts 

läie Zuständigkeit der Organe der Strafrechtspflege 
zur Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrig- 
keiten begründet der Entwurf nur für eng begrenzte 
Ausnahmen. Der Staatsanwaltschaft wird die Be- 
fugnis eingeräumt, die Verfolgung der Ordnungs- 
widrigkeit bis zum Erlaß des Bußgeldbescheides zu 
übernehmen, wenn sie bereits im Rahmen der Straf- 
verfolgung mit der Sache befaßt war oder wenn sie 
eine Straftat verfolgt, die mit der Ordnungswidrig- 
keit zusammenhängt (§ 33 Abs. 1). Die Übernahme 
der Verfolgung muß in diesen Fällen aus Gründen 
der Prozeßwirtschaftlichkeit und wegen der Notwen- 
digkeit einer einheitlichen Beurteilung des Sachver- 
halts (sowohl nach strafrechtlichen wie auch buß- 
geldrechtlichen Gesichtspunkten) möglich sein (vgl. 
Absatz 3 ff. der Einleitung unter B. I.). Um klarzu- 
stellen, daß nur dies gemeint ist, bestimmt der Ent- 
wurf ausdrücklich, daß die Staatsanwaltschaft von 
der Übernahme nur Gebrauch machen soll, wenn 
dies namentlich zur Beschleunigung des Verfahrens 
oder wegen des Sachzusammenhangs für die Ermitt- 
lungen oder die Entscheidung sachdienlich erscheint 
I oder wenn für die Einstellung des Strafverfahrens 
I von Bedeutung gewesen ist, daß die Tat als Ord- 
! nungswidrigkeit verfolgt werden kann (§ 33 Abs. 2). 
Es liegt im Interesse der Rechtspflege und des Be- 
troffenen, die Ubernahmemöglichkeit auch in dem 
zuletzt genannten Fall zu eröffnen. Die Entschließung 
der Staatsanwaltschaft, ob sie von der Verfolgung 
der Straftat absehen soll, weil z. B. das öffentliche 
Interesse an der Strafverfolgung zweifelhaft ist (§ 232 
StGB), wird häufig davon abhängen, ob gegen den 
Betroffenen wegen der gleichzeitig vorliegenden 
Ordnungswidrigkeit eine Geldbuße festgesetzt wird 
und in welcher Höhe. Hierauf hätte die Staatsanwalt- 
schaft aber keinen Einfluß, wenn sie die Sache nach 
Einstellung des Strafverfahrens an die Verwaltungs- 
behörde abgeben müßte. 

Es ist nicht anzunehmen, daß die Staatsanwaltschaft 
von der Möglichkeit, die Verfolgung von Ordnungs- 
widrigkeiten zu übernehmen, einen unangemesse- 
nen Gebrauch machen wird. Der Entwurf läßt die 
Möglichkeit der Übernahme lediglich bei beson- 
ders gelagerten Ausnahmefällen zu und hier auch 
nur, soweit prozeßwirtschaftliche Gründe es erfor- 
dern. Daraus folgt, daß die Übernahme der Verfol- 
gung praktisch ausscheidet, wenn es sich um Ord- 
nungswidrigkeiten auf solchen Sachgebieten han- 
delt, mit denen die Staatsanwaltschaft im allgemei- 
nen nicht vertraut ist und die dem Strafrecht ent- 
fernter sind. Die Einbeziehung derartiger Ordnungs- 
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Widrigkeiten in die Strafverfolgung würde das Ver- 
fahren nicht fördern, sondern eher hindern. Bei Ord- 
nungswidrigkeiten, die nicht in der Nähe des Straf- 
rechts liegen, wird schon der Sachzusammenhang 
zum Strafverfahren fehlen, selbst wenn zwischen der 
Ordnungswidrigkeit und der im Strafverfahren ver- 
folgten Tat ein äußerer Zusammenhang besteht. 
Noch weniger wird man in solchen Fällen bejahen 
können, daß die Übernahme der Verfolgung für die 
Ermittlungen oder die Entscheidung sachdienlich sei 
oder daß das Strafverfahren aus der Erwägung ein- 
gestellt werde, die Tat könne als Ordnungswidrig- 
keit verfolgt werden. 

übernimmt die Staatsanwaltschaft in den genannten 
Ausnahmefällen die Verfolgung der Ordnungs- 
widrigkeit, so soll der Amtsrichter für die Ahndung 
zuständig sein (§ 36). Die Staatsanwaltschaft kann 
also nicht selbst einen Bußgeldbescheid erlassen, 
sondern nur einen entsprechenden Antrag beim Ge- 
richt stellen. Er soll der sonst zuständigen Verwal- 
tungsbehörde mitgeteilt werden (§ 51 Abs. 2), damit 
sie über den Ausgang des Ermittlungsverfahrens 
unterrichtet wird und Gelegenheit erhält, in dem 
gerichtlichen Verfahren von sich aus auf bedeut- 
same Gesichtspunkte hinzuweisen und so zur 
sachgemäßen Beurteilung namentlich dann beizu- 
tragen, wenn das Verfahren nicht mit dem bean- 
tragten Bußgeldbescheid endet. Die Staatsanwalt- 
schaft soll jedoch nach der Regelung des Entwurfs 
nicht verpflichtet sein, die Verwaltungsbehörde 
schon vor dem Antrag auf Erlaß eines Bußgeldbe- 
scheides oder vor Erhebung der Klage wegen der 
Ordnungswidrigkeit zu beteiligen. Das würde einen 
zusätzlichen Verfahrensaufwand erfordern, den der 
Entwurf mit der hilfsweise gegebenen Verfolgungs- 
zuständigkeit der Staatsanwaltschaft gerade vermei- 
den will. Die Staatsanwaltschaft soll die Verwal- 
tungsbehörde aber vor einer Einstellung des Ver- 
fahrens grundsätzlich hören, weil die Verwaltungs- 
behörde auf Grund ihrer besonderen Sachkunde er- 
fahrungsgemäß Umstände aufzeigen kann, die einer 
Einstellung des Verfahrens entgegenstehen. Wenn 
diese Anhörung der Verwaltungsbehörde den Ab- 
schluß des staatsanwaltschaftlichen Verfahrens im 
Einzelfalle zu sehr erschweren würde, so kann die 
Staatsanwaltschaft, weil sie die Ordnungswidrigkeit 
ohnehin nicht weiter verfolgen will, die Sache an die 
Verwaltungsbehörde abgeben. Eine Verzögerung 
des Strafverfahrens, mit dem die Ordnungswidrig- 
keit in Zusammenhang steht, tritt dadurch nicht ein. 

Die Übernahme der Verfolgung durch die Staats- 
anwaltschaft kann den negativen Kompetenzkonflikt 
vermeiden, der auf der Grundlage des geltenden 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten im Verfahren 
entsteht (vgl. Absatz 5 der Einleitung unter B. I.). 
In diesem Fall kann die Staatsanwaltschaft die Ver- 
folgung der Ordnungswidrigkeit übernehmen, da 
dies der Beschleunigung des Verfahrens dient. Hält 
die Staatsanwaltschaft die Übernahme der Sache 
nicht für angezeigt, so ist ihre Entschließung, daß 
die Tat nicht als Straftat verfolgt wird, für die Ver- 
waltungsbehörde bindend (§ 35). Diese Regelung 
des Entwurfs, die sich aus dem Vorrang des Straf- | 
Verfahrens für das Bußgeldverfahren ableitet, gilt ! 
auch dann, wenn die Staatsanwaltschaft die Tat, | 


welche die Verwaltungsbehörde im Bußgeldvorfah- 
ren verfolgt, als Straftat verfolgen will. 

3. Anwendbarkeit der allgemeinen Gesetze 
über das Strafverfahren 

Für das Bußgeldverfahren bestimmt der Entwurf 
grundsätzlich die sinngemäße Anwendung der Vor- 
schriften der allgemeinen Gesetze über das Straf- 
verfahren, namentlich der Strafprozeßordnung, dos 
Gerichtsverfassungsgesetzes und des Jugendge- 
richtsgesetzes (§ 37 Abs. 1). Hierfür sind im wesent- 
lichen drei Gründe maßgebend: Einmal soll auf diese 
Weise die bisherige Zweigleisigkeit von Bußgeld- 
und Strafverfahren, von der das geltende Recht 
ausgeht, beseitigt werden. Die Zweigleisigkeit von 
Bußgeldverfahren und Strafverfahren muß zu kaum 
lösbaren Schwierigkeiten führen, wenn sich im Laufe 
dos Verfahrens der rechtliche Gesichtspunkt ändert, 
was trotz der tatbestandlichen Trennung von Ord- 
nungswidrigkeiten und Straftaten nicht selten der 
Fall sein wird. Im einzelnen wird hierzu auf die 
Einleitung unter B. I. verwiesen. Diese Regelung 
empfiehlt sich zum anderen auch deswegen, weil 
auf der Grundlage der bisherigen eigenständigen 
Regelung des Bußgeldverfahrens in der Rcchtsan- 
wondung zahlreiche Lücken aufgetreten sind, welche 
die Rechtsprechung durch Anwendung der entspre- 
chenden Vorschriften der Strafprozeßordnung zu 
schließen versucht hat. Die vorgesehene Regelung 
trägt schließlich erheblich zur Rechtsvereinheit- 
lichung bei. Eine entsprechende Vorschrift soll bei 
der beabsichtigten Reform des Steuerstrafverfah- 
rens auch in die Reichsabgabenordnung aufgenom- 
men werden (vgl. § 420 AO i. d. F. des Artikels 1 
Nr. 1 des AO-StPO-AG-Entwurfs - - Drucksache 
IV/2476). 

Die sinngemäße Anwendung der Strafprozeßord- 
nung wird freilich in der Weise abgewandelt, daß im 
Bußgeldvorfahren grundsätzlich die Verwaltungs- 
behörde in die Rolle der Staatsanwaltschaft einrückt 
(§ 37 Abs. 2). Eine entsprechende Generalklausel 
ist auch für das künftige Steuorstrafverfahen vorge- 
sehen, soweit das Finanzamt das Ermittlungsver- 
fahren wegen eines Steuervergehens selbständig 
durchführt (§ 437 AO i. d. F. des Artikels 1 Nr. 1 des 
AO-StPO-ÄG-Entwurfs). Die Verwaltungsbehörde 
behält also im Verfahren bis zum Erlaß des Buß- 
geldbescheides ihre selbständige Stellung als Ver- 
folgungsbehörde, die ihr auch das Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten einräumt, übernimmt die Staats- 
anwaltschaft die Verfolgung, so wird sie Verfol- 
gungsbehörde. Sie hat dann dieselben Rechte und 
Pflichten wie im Strafverfahren. Der Verwaltungs- 
behörde, die spätestens vor dem Abschluß des Er- 
mittlungsverfahrens unterrichtet oder vorher ange- 
hört wird (vgl. Absatz 3 der Einleitung unter 
C. III. 2.), verbleiben dann die Rechte der Hilfs- 
beamten der Staatsanwaltschaft; ihre Ermittlungs- 
beamten wirken in dem Verfahren wie Polizei- 
beamte mit (§ 51 Abs. 1). Eine solche Regelung er- 
scheint notwendig, um die besondere Sachkunde der 
Verwaltungsbehörde auch im Verfahren der Staats- 
anwaltschaft nutzbar zu machen. Sie ist auch für das 
künftige Steuerstrafverfahren vorgesehen (§ 440 AO 
i. d. F. des Artikels 1 Nr. 1 des AO-StPO-AG-Ent- 
wurfs). überhaupt sind beide Verfahrensordnungen 
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aus Gründen der Rechtsvereinheitlichung soweit wie 
möglich aufeinander abgestimmt. 

Von der sinngemäßen Anwendung der Strafprozeß- 
ordnung nimmt der Entwurf bestimmte Vorschriften 
ausdrücklich aus, so z. B. die über Anstaltsunterbrin- 
gung, Verhaftung und Beschlagnahme von Post- 
sendungen und Telegrammen (§ 37 Abs. 3). Der Ent- 
wurf trifft andererseits für das Bußgeldverfahren be- 
sondere Regelungen, die sich aus der Eigenart die- 
ses Verfahrens ergeben. Festgehalten wird an dem 
Opportunitätsprinzip (§ 38), das dem Bagatellunrecht 
angemessen ist. Das Festnahmerecht soll nicht jeder- 
mann, sondern nur den Beamten des Polizeidienstes 
und den Außenbeamten der Verwaltungsbehörde 
zustehen (§ 42). Eine Vernehmung des Betroffenen 
vor Abschluß der Ermittlungen ist nicht notwendig; 
es genügt, wenn ihm Gelegenheit gegeben wird, sich 
zur Beschuldigung zu äußern (§ 43). Für Zeugen und 
Sachverständige soll im Bußgeldverfahren der Ver- 
waltungsbehörde die Pflicht bestehen, einer Vor- 
ladung Folge zu leisten (§ 48). Wenn der Verwal- 
tungsbehörde damit eine stärkere Stellung als der 
Staatsanwaltschaft im Strafverfahren eingeräumt 
wird, so erklärt sich dies aus der Befugnis der 
Verwaltungsbehörde, die Ordnungswidrigkeit auch 
selbst zu ahnden. Sie muß deshalb über erweiterte 
Möglichkeiten verfügen, den Sachverhalt aufzu- 
klären. 

4. Ahndung durch Bußgeldbescheid 
im summarischen Verfahren 

Die Ordnungswidrigkeit soll auch künftig grund- 
sätzlich durch Bußgeldbescheid geahndet werden 
(§ 53), gleichgültig, ob die Verwaltungsbehörde 
oder — im Fall der Übernahme der Verfolgung 
durch die Staatsanwaltschaft — der Amtsrichter für 
die Ahndung zuständig ist. Der Entwurf sieht den 
Bußgeldbescheid jedoch im Gegensatz zum gelten- 
den Recht nicht als eine Entscheidung im Sinne eines 
„Wahrspruchs" an, die nach Aufklärung des Sach- 
verhalts mit dem Anspruch auf Richtigkeit ergeht 
und im späteren Verfahren nur richterlich nach- 
geprüft wird. Der Bußgeldbescheid soll vielmehr 
nur ein vorläufiger Spruch in einem vereinfachten 
Verfahren sein, der zu einem endgültigen erst durch 
die Selbstunterwerfung des Betroffenen wird. Diese 
Art der verfahrensmäßigen Erledigung wird dem 
Grundgedanken der summarischen Erledigung von 
Ordnungswidrigkeiten durch die Verwaltungsbe- 
hörde (und ausnahmsweise durch das Gericht) weit 
eher gerecht als die Regelung des geltenden Rechts. 
Dies gilt nicht nur für Massenbagatclldelikte, son- 
dern auch für die Ahndung von Ordnungswidrig- 
keiten von größerer Bedeutung, für die höhere Geld- 
bußen in Betracht kommen. Auch in diesen Fällen 
rechtfertigt sich die Festsetzung einer Geldbuße im 
Bußgeldverfahren der Verwaltungsbehörde eher 
durch den Grundgedanken der Selbstunterwerfung 
des Betroffenen — er kann nach dem Spruch ent- 
scheiden, ob er ihn hinnehmen will oder nicht — als 
durch die Zulässigkeit einer verwaltungsmäßigen 
Entscheidung in Form eines Verwaltungsaktes. 

Aus dem Sinn und der Bedeutung des Bußgeldbe- 
scheides, wie sie der Entwurf versteht, ergeben sich 
weitreichende Folgerungen: Der Bußgeldbescheid 
braucht nur die Tat und die Ordnungs Widrigkeit, 


die sie darstellt, sowie die Beweismittel näher zu 
bezeichnen und darüber hinaus nicht begründet zu 
werden (§ 53 Abs. 3), da er nur ein Angebot zur 
Unterwerfung enthält. Wegen der summarischen 
Art der Erledigung des Verfahrens tritt nur eine 
beschränkte Rechtskraft ein. Eine Zustellung an die 
Staatsanwaltschaft ist infolgedessen entbehrlich. 
Legt der Betroffene Einspruch ein, so bleibt als 
Grundlage für das weitere Verfahren nur die im 
Bußgeldbescheid enthaltene Beschuldigung übrig. 
Das Gericht prüft danach nicht den Bußgeldbescheid 
als eine vorausgegangene Entscheidung nach, son- 
dern die Beschuldigung, ohne in seiner Beurteilung 
eingeschränkt zu sein. Das weitere Verfahren ent- 
spricht dem Strafbefehls- und Strafverfügungsver- 
fahren. Die verfahrensrechtlichen Schwierigkeiten, 
die sich auf der Grundlage des bisherigen Verfah- 
rens ergeben, wenn z. B. das Gericht die Tat rechtlich 
anders beurteilt, als dies im Bußgeldbescheid ange- 
mommen ist, oder wenn Teile einer fortgesetzten 
Handlung zeitlich nach Erlaß des Bußgeldbescheides 
liegen oder wenn der Verwaltungsbehörde im Buß- 
geldverfahren Verfahrensmängel unterlaufen sind, 
werden dadurch von vornherein vermieden. 

5. Beseitigung des Unterwerfungsverfahrens 

Der eben geschilderte Bedeutungswandel des Buß- 
geldbescheides macht ein besonderes Unterwer- 
fungsverfahren künftig entbehrlich. Das Bußgeld- 
verfahren, das mit einem Bußgeldbescheid endet, 
beruht bereits auf dem Grundgedanken der Selbst- 
1 Unterwerfung des Betroffenen. Für ein besonderes 
j Unterwerfungsverfahren ist danach keine Grundlage 
und auch kein praktisches Bedürfnis mehr gegeben. 
Der Bußgeldbescheid bedarf nur einer kurzen Be- 
gründung. Er kann dem Betroffenen gegen Emp- 
fangsbekenntnis ausgehändigt werden. Mit dem 
Empfangsbekenntnis kann ein Rechtsmittelverzicht 
verbunden sein. Auf dieses Weise kann das Ver- 
fahren noch einfacher zum Abschluß gebracht wer- 
den als durch eine Unterwerfungsverhandlung, über 
die eine Niederschrift aufgenommen werden muß. 
Außerdem werden besondere Vorschriften über 
Rechtsmittel gegen die Unterwerfungsverhandlung 
entbehrlich. Sie wären sonst erforderlich, da in letz- 
ter Zeit wiederholt geltend gemacht worden ist, die 
Unterwerfung sei nicht wirksam erklärt worden. 

6. Mitwirkung der Staatsanwaltschaft und der Ver- 
waltungsbehörde im Verfahren nach Einspruch 

Für das Verfahren nach Einspruch gegen den Buß- 
geldbescheid der Verwaltungsbehörde oder des 
Amtsrichters sollen die Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung angewendet werden, die nach Ein- 
spruch gegen einen Strafbefehl gelten (§ 60). Jedoch 
soll das Verfahren wesentlich vereinfacht werden 
(vgl. weiter. unten). 

Die Aufgabe der Verfolgungsbehörde wird im ge- 
richtlichen Verfahren ausschließlich der Staatsan- 
waltschaft zugewiesen (§ 58 Abs. 2). Für diese Rege- 
lung entscheidet sich der Entwurf allein aus prakti- 
schen und prozeßrechtlichen Gründen. Er beabsich- 
tigt nicht etwa, aus rechtspolitischen Erwägungen 
die Beteiligung der Staatsanwaltschaft im Bußgeld- 
verfahren zu stärken und die Befugnisse der Ver- 
waltungsbehörde zu schwächen. Hierfür besteht 
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keine Veranlassung. Die Verwaltungsbehörden er- I 
füllen die Aufgaben, die ihnen bei der Verfolgung I 
und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten übertragen 
sind, durchaus sachgemäß. Der Entwurf will deshalb 
die schon nach geltendem Rocht bestehende Betei- 
ligung der Staatsanwaltschaft am Bußgeldverfahren 
nicht ausweiten, sondern insgesamt gesehen ein- 
schränken. Dabei ist freilich nicht nur das gericht- 
liche Bußgeldvcrfahren, sondern auch das Verfahren 
vor der Verwaltungsbehörde in den Kreis der Be- 
trachtung einzubezichen. 

Nach geltendem Recht ist die Staatsanwaltschaft 
in jedem einzelnen Bußgeldverfahren zu beteiligen: 
Die Verwaltungsbehörde hat der Staatsanwaltschaft 
jede Einstellungsverfügung und jeden Bußgeldbe- 
scheid zuzustellen, damit diese nachprüfen kann, ob 
die Tat als Straftat zu verfolgen ist. Diese weit- 
gehende Beteiligung der Staatsanwaltschaft ist nach 
der Gestaltung des gettenden Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten notwendig, weil die Entschei- | 
düng der Verwaltungsbehörde über die Tat, die | 
unter Umständen eine Straftat sein kann, auch für | 
die strafrechtliche Seite Rechtskraft erlangt (§ 65 | 
Abs. 1 OWiG). Der Entwurf wählt in diesem Punkte j 
aus Gründen der Vorfahrensvereinfachung eine an- 
dere Lösung, die es ermöglicht, auf die Beteiligung 
der Staatsanwaltschaft im Verfahren vor der Ver- 
waltungsbehörde ganz zu verzichten. Der Entwurf ■ 
ist jedoch gezwungen, der gerichtlichen Entschei- 
dung im Einspruchsverfahren volle, also auch die 
strafrechtliche Seite erfassende Rechtskraft zuzu- 
messen. Diese Regelung ist schon wegen des ver- 
fassungsrechtlichen Verbots der Doppelbestrafung 
(Art. 103 Abs. 3 GG) geboten. Im übrigen entspricht 
es der Prozeßwirtschaftlichkeit, daß im gerichtlichen 
Verfahren über die Tat unter allen rechtlichen Ge- 
sichtspunkten abschließend entschieden wird, um 
weitere Verfahren zu vermeiden. Die Staatsanwalt- 
schaft muß aus diesen Gründen als berufene Straf- 
verfolgungsbehörde im gerichtlichen Verfahren be- 
teiligt werden. 

Diese Beteiligung kann aber nicht darauf beschränkt 
werden, daß der Staatsanwaltschaft im Einspruchs- 
verfahren einmal die Akten zur Prüfung zugeleitet 
werden, ob sie einen hinreichenden Verdacht für die 
Verfolgung der Tat als Straftat bejaht. Auf Grund 
des Akteninhalts wird sie dazu oft nicht in der Lage 
sein. Sie müßte dann entweder selbst außerhalb des 
schwebenden Bußgeldverfahrons weitere Ermittlun- 
gen anstellen oder aber als Beobachter an der Haupt- 
verhandlung teilnehmen, weil erfahrungsgemäß erst 
die mündliche Verhandlung ein hinreichend klares 
Bild des Tatgeschehens vermittelt, oder sie müßte 
vorzeitig Anklage erheben oder den Übergang zum 
Strafverfahren beantragen, wenn sie sich nicht ent- 
schließt, über bloße Anhaltspunkte für das Vor- 
liegen einer Straftat hinwegzusehen. Eine solche 
Verfahrensgestaltung würde wichtigen Grundsätzen 
des Strafprozeßrechts widersprechen; sie wäre 
rechtspolitisch bedenklich und praktisch unbrauch- 
bar. Bei einer nur einmaligen Beteiligung der Staats- 
anwaltschaft bliebe im übrigen offen, was das Ge- 
richt tun sollte, wenn sich etwaige Anhaltspunkte j 
für das Vorliegen einer Straftat in der Hauptver- 
handlung verstärken. Beteiligt das Gericht in einem 
solchen Falle erneut die Staatsanwaltschaft und 


sieht diese von der Erhebung der öffentlichen Klage 
ab, so müßte das Gericht entweder gegen seine 
eigene Überzeugung (üne Straftat als Ordnungs- 
widrigkeit behandeln (obwohl diese Entscheidung 
auch für die strafrechtliche Seite rechtskräftig wird) 
oder den Übergang zum Strafverfahren beschließen 
(obwohl die Anklage durch die allein hierfür be- 
rufene Stelle fehlt). Ähnliche Schwierigkeiten könn- 
ten sich im Rechtsmittelverfahren ergeben, wenn 
die rechtliche Nachprüfung des Revisionsgerichts er- 
gibt, daß keine Ordnungswidrigkeit, sondern eine 
Straftat vorliegt. In einem solchen Falle bliebe eben- 
falls offen, ob das Revisionsgericht die Sache der 
Staatsanwaltschaft vorzulegen hätte (weil sie noch 
keine Klage erhoben hat), ob das Verfahren ein- 
zustellen wäre (weil die Straftat die Ordnungs- 
widrigkeit verdrängt) oder ob das Revisionsgericht 
nur den Schuldspruch zu ändern hätte (obwohl eine 
Anklage der Staatsanwaltschaft nicht vorliegt) und 
die Verurteilung zu einer Geldbuße bestehen lassen 
müßte. Die Staatsanwaltschaft wäre bei einer sol- 
chen Verfahrensgestaltung im übrigen wohl nicht 
gehindert, während des schwebenden Bußgeldver- 
fahrens wegen der Tat die öffentliche Klage zu er- 
heben, so daß verschiedene Gerichte über dieselbe 
Tat zu entscheiden hätten. Dadurch könnten sich 
weitere Verfahrensschwierigkeiten ergeben. 

Eine einfache und allgemeinen Grundsätzen des Pro- 
zeßrechts entsprechende Lösung ist danach, wie die 
Vorarbeiten zu dem Entwurf in aller Deutlichkeit 
gezeigt haben, nur möglich, wenn die Staatsanwalt- 
schaft im gerichtlichen Verfahren die Aufgabe der 
Verfolgungsbchörde übernimmt. Diese Lösung ist 
auch aus anderen Gründen geboten: Es entspricht 
den allgemeinen Grundsätzen des Verfahrensrechts, 
daß die Beschuldigung nicht von dem Richter, son- 
I dem von einer anderen Stelle vertreten wird. Dies 
gilt auch außerhalb des eigentlichen Strafverfahrens, 
so z. B. im Ehrengerichtsverfahren. Die moderne 
Prozeßentwicklung drängt zudem nach Verfahrens- 
gestaltungen, die deutlicher als bisher erkennbar 
machen, daß dem Richter nur die Aufgabe der Ent- 
scheidung zufällt, nicht aber die Vertretung des 
öffentlichen Interesses. Auch im gerichtlichen Buß- 
geldverfahren ist danach die Mitwirkung einer ande- 
ren Behörde geboten, welche die Beschuldigung ver- 
tritt. Diese Aufgabe der Staatsanwaltschaft zu über- 
tragen, empfiehlt sich schon deshalb, weil im Buß- 
geldverfahren die ordentlichen Gerichte entscheiden. 
Denn die Vertretung des öffentlichen Interesses im 
Bereich der Rechtsprechung obliegt bei den ordent- 
lichen Gerichten allein der Staatsanwaltschaft, und 
zwar auch außerhalb des Strafverfahrens, so z. B. in 
Ehe- und Entmündigungssachen (§§ 607, 646 Abs. 2 
ZPO). Für die Mitwirkung der Staatsanwaltschaft 
im gerichtlichen Einspruchsverfahren spricht schließ- 
lich, daß sie künftig auch im Strafverfahren ganz 
allgemein für die Verfolgung der Tat unter dem 
rechtlichen Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit 
zuständig sein muß (§ 33 Abs. 4), weil nur dann eine 
einheitliche und abschließende Entscheidung über 
die Tat möglich ist, und daß die Staatsanwaltschaft 
die Klage auf die Verfolgung zusammenhängender 
Ordnungswidrigkeiten erstrecken kann (§ 52 Abs. 3). 

Die Beteiligung der Staatsanwaltschaft am gericht- 
lichen Verfahren bedeutet jedoch nicht, daß sie auch 
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bei Verstößen, die zum eigentlichen Verwaltungs- ' 
unrecht gehören und dem Strafrecht entfernt sind ' 
(z. B. bei der Verletzung einer Melde- oder Aus- | 
kunftspflicht) oder bei Bagatellverstößen die Be- | 
schuldigung in der Hauptverhandlung vertreten soll. 1 
Die Vertretung und Verantwortung für die Beschul- ■ 
digung übernimmt sie schon damit, daß sie die Sache | 
dem Gericht nach Einspruch zuleitet und so die Tat j 
zur Aburteilung stellt. Aus Gründen der Verfahrens- j 
Vereinfachung sieht der Entwurf deshalb vor, daß I 
die Staatsanwaltschaft zur Teilnahme an der Haupt- 
verhandlung nicht verpflichtet ist (§ 64 Abs. 1). 
Dies entspricht der Regelung' im vereinfachten Ju- 
gendverfahren (§ 78 Abs. 2 Satz 1 JGG), die sich 
bewährt hat. Ob die Staatsanwaltschaft an der 
Hauptverhandlung teilnimmt, wird von der Bedeu- 
tung des Falles und der jeweiligen Sach- und Rechts- 
lage abhängen, namentlich davon, ob Anhaltspunkte 
für eine Straftat gegeben sind, ob eine Rechtsfrage 
von allgemeiner Bedeutung zu entscheiden ist oder 
ob die Aufklärung des Sachverhalts eine umfang- 
reiche Beweisaufnahme verlangt, so daß die Teil- 
nahme der Staatsanwaltschaft wegen ihrer forensi- 
schen prozessualen Erfahrung zweckmäßig ist. 

Wenn der Entwurf die Aufgabe der Verfolgungs- 
behörde im gerichtlichen Bußgeldverfahren der j 
Staatsanwaltschaft zuweist, so überträgt er ihr damit ; 
nicht etwa diejenige Befugnis, die bisher die Ver- i 
waltungsbehörde hatte. Nach § 55 Abs. 4 Satz 1 [ 
OWiG ist die Verwaltungsbehörde im gerichtlichen ' 
Verfahren nur zu hören. Künftig soll die Verwal- 
tungsbehörde grundsätzlich in gleicher Weise be- 
teiligt sein (§ 65). Der Entwurf hält diese Regelung 
für notwendig, weil Ordnungswidrigkeiten häufig ; 
eine rechtliche Spezialmaterie betroffen, die eine : 
besondere Sachkunde verlangt. Das Gericht wird | 
deshalb grundsätzlich auf die Mithilfe der fachlich ! 
zuständigen Verwaltungsbehörde angewiesen sein, i 
da sie die Gesetze, die der Betroffene verletzt hat j 
oder verletzt haben soll, durchführt und daher mit 
den einschlägigen Sachfragen sowie mit Zweck und 
Bedeutung der Vorschriften vertraut ist. Das Gericht 
soll nur dann davon absehen dürfen, die Verwal- 
tungsbehörde zu beteiligen, wenn ihre besondere 
Sachkunde für die Entscheidung entbehrt werden 
kann. Praktisch wird dies nur bei solchen Taten in 
Betracht kommen, deren Beurteilung zum täglichen 
Arbeitsbereich der Gerichte gehört, so daß sie selbst 
eine genügend große Erfahrung haben, so z. B. bei 
den künftigen Verkehrsordnungswidrigkeiten und 
bei den sog. Polizeidelikten. | 

Die Besorgnis, daß die Beteiligten von Staatsanwalt- | 
Schaft und Verwaltungsbehörde im gerichtlichen | 
Verfahren einen unangemessenen Verfahrensauf- | 
wand bedeutet, ist nicht begründet. Dabei ist zu- i 
nächst zu berücksichtigen, daß die gerichtlichen Buß- j 
geldverfahren ganz überwiegend Vcrkchrsordnungs- | 
Widrigkeiten zum Gegenstand haben werden und | 
daß die Gerichte in diesen Fällen wegen ihrer gro- | 
ßen praktischen Erfahrung von der Anhörung der | 
Verwaltungsbehörde absehen können. Die Staats- i 
anwaltschaft braucht in diesen Fällen an der Haupt- 
verhandlung künftig nicht teilzunehmen, so daß das ; 
Verfahren insoweit vereinfacht wird. Das Verfahren 
wegen sonstiger Ordnungswidrigkeiten wird da- ; 
durch erleichtert, daß die Staatsanwaltschaft nur 


noch im Einspruchsverfahren beteiligt wird. Sie ist 
dann vorwiegend dazu aufgerufen, den Fall straf- 
rechtlich zu überprüfen. Fehlen Anhaltspunkte für 
das Vorliegen einer Straftat, so kann sie sich darauf 
beschränken, die Sache dem Gericht zur Entschei- 
dung zu stellen. 

Es ist auch nicht zu befürchten, daß die Abgrenzung 
der Mitwirkungsbefugnisses von Staatsanwaltschaft 
und Verwaltungsbehörde Schwierigkeiten bereiten 
wird. Erfahrungsberichte bestätigen, daß Verwal- 
tungsbehörden und Staatsanwaltschaften gut Zusam- 
menarbeiten. Die Aufgaben, die sie künftig im ge- 
richtlichen Verfahren haben werden, überlagern sich 
nicht, sondern sie ergänzen sich: Die Verwaltungs- 
behörde soll vorwiegend zu Fachfragen ihres Sach- 
gebiets gehört werden, während die Staatsanwalt- 
schaft zur Aufklärung des Sachverhalts und zur 
strafrechtlichen Beurteilung beitragen soll, wenn 
dies wegen der Bedeutung des Falles geboten ist. 
Die Mitbeteiligung der anderen Behörde wird in sol- 
chen Fällen im beiderseitigen Interesse liegen. 

7. Entscheidung auf Grund einer Hauptverhandlung 
und im schriitlichen Verfahren 

Im gerichtlichen Bußgeldverfahren soll grundsätz- 
lich auf Grund einer Flauptverhandlung, also nicht 
in einem schriftlichen Verfahren entschieden wer- 
den. Das schriftliche Beschlußverfahren ist in der 
Strafprozeßordnung und selbst in der Zivilprozeß- 
ordnung im Erkenntnisverfahren nur für die Ent- 
scheidung von Nebenfragen vorgesehen und im 
Rechtsmittelverfahren nur in weniger bedeutenden 
Fällen oder bei einfacher Sachlage. Für das Erkennt- 
nisverfahren eignet sich das schriftliche Verfahren 
grundsätzlich nicht, weil es keine sicheren Feststel- 
lungen zuläßt. In der mündlichen Hauptverhandlung 
kann der Sachverhalt regelmäßig besser aufgeklärt 
werden, so daß dieses Verfahren die größeren Ga- 
rantien für die Wahrheitsfindung bietet. Die prak- 
tische Erfahrung zeigt im übrigen, daß die Sache 
in einer mündlichen Verhandlung rascher zum Ab- 
schluß gebracht werden kann als im schriftlichen 
Verfahren. Im schriftlichen Verfahren wäre es we- 
gen des Grundsatzes des rechtlichen Gehörs not- 
wendig, dem Betroffenen vor der Entscheidung das 
vorhandene Belastungsmaterial mitzuteilen und ihm 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Auf Grund 
seiner Einlassung könnten weitere Ermittlungen er- 
forderlich sein, deren Ergebnis wieder dem Betroffe- 
nen und der Staatsanwaltschaft mitgeteilt werden 
müßte. Auf diese Weise kann das Verfahren außer- 
ordentlich verzögert werden. Gegen das schriftliche 
Verfahren spricht schließlich, daß die Entscheidung 
auch hinsichtlich der strafrechtlichen Seite rechts- 
kräftig wird (§ 73 Abs. 2). Die auch deshalb ge- 
botene gründliche Aufklärung des Sachverhalts ist 
im schriftlichen Verfahren nur unvollkommen mög- 
lich. 

Der Entwurf will dennoch die Möglichkeit, über 
den Einspruch im schriftlichen Verfahren zu ent- 
scheiden, nicht ganz ausschließen. Dieses Verfahren 
soll unter bestimmten Voraussetzungen bei einem 
vorausgegangenen Bußgeldbescheid der Verwal- 
tungsbehörde zulässig sein, in dem keine höhere 
Geldbuße als zweihundert Deutsche Mark festge- 
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setzt ist. über einen Einspruch gegen einen Bußgold- 
bescheid des Gerichts soll also niemals im schritt- 
lichen Verfahren entschieden v/erden. Das Gericht 
entscheidet bereits mit dem Bußgeldbescheid auf 
Grund des Akteninhalts im schriftlichen Vorfahren. 
Findet sich der Betroffene mit dieser Entscheidung 
nicht ab, so könnte es unangemessen und für den 
Betroffenen kaum verständlich sein, wenn über sei- 
nen Einspruch derselbe Richter erneut im schrift- 
lichen Verfahren entscheiden würde, also ohne 
nähere Aufklärung des Sachverhalts. Der Entwurf 
will schon die Möglichkeit einer solchen unange- 
messenen Behandlung verhindern, auch wenn cs 
Fälle geben mag, in denen das schriftliche Verfahren 
nach einem vorausgegangenen Bußgeldbescheid des 
Gerichts zweckmäßig sein könnte, so z. B. wenn sich 
der Betroffene lediglich gegen die Höhe der Geld- 
buße wendet und dabei besondere Umstände dar- 
legt, die das Gericht bei Erlaß des Bußgeldbeschei- 
des noch nicht hat berücksichtigen können. 

Bei einem vorausgegangenen Bußgeldbeschcid der 
Verwaltungsbehörde läßt der Entwurf andererseits 
das schriftliche Verfahren wegen der oben darge- 
legten grundsätzlichen Bedenken nicht schlechthin 
zu, sondern lediglich dann, wenn die festgesetzte 
Geldbuße zweihundert Deutsche Mark nicht über- 
steigt. In Sülchen Fällen ist wegen der verhältnis- 
mäßig geringen Unrechtsfolge, die dem Betroffenen 
droht, eine Aufklärung des Sachverhalts durch eine 
unmittelbare Beweisaufnahme in einer Hauptver- 
handlung nicht stets notwendig. Die Hauptverhand- 
lung wird in solchen Fällen in der Regel auch nicht 
deshalb angezeigt sein, weil die richterliche Ent- 
scheidung Rechtskraft hinsichtlich der strafrecht- 
rechtlichen Seite der Tat erlangt. Denn bei diesen 
unbedeutenden Fällen wird es selten sein, daß eine 
strafrechtliche Beurteilung überhaupt in Betracht 
kommt. 

Das Beschlußverfahren soll in den geschilderten 
Fällen nur möglich sein, wenn der Amtsrichter eine 
Hauptverhandlung nicht für erforderlich hält und 
der Betroffene sowie die Staatsanwaltschaft die- 
sem Vorfahren nicht widersprechen. Eine Entschei- 
dung durch Beschluß wird also namentlich in Be- 
tracht kommen, wenn der Sachverhalt einfach ist, 
weitere Ermittlungen nicht notwendig sind und An- 
haltspunkte für eine Straftat fehlen. Hält das Ge- 
richt weitere Ermittlungen für angebracht, so kann 
das Verfahren regelmäßig rascher in einer Haupt- 
verhandlung abgeschlossen werden. Sie wird im 
übrigen dann nicht zu umgehen sein, wenn aus- 
nahmsweise der Übergang zum Strafverfahren in 
Betracht kommt oder wenn der Betroffene oder die 
Staatsanwaltschaft die Hauptverhandlung für not- 
wendig hält. 

Eine dem § 78 Abs. 3 JGG vergleichbare Regelung 
etwa des Inhalts, daß das Gericht zur Vereinfachung 
und Beschleunigung von Verfahrensvorschriften ab- 
weichen kann, soweit dadurch die Erforschung der 
Wahrheit nicht beeinträchtigt wird, hält der Entwurf 
nicht für empfehlenswert. Für die in § 78 Abs. 3 JGG 
getroffene Regelung spricht namentlich die Erwä- 
gung, das Verfahren jugendgemäß gestalten zu kön- 
nen. Besondere Gründe, die bei der Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten eine von der Strafprozeßord- 


niing abweichende, dem einzelnen Fall angemessene 
Verfahrensgestaltung erfordern würden, sind nicht 
ersichtlich. Soweit allgemein eine Vereinfachung 
und Beschleunigung des Verfahrens geboten sind, 
sieht der Entwurf ausdrücklich entsprechende Rege- 
lungen vor (vgl. z. B. §§ 62 bis 64, 66 bis 68). Würde 
die Gestaltung des Verfahrens mehr oder weniger 
dem pflichtgemäßen Ermessen des Richters über- 
lassen bleiben, so könnte sich leicht eine uneinheit- 
liche Praxis entwickeln, die bei der Masse der in 
Betracht kommenden Verfahren besonders uner- 
wünscht wäre. Sie könnte auch zahlreiche Revi- 
sionen auslösen, die in der ersten Zeit nach Inkraft- 
treten des neuen Gesetzes häufig zugelassen werden 
müßten, um die Nachprüfung des Urteils zur Fort- 
bildung des Rechts und zur Sicherung einer einheit- 
lichen Rechtsprechung zu ermöglichen (§ 69 Abs. 1). 
Rechtssicherheit würde erst dann eintreten, wenn 
die Revisionsgerichte den Rahmen des „pflichtgemä- 
ßen Ermessens" im einzelnen abgesteckt hätten. Im 
Ergebnis sind diese Nachteile so schwerwiegend, 
daß sie die Vorteile einer Regelung, die allgemein 
Verfahrensvereinfachungen ermöglichen würde, 
nicht aufwiegen. Sie empfiehlt sich auch nicht zur 
Wahrung der Interessen des Betroffenen. Die sinn- 
gemäße Anwendung der Vorschriften über das Straf- 
verfahren bedeutet keine Schmälerung, sondern eine 
Stärkung der Rechtsgarantien für den Betroffenen. 
Sie sind im Strafverfahren im höchstmöglichen Maße 
gegeben. 

8. Keine AnwesenheitspHicht des Betrogenen 
in der Hauptv er handhing 

Eine wesentliche Vereinfachung bringt der Entwurf 
aber durch ein besonders ausgestaltetes Abwesen- 
heitsverfahren. Nach den Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung, die sinngemäß gelten, wäre der Be- 
troffene grundsätzlich verpflichtet, an der Haupt- 
verhandlung teilzunehmen. Er könnte von dieser 
Verpflichtung nur auf seinen Antrag entbunden und 
müßte dann durch einen beauftragten oder ersuchten 
Richter vernommen werden (§ 233 StPO). Die An- 
wesenheitspflicht des Betroffenen, die zu seinem 
Schutz vorgeschrieben ist, schränkt die Strafprozeß- 
ordnung allerdings für weniger bedeutsame Fälle 
ein (vgl. §§ 234 und 412 Abs. 2 StPO), um das Ver- 
fahren hier vereinfacht durchführen zu können. Im 
Bußgeldverfahren bedarf es wegen der in aller Regel 
weniger bedeutenden Rechtsfolgen ganz allgemein 
eines so weitgehenden Schutzes des Betroffenen 
nicht. 

Der Entwurf bestimmt deshalb, daß der Betroffene 
nicht verpflichtet ist, an der Hauptverhandlung teil- 
zunehmen (§ 62 Abs. 1). Erscheint der Betroffene 
nicht, so soll der Grundsatz der Unmittelbarkeit 
hinsichtlich seiner Einlassung zur Sache noch stärker 
aufgelockert werden, als dies schon jetzt nach der 
Strafprozeßordnung für weniger bedeutende Verfah- 
ren erlaubt ist: An die Stelle seiner Vernehmung 
treten dann entweder die Erklärungen seines infor- 
mierten Verteidigers (vgl. § 411 Abs. 2 StPO) oder 
die Bekanntgabe des wesentlichen Inhalts seiner 
früheren Vernehmung oder etwaiger schriftlicher 
oder protokollarischen Erklärungen, die er zur Sache 
abgegeben hat (§ 63 Abs. 1). Das Verfahren kann 
so z. B. bei weiter Entfernung des Wohnorts des 
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Betroffenen vom Gerichtsort wesentlich schneller I 
und einfacher durchgeführt werden, als dies heute 1 
z. B. bei den Verkehrsübertretungen der Fall ist. Es 
erübrigen sich dann der Beschluß, wonach der Be- 
troffene von der Verpflichtung zum Erscheinen in 
der f iauptverhandlung („falls er einen solchen An- 
trag stellt") entbunden wird, die Zustellung des 
Beschlusses, die Versendung der Akten an das Ge- 
richt des Wohnorts des Betroffenen zu seiner kom- 
missarischen Vernehmung, seine Vorladung, die 
Vernehmung selbst, die Rücksendung der Akten und 
schließlich in der Ffauptverhandlung die Verlesung 
des Protokolls über die kommissarische Verneh- 
mung, aus der sich sehr häufig nur das ergibt, was 
der Betroffene schon bei seiner polizeilichen Ver- 
nehmung oder in seiner Einspruchsschrift zur Sache 
erklärt hat. Die in dem Entwurf vorgesehene Verein- 
fachung des Verfahrens liegt nicht zuletzt auch im 
Interesse des Betroffenen. Der Aufwand an Zeit und 
Geld, der wegen der Anwesenheitspflicht des Be- 
troffenen oder infolge seiner kommissarischen Ver- 
nehmung für ihn entsteht, wird häufig in keinem 
angemessenen Verhältnis zu der Bedeutung der 
Sache stehen. 

Die Möglichkeit des Abwesenheitsverfahrens wird 
freilich nicht weiter helfen, wenn eine frühere Ver- 
nehmung des Betroffenen oder schriftliche Erklärun- 
gen fehlen oder wenn sie unvollständig oder wider- 
spruchsvoll sind. Das Gericht hat dann die Mög- 
lichkeit, entweder das persönliche Erscheinen des 
Betroffenen oder dessen kommissarische Verneh- 
mung anzuordnen (§ 62 Abs. 2 und 3). 

9. Rücknahme der Klage und des Einspruchs 

Im Gegensatz zum Strafbefehlsverfahren läßt der 
Entwurf die Möglichkeit der Rücknahme von Klage 
und Einspruch nicht nur bis zum Beginn der Haupt- 
verhandlung, sondern bis zur Verkündung des Ur- 
teils im ersten Rechtszug oder bis zum Erlaß des 
Beschlusses im schriftlichen Verfahren zu (§ 66 
Abs. 1 Satz 1). Auch diese Regelung zielt darauf 
ab, das Verfahren zu vereinfachen. Vielfach wird 
sich erst im Laufe der Hauptverhandlung auf Grund 
der Beweisaufnahme heraussteilen, daß die Klage 
oder der Einspruch unbegründet ist. Sind die Ver- 
fahrensbeteiligten darüber einer Ansicht, so wäre 
es ein unnützer Aufwand, die Hauptverhandlung 
zu Ende zu führen und ein Urteil zu erlassen. Die 
gegensätzliche Regelung des Strafbefehlsverfahrens 
ist in den Motiven zur Strafprozeßordnung damit 
begründet, daß eine willkürliche Beendigung des 
Verfahrens durch eine Rücknahme des Einspruchs 
nach begonnener mündlicher Verhandlung „gegen 
die Ordnung des Verfahrens und die Rücksicht auf 
die Autorität des Gerichts verstoßen" würde. Ob 
diese Ansicht, die in einem gewissen Widerspruch 
zu der für das Rechtsmittelverfahren getroffenen 
Regelung des § 303 StPO steht, überzeugend ist, 
wird im Schrifttum neuerdings bezweifelt. Die frü- 
heren Entwürfe zur Strafprozeßordnung haben die 
geltende Regelung nicht übernommen, sondern die 
Rücknahme der Klage und des Einspruchs im Straf- 
befehlsverfahren auch nach Beginn der Hauptver- 
handlung zugelassen, allerdings dann nur mit Zu- j 
Stimmung des Gegners. I 


1 Der Entwurf will zumindest im Bußgeldverfahren 
i die erweiterte Möglichkeit zur Rücknahme der Klage 
und des Einspruchs auch nach Beginn der Hauptver- 
handlung vorsehen. Wenn damit den Prozeßbetei- 
ligten eine gewisse Dispositionsbefugnis über die 
Beschuldigung eingeräumt wird, so erscheint dies 
schon deshalb unbedenklich, weil sich die Beschul- 
digung nicht auf eine kriminelle Tat bezieht und 
nur über eine geldliche Einbuße zu entscheiden ist. 
Die Frage, ob auch für das Strafbefehlsverfahren 
eine entsprechende Regelung getroffen werden soll, 
sollte erst im Rahmen der große Strafprozeßreform 
näher geprüft und entschieden werden. Dabei könn- 
ten auch die Erfahrungen berücksichtigt werden, 
die im künftigen Bußgeldverfahren mit der Regelung 
des Entwurfs gewonnen werden. 

10. Beschränkung der Beweisaufnahme und der 
Rechtsmittel 

Weitere wesentliche Vereinfachungen des Verfah- 
rens sieht der Entwurf durch eine angemessene Be- 
schränkung der Beweisaufnahme (§ 67 Abs. 1) und 
der Rechtsmittel (§ 68, vgl. auch § 61 Abs. 1) vor. 
Entsprechende Vorschriften waren zum Teil schon 
in dem von der Bundesregierung beschlossenen Ent- 
wurfs eines Zweiten Gesetzes zur Sicherung des 
Straßenverkehrs (Drucksache IV/651) für das Verfah- 
ren wegen Übertretungen enthalten (vgl. §§ 245, 
334, 334 a StPO i. d. F. des Artikels 2 Nr. 4 bis 6 des 
Entwurfs). Der Rechtsausschuß des Deutschen Bun- 
destages hat diese Beschränkungen für das Straf- 
verfahren zwar abgelehnt, die Möglichkeit ihrer 
Aufnahme in das künftige Bußgeldverfahren aber 
offen gelassen (vgl. Stenographisches Protokoll über 
die 83. Sitzung der 4. Wahlperiode). 

1 1. Einstellung des Bußgeldverfahrens 
durch Gericht und Staatsanwaltschaft 

Der Bußgeldbescheid darf das Gericht in der Be- 
urteilung der dem Betroffenen zur Last gelegten 
Tat nicht einengen. Dies soll auch für die Frage 
gelten, ob nach der Bedeutung der Tat eine Ahndung 
angemessen ist. Hält das Gericht eine Ahndung 
nicht für geboten, so soll es deshalb befugt sein, 
das bei ihm anhängige Verfahren mit Zustimmung 
der Staatsanwaltschaft einzustellen (§ 38 Abs. 2). 
Etwaige Bedenken, daß dem Gericht mit dieser Re- 
gelung des Entwurfs eine ihm wesensfremde Auf- 
gabe zugewiesen werde, weil der Verfolgungswille 
bei Ordnungswidrigkeiten ein besonderes Verwal- 
tungsermessen sei, das zwar nachgeprüft, aber nicht 
durch eine richterliche Entschließung ersetzt werden 
könne, sind nicht begründet. Die Praxis hat gezeigt, 
daß die Verwaltungsbehörden ihre Entschließung 
zur Verfolgung im Rahmen des Opportunitätprin- 
zips nicht nach besonderen Verwaltungsinteressen, 
sondern nach typisch strafrechtlichen Gesichts- 
punkten treffen, so nach der Bedeutung und Aus- 
wirkung der Tat, dem Grade der Vorwerfbarkeit, 
der Häufigkeit gleichartiger Zuwiderhandlungen, 
der Einstellung des Täters zur Rechtsordnung, seinem 
Verhalten nach der Tat usw. Die sachgerechte Be- 
urteilung dieser Umstände gehört zum ständigen 
Aufgabenbereich des Strafrichters und der Staats- 
anwaltschaft. Um der Gefahr vorzubeugen, daß die 
1 Strafgerichte die Bedeutung von Ordnungswidrig- 
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keiten nach dem Gewicht von Straftaten messen 
und deshalb die Befugnis zur Einstellung des Ver- 
fahrens zu großzügig handhaben, läßt der Entwurf 
die Einstellung des gerichtlichen Verfahrens im 
übrigen nur zu, wenn die Staatsanwaltschaft der 
Einstellung zustimmt. Das Erfordernis der Zustim- 
mung durch die Verfolgungsbehörde gewährleistet 
zugleich, daß die Entschließung zur Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten im Rahmen des Opportuni- 
tätsprinzips bei vergleichbaren Sachverhalten mög- 
lichst nach einheitlichen Gesichtspunkten getroffen 
wird. 

Freilich können das Gericht und die Staatsanwalt- 
schaft das ihnen eingeräumte Ermessen zur Ein- 
stellung des Verfahrens nur dann sachgerecht aus- 
üben, wenn sie auch mit den besonderen Fachfragen 
vertraut sind, die bei der Verfolgung von Ordnungs- 
widrigkeiten auf besonderen Sachgebieten häufig 
auftreten. Das Gericht soll deshalb vor der Ein- 
stellung des Verfahrens grundsätzlich die Verwal- 
tungsbehörde hören, um ihr Gelegenheit zu geben, 
auf Umstände hinzuweisen, die der Einstellung ent- 
gegenstehen (vgl. im einzelnen hierzu Absatz 7 der 
Begründung unter C. 111. 6.). Das gleiche gilt, wenn 
die Staatsanwaltschaft im Vorverfahren erwägt, das 
Verfahren einzustellen (vgl. im einzelnen hierzu 
Absatz 3 der Begründung unter C. 111. 2.). 

12. Verbindung von Bußgeldverfahren 
und Strafverfahren 

Die Neuordnung des Vorfahrensrechts muß einen 
beweglichen Übergang zum Strafverfahren ermög- 
lichen, wenn sich im Bußgeldvcrfahron ergibt, daß 
die Tat eine Straftat ist. Umgekehrt muß es 
möglich sein, die Tat im Strafverfahren auch unter 
dem rechtlichen Gesichtspunkt einer Ordnungs- 
widrigkeit abzuurteilen, wenn sich herausstellt, daß 
nur eine solche vorliegt. Der Übergang vom Buß- 
geldvcrfahren in das Strafverfahren und umgekehrt 
ist aus Gründen der Prozeßwirtschaftlichkeit, der 
Notwendigkeit einer einheitlichen Entscheidung und 
zur Wahrung des Interesses des Betroffenen zwin- 
gend geboten (vgl. im einzelnen hierzu Absatz 5 ff. 
der Begründung unter B. I.). 

Der Entwurf bestimmt deshalb, daß das Gericht im 
Bußgeldverfahren an die Beurteilung der Tat als 
Ordnungswidrigkeit nicht gebunden ist, sondern den 
Betroffenen auf Antrag der Staatsanwaltschaft oder 
von Amts wegen auf die Veränderung des recht- 
lichen Gesichtspunktes hinzuweisen hat, wenn eine 
Verurteilung auf Grund eines Strafgesetzes in Be- 
tracht kommt (§ 70). Mit diesem Hinweis geht das 
Bußgeldverfahren in das Strafverfahren über. Hier 
wird besonders deutlich, daß in dem Verfahren nach 
Einspruch das Verbot der Schlechterstellung nicht 
gilt. Das ist jedoch keine unangemessene Benach- 
teiligung für den Betroffenen. Seine schutzwürdi- 
gen Interessen wären im Gegenteil eher beeinträch- 
tigt, wenn ein vereinfachter Übergang nicht statt- 
finden könnte. Das Bußgeldverfahren müßte sonst 
eingestellt werden, sofern der Richter wegen des 
Verdachts einer Straftat nicht auf Geldbuße erken- 
nen kann, da die Straftat die Ordnungswidrigkeit 
verdrängt (§ 15). Nach Einstellung des Bußgeldver- 
fahrens müßte ein neues Verfahren wegen des Ver- 


dachts der Straftat cingeleitet werden, das u. U. wie- 
der nicht zum Abschluß geführt werden könnte, 
wenn sich der Verdacht der Straftat nicht erweist. 
Eine solche Regelung würde das Recht des Be- 
troffenen, daß über die gegen ihn erhobene Be- 
schuldigung in angemessener Frist entschieden wird, 
verletzen. 

Für das Strafverfahren bestimmt der Entwurf aus 
den angeführten Gründen, daß das Gericht die in 
der Anklage bezeichnete Tat zugleich unter dem 
rechtlichen Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit 
beurteilt (§ 71 Abs. 1). Das gilt auch schon für das 
Eröffnungsverfahren. Hält das Gericht nur den Ver- 
dacht einer Ordnungswidrigkeit für gegeben, so soll 
es die Anklage zur Hauptverhandlung nur unter 
diesem rechtlichen Gesichtspunkt zulassen mit der 
Folge, daß in dem weiteren Verfahren die Verein- 
fachungsvorschriften dieses Entwurfs gelten. Die 
andere Lösung, daß das Gericht bei dem bloßen 
Verdacht einer Ordnungswidrigkeit die Anklage zu- 
rückweist, würde wieder zu einer Zweispurigkeit 
des Verfahrens und damit zu einer nicht angemesse- 
nen Erschwernis und Verzögerung gerade in den 
weniger schwerwiegenden Grenzfällen führen. Hält 
das Gericht auf Grund der Hauptverhandlung nur 
eine Ordnungswidrigkeit für erwiesen, so soll es 
lediglich auf Geldbuße erkennen können. 

Die neue Verfahrensordnung berücksichtigt, daß 
Ordnungswidrigkeiten und Straftaten u. U. auch in 
einem einzigen Verfahren verfolgt werden können. 
Ein solcher Fall wird namentlich dann eintreten, 
wenn die Staatsanwaltschaft die Verfolgung einer 
Ordnungswidrigkeit wegen des Zusammenhangs mit 
einer Straftat übernimmt (vgl. § 33 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 und die Begründung unter C. III. 2.). Sachlich 
zuständig für die Aburteilung ist dann das Amts- 
gericht oder, wenn wegen der zusammenhängenden 
Straftat die Zuständigkeit eines höheren Gerichts 
begründet ist, dieses Gericht (§ 36 Abs. 2). Die mit 
der Straftat zusammenhängende Ordnungswidrig- 
keit soll in diesem Falle durch Erhebung der öffent- 
lichen Klage im Strafverfahren verfolgt werden (§ 52 
Abs. 3). Ordnungswidrigkeiten und Straftaten kann 
das Verfahren aber auch dann zum Gegenstand 
haben, wenn im Bußgeldverfahren nur hinsichtlich 
einer von mehreren Taten zum Strafverfahren über- 
gegangen oder wenn im Strafverfahren die Anklage 
hinsichtlich einer Tat nur unter dem rechtlichen Ge- 
sichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit, wegen an- 
derer Taten aber unter dem rechtlichen Gesichts- 
punkt einer Straftat zugelassen wird. In allen Fäl- 
len dieser Art sollen für das Verfahren wegen der 
Ordnungswidrigkeit abweichend von den Vorschrif- 
ten der Strafprozeßordnung bestimmte Vorschriften 
dieses Entwurfs anzuwenden sein, die sich aus der 
Besonderheit des Bußgeldverfahrens ergeben oder 
die zur Vereinfachung des Bußgeldverfahrens be- 
stimmt sind, soweit sich dies mit der Einheitlichkeit 
des Verfahrens vereinbaren läßt (§ 72). Weiter an- 
zuwenden sein werden z. B. die Vorschriften über 
die Beteiligung der Verwaltungsbehörde (§ 65), die 
Rücknahme der Klage und des Einspruchs (§ 66) so- 
wie über die Beschränkung der Beweisaufnahme 
(§ 67 Abs. 1) und der Rechtsmittel (§ 68) und die 
Vorschrift, daß das Gericht mit Zustimmung der 
Staatsanwaltschaft das Verfahren wegen der Ord- 
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nungswidrigkeit einstellen kann, wenn es eine 
Ahndung nicht für geboten hält (§ 38 Abs. 2). Von 
der Anwendung ausgeschlossen sind dagegen z. B. 
Vorschriften über das vereinfachte Abwesenheits- 
verfahren (§§ 62, 63). 

13. Rechtskraft und Wiederaufnahme 
des Verfahrens 

Die Rechtskraft der Entscheidung über die Tat be- 
stimmt der Entwurf in § 73 unterschiedlich, je nach- 
dem ob im summarischen Verfahren, das mit einem 
Bußgeldbescheid endet, oder ob durch das Gericht 
im Bußgeld- oder im Strafverfahren über die Tat 
entschieden ist. Im ersten Fall soll sich die Rechts- 
kraft nur auf die Tat als Ordnungswidrigkeit er- 
strecken. Das entspricht den Grundsätzen, die für 
das Strafbefehlsverfahren gelten. Im zweiten Fall 
soll die Entscheidung sowohl hinsichtlich der straf- 
rechtlichen als auch der bußgcldrechtlichen Seite 
rechtskräftig werden. Die erweiterte Rechtskraft 
folgt hier notwendigerweise aus der Regelung, daß 
das Gericht im Bußgeldvcrfahren und im Strafver- 
fahren einheitlich über die Tat entscheidet, ohne in 
der rechtlichen Beurteilung eingeengt zu sein. 

Für die Wiederaufnahme dos Verfahrens sieht der 
Entwurf die entsprechende Anwendung der Straf- 
prozeßordnung und die ausschließliche Zuständig- 
keit des Gerichts zur Entscheidung vor (§ 74). Die 
jetzige Regelung des Gesetzes über Ordnungswid- 
rigkeiten, welche ein eigenständiges Wiederauf- 
nahmeverfahren und die Zuständigkeit der Verwal- 
tungsbehörde vorsieht, ist unvollkommen und in 
mehrfacher Hinsicht bedenklich. Die Vermengung 
des in der Strafprozeßordnung vorgesehenen drei- 
stufigen Verfahrens (Zulässigkeitsprüfung, Proba- 
tionsverfahren und eigentliches Nachprüfungsver- 
fahren) in einem einheitlichen und formlosen Berich- 
tigungsverfahren hat in der praktischen Anwendung 
und im Rechtsmittelvorfahren zu beträchtlichen 
Schwierigkeiten geführt. Sie sind für das Rechts- 
mittelverfahren unvermeidlich: Je nach den Grün- 
den, aus denen die Verwaltungsbehörde die Ab- 
änderung des Bußgeldboscheides im Wiederauf- 
nahmeverfahren ablehnt, müßte bei einer sachge- 
rechten Lösung der Antrag auf gerichtliche Ent- 
scheidung teils mit der Hauptverhandlung, teils 
ohne Hauptverhandlung zugelassen werden, was 
aber gar nicht möglich ist, wenn verfahrensrechtlich 
nicht zwischen den drei Stufen des Wiederaufnahme- 
verfahrens unterschieden wird. Gegen die Beibehal- 
tung der bisherigen Regelung spricht weiter, daß 
der Verwaltungsbehörde die praktische Anwendung 
des Instituts der Wiederaufnahme des Verfahrens 
erhebliche Schwierigkeiten bereitet. Bei der Erwei- 
terung des Rechts der Ordnungswidrigkeiten sollte 
zudem eine Regelung gefunden werden, welche die 
Verwaltungsbehörde vor übereilten und unsachge- 
mäßen Anträgen schützt und der Gefahr einer 
„formlosen Berichtigung" in einem vereinfachten 
Verfahren vorbeugt. Auch dies spricht für die aus- 
schließliche Zuständigkeit des Gerichts und das Ver- 
fahren der Strafprozeßordnung. Diese Regelung 
empfiehlt sich schließlich deswegen, weil künftig 
auch gerichtliche Bußgeldentscheidungen ergehen 
werden und die Zulässigkeit des Wiederaufnahme- 
verfahrens nicht unterschiedlich bestimmt werden 


kann, je nachdem, ob es sich um eine gerichtliche 
Bußgeldentscheidung oder ein Bußgeldbescheid der 
Verwaltungsbehörde handelt. Eine unterschiedliche 
Zuständigkeit für die Wiederaufnahme des Verfah- 
rens könnte zu ungerechten Ergebnissen führen. 

14. Vollstreckung der Bußgeldentscheidung 

Bei der Regelung des Vollstreckungsverfahrens be- 
rücksichtigt der Entwurf ebenfalls, daß für die Ahn- 
dung von Ordnungswidrigkeiten künftig nicht nur 
die Verwaltungsbehörden, sondern bei Übernahme 
der Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft und 
im Verfahren nach Einspruch auch die Gerichte zu- 
ständig sind. Der Entwurf bestimmt deshalb, daß 
die Verwaltungsbehörde den von ihr erlassenen 
Bußgeldbescheid nach den Vorschriften der Verwal- 
tungsvollstreckungsgesetze vollstreckt (§ 79), wäh- 
rend für die Vollstreckung der gerichtlichen Buß- 
geldentscheidungen die §§ 451 und 463 StPO sinn- 
gemäß gelten (§ 80). Praktisch soll also jede Voll- 
strockungsbehörde die ihr geläufigen Vollstreckungs- 
vorschriften anwenden. Für den Betroffenen werden 
sich hieraus keine nennenswerten unterschiedlichen 
Folgen ableiten, da die Vorschriften weitgehend 
übereinstimmen. 

Wird die Geldbuße nicht fristgerecht gezahlt, so soll 
gegen den Betroffenen — wie im geltenden Recht — 
die Erzwingungshaft angeordnet werden können 
f§ 84). Die Einführung einer Ersatzhaft sieht der 
Entwurf nicht vor. Dafür ist nicht die Erwägung 
maßgebend, daß ein Freiheitsentzug als Vergeltungs- 
mittel mit dem Wesen des Ordnungsrechts unverein- 
bar wäre. Der Verzicht auf die Ersatzhaft ist viel- 
mehr die notwendige Folge, die sich einerseits aus 
der Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde zur Ver- 
folgung von Ordnungswidrigkeiten und andererseits 
aus dem Verfassungsgebot ableitet, daß über die Zu- 
lässigkeit einer Freiheitsentziehung stets der Richter 
zu entscheiden hat (Artikel 104 Abs. 2 Satz 1 GG). 
Die Ersatzhaft ist nach ihrem Wesen die (hilfsweise) 
Zufügung eines Übels für die begangene Tat. Ist 
über die Tat durch eine Verwaltungsbehörde ent- 
schieden, so liegt es nahe, daß zur richterlichen Prü- 
fung, ob die hilfsweise Zufügung des Übels zu- 
lässig ist, auch die volle Nachprüfung des Schuld- 
spruchs gehört. Nur dann kann der Richter die volle 
Verantwortung für die Festsetzung der Ersatzhaft 
übernehmen. Es wäre jedenfalls verfassungsrechtlich 
nicht unbedenklich, wenn der Richter für die Anord- 
nung der Ersatzhaft nur die förmlichen Vorausset- 
zungen nachzuprüfen brauchte, also im wesentlichen 
die Rechtskraft des Bußgeldbescheides und die 
Nichtzahlung der Geldbuße. Die volle Nachprüfung 
des Schuldspruchs durch den Richter würde jedoch 
(namentlich bei Massenordnungswidrigkeiten) zu 
einer nicht unerheblichen Belastung der Gerichte und 
zu einer höchst unerfreulichen Doppelprüfung im 
Bagatellbereich führen. Damit wären die verfahrens- 
rechtlichen Vorteile, die für die Ausscheidung des 
Ordnungsunrechts aus dem Kriminalstrafrecht maß- 
geblich gewesen sind, weitgehend in Frage gestellt. 
Aus der Notwendigkeit der Nachprüfung des Schuld- 
spruchs im Vollstreckungsverfahren und der Mög- 
lichkeit abweichender Entscheidungen würden sich 
zudem zahlreiche Folgerungen ergeben, die krimi- 
nalpolitisch äußerst unerwünscht und dem Ansehen 
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der Rechtspflege in hohem Maße abträglich wären i 
(z. B. richterliche Nachprüfung des Schuldspruchs i 
gerade bei zahlungsunwilligen Betroffenen; Beseiti- 
gung der Vollstreckbarkeit der Geldbuße und der 
Nebenwirkungen wie auch z. B. registerlicher Ein- 
tragungen, wenn sich der Schuldspruch nicht be- 
stätigt). Bei der Festsetzung der Erzwingungshaft 
findet dagegen eine richterliche Nachprüfung des 
Schuldspriichs nicht statt. Die Erzwingungshaft ist 
kein Übel für die begangene Ordnungswidrigkeit. 
Mit ihr soll nur die (rechtskräftig angeordnete) 
Pflicht zur Zahlung der Geldbuße erzwungen werden 
können. Die verfahrensrechtlichen Nachteile, die bei 
der Einführung einer Ersatzhaft auftreten müssen, 
entstehen danach bei der Anordnung der Erzwin- 
gungshaft nicht. 

In der Einzelausgestaltung des Verfahrens zur An- 
ordnung der Erzwingungshaft weicht der Entwurl 
nicht unerheblich von der Regelung des § 69 OWiG 
ab. Der Entwurf geht davon aus, daß die Geldbuße 
keine übliche Geldschuld ist, die der Staat wie ein 
gewöhnlicher Gläubiger beitreiben muß. Mit der 
Geldbuße wird von dem Betroffenen vielmehr eine 
persönliche Leistung verlangt, die seine Mitv/irkung 
erfordert. Das ergibt sich aus dem Wesen der Geld- 
buße, die darauf ausgerichtet ist, den Betroffenen 
künftig zur Einhaltung der Rechtsordnung anzuhal- 
ten. Der Entwurf zieht hieraus die verfahrensrecht- 
liche Folgerungen. Sie ermöglichen eine einfache und 
praktisch brauchbare Regelung, die den massenhaft 
vorkommenden Verfahren angemessen ist: Der An- 
ordnung der Erzwingungshaft braucht kein Beitrei- 
bungsversuch voranzugehen. Aus der Mitv/irkungs- 
pflicht des Betroffenen leitet sich seine Pflicht ab, 
seine Zahlungsunfähigkeit darzulegen, wenn er nicht 
zahlen kann. Der Betroffene ist hierüber zu beleh- 
ren. Zahlt er nicht und legt er auch nicht dar, daß 
ihm die fristgerechte Zahlung nicht zugem\itct wer- 
den kann, so darf das Gericht davon ausgehen, daß 
der Betroffene zahlen kann, aber nicht will. Das 
Gericht kann dann nach Anhörung des Betroffenen 
die Erzwingungshaft anordnen, vorausgesetzt, daß 
keine Umstände bekannt sind, v/elche die Zahlungs- 
unfähigkeit des Betroffenen ergeben (§ 84). Ergibt 
sich jedoch, daß dem Betroffenen die fristgemäße 
Zahlung nicht zugemutet werden kann, so ist ihm 
eine Zahlungserleichterung zu gewähren. Gegenüber 
einem Zahlungsunfähigen scheitert also die Durch- 
setzung der Geldbuße. Dieses Ergebnis, das aus dem 
Wesen der Erzwingungshaft folgt, muß und kann 
hingenommen werden. 

15. Verfahren gegen Jugendliche 
und Heranwachsende 

Der Entwurf sieht im Verfahren gegen Jugendliche 
und Heranwachsende die Möglichkeit der Anord- 
nung von erzieherischen Maßnahmen an Stelle einer 
Geldbuße nur im Vollstreckungsverfahren und im 
gerichtlichen Bußgeldverfahren vor. Die Befugnis, 
erzieherische Maßnahmen anzuordnen, kann den 
Verwaltungsbehörden nicht übertragen werden, da 
ihnen diese Aufgabe wesensfremd ist. Es wäre 
aber andererseits ebenso wenig angemessen, für die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkei- 
ten, die durch Jugendliche oder Heranwachsende 
begangen werden, grundsätzlich die Zuständigkeit 


des Jugendrichters zu bestimmen. Bei solchen Ord- 
nungswidrigkeiten wird es sich meist um Polizei- 
delikte handeln. In der Mehrzahl aller Fälle wird 
es daher ausreichen, gegen den Jugendlichen eine 
Geldbuße festzusetzen, wenn eine Verwarnung und 
die Erhebung eines Verwarnungsgeldes unange- 
bracht ist. Erziehungsmaßnahmen werden aus An- 
laß einer solchen Tat grundsätzlich nicht geboten 
sein. Erfahrungsgemäß ist es dem Jugendlichen oder 
Heranwachsenden auch in der Regel möglich, eine 
Geldbuße aus eigenen Mitteln aufzubringen, so aus 
seinem Verdienst oder Taschengeld oder durch ge- 
legentliche, geringfügige Hilfeleistungen. Es könnte 
zwar in Betracht gezogen werden, die Zuständigkeit 
des Jugendrichters nur für die Ausnahmefälle vorzu- 
sehen, daß die Tat Erziehungsmängel erkennen läßt 
oder die Festsetzung einer Geldbuße nicht ange- 
bracht ist, weil anzunehmen ist, daß der Jugendliche 
oder Heranwachsende sie nicht aus seinen Mitteln 
zahlen kann (vgl. § 15 Abs. 1 Nr. 1 JGG). Es müßte 
dann für diese Ausnahmcfälle eine besondere Ver- 
fahrensrcgelung getroffen werden. Eine solche ist 
zwar erwogen, in den Entwurf aber nicht aufgenom- 
men worden, weil ihre Nachteile überwiegen. Die 
/Viisnahmefälle können von den Regelfällen nur in 
sehr unbestimmter Weise abgegrenzt werden. Das 
muß zu vorfahrcnsrechtlichen Schwierigkeiten und 
einer uneinheitlichen Rechtsanwendung führen. Bei 
masscnhalt vorkommenden Ordnungswidrigkeiten 
(z. B. Verkehrsordnungswidrigkeiten) würden sich 
diese Nachteile besonders deutlich zeigen. Es ist 
zudem sehr zweifelhaft, ob mit Hilfe einer solchen 
Lösung wirklich die kritischen Fälle einer ihnen 
angemessenen Sonderbohandlung zugeführt würden. 
Denn die Erwartung, ob der Jugendliche oder Heran- 
wachsende in der Lage sein wird, die Geldbuße aus 
seinen Mitteln zu zahlen, kann sich mehr oder weni- 
ger nur auf Vermutungen stützen, die häufig genug 
widerlegt v/erden. Auch die Beurteilung, ob die Tat 
Erziohungsmüngol erkennen läßt, ist nicht einfach. 
Es ist deshalb sehr fraglich, ob die Verwaltungsbe- 
hörde, zu deren Aufgaben eine solche Beurteilung 
gar nicht gehört, die geeigneten Fälle vor den Ju- 
gendrichter bringen würde. In krassen Fällen kann 
sie ohnehin den Sachverhalt dem Vormundschafts- 
richter mitteilen. 

Der Entwurf sieht deshalb eine besondere Regelung 
nur für das Vollstreckungsverfahren gegen Jugend- 
liche und Lleranwachsende vor. Die Regelung be- 
schränkt sich auf die Fälle, in denen eine besondere 
Gestaltung des Vollstreckungsverfahrens notwendig 
ist. Aus Gründen der Erziehung kann es weder an- 
gebracht sein, dem Jugendlichen oder Fleranwach- 
senden eine Zahlungserleichterung zu gewähren, 
die ihn längere Zeit belasten kann, noch die Geld- 
buße beizutreiben oder gar Erzwingungshaft 
anzuordnen. Der Jugendliche soll die Folgen der Tat 
möglichst rasch spüren, aber auch Gelegenheit er- 
halten, die nachteiligen Folgen möglichst schnell zu 
beseitigen. Der Entwurf bestimmt deshalb, daß dem 
Jugendlichen, der die Geldbuße nicht fristgemäß 
zahlt, auferlegt werden kann, einer Arbeitsauflage 
nachzukommen, den Schaden wiedergutzumachen, 
bei einer Verletzung von Verkehrsvorschriften an 
einem Verkehrsunterricht teilzunehmen oder sonst 
eine bestimmte Leistung zu erbringen, wenn die 
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Bewilligung einer Zahlungserleichterung, die Bei- ' 
treibung der Geldbuße oder die Anordnung der Er- 1 
zwingungshaft nicht möglich oder angebracht er- j 
scheint (§ 86 Abs. 1 Satz 1). Der Jugendliche ist so | 
vor die Wahl gestellt, entweder die Geldbuße zu | 
zahlen oder die angeordnete Rechtsfolge durch eine | 
andere Leistung auszugleichen. Kommt der Jugend- ' 
liehe einer solchen richterlichen Anordnung nicht ' 
nach, so kann aus seinem Verhalten entnommen 
werden, daß er nicht bereit ist, staatliche Anord- 
nungen zu beachten. Zu seiner Erziehung kann dann 
die Anordnung eines Zuchtmittels angebracht sein. 
Der Entwurf läßt deshalb für diesen Fall die Mög- 
lichkeit zu, gegen den Jugendlichen Jugendarrest zu 
verhängen. 

Die besondere Vollstreckungsanordnung, die es dom 
Jugendlichen oder Heranwachsenden gestattet, an 
Stelle der festgesetzten Geldbuße eine andere be- 
stimmte Leistung zu erbringen, soll der Jugend- 
richter auch schon im Erkenntnisverfahren vorweg 
treffen können (§ 55 Abs. 2, § 67 Abs. 3). Diese 
Regelung des Entwurfs kann das Verfahren abkürzen 
und eine sachdienliche Entscheidung im Erkenntnis- 
verfahren ermöglichen, wenn der Jugendrichter fest- 
stellt, daß nach den wirtschaftlichen Verhältnissen 
des Jugendlichen oder Heranwachsenden die Zah- 
lung der Geldbuße auf Schwierigkeiten stoßen kann 1 
und die sonst übliche Vollstreckung nicht möglich ' 
oder angebracht sein wird. ! 


Die einzelnen Vorschriften j 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

Der 1. Teil des Entwurfs ist in enger Anlehnung an 
den Allgemeinen Teil des Entwurfs 1962 gegliedert. 
Er beginnt im 1. Abschnitt mit den Vorschriften über 
den Geltungsbereich (§§ 1 bis 4). Der 2. Abschnitt 
enthält die Vorschriften über die Grundlagen der 
Ahndung (§§ 5 bis 10), so z. B. über Vorsatz und 
Fahrlässigkeit, Irrtum, Versuch und Beteiligung. Der 
3. Abschnitt bringt die Vorschriften über die Höhe 
und Bemessung der Geldbuße (§ 11) und über Zah- 
lungserleichterungen (§ 12). Im 4. Abschnitt sind die 
Vorschriften über die Rechtsfolgen beim Zusammen- 
treffen mehrerer Gesetzesverletzungen (§§ 13 bis 
15) zusammongefaßt. Der 5. Abschnitt enthält die 
Vorschriften über die Einziehung (§§ 16 bis 18), der 
6. Abschnitt mit nur einer Vorschrift (§ 19) die Rege- | 
lung über Geldbuße gegen juristische Personen und 
Personenvereinigungen. In den 7. Abschnitt sind die 
Vorschriften über die Verfolgungs- und Vollstrek- 
kungs Verjährung (§§ 20 bis 22) aufgenommen. 

Schließlich enthält der 8. Abschnitt (§§ 23 bis 26) 
die Vorschriften über den Vollrausch und über die 
Verletzung der Aufsichtspflicht gegenüber Kindern | 
und Jugendlichen sowie in Betrieben und Unter- 
nehmen. Wegen des Standorts dieser Vorschriften 
wird auf Absatz 2 der Einleitung unter C. 1. ver- 
wiesen. I 


ERSTER ABSCHNITT 
Geltungsbereich 

Zu § 1 — Begriffsbestimmung 

Die Vorschrift umschreibt in Absatz 1 den Begriff 
der Ordnungswidrigkeit zwar in Anlehnung an § 1 
Abs. 1 OWiG rein förmlich durch die Art des Rechts- 
nachteils, den das Gesetz für eine tatbestandsmäßig 
bestimmte Handlung androht. Die Vorschrift soll auf 
diese Weise das Recht der Ordnungswidrigkeiten 
vom Kriminalstrafrecht eindeutig abgrenzen. Inso- 
weit gehört sie in den Abschnitt über den Geltungs- 
bereich. 

Die Begriffsbestimmung des Absatzes 1 weicht aber 
von § 1 Abs. 1 OWiG in zweierlei Hinsicht ab. Das 
hängt einmal damit zusammen, daß § 1 Abs. 1 OWiG 
im Zusammenhang mit § 1 Abs. 2 bis 4 OWiG zu 
verstehen ist, diese Vorschriften aber künftig ent- 
fallen. Der Entwurf begnügt sich im übrigen nicht, 
wie das geltende Recht (vgl. auch § 1 StGB), mit der 
etwas unscharfen Fassung, daß eine Ordnungswid- 
rigkeit eine „Handlung" ist, die das Gesetz mit 
Geldbuße bedroht. Er hebt vielmehr ausdrücklich 
hervor, daß die Handlung rechtswidrig, vorwerfbar 
und tatbestandsmäßig sein muß, daß sie also auch 
die sonstigen Merkmale, die zum Tatbestand gehö- 
ren (z. B. den Handlimgserfolg), verwirklichen muß. 
Der Entwurf wählt damit eine dem § 11 Abs. 1 Nr. 1 
E 1962 entsprechende genauere Fassung, die dem 
Begriff der Ordnungswidrigkeit, der in zahlreichen 
Vorschriften verwendet wird, einen bestimmten In- 
halt gibt. 

Die genauere Begriffsbestimmung in Absatz 1 er- 
möglicht es, in Absatz 2 auch für die rechtswidrige, 
aber nicht vorwerfbar begangene Handlung eine 
Begriffsbestimmung vorzusehen. Das ist zweck- 
mäßig, weil dadurch das Verständnis des Gesetzes 
erleichtert wird. Nach zahlreichen Vorschriften tritt 
nämlich eine Rechtsfolge bereits nach einer rechts- 
widrigen, wenn auch nicht vorwerfbar begangenen 
Handlung ein (vgl. z. B. § 16 Abs. 3, §§ 23 bis 25). 
Dieser Unterschied sollte sich schon aus der Fassung 
der Vorschrift ergeben. In Übereinstimmung mit der 
bisherigen Gesetzgebungspraxis bezeichnet der Ent- 
wurf die nur rechtswidrige, aber nicht vorwerfbar 
begangene (ordnungswidrige) Handlung als eine 
„mit Geldbuße bedrohte Handlung". Es empfiehlt 
sich nicht, für sie den Begriff „rechtswidrige" Hand- 
lung zu verwenden, weil er für das Kriminalstraf- 
recht verbraucht ist (vgl. § 11 Abs. 1 Nr. 2 E 1962), 

Die Verletzung von Berufs- oder Standespflichten, 
die nach den Vorschriften des Bundes und der Län- 
der in einem besonderen Verfahren u. a. mit Geld- 
buße geahndet werden kann, ist keine Ordnungs- 
widrigkeit. Für sie gelten die Vorschriften des Ent- 
wurfs — • wie schon im geltenden Recht — nicht. Dies 
folgt daraus, daß die Ordnungswidrigkeit, wie Ab- 
satz 1 hervorhebt, eine tatbostandsmäßig bestimmte 
Handlung sein muß, während in den einschlägigen 
Gesetzen die Geldbuße ganz allgemein für die Ver- 
letzung der Berufs- oder Standespflichten angedroht 
ist (vgl. z. B. § 77 des Bundesbeamtengesetzes i. d. F. 
vom 22. Oktober 1965 — Bundesgesetzbl. I S. 1776 
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— • i. V. m. § 4 der Bundesdisziplinarordnung vom 
28. November 1952 — Bundesgesetzbl. I S. 761; 
§§ 113, 114 der Bundesrechtsanwaltsordnung vom 
1. August 1959, Bundesgesetzbl. I S. 565). Die Ver- 
letzung von Berufs- und Standespflichten ist im 
übrigen nicht ausschließlich mit Geldbuße, sondern 
wahlweise auch mit Unrechtsfolgen anderer Art be- 
droht. Die einschlägigen Gesetze enthalten zudem 
besondere Verfahrensvorschriften über die Verfol- 
gung und Ahndung solcher Pflichtverletzungen. Es 
erscheint deshalb nicht notwendig, im Einführungs- 
gesetz klarzustellen, daß in diesen Fällen das Gesetz 
keine Anwendung finden soll. ’ 

Zu § 2 — Sachliche Geltung 

Die Vorschrift bestimmt den sachlichen Geltungs- | 
bereich des künftigen Gesetzes über Ordnungswid- | 
rigkeiten abweichend von § 3 OWiG dahin, daß das ! 
Gesetz für Ordnungswidrigkeiten sowohl nach Bun- ! 
desrecht als auch nach Landesrecht gilt. Das geltende j 
Gesetz ist nach seinem § 3 „für alle Zuwiderhand- I 
hingen auf Sachgebieten anzuwenden, für die der j 
Bund von seiner Gesetzgebungsbefugnis Gebrauch | 
gemacht hat oder Gebrauch macht". Diese Regelung ' 
befriedigt nicht. Einmal ist der Begriff des Sach- j 
gebietes nicht eindeutig genug. Zum anderen be- 
stimmt die Vorschrift den Geltungsbereich der Buß- | 
geldvorschriften auch nach sachfremden Merkmalen. ! 
Denn nach dem Wortlaut des § 3 OWiG kommt es , 
nur darauf an, ob der Bund auf dem jeweiligen 
Sachgebiet irgendeine Regelung erlassen hat oder 
erläßt, unabhängig davon, ob sie in einem inneren 
Zusammenhang zu dom Recht der Ordnungswidrig- | 
keiten steht. Schließlich ist — und dies ist der ent- j 
scheidende Nachteil der jetzigen Vorschrift — der i 
Geltungsbereich zu eng, weil er die Ordnungswid- j 
rigkeiten nach Landesrecht nicht einbezieht. 

Der Entwurf hält es für zulässig, den Geltungs- 
bereich des künftigen Gesetzes allgemein auf Ord- 
nungsvzidrigkeiten nach Bundesrecht und nach Lan- I 
desrecht zu erstrecken. Dem Bund steht nach Arti- ! 
kol 74 Nr. 1 GG die Gesetzgebungsbefugnis für j 
eine solche umfassende Regelung zu. Allerdings ist i 
umstritten, ob das Recht der Ordnungswidrigkeiton ! 
zum „Strafrecht" im Sinne des Artikels 74 Nr. 1 GG 
gehört. Es wird geltend gemacht, daß diese Ver- 
fassungsbestimmung nur den Kernbereich des Straf- 
rechts betreffe, der die sozialethisch zu mißbilligen- ' 
den Verhaltensweisen erfaßt; dazu rechneten nicht i 
die Handlungen, die als ethisch farbloses Ordnungs- j 
unrecht lediglich mit Geldbuße bedroht seien. Dieser ! 
Auffassung liegt die Ansicht zugrunde, daß sich die I 
Ordnungswidrigkeit als bloße Ungehorsamstat ge- j 
gen die staatlichen Verwaltungsvorschriften ihrem j 
Wesen nach von der Straftat unterscheidet. | 

Ob diese Ansicht, von der noch das geltende Gesetz i 
über Ordnungswidrigkeiten ausgeht, zutrifft, ist je- j 
doch im Laufe der Entwicklung des Ordnungswid- ! 
rigkeitenrechtes nicht nur der Rechtswirklichkeit ' 
nach, sondern auch grundsätzlich zweifelhaft gewor- 
den. Der Gesetzgeber hat vielfach Verstöße mit 
Geldbuße bedroht, die keineswegs ethisch farblos 
sind wie z. B. die in neueren Gesetzen nicht seltenen : 
Erschleichungstatbestände, die im Vorfeld des Betru- 


ges liegen (vgl. etwa § 33 Abs. 4 des Außenwirt- 
schaf lsgesetzes). Dabei handelt es sich nicht um 
Fehlgriffe des Gesetzgebers. Es hat sich vielmehr 
gezeigt, daß eine scharfe Trennungslinie zwischen 
ethisch verwerflichem Kriminalunrecht und ethisch 
farblosem Ordnungsunrecht grundsätzlich nicht zu 
ziehen ist. In welchen Bereich eine Gruppe von Ver- 
stößen einzureihen ist, kann vielfach nur nach prag- 
matischen Gesichtspunkten entschieden werden. Es 
kann jedoch dahingestellt bleiben, ob Straftat und 
Ordnungswidrigkeit theoretisch streng geschieden 
werden können. Sicher ist, daß auch die Geldbußen 
des Ordnungswidrigkeitenrechts Sanktionen dar- 
stellen, die dem Schutz von Rechtsgütern dienen. 
Wenn Artikel 74 Nr. 1 GG, bei dessen Entstehung 
es noch kein Ordnungswidrigkeitenrecht gab, von 
Strafrecht spricht, so kann der Begriff hier — ebenso 
wie in Artikel 103 Abs. 2 GG, der unbestritten auch 
für das Recht der Ordnungswidrigkeiten gilt — nur 
im umfassenderen Sinne des Rechts verstanden wer- 
den, das die staatliche Verhängung von Strafen 
und anderen Unrechtsfolgen wegen eines tatbe- 
standsmäßig bestimmten, rechtswidrigen Verhaltens 
im Interesse des Rechtsgüterschutzes regelt. 

Hit'rfür sprechen auch die folgenden, auf der Recht- 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts beruhen- 
den Erwägungen zur Auslegung der Kompetenz- 
normen des Grundgesetzes: 

Die unter den einzelnen Nummern der Gesetz- 
gebungskompetenznormen des Grundgesetzes auf- 
gezähllen Gegenstände der Gesetzgebung sind nicht 
jeder für sich in abstrakter Deutung zu bestimmen. 
Die Abgrenzung ergibt sich vielmehr auch aus dem 
Gesamtgefüge dieser Artikel, so daß z. B. der Gegen- 
stand, der sowohl unter eine spezielle Bezeichnung 
wie auch unter eine umfassende allgemeine Bezeich- 
nung eingeordnet werden kann, nur der speziellen 
Bestimmung zu unterstellen ist. Bei der Umfangs- 
bestimmung der einzelnen Materien sind ferner der 
Gruiidsalz des Artikels 30 GG und der historische 
Zusammenhang in der deutschen Gesetzgebung zu 
beachten (BVerfGE 7, 29 [44]). Danach ist davon aus- 
zugehen, daß das Grundgesetz zu dem „Strafrecht" 
auch die vorkonstitutionell (im Strafgesetzbuch und 
im Nebenstrafrecht) enthaltenen Ubertretungstatbe- 
stände rechnet. Folglich kann der Bundesgesetzgeber 
— stets im Rahmen seiner sonstigen Verfassungs- 
bindungen — nicht nur entbehrlich gewordene Tat- 
bestände aufheben oder einzelne Tatbestände än- 
dern, sondern auch das typische Gesamtbild der 
Deliktsart „abmildern" zu einem Komplex von Sank- 
tionsnormen, die auf Freiheitsentziehung und auf 
den Makel des „Vorbestraftseins" als Unrechtsfol- 
gen überhaupt verzichten. 

Bei entsprechendem Wandel der Lihensverhältnisse 
kann der verfassungsrangige Verhältnismäßigkeits- 
grundsatz es geradezu erzwingen, daß die über- 
kommende Typik der repressiven Sanktionen „her- 
abgestuft" oder jedenfalls verändert wird. Die Be- 
fugnis hierzu muß der für das „Strafrecht" zustän- 
dige Gesetzgeber haben, der schon die bisherige 
Typik („Übertretungen") mit Verbindlichkeit für den 
Gesamtstaat und die Gliedstaaten (Art. 31 GG) ge- 
schaffen und bislang noch beibehalten hat. 
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Bei den Kern- und Rahmenvorschriften des Rechts 
der Ordnungswidrigkeiten, also für die „Allgemei- 
nen Vorschriften" des Entwurfs wird besonders 
deutlich, daß sie keiner spezielleren Kompetenz- 
materie als der des „Strafrechts" zugeordnet werden 
können. Der Gesetzgeber kann nämlich nicht umhin, 
auch die Ordnungswidrigkeiten nach typisch straf- 
rechtlichen Kategorien zu behandeln. Die Festset- 
zung der Geldbuße setzt — ebenso wie die Fest- 
setzung einer Strafe — die Verwirklichung eines 
gesetzlich bestimmten Tatbestandes, das Fehlen von 
Rechtfertigungsgründen und die individuelle Vor- 
werfbarkeit voraus, ohne die nach rechtsstaatlichen 
Grundsätzen eine repressive Unrechtsfolge nicht 
ausgesprochen werden kann. Bei der Prüfung, ob die 
Voraussetzungen für die Festsetzung einer Geld- 
buße vorliegen, sind die gleichen Fragen wie im 
Bereich des Kriminalstrafrechts zu entscheiden, näm- 
lich, welche Geltung die Bußgeldvorschritten in 
räumlicher und zeitlicher Hinsicht beanspruchen, 
wann eine für die Tatbestandsverwirklichung be- 
achtliche Handlung vorliegt, wann die Verantwort- 
lichkeit zu bejahen oder zu verneinen ist, welche 
Bedeutung der Irrtum über Tatbestandsumstände 
oder der Verbotsirrtum hat, welche Umstände das 
Gesetz als rechtfertigende oder entschuldigende an- 
sieht, wie die Beteiligung zu behandeln ist usw. 
Auch im Hinblick auf die Rechtsfolgen der Tat er- 
geben sich für das Strafrecht und das Recht der 
Ordnungswidrigkeiten grundsätzlich gleiche Fragen, 
nämlich nach welchen Umständen die Strafe oder 
Geldbuße zu bemessen ist, wie bei mehreren Geset- 
zesverletzungen zu verfahren ist, welchen Neben- 
folgen in Betracht kommen und unter welchen Vor- 
aussetzungen ihre Anordnung zulässig ist. Regelun- 
gen derartigen Inhalts lassen sich in keine mate- 
riellrechtliche Gesetzgebungsmaterie einordnen, die 
spezieller wäre als die des Strafrechts. 

Die Regelung der Grundsatzfragen bei Ordnungs- 
widrigkeiten rechnet im übrigen auch deswegen zum 
Sachgebiet „Strafrecht", weil sie in einem untrenn- 
baren inneren Zusammenhang mit der entsprechen- 
den Regelung bei Kriminalstraftaten gehört. Eine 
im Strafrecht und im Recht der Ordnungswidrig- 
keiten abweichende Regelung verbietet sich in be- 
stimmten Einzelfragen schon deshalb, weil dann die 
(straf-)tatbestandlichen Voraussetzungen für Ein- 
griffe gegenüber dem Einzelnen unsachgemäß diffe- 
renziert werden könnten. So würde es z. B. mit der 
Idee der Gerechtigkeit und den Grundsätzen der 
Verhältnismäßigkeit und des Rechtsgüterschutzes 
nicht vereinbar sein, die Eingriffsvoraussetzungen 
in einem umgekehrten Verhältnis zu der Bedeutung 
der Rechtsverletzung oder -gefährdung zu bestim- 
men, also z. B. bei Ordnungswidrigkeiten stets auch 
die erfolglose Anstiftung mit Geldbuße zu bedrohen, 
bei Straftaten dagegen nur in seltenen Ausnahme- 
fällen, die Notwehr bei Ordnungswidrigkeiten nicht 
als Rechtfertigungsgrund anzusehen, wohl aber im 
Strafrecht, die Einziehung eines Gegenstandes bei 
Ordnungswidrigkeiten allgemein unter erleichter- 
ten Voraussetzungen zuzulassen als bei Straftaten 
usw. Bei Mischtatbeständen (echten oder unechten) 
würden solche nicht gerechtfertigten Abweichungen 
in besonders krasser Weise deutlich werden und 


zeigen, daß die Frage, ob und inwieweit bei Ord- 
nungswidrigkeiten und Straftaten die Grundlagen 
der Ahndung und die Rechtsfolgen der Tat anders 
zu regeln sind, nicht im Zusammenhang mit einer 
anderen „verwaltungsrechtlichen" Ordnung beant- 
wortet werden kann, sondern nur im Sachzusam- 
menhang mit der Materie Strafrecht. 

Die Kern- und Rahmenvorschriften des Bundes las- 
sen jedoch abweichende Regelungen der Länder un- 
angetastet und offen, soweit für sie eine noch spe- 
ziellere Gesetzgebungskompetenz der Länder gege- 
ben ist (vgl. BVerfGE 7, 41 ff. sowie die §§ 20 ff. des 
Entwurfs). Die Länder können also im Rahmen ihrer 
Gesetzgebungskompetenz für die betreffende Materie 
auch weiterhin Vorschriften erlassen, die von den 
Allgemeinen Vorschriften des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten abweichen. Bei einzelnen Rege- 
lungen hebt der Entwurf durch die ausdrückliche 
Einfügung einer Vorbehaltsklausel dies selbst her- 
vor. 

Die Vorschriften über „Einzelne Ordnungswidrigkei- 
ten", die am Ende des 2. Teils des Entwurfs eingestellt 
sind (Vollrausch, Verletzung der Aufsichtspflicht ge- 
genüber Kindern und Jugendlichen, Verletzung der 
Aufsichtspflicht in Betrieben und Unternehmen), sind 
freilich keine „allgemeinen" Vorschriften mehr in 
dem Sinne, daß sie die Grundlagen der Ahndung 
und die Rechtsfolgen bei Ordnungswidrigkeiten be- 
stimmen. Diese Vorschriften stellen selbst Bußgeld- 
tatbestände auf. Sie haben allerdings — - und inso- 
fern sind sie mit den „allgemeinen" Vorschriften 
verwandt — die Besonderheit, daß sie an vorhan- 
dene Bußgeld- oder Strafvorschriften anknüpfen und 
durch eine allgemeine Tatbestandserweiterung Aus- 
nahmefälle zulassen, in denen der Täter die primäre 
Bußgeldvorschrift nicht vorwerfbar oder nicht selbst 
verwirklicht, wohl aber nach Art eines Nebentäters 
handelt. Auch bei diesen Vorschriften ist im übrigen 
die speziellere Zugehörigkeit zum „Strafrecht" be- 
ders augenscheinlich: Entsprechende Tatbestände 
über Vollrausch und die Verletzung der Aufsichts- 
pflicht gegenüber Kindern und Jugendlichen enthält 
auch das Kriminalstrafrecht. Eine Vorschrift über 
die Verletzung der Aufsichtspflicht in Betrieben und 
Unternehmen wäre auch im Strafrecht für den Fall 
denkbar, daß im Betrieb oder Unternehmen eine mit 
Strafe bedrohte Handlung begangen ist. Soweit ent- 
sprechende Tatbestände in Strafrecht gegeben sind, 
müssen sie mit denen im Recht der Ordnungswidrig- 
keiten wegen des engen Sachzusammenhanges abge- 
stimmt sein. Im übrigen ist es die Aufgabe des 
Strafgesetzgebers, darüber zu entscheiden, ob für 
den Vollrausch und die Verletzung der Aufsichts- 
pflicht auch bei Ordnungswidrigkeiten eine Strafe 
angedroht werden soll, ob diese Fälle überhaupt 
nicht mit einer Sanktion bedroht werden oder ob 
sie nur mit einer geringeren Sanktion, nämlich der 
Geldbuße, bedroht werden sollen. Die Entscheidung 
hierüber ist keine verwaltungsrechtliche, sondern 
eine ihrem Wesen nach strafrechtliche. Denn der 
Gesetzgeber ist nicht nur dazu aufgerufen, positiv 
zu entscheiden, was strafbar sein soll, sondern er 
muß auch negativ darüber befinden können, was 
nicht strafbar sein soll. Denn es gehört auch zu sei- 
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nen Aufgaben, das Strafrecht in angemessenen Gren- 
zen zu halten. 

Dem Gesetzgeber muß danach auch die Möglichkeit 
zustehen, bestimmte Verhaltensweisen aus dem Be- 
reich des Kriminalstrafrechts herauszunehmen und 
sic in den Bereich des bloßen Ordnungsunrechts zu 
verweisen, jedenfalls dann, wenn es sich um selb- 
ständige Tatbestände handelt, die unabhängig vom 
gesetzten Verwaltungsrecht sind. Solche Vor- 
schriften können nicht dem — wie die im 1. Teil des 
Entwurfs eines Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten enthaltenen einzelnen Bußgeldvorschriften zei- 
gen — Vorwurf ausgesetzt sein, daß der Bundes- 
gesetzgeber seine Kompetenz dazu mißbrauche, die 
Kompetenz der Landesgesetzgeber auszuhöhlen oder 
zu überlagern. 

Für eine bundesgesetzliche Regelung des Rechts der 
Ordnungswidrigkeiten besteht auch ein Bedürfnis, 
weil die Wahrung der Rechtseinheit über das Gebiet 
einzelner Länder hinaus sie erfordert (Artikel 72 
Abs. 2 Nr. 3 GG). Der gesetzgeberische Zweck des 
Entwurfs, das Recht der Bußgeldvorschriften zu ver- 
einheitlichen, das Nebenrecht zu entlasten und die 
Rcchtsanwendung zu vereinfachen, kann nur durch 
eine einheitliche Regelung für die Ordnungswidrig- 
keiten nach Bundes- und Landesrecht erreicht wer- 
den. Es wäre, wie schon in der Einleitung unter 
C. 11. 3. dargelegt worden ist, nicht erträglich, wenn 
Materien, wie beispielsweise Vorsatz und Fahrläss- 
sigkeit, der Irrtum, der Versuch, die Beteiligung, die 
Verantwortlichkeit, die Einziehung oder die Fest- 
setzung von Geldbußen gegen juristische Personen 
im Bundes- und Landesrecht verschieden behandelt 
werden würden. Eine solche unterschiedliche Rege- 
lung würde dem Bedürfnis nach einer klaren, jeder- 
mann verständlichen Regelung schon deswegen zu- 
widerlaufen, weil dieselben Rechtsbegriffe ganz oder 
teilweise einen verschiedenen Inhalt erhalten wür- 
den. Der Betroffene müßte dann jeweils im einzel- 
nen Fall nachprüfen, ob die im Bundes- und Landes- 
recht gleichlautenden und auf denselben Sachverhalt 
bezogenen Begriffe im Sinne des Bundesrechts oder 
im Sinne des abweichenden Landesrechts zu ver- 
stehen wären. 

Damit stimmt überein, daß die Länder den Gründen, 
die für eine einheitliche Regelung im Bundes- und 
Landesrecht sprechen, bei ihrer bisherigen Gesetz- 
gebung, von wenigen Ausnahmen abgesehen, Rech- 
nung getragen haben. So sind auf dem Gebiete des 
materiellen Rechts die Länder nur ganz vereinzelt 
von den Grundsätzen des geltenden Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten abgewichen. In weitem Um- 
fang haben sie dieses Gesetz für anwendbar erklärt, 
sei es durch eine allgemeine Verweisung (wie z. B. 
in Bayern in Artikel 47 des Landesstraf- und Verord- 
nungsgesetzes vom 17. November 1956, Bereinigte 
Sammlung des bayerischen Landesrechts I S. 327) 
oder durch Verweisung in den Einzelgesetzen (wie 
z. B. in Baden-Württemberg, Hessen usw.). Die hier- 
durch praktisch schon weitgehend hergestellte 
Rechtseinhoit sollte indessen auch in einem einheit- 
lich für Ordnungs Widrigkeiten nach Bundesrecht und 
nach Landesrecht geltenden Gesetz ihren Ausdruck 
finden. 


Für die verfahrensrechtlichen Vorschriften des Ent- 
wurfs ergibt sich die Gesetzgebungsbefugnis des 
Bundes aus Artikel 74 Nr. 1 GG. 

Daß der verfahrensrechtliche Teil des Entwurfs als 
„gerichtliches Verfahren" im Sinne des Artikels 74 
Nr. 1 GG anzusehen ist, kann bei zahlreichen verfah- 
rensrechtlichen Bestimmungen nicht zweifelhaft sein. 
Das gilt für die Vorschriften, welche die Zuständig- 
keit des Gerichts (§ 27 Abs. 2) und das von ihm zu 
beachtende Verfahren betreffen. Zu den Vorschriften 
über das gerichtliche Verfahren zählen auch die- 
jenigen Rechtsvorschriften, welche die Beteiligung 
der Staatsanwaltschaft vorsehen (vgl. § 27 Abs. 1); 
denn die Staatsanwaltschaft ist im Verfahren nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten ein Organ 
der Rechtspflege und keine Verwaltungsbehörde. 
Hiernach beziehen sich auf das gerichtliche Verfah- 
ren im Sinne des Artikels 74 Nr. 1 GG insbesondere 
die Vorschriften über die Übernahme der Verfolgung 
durch die Staatsanwaltschaft (§§ 33, 51, 52), die Ab- 
gabe der Verfolgung an die Staatsanwaltschaft 
oder an die Verwaltungsbehörde (§§ 32, 34), die 
Zuständigkeit des Amtsrichters (§§ 36, 52), die Ein- 
stellung des Verfahrens durch das Gericht (§ 38 
Abs. 2), die gerichtliche Vereidigung von Zeugen 
(§ 39), die Anrufung des Gerichts gegen Maßnahmen 
der Verwaltungsbehörde (§ 50), die Festsetzung der 
Geldbuße durch den Amtsrichter (§ 55), die Erzwin- 
giingshaft (§§ 84, 85), die Vollstreckung gegen Ju- 
gendliche und Heranwachsende (§ 86), die gericht- 
liche Entscheidung über Einwendungen im Voll- 
streckungsverfahren (§§ 91, 92) sowie in vollem 
Umfang der 5. bis 7. Abschnitt des Entwurfs (Ein- 
spruch und Hauptverfahren; Bußgeld- und Straf- 
verfahren; Rechtskraft und Wiederaufnahme des 
Verfahrens). 

Andere Verfahrensvorschriften des Entwurfs betref- 
fen allerdings nicht unmittelbar das Verfahren der 
Gerichte, sondern das Verfahren der Verwaltungs- 
behörden, die zur Verfolgung (§ 27 Abs. 1) und 
Ahndung (§ 27 Abs. 2) von Ordnungswidrigkeiten 
tätig werden. Gleichwohl ist die Befugnis des Bun- 
desgesetzgebers zur Regelung auch dieses Verfah- 
rens aus Artikel 74 Nr. 1 GG herzuleiten. Bei natür- 
licher Betrachtungsweise ist das Bußgeldverfahren 
auch vor der Verwaltungsbehörde keine Fortsetzung 
der „verwaltungsmäßigen" Ausführung von Bundes- 
oder Landesgesetzen auf dem Gebiet des jeweiligen 
besonderen Verwaltungsrechts, sondern Gesetzes- 
anwendung auf einen Unrechts- oder Pflichtwidrig- 
keitstatbestand (BVerfGE 4, 92 f.). Das Verfahren 
für diese Gesetzesanwendung ist seiner Funktion 
nach „Strafverfahren", nicht so sehr Verwaltungs- 
verfahren in dem Sinne, in dem Artikel 84 Abs. 1 
GG für seinen engeren Bereich diesen Begriff ver- 
wendet. Damit stimmt überein, daß das in dem Buß- 
geldverfahren anzuwendende Rocht zur Materie 
„Strafrecht" gehört. 

Artikel 74 Nr. 1 GG verwendet allerdings den um- 
fassenden Begriff „Strafverfahren" nicht ausdrück- 
lich. Doch ergeben die Zusammenschau der einschlä- 
gigen Kompetenztitel („für das Strafrecht, den Straf- 
vollzug, die Gerichtsverfassung und das gerichtliche 
Verfahren") und der historische Zusammenhang in 
der deutschen Gesetzgebung, daß die im Artikel 74 
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Nr. 1 begründeten Kompetenzen sich auch darauf 
erstrecken, die nichtgerichtlichen Verfahrensab- 
schnitte des „Strafverfahrens" zu regeln. Das ist, 
soweit ersichtlich, unbestritten für das Verfahren 
der Staatsanwaltschaften, auch soweit ihnen in Straf- j 
Sachen die Befugnis zur endgültigen Einstellung ge- | 
geben ist mit der Folge, daß solche Verfahren über- 
haupt nicht in ein gerichtliches Stadium gelangen. 
Der historische Zusammenhang in der deutschen 
Gesetzgebung läßt darüber hinaus bundesrechtliche 
Strafverfahrensregelungen zu, die an Behörden und 
Beamte der Länder außerhalb der Justiz gerichtet 
sind und diesen im „Strafverfahren" bestimmte Auf- 
gaben übertragen (vgl. § 152 GVG, § 163 StPO). 
Der Bundesgesetzgeber hat diese Gesetzgebungs- 
kompetenz wiederholt in Anspruch genommen, ohne 
daß sie in Zweifel gezogen worden ist (vgl. § 163 
Abs. 2 StPO i. d. F. des Artikels 3 Nr. 70 des Ge- 
setzes zur Wiederherstellung der Rechtscinheit auf 
dem Gebiet der Gerichtsverfassung, der bürgerlichen 
Rechtspflege, des Strafverfahrens und des Kosten- 
rechts vom 12. September 1950 [Bundesgesetzbl. 

S. 455] und neuerdings § 163 a Abs. 4 StPO i. d. F. des j 
StPÄG). Im übrigen wirkten schon nach vorkon- | 
stitutionellem Strafverfahrensrecht bestimmte Ex- j 
ekutivorgane der Länder in großem Umfange sogar 
bei der Ahndung von Bagatelldelikten mit (vgl. 

§ 413 StPO). Der Bundesgesetzgeber hat diese Rege- 
lung beibehalten und in Einzelheiten geändert. 
Seine Gesetzgebungskompetenz hierfür ist wohl un- 
bestritten. Der Entwurf gibt den Verwaltungsbehör- 
den gegenüber diesen Regelungen der Strafprozeß- j 
Ordnung zwar erweiterte Befugnisse. Die Regelung i 
des Entwurfs bleibt aber eine solche des „Strafver- 
fahrens", für die dem Bund die Gesetzgebungs- 
kompetenz zusteht. Dabei ist auch zu berücksich- 
tigen, daß das Bußgeldverf ähren der Verwaltungs- 
behörde nach dem Gefüge der neuen Verfahrens- 
ordnung nicht mehr als eigenständiges Verfahren 
anzusehen ist, sondern lediglich als ein vorgeschal- 
tetes Verfahren (vgl. die Einleitung unter C. III. 4.), 
das infolge der Generalklausel des § 37 Abs. 1 in- 
haltlich dem gerichtlichen Verfahren weitgehend 
nachgebildet ist. 

Das Bedürfnis für eine bundeseinheitliche Regelung 
(Artikel 72 Abs. 2 Nr. 3 GG) ist auch für das Ver- 
fahrensrecht zu bejahen. Die Gründe, die eine bun- 
deseinheitlicho Regelung der sachlich-rechtlichen 
Vorschriften des Rechts der Ordnungswidrigkeiten 
notwendig erscheinen lassen, gelten in entsprechen- 
der Weise für das Verfahrensrecht. Bei der großen 
Bedeutung, die das Verfahrensrecht für den betroffe- 
nen Bürger hat, wären dessen Belange in hohem 
Maße in Frage gestellt, wenn in jedem Land eine 
andere Verfahrensordnung gelten würde. Schon die 
im Entwurf vorgesehene Verbindung von Bußgeld- 
und Strafverfahren (vgl. die Einleitung unter 
C. III. 12.) zeigt deutlich, daß eine bundeseinheitliche 
Regelung unabweisbar ist. 

Allerdings gibt es Einzelregelungen, die der Gesetz- 
gebung der Länder überlassen bleiben können (vgl. 
z. B. die auf das Bundesrecht beschränkte Zuständig- j 
keitsregelung des § 28 Abs. 2). So kann es nicht die j 
Absicht des Entwurfs sein, durch die Verfahrens- j 
Vorschriften des Rechts der Ordnungswidrigkeiten 1 


einen wesentlichen Einfluß auf den Verwaltungsauf- 
bau der Landesbehörden zu nehmen. 

Zu § 3 — Zeitliche Geltung 

Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten enthält 
keine Regelung über den zeitlichen Geltungsbereich 
der Bußgeldvorschriften, obwohl sich auch hier die 
Frage stellt, welche Bußgeldvorschrift anzuwenden 
ist, wenn das Gesetz zwischen der Begehung der Tat 
und der Entscheidung geändert wird. Daß die Tat 
nur dann mit Geldbuße geahndet werden kann, 
wenn die Ahndung gesetzlich bestimmt war, bevor 
die Tat begangen worden ist, folgt zwar schon aus 
Artikel 103 Abs. 2 GG, der auch für Ordnungswid- 
rigkeiten gilt. Eine ausdrückliche Regelung fehlt 
jedoch für den Fall, daß die Bußgelddrohung zwi- 
schen der Tatausführung und der Entscheidung ge- 
ändert wird. Nach der Rechtsprechung gelten dann 
dieselben Grundsätze, die § 2 Abs. 2, 3 StGB für das 
Strafrecht bestimmt. Der Entwurf hält es für notwen- 
dig, dies ausdrücklich vorzuschreiben. Dabei wird 
auch auf § 2 Abs. 1 StGB, der im Wortlauf den Ver- 
fassimgsgrundsatz des Artikels 103 Abs. 2 GG wie- 
derholt, verwiesen, um keine Zweifel entstehen zu 
lassen, daß dieser sehr bedeutsame Grundsatz auch 
für das Ordnungswidrigkeitenrecht gilt. 

Der Entwurf bestimmt die entsprechende Anwen- 
dung des § 2 Abs. 1 bis 3 StGB für Geldbußen und 
auch Nebenfolgen und nimmt § 2 Abs. 4 StGB 
von der entsprechenden Anwendung aus. Daraus 
folgt, daß selbst Nebenfolgen, die als Maß- 
regeln angesehen werden könnten, wie z. B. in ge- 
wissen Fällen die Einziehung (auch soweit sie eine 
Maßnahme der Sicherung ist, § 16 Abs. 3) oder die 
Entziehung des Jagdscheines (vgl. z. B. § 41 des 
Bundesjagdgesetzes i. d. F. vom 30. März 1961, Bun- 
desgesetzbl. I S. 304), aus Anlaß einer Ordnungs- 
v/idrigkeit nur angeordnet werden dürfen, wenn sie 
vor Begehung der Tat zugelassen waren. Im Gegen- 
satz zu dem Kriminalstrafrecht besteht in den Fällen 
des bloßen Ordnungsunrechts kein Bedürfnis dafür, 
etwaige Maßnahmen der Sicherung auch dann im 
Bußgeldverfahren anordnen zu können, wenn sie 
erst nach Begehung der Tat zugelassen sind. Die im 
Bereich des Rechts der Ordnungswidrigkeiten in Be- 
tracht kommenden Maßnahmen der Sicherung wer- 
den in solchen Fällen in der Regel auch als Verwal- 
tungsmaßnahmen angeordnet werden können. Nen- 
nenswerte Verfahrensschwierigkeiten werden sich 
hieraus nicht ergeben, zumal es sich hierbei um 
verhältnismäßig seltene Fälle handeln wird. Für die 
Anordnung der Einziehung, die im Recht der Ord- 
nungswidrigkeiten die praktisch bedeutsamste Ne- 
benfolge ist, sieht § 2 Abs. 5 E 1962 ohnehin allge- 
mein die Anwendung der Vorschriften über die zeit- 
liche Geltung der Strafdrohungen vor, ohne zu un- 
terscheiden, ob die Einziehung im Einzelfall eine 
Nebenstrafe oder eine Maßnahme der Sicherung ist. 
Der vorliegende Entwurf führt diese Regelung für 
das Recht der Ordnungswidrigkeiten schon vorweg 
ein. 

Aus der sachlichen Übereinstimmung der Vorschrif- 
ten über die zeitliche Geltung für das Strafrecht und 
das Recht der Ordnungswidrigkeiten wird zu folgern 
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sein, daß ein Gesetz, welches eine kriminelle Straf- 
drohung in der Zeit zwischen der Begehung der Tat 
und ihrer Ahndung durch eine Bußgelddrohung er- 
setzt, als ein „milderes" Gesetz im Sinne des § 2 
Abs. 2 Satz 2 StGB anzusehen ist. Dies ist schon jetzt 
in der Rechtsprechung anerkannt. Eine ausdrückliche 
Vorschrift erübrigt sich daher. 


Zu § 4 — Räumliche Geltung 

Der räumliche Geltungsbereich ist im geltenden Ge- 
setz über Ordnungswidrigkeiten ebenfalls nicht ge- 
regelt. Dies hat sich als fühlbare Lücke erwiesen. 
Die entsprechende Anwendung der Vorschriften des 
Strafgesetzbuches stößt auf gewisse Schwierigkei- 
ten. Denn das Strafgesetzbuch bestimmt die räum- 
liche Geltung des deutschen Strafrechts bei Ver- 
brechen und Vergehen anders als bei übertreUingen. 
Schon deshalb ist es zweifelhaft, nach welchen 
Grundsätzen der räumliche Geltungsbereich des 
Rechts der Ordnungswidrigkeiten zu bestimmen ist. 
Der § 4 soll diese Lücke schließen. 

Die Vorschrift stellt in Absatz 1 den Grundsatz 
auf, daß nur die im räumlichen Geltungsbereich die- | 
ses Gesetzes begangenen Ordnungswidrigkeiten ge- | 
ahndet werden können. Diesem Grundsatz liegt die | 
Erwägung zugrunde, daß die große Mehrheit aller | 
Bußgeldvorschriften schon nach ihrem Inhalt und ^ 
Zweck nur innerhalb des Bundesgebietes Geltung | 
beanspruchen können, überwiegend bezwecken i 
diese Vorschriften nämlich nur, eine bestimmte Ord- ' 
nung aufrechtzuerhalten, die ihrerseits nicht vorge- ! 
geben ist, sondern — vor allem in ihren Einzelheiten j 
— weitgehend nach Zweckmäßigkeitsgesichtspunk- i 
ten ausgestaltet ist, so z. B. auf dem Gebiete der | 
allgemeinen Verwaltung, den verschiedenen Zwei- j 
gen des Wirschaftsrechts oder den Gebieten des 
Verkehrsrechts oder des Arbeitsrechts. Es liegt des- 
halb in der Natur der Sache, daß die Beachtung sol- 
cher Gebote und Verbote nur in dem räumlichen 
Bereich verlangt werden kann, auf die sich die ver- 
waltende, ordnende und lenkende Tätigkeit für das 
Gemeinwesen erstreckt. Zu berücksichtigen ist auch, 
daß die Zuwiderhandlungen, die nicht als Straftaten, 
sondern nur als Ordnungswidrigkeiten eingestuft 
sind, nicht wegen der Art des begangenen Unrechts 
eine schuldangemessene Vergeltung fordern, son- 
dern daß ihre Ahndung entscheidend von Zweck- 
mäßigkeitserwägungen bestimmt wird. Bei den Ord- ! 
nungswidrigkeiten wird also gar nicht das Bedürfnis j 
empfunden, die Tat ohne Rücksicht auf den Be- 
gehungsort „zu sühnen". 

Bei dieser anderen Ausgangslage empfiehlt es sich 
nicht, den räumlichen Geltungsbereich des Rechts j 
der Ordnungswidrigkeiten in Anlehnung an die j 
Vorschriften des Strafgesetzbuches zu bestimmen. | 
Für eine eigenständige Lösung im Entwurf spricht | 
auch der Umstand, daß das Strafgesetzbuch noch j 
vom Personalprinzip ausgeht, während der Entwurf i 
1962 diesen Grundsatz beseitigen will. 

Der in Absatz 1 für das Recht der Ordnungswidrig- i 
keiten bestimmte Gebietsgrundsatz soll allerdings | 
nicht ausnahmslos gelten. Soweit auf einzelnen j 
Sachgebieten oder bei bestimmten Zuwiderhandlun- j 


gen ein Bedürfnis dtifür besieht, auch die außerhalb 
des Geltungsbereichs des künftigen Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten begangenen Zuwiderhand- 
lungen ahnden zu können, sind Sonderregelungen 
im Einführungsgesetz vorgesehen (vgl. § 12 Abs. 3 
des Gesetzes über das Paßwesen — Artikel 8 Buch- 
stabe b ■ — , § 131 des Seemannsgesetzes — Arti- 
kel 134 Nr. 4). Die Vorbehaltsklausel des Absatzes 1 
deutet auf die Möglichkeit solcher Sondervorschrif- 
ten hin. Dabei wird zu berücksichtigen sein, daß ab- 
weichende Bestimmungen auch im europäischen Ge- 
meinschaftsrecht und in zwischenstaatlichen Abkom- 
men getroffen werden können, die durch das Rati- 
fikationsgesetz zu innerstaatlichen Gesetzen werden. 
Der Entwurf erwähnt die zwischenstaatlichen Ver- 
träge, abweichend von § 6 StGB, nicht ausdrücklich, 
weil es sonst zweifelhaft sein könnte, ob dazu auch 
die erwähnten Vorschriften überstaatlicher Organe 
rechnen. Es ist danach genauer, den Vorbehalt ganz 
allgemein auf eine andere gesetzliche Bestimmung 
zu beziehen. Er deckt dann sowohl die zwischen- 
staatlichen Abkommen, denen durch ein Ratifika- 
tionsgesetz zugestimmt wird, wie auch etwaige Vor- 
schriften dos Gemeinschaftsrechts. 

Absatz 2 sieht in Übereinstimmung mit der Recht- 
sprechung zum geltenden Recht vor, daß § 3 Abs. 3 
StGB, der den Begriff des Tatorts bestimmt, und § 5 
StGB, der Taten auf deutschen Schiffen und Luft- 
fahrzeugen unabhängig von dem Recht des Tatorts 
dem deutschen Strafrecht unterwirft, auf Ordnungs- 
widrigkeiten entsprechend anzuwenden sind. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Grundlagen der Ahndung 

Zu § 5 — Vorsatz und Fahrlässigkeit 

Die Vorschrift entspricht sachlich dem geltenden § 11 
Abs. 1 OWiG. Sprachlich ist sie an § 15 E 1962 ange- 
paßt, der denselben Grundsatz für das Strafrecht 
vorsieht. Der Entwurf geht davon aus, daß der Be- 
griff dos „fahrlässigen Handelns" auch die Leicht- 
fertigkeit als erhöhten Grad der Fahrlässigkeit mit- 
umfaßt. 


Zu § 6 — Irrtum 

Ebenso wie das geltende Recht (§ 1 1 Abs. 2 OWiG) 
verweist Absatz 1 auf § 59 StGB. Diese Vorschrift 
betrifft den Irrtum über Tatbestandsmerkmale. Sie 
zieht die Folgerung daraus, daß zum Vorsatz die 
Kenntnis der Tatumstände einschließlich der Merk- 
male tatbostandlicher Schärfungsgründe gehört. Der 
Vorsatz (§ 5) entfällt daher, wenn der Täter solche 
Merkmale nicht kennt. Die Ahndung wegen einer 
vorsätzlichen Ordnungswidrigkeit ist auch dann aus- 
geschlossen, wenn der Tatbestandsirrtum dem Täter 
vorzuwerfen ist. Doch kann in diesem Falle, wie sich 
aus § 6 Abs. 1 des Entwurfs i. V. m. § 59 Abs. 2 
StGB ergibt, die Tat als fahrlässig begangene Hand- 
lung geahndet werden, sofern das Gesetz auch die 
fahrlässige Llandlung mit Geldbuße bedroht. 


45 



Drucksache V/1269 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Absatz 2 betrifft den Irrtum über die Rechtswidrig- 
keit. Eine Handlung kann danach nicht als Ord- 
nungswidrigkeit geahndet werden, wenn dem Täter 
bei seiner Handlung das Bewußtsein, Unrecht zu tun, 
fehlt und ihm dies nicht vorzuwerfen ist. Darüber, 
daß der nicht vorwerfbare Irrtum über die Rechts- 
widrigkeit zugunsten des Täters berücksichtigt wer- 
den muß, herrscht heute Einigkeit. In der Lehre ist 
aber die Rechtsnatur dieses sog. Verbotsirrtums 
noch immer umstritten. Der Entwurf will hier so 
wenig wie möglich der Entwicklung in Rechtspre- 
chung und Wissenschaft vorgreifen. In einem Punkt 
muß er allerdings Stellung nehmen: Wie die Gegen- 
überstellung der beiden Absätze des § 6 zeigt, faßt 
der Entwurf den Verbotsirrtum nicht als einen Fall 
des Irrtums über Tatumstände im Sinne des Ab- 
satzes 1 und des § 59 StGB auf. Der vorwerfbare 
Verbotsirrtum schließt also den Vorsatz nicht aus. 
Damit folgt der Entwurf im Gegensatz zur sog. Vor- 
satztheorie der sog. Schuldtheorie, die seit langem 
von der höchstrichterlichen Rechtsprechung vertreten 
wird und auch § 11 Abs. 2, § 12 OWiG zugrunde 
liegt. Der Entwurf 1962 sieht in den §§ 19 und 21 
gleichfalls eine unterschiedliche Regelung für den 
Tatbestands- und den Verbotsirrtum vor. Eine an- 
dere Lösung würde zu kaum üborwindlichen Schwie- 
rigkeiten führen, wie in der Begündung zu § 21 
E 1962 näher dargelegt ist. 

Nun wird zwar in der Rechtslehre die Ansicht vertre- 
ten, die Schuldtheorie sei allein dem Kernbereich des 
Strafrechts angemessen, passe aber nicht für das 
Verwaltungsunrecht, weil hier die Tat erst wegen 
des Verstoßes gegen Rechtsvorschriften zum Unrecht 
werde. Diese Ansicht geht davon aus, daß das Ord- 
nungsunrecht nach seiner Wesensart eindeutig vom 
Kriminalunrecht unterschieden werden kann. Das 
trifft jedoch nicht zu, wie in der Begründung zu § 2 
dargelegt ist. Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 
unterscheiden sich mitunter nicht im Wesen der Tat- 
handlung, sondern nur durch besonders qualifizie- 
rende Umstände. In zahlreichen Fällen von Ord- 
nungswidrigkeiten kann der Täter ohne Kenntnis 
des Gesetzes erkennen, daß er Unrecht tut. Soweit 
dies nicht der Fall ist, wird es vielfach zu den Berufs- 
pflichten des Täters gehören, sich Kenntnis von den 
einschlägigen Vorschriften zu verschaffen. In den 
Tatbeständen des Nebenstrafrechts einschließlich 
der Ordnungswidrigkeiten sind zudem die Um- 
stände, welche die Handlung als unrechtmäßig 
kennzeichnen, vielfach zu Tatbestandsmerkmalen er- 
hoben (z. B. „ohne die erforderliche Erlaubnis", 
„ohne die vorgeschriebene Genehmigung"), so daß 
der Irrtum über solche Umstände ohnehin als Tat- 
bestandsirrtum, nicht als Verbotsirrtum zu behan- 
deln ist. Bei der verbleibenden Gruppe von Fällen, 
in denen der Täter sein Unrecht weder ohne Geset- 
zeskenntnis erkennen kann, noch zum Erwerb der 
erforderlichen Kenntnisse verpflichtet ist, handelt er 
nicht vorwerfbar, so daß eine Ahndung der Tat nach 
Absatz 2 ausscheidet. 

Ein beachtlicher Verbotsirrtum liegt nach Absatz 2 
allerdings nicht nur dann vor, wenn der Täter in- 
folge falscher Beurteilung positiv annimmt, kein Un- 
recht zu tun, sondern schon dann, wenn er handelt, 
ohne das Bewußtsein zu haben, Unrecht zu tun. Die 


Vorschrift gilt also in gleicher Weise für den Täter, 
der sich irrig die Rechtmäßigkeit seines Handelns 
vorgestellt hat, wie auch für den, der über diese 
Frage überhaupt nicht nachgedacht hat. Demgegen- 
über sieht § 21 E 1962 vor, daß nur die positive An- 
nahme der Rcchtmäßigkeit dem Täter zugute zu 
halten ist. Wie die hiergegen vorgebrachten Einwen- 
dungen zu beurteilen sind, kann in diesem Zusam- 
menhang auf sich beruhen. Jedenfalls ist es im Recht 
der Ordnungswidrigkeiten nicht sachgerecht, dem- 
jenigen, dem der Gedanke, daß er Unrecht tun 
könnte, gar nicht gekommen ist, die Berufung auf den 
Verbotsirrtum schlechthin zu versagen. Das Recht 
der Ordnungswidrigkeiten erstreckt sich in mannig- 
facher Weise auf Lebensgebiete, wo das Vorhan- 
densein rechtlicher Gebote und Verbote nicht von 
jedermann erwartet werden muß. Bei den Ordnungs- 
widrigkeiten handelt es sich außerdem um Verstöße 
gegen Vorschriften, denen in erster Linie Zweck- 
mäßigkeitsgründe und nicht sozialethische Wertmaß- 
stäbe zugrunde liegen. Oft sind sogar Vorschriften 
— wie die Entscheidung, ob im Straßenverkehr 
rechts oder links gefahren werden soll — ausschließ- 
lich von der Notwendigkeit einer eindeutigen Ord- 
nungsregel bestimmt; eine abweichende Regelung 
könnte hier ebenso zweckmäßig sein. Bedeutsam ist 
schließlich, daß im Recht der Ordnungswidrigkeiten 
die Gebotstatbestände besonders zahlreich sind. Ge- 
rade in Fällen, in denen der Gesetzesverstoß in 
einem bloßen Unterlassen besteht, wird der Täter 
häufig keinen Anlaß finden, über die rechtliche Be- 
urteilung seiner Untätigkeit nachzudenken. 

Eine Ahndung ist nach Absatz 2 nur dann ausge- 
schlossen, wenn dem Täter das Fohlen des Unrechts- 
bewußtseins nicht vorgeworfen werden kann. Ein 
solcher Vorwurf wird zu erheben sein, wenn der 
Täter bei Anwendung der Sorgfalt, die nach der 
Sachlage objektiv zu fordern war und die er nach 
seinen persönlichen Verhältnissen erbringen konnte, 
das Unrecht seiner Tat zu erkennen vermochte. Wo- 
rin die zu fordernde Sorgfalt im Einzelfall be- 
steht, läßt sich nicht allgemeingültig festlegen. Eine 
besondere Anspannung des Gewissens wird vom 
Täter regelmäßig schon deshalb nicht gefordert wer- 
den können, weil die im Recht der Ordnungswidrig- 
keiten zum Ausdruck kommenden Werturteile den 
Bereich des Gewissens in vielen Fällen nicht berüh- 
ren. Im einzelnen muß diese Frage der Rechtspre- 
chung überlassen bleiben. 

Im Gegensatz zu der Vorschrift des § 21 E 1962 ver- 
meidet es der Entwurf, ausdrücklich klarzustellen, 
daß der nicht vorwerfbare Verbotsirrtum die Schuld 
des Täters ausschließt. Der Entwurf geht zwar in 
Übereinstimmung mit dem geltenden Recht davon 
aus, daß die Festsetzung einer Geldbuße die indi- 
viduelle Vorwerfbarkeit der Handlung voraussetzt, 
wie sich aus Absatz 2 und aus §§ 5 und 7 ergibt. 
Er spricht aber bewußt nicht von der „Schuld" des 
Täters, weil mit dem Schuldbegriff das Element 
sozialethischer Mißbilligung verbunden werden 
kann, das in dem Vorwurf eines bloßen Ordnungs- 
verstoßes nicht enthalten ist. Von diesem Unter- 
I schied abgesehen verzichtet der Entwurf aber nicht 
j auf das Erfordernis der individuellen Vorwerfbar- 
I keit des normwidrigen Verhaltens. Im Hinblick auf 
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das Verkehrsstrafrecht ist zwar vorgeschlagen wor- 
den, diesen Grundsatz im Interesse einer verein- 
fachten Verfolgung der massenweise vorkommen- 
den Taten einzuschränken. Der Entwurf folgt dieser 
Anregung jedoch nicht, weil eine Ahndung nicht 
vorwerfbarer Taten unserem Rechtsdenken und 
Rechtsempfinden widersprechen würde. Von ihr 
wäre deshalb auch kein kriminalpolitischer Nutzen 
zu erwarten. 

Der Entwurf bestimmt nicht ausdrücklich, daß die 
vorsätzliche Handlung nach dem Bußgeldrahmen 
geahndet werden kann, der für Vorsatztaten gilt, 
wenn dem Täter das fehlende Unrechtsbewußtsein 
vorzuwerfen ist. Die Auslegung, daß die Tat dann 
nach dem Bußgeldrahmen für Fahrlässigkeitstaten 
geahndet werden könnte, ist ausgeschlossen. Ein 
derartiges Ergebnis könnte nur durch eine ausdrück- 
liche Regelung erreicht werden. Allerdings kann in 
solchen Fällen eine mildere Ahndung in Betracht 
kommen. Auf einen entsprechenden Hinweis ver- 
zichtet der Absatz 2, weil eine besondere Milde- 
rungsvorschrift entbehrlich ist. Denn der Entwurf 
geht davon aus, daß es im Recht der Ordnungs- 
widrigkeiten künftig keine von § 11 Abs. 1 abwei- 
chende Mindestbußgelddrohung mehr geben wird, j 
Die für die Ahndung der Ordnungswidrigkeit zu- | 
ständige Stelle kann daher den vorwerfbaren Ver- j 
botsirrtum bei der Festsetzung der Geldbuße mil- j 
dernd berücksichtigen und wird das in der Regel tun, | 
ohne in der Möglichkeit einer gerechten Bemessung i 
der Geldbuße beschränkt zu sein. I 

Zu § 7 — Verantwortlichkeit 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen der Rechts- 
lage nach geltendem Recht (vgl. § 11 Abs. 2, § 13 
OWiG). Lediglich folgende Unterschiede, die nur ge- 
ringe sachliche Bedeutung haben, sind hervorzu- 
heben: 

In Absatz 1 wird abweichend von § 13 OWiG aus- 
drücklich bestimmt, daß die Handlung eines Kindes 
nicht als Ordnungswidrigkeit geahndet werden 
kann. Zwar ergibt sich schon aus der für Jugendliche 
getroffenen Regelung, die eine Ahndung bei Fehlen 
der Altersreife im Sinne des § 3 Satz 1 JGG aus- 
schließt, daß Handlungen von Kindern erst recht 
nicht geahndet werden können. Dieser Grundsatz 
hat jedoch eine so große Bedeutung, daß er nicht 
erst im Wege der Auslegung abgeleitet, sondern 
ausdrücklich hervorgehoben werden sollte. Die 
Grenzen der Verantwortlichkeit werden so in über- 
sichtlicher und geschlossener Weise herausgestellt. 
Auch der Entwurf 1962 bestimmt in § 23 ausdrück- 
lich, daß das Kind nicht schuldfähig ist. 

Der Entwurf hält es nicht für notwendig, ausdrück- 
lich hervorzuheben, daß Jugendlicher ist, wer vier- 
zehn, aber noch nicht achtzehn, Heranwachsender 
(vgl. z. B. § 86 Abs. 3), wer achtzehn, aber noch nicht 
einundzwanzig, und Kind, wer noch nicht vierzehn 
Jahre alt ist. Es reicht aus, wenn diese Begriffe in 
den Kerngesetzen des Strafrechts, so im Jugend- 
gerichtsgesetz (vgl. § 1 Abs. 1, 2 JGG) und im künf- 
tigen Strafgesetzbuch (vgl. § 10 Nr. 1, 2 E 1962), be- 
stimmt werden. Daß sie auch sonst für strafrechtliche 


Vorschriften gelten, versteht sich von selbst. In der 
praktischen Rechtsanwendung sind diese Begriffe 
inzwischen so geläufig geworden, daß das Fehlen 
der Begriffsbestimmung im Entwurf nicht zu Schwie- 
rigkeiten führen wird. 

Absatz 2 erklärt nur die Vorschriften des Straf- 
gesetzbuches über den Ausschluß der Zurechnungs- 
fähigkeit (§ 51 Abs. 1 und § 55 Abs. 1), nicht aber 
die Vorschriften über die verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit (§ 51 Abs. 2 und § 55 Abs. 2), abweichend 
von § 11 Abs. 2 OWiG für entsprechend anwendbar. 
Auch für diese Fälle ist — ebenso wie bei den Vor- 
schriften über den Irrtum und Versuch — eine be- 
sondere Milderungsvorschrift entbehrlich, da ein 
erhöhtes Mindestmaß der Geldbuße künftig nicht 
mehr angedroht wird (vgl. den letzen Absatz der 
Begründung zu § 6) . 

Zu § 8 — Versuch 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich weitgehend § 9 
OWiG. 

Absatz 1, der von § 9 Abs. 1 OWiG lediglich in 
sprachlicher Hinsicht geringfügig abweicht, hält an 
dom Grundsatz fest, daß der Versuch einer Ord- 
nungswidrigkeit im allgemeinen nicht geahndet wer- 
den kann. Der Versuch einer Ordnungswidrigkeit 
begründet in den meisten Fällen keine nennens- 
werte Gefährdung des geschützten Rechtsgutes. Ein 
Bedürfnis für die Ahndung des Versuchs ist deshalb 
nur ganz ausnahmsweise gegeben. Daß diese Er- 
wägung richtig ist, hat die Gesetzgebungspraxis seit 
dem Inkrafttreten des Gesetzes über Ordnungswid- 
rigkeiten bestätigt. Der Versuch einer Ordnungs- 
widrigkeit ist nur in wenigen Ausnahmefällen mit 
Geldbuße bedroht, wie z. B. in § 33 Abs. 3 des 
Außenwirtschaftsgesotzes. 

In Absatz 2 ist abweichend von § 9 Abs. 2 OWiG der 
§ 44 StGB von der entsprechenden Anwendung aus- 
genommen. Diese Vorschrift eröffnet die Möglich- 
keit, die Strafe im Falle des Versuchs zu mildern. 
Eine solche Regelung ist hier — ebenso wie in dem 
Fall des Verbotsirrtums (§ 6) — überflüssig, da ein 
erhöhtes Mindestmaß der Geldbuße künftig nicht 
mehr angedroht werden soll (vgl. den letzten Absatz 
der Begründung zu § 6). 

Zu § 9 — Beteiligung 

§ 10 OWiG regelt die Teilnahme mehrerer Personen 
an einer Tat in enger Anlehnung an die Vorschriften 
des Strafgesetzbuches. Diese unterscheiden zwischen 
dem eigentlichen Täter und den verschiedenen For- 
men der Teilnahme (Mittäterschaft, Anstiftung und 
Beihilfe) und bestimmen, in welchem Umfang die 
Strafdrohungen auf die Tatbeteiligten anzuwenden 
sind. Dem Grundsatz nach übernimmt auch der Ent- 
wurf 1962 diese Regelung. 

Der vorliegende Entwurf schlägt einen anderen Weg 
ein: Er geht von einem einheitlichen umfassenden 
Täterbegriff aus und bestimmt, daß jeder, der sich 
an der Begehung einer Ordnungswidrigkeit betei- 
ligt, ordnungswidrig handelt, gleichgültig in welcher 
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Weise er zur Verwirklichung des Tatbestandes bei- | 
trägt. I 

Für die Unterscheidung zwischen den verschiedenen ' 
Tatbeteiligungsformen ist im Recht der Ordnungs- ^ 
Widrigkeiten — im Gegensatz zum Kriminalunrecht ; 

■ — ■ kein ausreichender Grund gegeben. Denn aus der 
etwaigen Unterscheidung würden sich keine abwei- 
chenden Rechtsfolgen hinsichtlich der angedrohten 
Geldbuße ergeben. Der Entwurf geht davon aus, daß 
es keine Mindestbußgelddrohungen geben wird; § 11 
Abs. 1 läßt lediglich eine Erhöhung des Regel- 
höchstmaßes der Geldbuße zu. Es ist danach nicht 
notwendig, für die Fälle untergeordneter Beteili- 
gung die Möglichkeit zu schaffen, die angedrohte 
Geldbuße zu ermäßigen. Ebensowenig ist es erfor- 
derlich, für geringfügige oder unbedeutende Teil- 
nahmehandlungen in bestimmten Fällen die Mög- 
lichkeit zu eröffnen, von der Festsetzung einer Geld- 
buße abzusehen. Denn die Verfolgung von Ord- 
nungswidrigkeiten steht — im Gegensatz zum Kri- 
minalstrafrecht, wo das Legalitätsprinzip gilt - — 
ohnehin im pflichtgemäßen Ermessen der Verfol- 
gungsbehörde (§ 38 Abs. 1 Satz 1). 

Eine Ausweitung der Ahndungsmöglichkeit, die mit 
der Einführung des einheitlichen Täterbegriffs an 
sich eintreten würde, weil jede Teilnahmeform 
ohne Rücksicht auf die Begehung einer Haupttat 
als Täterschaft angesehen wird (Fortfall jeder sog. 
Akzessorietät), kann im Recht der Ordnungswidrig- | 
keiten durch eine allgemeine Vorschrift von vorn- | 
herein verhindert werden: Die Fälle der Beteiligung, j 
in denen es nicht zur Begehung der Ordnungswid- | 
rigkeit selbst kommt, können ausnahmslos ausge- 
schieden werden, weil das kriminalpolitische Be- 
dürfnis für deren Ahndung ganz allgemein verneint 
werden kann. Im Kriminalstrafrecht wäre dagegen 
eine solche allgemeine Beschränkung, die alle Be- 
teiligungsfornien unterschiedslos einebnen würde, 
nicht angemessen. Bei einem einheitlichen Täter- 
begriff müßten dort Sondervorschriften für be- 
stimmte Fälle der erfolglosen Anstiftung und Bei- 
hilfe vorgesehen werden, um die Ausweitung der 
Strafbarkeit in angemessenen Grenzen zu halten. 
Auch hier zeigt sich, daß sich die Grundvorausset- 
zungen für die Regelung des Teilnahmerechts im 
Kriminalstrafrecht und im Recht der Ordnungswid- 
rigkeiten wesentlich unterscheiden. Die Gründe, die 
der Einführung des einheitlichen Täterbegriffs im 
Strafgesetzbuch entgegenstehen, gelten danach nicht 
für das Recht der Ordnungswidrigkeiten. Hier kann 
mit Hilfe des einheitlichen Täterbegriffs die gesetz- 
liche Regelung vereinfacht werden, ohne die Ahn- 
dungsmöglichkeit unangemessen auszuweiten und 
die Gefahr ungerechter Ergebnisse zu begründen. 

Die Einführung des einheitlichen Täterbegriffs führt 
freilich dazu, daß künftig die Beihilfe an jeder began- 
genen Ordnungswidrigkeit geahndet werden kann, 
während § 10 Abs. 1 OWiG vorsieht, daß gegen den , 
Gehilfen eine Geldbuße nur festgesetzt werden i 
kann, „soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt". | 
Die Erweiterung hat aber praktisch keine Bedeu- | 
tung, da der Bundesgesetzgeber und — ■ soweit dies j 
zu übersehen ist — auch der Landesgesetzgeber | 
von dem in § 10 Abs. 1 OWiG bestimmten Vorbe- | 
halt keinen Gebrauch gemacht hat. I 


Der Hauptvorteil der vorgesehenen Teilnahmerege- 
lung besteht darin, daß die Rechtsanwendung erheb- 
lich erleichtert wird. Die mit der Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten betrauten Stel- 
len brauchen künftig den Umfang und die Bedeutung 
der Tatbeteiligung nur in tatsächlicher Hinsicht fest- 
zustellen. Sie sind der oft recht schwierigen Aufgabe 
enthoben, die Rechtsfrage zu prüfen und zu entschei- 
den, ob die Tatbeteiligung als Täterschaft oder als 
bloße Teilnahme an der von einem anderen began- 
genen Tat einzuordnen ist. In der Rechtsprechung 
und Rechtslehre ist bis in die jüngste Zeit hinein 
umstritten, nach welchen Grundsätzen Täterschaft 
und Teilnahme voneinander abzugrenzen sind. Ge- 
rade die Rechtsprechung der letzten Jahre zeigt deut- 
lich, daß die Abgrenzung, gleichgültig von welchen 
Unterscheidungsmerkmalen man ausgeht, letztlich 
immer zu Zweifelsfragen und Unsicherheiten führt. 
Mit Sicherheit wird die Beurteilung der Teilnahme- 
form in Grenzfällen stets einen großen Aufwand an 
juristischer Feinarbeit notwendig machen, der er- 
spart werden kann, wenn sich aus der Einordnung 
selbst keine unterschiedlichen Rechtsfolgen ergeben. 
Das aber ist im Recht der Ordnunswidrigkeiten der 
Fall. Der in tatsächlicher Hinsicht festgestellte Um- 
fang der Tatbeteiligung und seine Bedeutung kön- 
nen bei der Bemessung der Geldbuße berücksichtigt 
werden, ohne daß zuvor eine Einordnung in die 
verschiedenen Formen der Tatbeteiligung erforder- 
lich ist. 

Auf die rechtliche Unterscheidung der verschiedenen 
Teilnahmeformcn sollte im Recht der Ordnungswid- 
rigkeiten zudem aus folgenden Gründen verzichtet 
werden: Im ersten Zugriff entscheiden hier in der 
Regel Verwaltungsbehörden, die in der Behandlung 
so spezieller und schwieriger strafrechtlicher Fragen 
nicht immer über entsprechende Erfahrungen ver- 
fügen. Außerdem wird bei Massenordnungswidrig- 
keiten (z. B. den Verkehrsordnungswidrigkeiten) 
der Arbeitsaufwand, den die Unterscheidung nach 
Teilnahmeformen verlangt, vielfach weder möglich 
noch angemessen sein. 

Im einzelnen ist zu der Vorschrift folgendes zu sa- 
gen: Absatz 1 Satz 1 geht von einem einheitlichen 
Täterbegriff aus und bestimmt, daß jeder, der sich 
an einer Ordnungswidrigkeit beteiligt, ordnungs- 
widrig handelt, also als Täter den Bußgeldtatbe- 
stand verwirklicht. Der Entwurf vermeidet aller- 
dings den Begriff „Täter", weil er in dem herkömm- 
lichen Sinne des „Haupttäters", also im Gegensatz 
zum Teilnehmer verstanden werden könnte. Der 
Entwurf bestimmt auch nicht ausdrücklich, in wel- 
cher Weise der einzelne zu der Tat beigetragen 
haben muß, um als Täter der Ordnungswidrigkeit 
zu gelten. Er stellt bewußt nicht auf die herkömm- 
lichen Beteiligungsformen ab, also die Mittäter- 
schaft, die Anstiftung und die Beihilfe. Dies würde 
zur Folge haben, daß im Einzelfall zunächst festge- 
stellt werden müßte, welche Teilnahmeform gege- 
ben ist. Gerade dies möchte der Entwurf jedoch aus 
den dargelegten Gründen vermeiden. Die Einfüh- 
rung des einheitlichen Täterbegriffs, die darauf ab- 
zielt, die Rechtsanwendung zu erleichtern, hat kei- 
nen Wert, wenn im Einzelfall doch eine Einordnung 
in die verschiedenen Formen der Tatbeteiligung not- 
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wendig ist. Freilich muß hinreichend bestimmt sein, 
unter welchen Voraussetzungen jemand als Täter I 
der Ordnungswidrigkeit angesehen werden kann, | 
wenn er durch sein Verhalten dazu beiträgt, daß die j 
Ordnungs Widrigkeit begangen wird. Die criorder- j 
liehe Begrenzung ergibt sich jedoch schon aus dem 
Begriff der Befeiligung. Von einer Beteiligung kann 
schon nach dem natürlichen Wortsinn nur bei dem 
die Rede sein, der an einer nicht nur allein von ihm 
begangenen Tat bewußt und gewollt mitwirkt. Der- 
jenige, der nur fahrlässig verursacht, daß ein ande- 
rer eine vorsätzliche Tat begeht, beteiligt sich nicht i 
an dieser Tat. Er ist nur fahrlässiger Nebentäter. 
Ebensowenig kann man von Beteiligung sprechen, 
wenn jemand vorsätzlich verursacht, daß ein anderer 
eine Tat ausführt, der selbst nicht vorsätzlich han- 
delt. In diesem Falle beteiligt sich der andere nicht 
an der Vorsatztat. Bei dieser Tat wird er nur als 
Werkzeug benutzt; im übrigen kann er fahrlässiger 
Nebenfäter sein. Werden aber die Fälle der sog. 
Nebentäterschaft schon durch den Begriff der Beteili- 
gung ausgeschieden, so bleiben nur die überkomme- 
nen Formen der Täterschaft und Teilnahme übrig, 
nämlich die unmittelbare und mittelbare Täterschaft, 
die Mittäterschaft, die Anstiftung und Gehilfen- 
schaft. In diesem Sinne versteht auch § 50 Abs. 1 
StGB den Begriff der Beteiligung. Eine Beteiligung 
kann danach z. B. selbst im Ealle der mittelbaren 
Täterschaft vorliegen, so wenn der Tatmittler vor- 
sätzlich und auch schuldhaft handelt, ohne daß der 
mittelbare Täter davon weiß. In diesem Falle be- [ 
teiligt sich auch der Tatmittler bewußt und gewollt | 
an der Ordnungswidrigkeit. Diese Feststellung reicht | 
für die Annahme der Täterschaft aus. Es erübrigt 
sich sowohl die Aufklärung, ob der andere weiß, 
daß der Tatmittler mit schuldhaftem Tätervorsatz 
gehandelt hat, als auch die hieraus folgende recht- 
liche Würdigung, ob mittelbare Täterschaft oder 
Mittäterschaft vorliegt. 

Der Entwurf sagt nicht ausdrücklich, daß jeder Be- 
teiligte vorsätzlich handeln muß, wie dies bei den 
überkommenen Beteiligungsformen, also der Mit- 
täterschaft, der Anstiftung und Beihilfe vorausge- 
setzt wird, Diese Einschränkung folgt schon aus dem 
oben erläuterten Begriff der Befeiligung. Wenn dem- 
gegenüber der Entwurf 1962 in den Vorschriften 
über die Anstiftung und Beihilfe ausdrücklich ver- 
lang!, daß der Teilnehmer vorsätzlich handelt und 
der andere die Tat vorsätzlich begeht, so schon des- 
halb, weil dort die verschiedenen Teilnahmeformen 
ihrer Art nach umschrieben und voneinander abge- 
grenzt werden. Würde z. B. im Falle der Anstiftung 
nicht eine vorsätzliche Flaupttat vorausgesetzt wer- 
den, so läge die Auslegung nahe, daß auch der mit- 
telbare Täter Anstifter wäre. Mittelbare Täterschaft 
und Anstiftung könnten dann nicht mehr unterschie- 
den werden. Auf der Grundlage des Einheitstäter- 
begriffs ist eine solche Unterscheidung aber nicht 
erforderlich. 

Die Regelung des Absatzes 1 Satz 1 bedarf der Er- | 
gänzung für den Fall, daß die Anwendung der Buß- | 
geldvorschrift in der Person des Täfers besondere | 
persönliche Eigenschaften, Verhältnisse oder Um- i 
stände (besondere persönliche Merkmale: vgl. § 50 j 
Abs. 2 StGB voraussetzt. Ohne eine besondere I 


Regelung bliebe offen, ob diese Voraussetzungen 
auch in der Person eines jeden Beteiligten vorliegen 
müssen, um ihn als Täter verantwortlich machen zu 
können, ob sie mindestens bei demjenigen gegeben 
sein müssen, der nach den überkommenen Begriffen 
als Täfer anzusehen wäre, oder ob es ausreicht, 
wenn einer der Beteiligten die besonderen persön- 
lichen Merkmale aufweist. Der Entwurf enf scheidet 
in Absatz 1 Satz 2 diese Frage in dem zuletzt ge- 
nannten Sinn. Fehlen die besonderen persönlichen 
Merkmale bei allen Beteiligten, so kann auch durch 
ihr Zusammenwirken der Tatbestand der Bußgeld- 
vorschrift nicht erfüllt werden. Sind dagegen diese 
Voraussetzungen zumindest bei einem der Beteilig- 
ten gegeben, so wird der Bußgeldtatbestand durch 
ihr Zusammenwirken verwirklicht. Die Beteiligten, 
bei denen die besonderen persönlichen Merkmale 
fehlen, würden nach den Grundsätzen des Kriminal- 
strafrechts als Teilnehmer anzusehen sein mit der 
Rechtsfolge, daß bei ihnen die Sfrafe zu mildern ist 
(§ 50 Abs. 2 StGB) ^). Im Recht der Ordnungswid- 
rigkeiten kann sich die Unterscheidung zwischen 
Täterschaft und Teilnahme auf das Mindesfmaß der 
vorgesehenen Bußgelddrohung nicht auswirken. 
Deshalb kann jeder Beteiligte als Täter angesehen 
werden, auch wenn die besonderen persönlichen 
Merkmale, welche die Möglichkeit der Ahndung 
begründen, nur einer der Beteiligten aufweist. Die 
für die Ahndung der Ordnungswidrigkeit zustän- 
dige Stelle kann bei der Bemessung der Geldbuße 
für den Beteiligten, bei dem die besonderen persön- 
lichen Merkmale fehlen, dies mildernd berücksich- 
tigen, oder auch mit Rücksicht hierauf von der Fest- 
setzung einer Geldbuße überhaupt absehen. 

Absatz 2 bestimmt aus den oben angefügten Grün- 
den (vgl. Absatz 4 der Begründung), daß die erfolg- 
lose Beteiligung, die im Kriminalstrafrecht in einge- 
schränktem Umfange strafbar isf (vgl. z. B. § 49 a 
StGB), im Recht der Ordnungswidrigkeiten nicht ge- 
ahndet werden kann. Die „mit Geldbuße bedrohte 
Handlung" muß wenigstens versucht werden. Aus 
dieser Fassung ergibt sich, daß eine nur rechtswid- 
rige Handlung ausreicht (vgl. § 1 Abs. 2 sowie die 
Begründung zu Absatz 3 Satz 1). Die Tat des einzel- 
nen Beteiligten kann allerdings nur geahndet wer- 
den, wenn er selbst vorwerfbar gehandelt hat. 

Aus der in Absatz 3 Satz 1 vorgesehenen entspre- 
chenden Anwendung des § 50 Abs. 1 und 3 StGB ^) 
folgt nicht nur, daß die Handlung jedes Beteiligten 
ohne Rücksicht darauf geahndet werden kann, ob 
dem anderen Beteiligten die Tat vorzuwerfen ist, 
sondern auch, daß gesetzliche Bestimmungen, nach 
denen bei besonderen persönlichen Merkmalen des 
Täters die Bußgelddrohung erhöht oder gemildert 
oder die Ahndung ausgeschlossen ist, nur für den 
Beteiligten gelten, bei dem sie vorliegen. Die Über- 
tragung dieser Grundsätze des Kriminalstrafrechts 
auf das Recht der Ordnungswidrigkeiten erscheint 
sachgerecht. Der Grundsatz der sog. limitierten 
Akzessorietät, wonach die Tat jedes Beteiligten 
ohne Rücksicht auf das vorwerfbare oder nicht vor- 
werfbare Verhalten des anderen Beteiligten zu be- 
urteilen ist, entspricht modernem Strafrechtsdenken. 

*) i. d. F. des Artikels 1 Nr. 6 des EGOWiG-Entwurfs. 
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Es ist kein sachlicher Grund dafür gegeben, einen 
Beteiligten von der Verantwortung für die Tat frei- 
zustellen, nur weil einem anderen Beteiligten wegen 
seiner Handlung kein Vorwurf gemacht werden 
kann. Dieser Umstand berührt die Strafwürdigkeit 
des vorwerfbar handelnden Beteiligten nicht. Eben- 
sowenig wäre es angemessen, besondere persönliche 
Merkmale eines Beteiligten, die eine erhöhte oder 
mildere Bußgelddrohung begründen, einem anderen 
Beteiligten zum Vor- oder Nachteil anzurechnen. 
Dies gilt selbst dann, wenn besondere persönliche 
Merkmale eines Beteiligten dessen Ahndung aus- 
schließen. Denn dies ändert nichts an der Verant- 
wortung eines anderen Beteiligten, der in vorwerf- 
barer Weise daran mitwirkt, daß die Tat zumindest 
rechtswidrig begangen wird. 

Der in § 50 Abs. 3 StGB aufgestellte Grundsatz 
soll nach Absatz 3 Satz 2 in gewissen Fällen nicht 
nur innerhalb des Rechts der Ordnungswidrigkeiten 
gelten, sondern auch im Verhältnis von Ordnungs- 
widrigkeiten zu Straftaten. Die besonderen persön- 
lichen Merkmale, die eine Ordnungswidrigkeit zu 
einer Straftat qualifizieren, werden in den beschrie- 
benen Fällen im Ergebnis nicht wie strafbegrün- 
dende, sondern wie „strafschärfende" behandelt. 
Diese Regelung hat lediglich für die sog. unechten 
Mischtatbestände Bedeutung und hier auch nur 
dann, wenn besondere persönliche Merkmale eine 
Ordnungswidrigkeit zur Straftat werden lassen. In 
doppelter Hinsicht weicht die Regelung vom gelten- 
den Recht ab, wie es von der Rechtsprechung ausge- 
legt worden ist. Weist nur der Täter die besonderen 
Merkmale auf, welche die Ordnungswidrigkeit zur 
Straftat machen, fehlen die Merkmale aber bei den 
übrigen Beteiligten, so werden diese jetzt dennoch 
als Teilnehmer einer Straftat behandelt, wenn sie 
von den besonderen Merkmalen beim Täter wissen. 
Umgekehrt wird ein Beteiligter, der die besonderen 
persönlichen Merkmale aufweist, nur als Teilnehmer 
einer Ordnungswidrigkeit angesehen, wenn er ledig- 
lich Gehilfe ist und beim Täter jene Merkmale feh- 
len. Diese Einordnung stößt auf Schwierigkeiten, 
wenn im Recht der Ordnungswidrigkeiten nicht 
mehr zwischen Täter und Teilnehmer unterschieden 
wird. Sie steht außerdem im Widerspruch zum 
Grundgedanken des § 50 StGB. Auch erscheint es ge- 
rechter, in beiden angeführten Fällen jeden Beteilig- 
ten nach Maßgabe seiner persönlichen Merkmale 
zu behandeln, also den Beteiligten, der die besonde- 
ren Merkmale nicht aufweist, nur als Täter einer 
Ordnungswidrigkeit, denjenigen aber, der sie auf- 
weist, als Täter oder Teilnehmer einer Straftat an- 
zusehen. Das ist der Sinn des Absatzes 3 Satz 2. 

Zu § 10 — Entsprechende Anwendung von Vorschrif- 
ten des Strafgesetzbuches 

§ 10 führt weitere allgemeine Vorschriften des 
Strafgesetzbuches auf, die entsprechend gelten sol- 
len. Wie im geltenden Recht (§11 Abs. 2 OWiG) [ 
sind das einmal die Vorschriften über Notstand und I 
Notwehr. Wenn in diesen Fällen Taten des Krimi- ! 
nalstrafrechts nicht geahndet werden können, so j 


q i. d. F. des Artikels 1 Nr. 6 des EGOWiG-Entwurfs. 


muß dies erst recht für Ordnungswidrigkeiten gel- 
ten. 

Außerdem wird die Vorschrift über Handeln für 
einen anderen für entsprechend anwendbar erklärt, 
die durch das Einführungsgesetz zu diesem Entwurf 
als § 50 a in das Strafgesetzbuch eingefügt werden 
soll (Artikel 1 Nr. 7). Diese Vorschrift ist besonders 
für das Nebenstrafrecht, und dort ebenso für Buß- 
geld- v/ie für Strafvorschriften, von großer prak- 
tischer Bedeutung. Die Bußgelddrohung richtet sich 
in zahlreichen Fällen zunächst nur gegen Personen, 
bei denen besondere persönliche Merkmale vorlie- 
gen, so namentlich gegen Inhaber von Betrieben und 
Unternehmen. Sie sind wegen ihrer Stellung im Wirt- 
schafts- und Arbeitsleben und der Betätigungsmög- 
lichkeiten, die der Betrieb oder das Unternehmen 
mit sich bringt, zahlreichen besonderen Pflichten 
unterworfen. Inhaber des Unternehmens oder Be- 
triebes ist vielfach eine juristische Person oder 
eine Personenhandelsgesellschaft, für die deren Or- 
gane oder vertretungsberechtigte Gesellschafter 
handeln. Aber auch sonst muß sich der Inhaber des 
Betriebes oder Unternehmens zur Erfüllung dieser 
Pflichten vielfach anderer Personen bedienen, da die 
Pflichten so verschiedenartig und vielfältig sind, 
daß sie der Inhaber nicht selbst wahrnehmen kann. 
Das entspricht dem Prinzip der Arbeitsteilung in 
unserer vielschichtigen Wirtschaft. Für die Verant- 
wortlichkeit dieser Personen kann es keinen Unter- 
schied begründen, ob eine Verletzung der Pflichten, 
die sie für den Inhaber des Betriebes oder Unter- 
nehmens zu erfüllen haben, mit Strafe oder nur mit 
Geldbuße bedroht ist. Die Ausdehnung der Ahn- 
dungsmöglichkeit auf diese Personen ist danach für 
das Recht der Ordnungswidrigkeiten in gleicher 
Weise erforderlich wie für das Kriminalstrafrecht. 
Die entsprechende Anwendung der allgemeinen 
Vorschrift über Handeln für einen anderen macht 
es möglich, auf derartige Regelungen in zahlreichen 
Einzelgesetzen des Nebenstrafrechts künftig zu ver- 
zichten. Die Bußgeldvorschriften können so auch in 
diesem Punkte vereinheitlicht und verringert wer- 
den. 

DRITTER ABSCHNITT 
Geldbuße 

Zu § 11 — Höhe der Geldbuße 

Die Vorschrift faßt in den Absätzen 1 und 4 die 
§§ 5 und 6 OWiG zusammen. Absatz 2 bringt einen 
allgemeinen Grundsatz für den Höchstbetrag der 
Geldbuße bei fahrlässigem Handeln. Absatz 3 ent- 
hält schließlich Regeln über die Zumessung der 
Geldbuße. 

Absatz 1 entspricht § 5 OWiG. Die geringfügigen 
Abweichungen sind nur sprachlicher Art. Der Regel- 
rahmen bis zu tausend Deutsche Mark hat sich so- 
wohl in der Gesetzgebung als auch in der Rechtsan- 
wendung als angemessen erwiesen. Ein geringeres 
oder höheres Höchstmaß der Geldbuße wird in den 
besonderen Gesetzen zwar nicht selten, aber immer 
nur ausnahmsweise angedroht. Der Bußgelddro- 
hungstyp des § 5 OWiG ist der Regelfall geblieben. 
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Der in Absatz 1 ausgesprochene Vorbehalt einer i 
anderweitigen gesetzlichen Regelung bezieht sich ■ — 
wie im geltenden Recht — nur auf das Höchstmaß 
der Geldbuße. Bußgelddrohungen, die ein erhöhtes 
Mindestmaß vorschreiben, soll es künftig nicht mehr ' 
geben. Eine solche Bußgelddrohung ließe sich mit 
dem in dem Entwurf vorgesehenen einheitlichen 
Täterbegriff und dem Verzicht auf Milderungsvor- 
schriften nicht vereinbaren. (Vgl. auch die Begrün- 
dung zu den §§ 6 bis 9.) Sie erscheinen auch rechts- 
politisch nicht erforderlich. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 will die Grundlage 
dafür schaffen, daß die Bußgelddrohungen in den 
einzelnen Gesetzen vereinfacht und für die Fälle 
fahrlässiger Begehung vereinheitlicht werden kön- 
nen. Sie enthält deshalb einen allgemeinen Maßstab, 
nach dem die gebotene Abstufung des Höchstmaßes 
der Geldbuße für vorsätzliches und fahrlässiges Han- 
deln im Einzelfall zu bestimmen ist. 

Der Gesetzgeber hat in den letzten Jahren für vor- 
sätzliches und fahrlässiges Handeln mit Recht ein 
unterschiedliches Höchstmaß der Geldbuße ange- 
droht. Schon wegen des verschiedenen Grades der 
Vorwerfbarkeit wird in der Regel eine unterschied- 
liche Ahndung angemessen sein, je nachdem, ob 
die Zuwiderhandlung vorsätzlich oder nur fahrlässig 
begangen wird. Eine unterschiedlich hohe Geldbuße 
wird im allgemeinen aber auch deswegen geboten 
sein, weil die künftige Beachtung der Rechtsordnung, j 
die mit der Festsetzung der Geldbuße gegen den | 
Betroffenen erstrebt wird, in der Regel bei einer | 
vorsätzlichen Zuwiderhandlung weniger erwartet | 
werden kann als bei einer nur fahrlässigen Zu- j 
Widerhandlung. | 

In den weitaus meisten Bußgeldvorschriften bleibt | 
der Bußgeldrahmen für fahrlässiges Handeln im j 
Höchstmaß um die Hälfte hinter dem zurück, der für 
vorsätzliches Handeln angedroht ist. Soweit hiervon 
abgewichen wird, ist ein sachlicher Grund für die 
besondere Regelung nicht immer erkennbar. Aus 
Gründen der Rechtsvereinheitlichung empfiehlt es 
sich deshalb, die im geltenden Recht überwiegend 
vorgesehene Art der Abstufung der Bußgelddrohung 
für vorsätzliches und fahrlässiges Handeln zu einem 
allgemeinen Grundsatz zu erheben. Auf diese Weise 
können zugleich die Bußgeldvorschriften in den ein- 
zelnen Gesetzen nicht unerheblich entlastet werden. 
Künftig braucht dann nämlich, wenn sowohl vor- 
sätzliches als auch fahrlässiges Handeln mit Geld- 
buße bedroht werden, nur ein einziges Höchstmaß 
angedroht zu werden mit der Folge, daß fahrlässiges 
Handeln auf Grund der allgemeinen Regelung des 
Absatzes 1 nur mit der Hälfte des angedrohten 
Höchstbetrages der Geldbuße geahndet werden 
kann. Soweit im Einzelfall aus besonderen Gründen 
eine andere Abstufung angemessen erscheint, kann 
das Höchstmaß der Geldbuße für fahrlässiges Flan- 
deln auch künftig abweichend bestimmt werden 
(vgl. § 38 Abs. 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbs- i 
beschränkungen). Absatz 2 greift dann nicht ein. 

Absatz 3 bringt Regeln über die Zumessung der 
Geldbuße, die im Gesetz über Ordnungswidrigkei- 
ten fehlen. Dort ist nicht einmal die Frage geregelt, ! 
ob bei der Bemessung der Geldbuße die Wirtschaft- i 


liehen Verhältnisse des Täters zu berücksichtigen 
sind. Die dem § 27 c StGB entsprechende Vorschrift, 
die in dem von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf des geltenden Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten (§ 7 der Drucksache 2100 der 1. Wahl- 
periode) vorgesehen war, ist von den gesetzgeben- 
den Körperschaften nicht übernommen worden. 
Maßgebend hierfür war die Erwägung, daß im Be- 
reich des Verwaltungsunrechts Artgleichheit und 
Häufigkeit der vorkommenden Verstöße schon nach 
dem Rechtsgefühl Gleichbehandlung und Verein- 
fachung erforderten; die Geldbuße sollte deshalb 
nur nach dem sachlichen Umfang der Tat zugemes- 
sen werden, und insoweit auch nach dem Maß des 
den Täter treffenden Vorwurfs, nicht aber nach den 
persönlichen Umständen des Täters. 

Diese Auffassung hat sich in der praktischen Rechts- 
anwendung und Rechtslehre nur in beschränktem 
Umfang durchgesetzt. Ganz überwiegend wird an- 
genommen, daß das Gesetz insoweit eine Lücke auf- 
weist, da die Auffassung der gesetzgebenden Kör- 
perschaften bei der Beratung des OWiG im Gesetz 
selbst keinen unmittelbaren Ausdruck gefunden 
habe. Die Auslegung ergebe, daß zwar bei sehr 
häufig vorkommenden Zuwiderhandlungen von ge- 
ringerer Bedeutung die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Täters vernachlässigt werden könnten, daß aber 
bei Zuwiderhandlungen von größerem Gewicht eine 
fühlbare und gerechte Ahndung und die mit der 
Geldbuße erstrebte abschreckende Wirkung nur un- 
ter Berücksichtigung aller Umstände des Falles mög- 
lich sei, also auch unter Berücksichtigung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse des Täters. 

Der Entwurf geht in Übereinstimmung mit der Auf- 
fassung der gesetzgebenden Körperschaften bei den 
Beratungen des OWiG und der im Grundsatz zu- 
treffend erscheinenden gegenwärtigen Rechtsanwen- 
dung davon aus, daß für die Zumessung der Geld- 
buße die wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters 
nicht stets bestimmend sein sollen und auch nicht 
im Vordergrund stehen dürfen. Grundlage für die 
Zumessung der Geldbuße soll nach Absatz 3 Satz 1 
vielmehr die Bedeutung der Ordnungswidrigkeit 
sein und der Vorwurf, der den Täter trifft. Das Maß 
der Geldbuße soll also in erster Linie durch den 
sachlichen Umfang der Tat und das vorwerfbare 
Verhalten des Täters bestimmt werden. Weitere 
Umstände des Einzelfalles, die für die Zumessung 
der Geldbuße von Bedeutung sein könnten, sieht 
der Entwurf jedenfalls nicht als gleichrangig an. 
Das gilt auch für die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Täters. Sie werden, soweit höhere Geldbußen 
in Betracht kommen, gewiß eine wesentliche Rolle 
zu spielen haben. Bei durchschnittlichen Ordnungs- 
widrigkeiten treten sie stärker zurück. Satz 2 be- 
stimmt lediglich, daß sie für die Zumessung der 
Geldbuße in Betracht kommen. Bei geringfügigen 
Ordnungswidrigkeiten sollen sie sogar unberück- 
sichtigt bleiben (Satz 3). 

Eine starre Regelung, die zur Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse zwingt, könnte eine 
wirksame Bekämpfung von Massenverstößen von 
vornherein unmöglich machen. Namentlich bei den 
massenweise vorkommenden, geringfügigen Ver- 
kehrszuwiderhandlungen zeigt sich das Bedürfnis 
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für die Einführung einer Art Ticketsystems, um 
gleichartige Delikte gleich zu behandeln und um das 
Verfahren zu vereinfachen. Die Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse setzt aber entspre- 
chende Ermittlungen voraus. Sie durchzuführen, ist 
bei massenweise vorkommenden Zuwiderhandlun- 
gen nur um den Preis möglich, Zuwiderhandlungen 
gleicher Art nicht ermitteln und die festgestellten 
nicht rasch und damit nicht wirksam genug ahnden 
zu können. Beide Nachteile sind so schwerwiegend, 
daß sie nur hingenommen werden könnten, wenn 
dies aus Gründen der allgemeinen Gerechtigkeit 
oder um der Einzelgerechtigkeit willen unabweisbar 
erschiene. 

Das ist jedenfalls bei geringfügigen Zuwiderhand- 
lungen, für die ihrer sachlichen Bedeutung nach nur 
eine geringe Geldbuße in Betracht kommt, nicht 
der Fall. Im Interesse einer möglichst gleichmäßigen 
Behandlung sollen bei solchen Ordnungswidrigkei- 
ten die wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters 
nicht nur vernachlässigt werden, sondern unberück- 
sichtigt bleiben. Durchgreifende Bedenken dagegen 
bestehen nicht. Bei einem geringfügigen Eingriff 
nur vermögensrechtlicher Art, der den Betroffenen 
nicht mit einem Makel belastet, können individuelle 
Umstände in der Person des Betroffenen vernach- 
läßigt werden, ohne daß dadurch die Gerechtigkeit 
im Einzelfall in Frage gestellt wird. Das zeigt sich 
z. B. bei Säumniszuschlägen und Gebühren, die ohne 
Rücksicht auf die persönlichen Umstände des Be- 
troffenen gleichmäßig festgesetzt werden. Auch 
Gründe der allgemeinen Gerechtigkeit gebieten es 
nicht, die Geldbuße in geringfügigen Fällen den Ein- 
kommensverhältnissen anzupassen. Die Geldbuße 
könnte hier ohnehin nur in sehr engen Grenzen 
nach den wirtschaftlichen Verhältnissen bemessen 
werden. Es wäre z. B. unangemessen, gegen einen 
Betroffenen, der in außergewöhnlich guten wirt- 
schaftlichen Verhältnissen lebt, wegen eines ein- 
fachen Parkverstoßes, der sonst nur mit 2 DM ge- 
ahndet würde, eine Geldbuße von 100 DM oder 
eine noch höhere Geldbuße festzusetzen. Das wäre 
der Bedeutung der Tat nicht angemessen. Eine auch 
nur beschränkte Anpassung der Geldbuße an die 
wirtschaftlichen Verhältnisse ist aus Gründen der 
allgemeinen Gerechtigkeit weniger geboten als eine 
möglichst umfassende, gleichmäßige und rasche Ver- 
folgung geringfügiger Massenzuwiderhandlungen. 

Kommt allerdings nach der Bedeutung der Tat eine 
hohe Geldbuße in Betracht, weil der Täter z. B. 
wegen der Schwere des ihn treffenden Vorwurfs 
oder des Ausmaßes der Tat zur Abschreckung eine 
empfindliche Vermögenseinbuße verdient, dann muß 
seine Leistungsfähigkeit berücksichtigt werden. Die 
abschreckende Wirkung, die der Geldbuße zukom- 
men soll, muß daran gemessen werden, wie empfind- 
lich den Täter die Geldbuße trifft. Das hängt vor 
allem von seinen wirtschaftlichen Verhältnissen ab. 
Die für die Ahndung der Ordnungswidrigkeit zu- 
ständige Stelle wird danach bei nicht nur gering- 
fügigen Ordnungswidrigkeiten die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Täters grundsätzlich in Betracht zu 
ziehen haben und prüfen, ob sachliche Gründe dafür 
gegeben sind, von der Berücksichtigung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse des Täters abzusehen. Das 


werden vor allem die Fälle sein, in denen die Fest- 
stellung der Vermögensverhältnisse des Täters zu 
der Bedeutung der Tat und der Höhe der in Betracht 
kommenden Geldbuße in keinem angemessenen 
Verhältnis steht oder in denen ein berechtigtes Be- 
dürfnis für einheitliche Geldbußen anzuerkennen ist. 
Dabei wird zu berücksichtigen sein, daß ein Bedürf- 
nis für eine Schematisierung der Geldbußen nicht 
nur im Hinblick auf die Massenhaftigkeit, sondern 
auch im Hinblick auf eine weitgehende Gleichartig- 
keit der Verstöße bejaht werden kann. Eine Schema- 
tisierung könnte danach selbst bei nicht geringen 
Geldbußen gerechtfertigt sein, so z. B. bei bestimm- 
ten Arten von Preisverstößen, die sich in ihrer Be- 
gehungsweise gleichen und dem Täter in der Regel 
einen bestimmten Gewinn cinbringen. 

Absatz 4 entspricht, abgesehen von einer gering- 
fügigen sprachlichen Änderung, wörtlich dem § 6 
OWiG. Ein Entgelt, das der Täter für die Ordnungs- 
widrigkeit empfangen, und ein Gewinn, den er aus 
ihr gezogen hat, sollen auch künftig durch eine ent- 
sprechende Bemessung der Geldbuße entzogen wer- 
den. Die Abschöpfung des Gewinns soll nicht durch 
eine besondere Regelung nach Art des Verfalls er- 
möglicht werden, wie dies der Entwurf 1962 für das 
Kriminalstrafrecht vorsieht. Eine solche Regelung ist 
dort wegen der Einführung des Tagessatzsystems 
und außerdem deswegen notwendig, um auch neben 
Freiheitsstrafen den Gewinn abschöpfen zu können. 
Nadi dem Tagessatzsystem bestimmt das Gericht 
die Zahl der Tagessätze nach dem Unrecht der Tat 
und dem Maß der Schuld. Das Gericht kann hierbei 
zwar das Gewinnstreben des Täters berücksichtigen, 
nicht aber den Gewinn, den er im Zusammenhang mit 
der Tat erzielt hat. Die Einführung dieses Systems 
in das Recht der Ordnungswidrigkeiten wäre nicht 
sachgerecht. Das Tagessatzsystem hat seine Berech- 
tigung nur im Kriminalstrafrecht. Es ermöglicht, im 
Strafausspruch deutlich erkennbar zu machen, wie- 
weit die Höhe der Strafe durch das Unrecht der Tat 
sowie die Schwere der Schuld des Täters bestimmt 
ist. Das erscheint wegen des Strafmakels, welcher 
der Geldstrafe anhaftet, und wegen der vollstrek- 
kungsrechtlichen sowie strafregisterlichen Folgen 
notwendig, um gleichgeartete Taten gleichzubehan- 
deln, auch wenn die Täter in wirtschaftlich unter- 
schiedlichen Verhältnissen leben. Die Geldbuße ist 
jedoch nicht mit einem Strafmakel verbunden, son- 
dern sozialethisch farblos. Aus der Höhe der Geld- 
buße ergeben sich keine unterschiedlichen vollstrek- 
kungsrechtlichen Folgen; strafregisterliche Wirkun- 
gen treten bei ihr nicht ein. 

Es besteht aber nicht nur keine Notwendigkeit, die 
Abschöpfung des Gewinns durch eine besondere 
Regelung nach Art des Verfalls zu ermöglichen; 
eine solche Regelung wäre sogar unangemessen. Die 
Geldbuße ist nicht nur eine Antwort auf Bagatell- 
unrecht. Eine ihrer wesenlichen Funktionen besteht 
gerade darin, den unrechtmäßig erlangten Gewinn 
abzuschöpfen und den Täter durch das Risiko einer 
nicht unerheblichen Vermögenseinbuße davon abzu- 
schrecken, unter Verletzung von Ordnungsvorschrif- 
ten zum Schaden der Allgemeinheit Gewinne zu er- 
zielen. Nur so erklären sich die hohen Bußgeld- 
drohungen einzelner Gesetze, namentlich im Wirt- 
schaftsrecht. 
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Unter dem Gewinn, den der Täter aus der Tat er- j 
langt hat, ist, wie im geltenden Recht, nur der un- j 
mittelbare Gewinn zu verstehen. Da die Geldbuße j 
jedoch den Gewinn übersteigen soll, ist nach oben- 
hin ein Ermessensspielraum gegeben, der es ermög- 
licht, in gewissem Umiang auch den mittelbaren Ge- 
winn zu berücksichtigen. ■ 

Wie weit das gesetzliche Höchstmaß der Geldbuße 
nach Absatz 4 überschritten werden kann, ist nicht 
ausdrücklich bestimmt. Aus dem Zweck der Vor- 
schrift ergibt sich von selbst, daß die Geldbuße je- 
denfalls nicht höher sein darf als der angedrohte 
Höchstbetrag vermehrt um das empfangene Entgelt 
oder den gezogenen Gewinn. 

Zu § 12 — Zahlungserleichterungen 

Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten enthält 
keine Vorschrift über die Bewilligung von Zahlungs- 
erleichterungen bei der Festsetzung der Geldbuße. 

§ 68 Abs. 3 OWiG geht lediglich von der Zulässig- | 
keit solcher Vergünstigungen im Vollstreckungsver- ] 
fahren aus und bestimmt hierfür die Zuständigkeit j 
der Verwaltungsbehörde, die den Bußgeldbescheid j 
erlassen hat. In der Rechtsprechung und im Schrift- I 
tum wird jedoch angenommen, daß eine Zahlungs- [ 
frist oder Teilzahlungen unter sinngemäßer Anwen- i 
düng des § 28 Abs. 1 StGB bereits bei der Fest- ' 
Setzung der Geldbuße bewilligt werden können, da | 
die Berücksichtigung der persönlichen und wirt- i 
schaftlichen Verhältnisse in der Regel schon zur an- ! 
gemessenen und gerechten Bemessung der Geldbuße ^ 
gehöre; die Bewilligung solcher Vergünstigungen 
könne danach nicht erst in das Vollstreckungsver- 
fahren verlagert werden. 

Der Entwurf hält es aus Gründen der Rechtsklarheit 
für notwendig, die Frage der Bewilligung von Zah- 
lungserleichterungen ausdrücklich zu regeln, und 
zwar im Sinne der bisherigen Rechtsanwendung, 
deren Gründe überzeugend sind. Es besteht kein 
Anlaß, insoweit von der Lösung des Strafgesetz- 
buches abzuweichen, die auch künftig beibehalten 
werden soll (vgl. § 54 E 1962). Vergünstigungen, die 
im Bereich des Kriminalunrechts zu gewähren sind, 
müssen erst recht im Gebiet des Bagatellunrechts 
möglich sein. 

Aus der in Satz 1 vorgesehenen Regelung werden 
sich für die Praxis keine wesentlichen Schwierigkei- 
ten ergeben, auch nicht bei der Ahndung von Mas- 
senverstößen. Hier werden vorwiegend geringe 
Geldbußen ausgesprochen werden. Wenn keine ab- 
weichenden Umstände bekannt sind, kann davon 
ausgegangen werden, daß dem Betroffenen die so- 
fortige Zahlung einer geringen Geldbuße möglich 
ist. Bei höheren Geldbußen werden die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse des Täters ohnehin geprüft wer- 
den. Können die wirtschaftlichen Verhältnisse bei 
einer höheren Geldbuße ausnahmsweise ver- 
nachlässigt werden, dann besteht auch kein Grund 
für eine Zahlungserleichterung. Eine Prüfung der 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Betroffenen ist also wegen der Bewilligung von Zah- 
lungserleichterungen nicht in größerem Maße erfor- 
derlich, als sie schon wegen der Festsetzung der 
Höhe der Geldbuße notwendig ist. Auch aus pro- 


zeßwirtschaftlichen Gründen ist es dann angezeigt, 
daß die Entscheidung sofort im Erkenntnisverfahren 
ergeht. Auf diese Weise kann eine sonst im Voll- 
streckungsverfahren notwendig werdende Entschei- 
dung über Zahlungserleichterungen vermieden wer- 
den. Für die Lösung des Entwurfs spricht schließlich, 
daß auf dieser Grundlage das Verfahren zur Anord- 
nung der Erzwingungshaft (§ 84), bei dem davon 
ausgegangen wird, daß der Betroffene zahlungsun- 
willig ist, vereinfacht werden kann. Die Fälligkeit 
der Geldbuße wird von vornherein so bestimmt, 
daß dem Betroffenen die fristgerechte Zahlung zu- 
gem.utet werden kann. 

Satz 2 läßt bei der Bewilligung von Teilzahlungen 
die Anordnung zu, daß die Vergünstigung entfällt, 
wenn der Betroffene einen Teilbetrag nicht recht- 
zeitig zahlt. Diese Anordnung erspart einen späteren 
Widerruf der Vergünstigung. In der Praxis hat sich 
gezeigt, daß eine solche Regelung das Vollstrek- 
kungsverfahren wesentlich vereinfachen kann. 


VIERTER ABSCHNITT 

Zusammentreffen 
mehrerer Gesetzesverletzungen 

Der Entwurf nimmt in diesen Abschnitt sämtliche 
Vorschriften über die Rechtsfolgen beim Zusammen- 
treffen mehrerer Gesetzesverletzungen auf. Dazu ge- 
hören sowohl die Fälle der Tateinheit und der Tat- 
mehrheit von Ordnungswidrigkeiten (§§ 13, 14) als 
auch die Fälle des einheitlichen Zusammentreffens 
von Ordnungswidrigkeiten und Straftaten (§ 15). 
Auch in den zuletzt genannten Fällen liegen meh- 
rere Gesetzesverletzungen vor. Sie sind ebenfalls 
unter dem Gesichtspunkt der Rechtsfolgen des Zu- 
sammentreffens zu regeln. 

Die vorgesehenen Vorschriften entsprechen den 
Grundsätzen des geltenden Rechts. Sie weichen 
hiervon nur in Einzelheiten ab. An der unterschied- 
lichen Behandlung von Tateinheit einerseits, bei der 
nur eine einzige Geldbuße festgesetzt wird, und 
Tatmehrheit andererseits, bei der mehrere Geld- 
bußen festgesetzt werden, wird festgehalten. Die 
Gründe, die im Strafrecht dagegen sprechen, die 
Rechtsfolgen für diese beiden Formen von Gesetzes- 
verletzungen zu vereinheitlichen, also auch bei meh- 
reren selbständigen Handlungen eine einheitliche 
Strafe vorzusehen (vgl. die Begründung vor § 67 
E 1962), treffen im wesentlichen auch für das Recht 
der Ordnungswidrigkeiten zu. Gegen die Einführung 
einer einheitlichen Geldbuße bei mehreren Fland- 
lungen sprechen zusätzlich folgende Gründe: Anders 
als im Strafrecht fehlt im Recht der Ordnungswid- 
rigkeiten vielfach eine einheitliche Bemessungs- 
grundlage, nach der sich die Geldbuße für eine 
Mehrzahl vielleicht sehr verschiedenartiger Rechts- 
verletzungen richten müßte. Im Strafrecht könnte 
eine einheitliche Strafe eine Gesamtbewertung der 
Taten und der Täterpersönlichkeit nach dem Maß 
des Unrechts und der Schwere der Schuld aus- 
drücken. Nach vergleichbaren Kriterien könnte eine 
einheitliche Geldbuße nicht bemessen werden. Die 
Zwecke, die mit der Geldbuße verfolgt werden, sind 
vielschichtig. Die Geldbuße ist nicht nur eine Ant- 
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wort auf Bagatellunrecht. Sie ist auch ein Mittel 
zur wirksamen Durchsetzung von Geboten und Ver- 
boten und zur Bekämpfung unerlaubten Gewinn- 
strebens. Bei mehreren Zuwiderhandlungen auf 
recht unterschiedlichen Sachgebieten können jeweils 
sehr verschiedene Zwecke im Vordergrund stehen. 
Eine einheitliche Bewertung mehrerer Ordnungswid- 
rigkeiten ist dann kaum möglich. Hinzu kommt, daß 
bei der Einführung einer einheitlichen Geldbuße für 
mehrere Ordnungswidrigkeiten verfahrensrechtliche 
Schwierigkeiten entstehen würden. Die Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten steht im ersten Zugriff 
zahlreichen verschiedenen Verwaltungsbehörden 
zu. Bei mehreren Handlungen, durch die mehrere 
Bußgeldvorschriften verletzt werden, müßte zu- 
nächst die Frage der Zuständigkeit für die Fest- 
setzung einer einheitlichen Geldbuße geklärt wer- 
den. Dies würde eine gesetzlich sehr aufwendige 
und praktisch schwerfällige Lösung bedingen. Dabei 
könnte das unerwünschte Ergebnis kaum vermieden 
werden, daß im Einzelfall eine Verwaltungsbehörde 
zur Festsetzung der einheitlichen Geldbuße berufen 
wäre, zu deren Zuständigkeit nicht die Zuwider- 
handlungen gehörten, die den Schwerpunkt bilden, 
oder eine Verwaltungsbehörde, die nicht die notwen- 
dige Sachkunde für die Mitbeurteilung der anderen 
Ordnungswidrigkeiten hat. Ähnliche Nachteile kön- 
nen zwar auch in den Fällen der Tateinheit auf- 
treten. Sie sind jedoch hier wegen des Grundsatzes 
„ne bis in idem" vorgegeben. 


Zu § 13 — Tateinheit 

Die Vorschrift, die den Fall der Tateinheit regelt, 
entspricht sachlich § 15 OWiG. In der Fassung ist 
sie dem Wortlaut des § 67 Abs. 1, 2 Satz 1 und 
Abs. 4 E 1962 nachgebildet, der Zweifelsfragen des 
geltenden Rechts im Sinne der in der Rechtsprechung 
entwickelten Grundsätze entscheidet. Im einzelnen 
wird bemerkt: 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, daß bei tateinheit- 
lichem Zusammentreffen mehrerer Ordnungswidrig- 
keiten nur eine einzige Geldbuße festgesetzt werden 
kann. Dabei wird der Fall, daß dieselbe Ordnungs- 
widrigkeit dasselbe Gesetz mehrmals verletzt (sog. 
gleichartige Tateinheit), dem Fall gleichgestellt, daß 
dieselbe Ordnungswidrigkeit mehrere Gesetze ver- 
letzt (sog. ungleichartige Tateinheit). In diesem Sinn 
hat die Rechtsprechung auch § 73 StGB, der § 15 
OWiG als Vorbild diente, ausgelegt. 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt in Übereinstimmung mit 
dem geltenden Recht, daß im Falle der Tateinheit 
die Geldbuße nach dem Gesetz bemessen wird, das 
die höchste Geldbuße androht. Eine dem § 67 Abs. 2 
Satz 2 E 1962 entsprechende Regelung, wonach die 
Strafe nicht niedriger sein darf, als die anderen an- 
wendbaren Gesetze es zulassen, erübrigt sich. Der 
Entwurf geht davon aus, daß es keine erhöhten 
Mindestbußgelddrohungen geben wird (vgl. Absatz 3 
der Begründung zu § 11). 

Absatz 2 Satz 2 entspricht sachlich dem § 15 Satz 2 
OWiG, der die Anordnung von Nebenfolgen zuläßt, 
die in dem milderen Gesetz angedroht sind. 


Zu § 14 — Tatmehrheit 

Die Vorschrift, daß jede Geldbuße gesondert festzu- 
setzen ist, wenn mehrere Geldbußen verwirkt sind, 
entspricht fast wörtlich § 15 OWiG. Die Gründe, die 
gegen die Einführung einer einheitlichen Geldbuße 
auch bei mehreren selbständig begangenen Ord- 
nungswidrigkeiten bestehen, sind in der Vorbemer- 
kung zu diesem Abschnitt dargelegt. Die dort ge- 
nannten Gründe stehen ebenso der Einführung einer 
Gesamtgeldbuße nach Art der in den §§ 68, 69 
E 1962 für die Geldstrafe vorgesehenen Gesamt- 
strafe entgegen. 

Zu § 15 — Zusammentreffen von Straftat und Ord- 
nungswidrigkeit 

Die Vorschrift behandelt das tateinheitliche Zusam- 
mentreffen von Straftat und Ordnungswidrigkeit. 

Absatz 1 Satz 1, der nur sprachlich von § 4 Abs. 1 
Satz 1 OWiG abweicht, übernimmt den Grundsatz, 
daß im Falle der Tateinheit von Straftat und Ord- 
nungswidrigkeit nur das Strafgesetz angewendet 
wird. Maßgebend hierfür ist die Erwägung, daß der 
Unrechtsgehalt einer Straftat den gleichzeitig began- 
genen bloßen Ordnungsverstoß oder das unter Um- 
ständen gegebene geringere Unrecht, das in der Ord- 
nungswidrigkeit liegt, so sehr zurücktreten läßt, daß. 
es nicht angebracht ist, die Handlung auch unter dem 
Gesichtspunkt der Ordnungswidrigkeit zu ahnden. 
Die Tatbestände des Ordnungswidrigkeitenrechts 
sind vielfach den Strafgesetzen vorgelagert. Beson- 
ders deutlich tritt dies bei den unechten Mischtat- 
beständen zutage: Bei ihnen ist der Grundtatbestand 
als Ordnungswidrigkeit eingestuft, hingegen Krimi- 
nalstrafe für den Fall vorgesehen, daß bestimmte er- 
schwerende Merkmale verwirklicht sind. Aber auch 
sonst liegt das Ordnungsunrecht vielfach in einem 
Vorbereich des kriminellen Unrechts, so z. B. die Ab- 
gabe falscher Erklärungen, der Mißbrauch von 
Kennzeichnungen, die Regelung abstrakter Gefähr- 
dungsdelikte, die auch den Schutz von Leib und 
Leben anderer dienen, usw. Vielfach wird sich hier 
schon aus den allgemeinen Grundsätzen der Ge- 
setzeskonkurrenz ergeben, daß die Ordnungswidrig- 
keit von der zugleich begangenen Straftat verdrängt 
wird. 

Freilich kommen auch Fälle der Tateinheit von Ord- 
nungswidrigkeit und Straftat vor, in denen der Un- 
rechtsgehalt der Straftat den der Ordnungswidrig- 
keit nicht oder nur unvollkommen einbezieht. Das 
gilt namentlich dann, wenn die Bußgeldvorschrift 
und die Strafvorschrift verschiedene Rechtsgüter 
schützen. Bei einem solchen Zusammentreffen von 
Ordnungswidrigkeit und Straftat könnte es durch- 
aus gerechtfertigt sein, die Handlung zusätzlich unter 
dem Gesichtspunkt der Ordnungswidrigkeit zu ahn- 
den. Ein unabweisbares Bedürfnis hierfür besteht 
jedoch nicht. In vielen Fällen wird es trotz des unter- 
schiedlichen Unrechtsgehalts unangemessen sein, die 
Handlung zusätzlich unter dem Gesichtspunkt der 
Ordnungswidrigkeit zu ahnden. Der Gehalt des 
Strafspruchs könnte so abgeschwächt werden. Dem 
heutigen verfeinerten Rechtsdenken entspricht es 
außerdem, das Strafverfahren auf die wesentlichen 
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Tatteile und Rechtsfolgen zu beschränken. Auch dies 
spricht dafür, den bisherigen Grundsatz beizubehal- 
ten, daß die Bußgeldvorschriften gegenüber den 
Strafgesetzen nur subsidiär gelten, von ihnen also 
verdrängt werden. Der Preis, daß in bestimmten 
Fällen der Ahndung etwas engere Grenzen gesetzt 
sind, sollte dafür in Kauf genommen werden. Dieser 
Nachteil wird durch den erheblichen Vorteil einer 
vereinfachten Rechtsanwendung ausgeglichen: Ge- 
richte und Staatsanwaltschaften sind dann der Pflicht 
enthoben, den Sachverhalt nicht nur hinsichtlich der 
Straftat, sondern auch noch wegen der Ordnungs- 
widrigkeit im einzelnen zu ermitteln und zu würdi- 
gen, das tateinheitliche Zusammentreffen von Ord- 
nungswidrigkeit und Straftat nach den allgemeinen 
Grundsätzen der Gesetzeskonkurrenz zu beurteilen 
oder zu prüfen, ob es angemessen ist, den recht- 
lichen Gesichtspunkt der Ordnungswidrigkeit aus 
dem Verfahren auszuscheiden. Bei massenhaft vor- 
kommenden Ordnungswidrigkeiten, die vielfach mit 
Straftaten tateinheitlich Zusammentreffen, so na- 
mentlich auf dem Gebiete des Straßenverkehrsrechts, 
würde diese Prüfung eine erhebliche zusätzliche Be- 
lastung bedeuten, die das Verfahren unnötig er- 
schwert und verzögert. 

Bei Verkehrsstraftaten werden zwar wegen der Ein- 
tragung der Verurteilung in das Verkehrszentral- 
register nähere Angaben über die Art des Verstoßes 
zweckmäßig sein. Sie brauchen jedoch nicht in dem 
entscheidenden Teil des Urteils unter Anführung 
aller verletzten Rechtsvorschriften enthalten zu sein. 
Es reicht aus, wenn in der Eintragungsmitteilung die 
Art der Verkehrszuwiderhandlung, die Inhalt der 
Straftat war, an Hand einer bestimmten groben 
Eingruppierung typischer Unfallursachen vermerkt 
wird. Dies kann durch allgemeine Verwaltungsbe- 
stimmungen sichcrgestellt werden. 

§ 15 läßt die Ordnungswidrigkeit bei einem tatein- 
heitlichcn Zusammentreffen mit einer Straftat ganz 
allgemein hinter die Straftat zurücktreten. Es wird 
nicht verkannt, daß dieser Grundsatz fragwürdig 
wird, wenn die Straftat nur eine Übertretung ist. 
Das Höchstmaß der Geldstrafe bei Übertretungen ist 
trotz der Erhöhung auf 500 Deutsche Mark (vgl. 
Artikel 7 des Zweiten Gesetzes zur Sicherung des 
Straßenverkehrs vom 26. November 1964, Bundes- 
gesetzbl. I S. 921) in der Regel niedriger als das 
Höchstmaß der Geldbuße. Der Entwurf geht jedoch 
davon aus, daß die noch im geltenden Recht vorhan- 
denen Übertretungstatbestände spätestens im Ein- 
führungsgesetz zum neuen Strafgesetzbuch restlos 
beseitigt werden (vgl. Absatz 2 der Begründung der 
Einleitung unter A.). Die Verkehrsübertretungen 
werden schon im Einführungsgesetz zu diesem Ent- 
wurf in Ordnungswidrigkeiten umgewandelt (vgl. 
§ 24 StVG i. d. F. des Artikels 3 Nr. 6). Unter diesen 
Umständen wird man an der Regelung des geltenden 
§ 4 OWiG festhaltcn können, zumal es bedenklich 
wäre, den Grundsatz des Vorranges der Straftat vor 
der Ordnungswidrigkeit auch nur in einem Punkt zu 
durchbrechen. 

Der Grundsatz der Subsidiarität der Ordnungswid- 
rigkeit gegenüber der Straftat schließt nicht aus, 
daß in Ausnahmefällen der Bußgeldtatbestand als 


lex specialis zu einem bestimmten Straftatbestand 
anzusehen ist, daß er also den Straftatbestand ver- 
drängt. Das wird namentlich dann der Fall sein, 
wenn der Grundtatbestand beider Gesetze überein- 
stimmt, der Tatbestand der Bußgeldvorschrift jedoch 
zusätzliche mildernde Merkmale enthält. 

Der Entwurf läßt die Frage offen, ob die zurück- 
tretende Ordnungswidrigkeit bei der Bemessung der 
Strafe berücksichtigt werden kann. Die Beurteilung 
dieser Frage, die in der Rechtsprechung und im 
Schrifttum unterschiedlich beantwortet wird, soll 
auch künftig der Rechtsprechung überlassen werden, 
da eine allgemeine Regelung kaum möglich sein 
wird. Sofern die Ordnungswidrigkeit im Vorbereich 
des Strafrechts liegt, wird grundsätzlich kein Anlaß 
für eine Strafschärfung gegeben sein. Die Ordnungs- 
widrigkeit wird dann voll von der sie mit umfassen- 
den Straftat abgedeckt. Eine andere Beurteilung 
kann geboten sein, wenn das ordnungswidrige Ver- 
halten nicht oder nur teilweise zu den die Strafbar- 
keit begründenden Umständen gehört und den Un- 
rechtsgehalt der Tat oder den Grad des den Täter 
treffenden Vorwurfs steigert. 

Satz 2 des Absatzes 1 bestimmt — wie bisher § 4 
Abs. 1 Satz 2 OWiG ■ — ■ ausdrücklich, daß auf die 
in der zurücktretenden Bußgeldvorschrift angedroh- 
ten Nebenfolgen erkannt werden kann. Dies ent- 
spricht den allgemeinen Grundsätzen, die für das 
tateinheitliche Zusammentreffen von Gesetzesver- 
letzungen auch im Strafrecht gelten. 

Die Voraussetzungen des Absatzes 1 liegen nicht 
vor, wenn die Straftat nicht erwiesen ist oder wenn 
eine nur rechtswidrige Tat festgestellt wird, die den 
Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllt. In diesen 
Fällen besteht kein Hindernis, die Tat als Ordnungs- 
widrigkeit zu ahnden. Steht dagegen die Straftat 
fest, so könnte die tateinheitlich mit der Straftat 
zusammentreffende Ordnungswidrigkeit nach der 
Regelung des Absatzes 1 selbst dann nicht geahndet 
werden, wenn die Verfolgung der Straftat wegen 
eines Verfahrenshindernisses (z. B. weil der erfor- 
derliche Strafantrag nicht rechtzeitig gestellt ist) 
ausgeschlossen ist. Um dieses unerwünschte und dem 
Grundsatz der Subsidiarität widersprechende Ergeb- 
nis zu vermeiden, bestimmt Absatz 2 in Überein- 
stimmung mit § 4 Abs. 2 OWiG, daß die Handlung 
als Ordnungswidrigkeit geahndet werden kann, 
wenn im Falle des Absatzes 1 eine Strafe nicht ver- 
hängt wird. Die Ordnungswidrigkeit erlangt dann 
wieder selbständige Bedeutung. 

Die Voraussetzung, daß „eine Strafe nicht verhängt 
wird", ist dann gegeben, wenn für die Verfolgung 
der Straftat eine Verfahrensvoraussetzung fehlt oder 
der Verfolgung ein Verfahrenshindernis entgegen- 
steht und dies nicht für die Verfolgung der Ord- 
nungswidrigkeit gilt, weiter aber auch dann, wenn 
von der Verfolgung der Straftat oder von Strafe ab- 
gesehen oder das Verfahren wegen der Straftat 
aus verfahrensrechtlichen Gründen eingestellt wird. 
Dies erscheint nach der bisherigen Auslegung des 
§ 4 Abs. 2 OWiG gewährleistet. Die Fälle des Frei- 
spruchs, der Ablehnung der Eröffnung des Haupt- 
verfahrens und der Einstellung des Verfahrens man- 
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gels hinreichenden Tatverdachts (§ 170 Abs. 2 StPO) | 
rechnen nicht hierzu. Denn in diesen Fällen fehlen ! 
schon die Voraussetzungen des Absatzes 1, von dem ' 
Absatz 2 lediglich eine Ausnahmeregelung bringt. ' 
Die bisher vertretene weitergehende Auffassung, ■ 
daß auch diese Fälle nach § 4 Abs. 2 OWiG zu be- ' 
urteilen seien, erklärt sich aus der im geltenden | 
Recht streng durchgeführten Trennung von Bußgeld- I 
und Strafverfahren und der grundsätzlichen Unab- ; 
hängigkeit der Verwaltungsbehörde, darüber zu ur- , 
teilen, ob die Handlung ein Strafgesetz oder nur ' 
eine Bußgeldvorschrift verletzt. Auf dieser Grund- 
lage könnte die Verwaltungsbehörde selbst im Falle 
eines Freispruchs die Verfolgung einer Handlung mit 
der Begründung ablehnen, es liege eine Straftat j 
vor. Künftig sollen die für die Aburteilung der Straf- ! 
tat zuständigen Gerichte die Tat auch unter dem | 
rechtlichen Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit I 
beurteilen (vgl. § 71). Die Folge dieser erweiterten 
Zuständigkeit des Gerichts ist, daß seiner Entschei- 
dung Rechtskraftwirkung auch hinsichtlich der Ord- 
nungswidrigkeit zukommt (vgl. § 73 Abs. 1). Nach 
Aburteilung der Straftat, zu der der Freispruch 
rechnet, und nach Ablehnung der Eröffnung des 
Hauptverfahrens wegen der Straftat ist danach ' 
schon auf Grund der Rechtskraftwirkung eine Ver- I 
folgung der Tat als Ordnungswidrigkeit ausge- I 
schlossen. Die gegenüber dem geltenden Recht er- 1 
weiterte Rechtskraftwirkung erübrigt mithin auch j 
die bisherige Regelung, daß wegen der tateinheit- ! 
lieh begangenen Ordnungswidrigkeit eine Geldbuße i 
festgesetzt werden kann, „soweit nicht die der ge- : 
richtlichen Entscheidung zugrunde liegenden Fest- : 
Stellungen entgegenstehen''. Die nachträgliche Fest- i 
Setzung einer Geldbuße nach Aburteilung der Tat | 
(auch im Sinne des Freispruchs) ist nicht mehr denk- j 
bar. 

Der Fall, daß durch mehrere selbständige Handlun- 
gen das eine Mal der Tatbestand eines Strafgesetzes 
und das andere Mal der Tatbestand einer Bußgeld- 
vorschrift verwirklicht werden, ist nicht ausdrück- 
lich geregelt. Es versteht sich von selbst, daß dann 
wegen der Straftat und der Ordnungswidrigkeit 
gesondert auf Strafe und Geldbuße erkannt wird. 
Mittelbar ergibt sich dies aus der Regelung des 
§ 14 über das Zusammentreffen von Ordnungswid- 
rigkeiten in Tatmehrheit. Wenn schon in diesem 
Falle die verwirkten Geldbußen gesondert festzuset- 
zen sind, so muß dies erst recht dann gelten, wenn 
außer der Geldbuße eine Strafe verwirkt ist. Der Ent- 
wurf sieht jedoch in den Verfahrens Vorschriften vor, 
daß bei Zusammentreffen von Straftat und Ordnungs- 
widrigkeit in Tatmehrheit eine einheitliche Aburtei- 
lung möglich ist und zwar in den Fällen des Zusam- 
menhangs (vgl. § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) und erst 
recht dann, wenn Ordnungswidrigkeit und Straf- 
tat zwar im materiell-rechtlichen Sinne mehrere 
selbständige Handlungen bilden, im verfahrens- 
rechtlichen Sinne jedoch nur eine einheitliche Tat 
vorliegt. In diesem Fall ist eine getrennte Beurtei- 
lung der Ordnungswidrigkeit und der Straftat ver- 
fahrensrechtlich nicht möglich. Das Gericht hat des- 
halb bei der Aburteilung die Tat auch unter dem 
rechtlichen Gesichtspunkt der Ordnungswidrigkeit zu 
beurteilen und eine verwirkte Geldbuße gesondert 
neben der Strafe festzusetzen (vgl. § 71), wenn nicht 


von der Verfolgung der Ordnungswidrigkeit nach 
§ 38 Abs. 2 oder in sinngemäßer Anwendung des 
§ 154 a StPO abgesehen wird (vgl. die Begründung 
zu § 38 Abs. 2). 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Einziehung 

Der Entwurf regelt die Einziehung von Gegenstän- 
den als Nebentolge einer Ordnungswidrigkeit in 
enger Anlehnung an die Vorschriften, die durch 
Artikel 1 Nr. 2 bis 4 des EGOWiG-Entwurfs in das 
Strafgesetzbuch eingefügt werden sollen. Die 
Gründe für die Neufassung der Einziehungsvor- 
schriften sind in der Einleitung der Begründung zu 
diesem Entwurf (vgl. unter C. II. 6. Absatz 2) und in 
den Vorbemerkungen zu den Nummern 2 bis 4 des 
Artikels 1 des EGOWiG-Entwurfs dargelegt. 

Zu § 16 — Voraussetzungen der Einziehung 

Die Einziehung von Gegenständen läßt Absatz 1 
auch künftig bei Ordnungswidrigkeiten nicht unter 
allgemeinen Voraussetzungen zu, sondern nur dann, 
wenn das einzelne Gesetz die Einziehung ausdrück- 
lich zuläßt. Insoweit weicht die Vorschrift von § 40 
StGB ') ab. Diese Vorschrift läßt bei Verbrechen 
und vorsätzlichen Vorgehen schlechthin die Ein- 
ziehung der Gegenstände zu, die durch die Tat her- 
vorgebracht oder zu ihrer Begehung oder Vorberei- 
tung gebraucht oder bestimmt gewesen sind. Wegen 
des geringeren Unrechtsgehalts von Ordnungswid- 
rigkeiten und wegen ihrer weniger großen Gefähr- 
lichkeit für die Allgemeinheit ist es weder ange- 
messen noch notwendig, die Möglichkeit der Ein- 
ziehung bei Ordnungswidrigkeiten so weit auszu- 
dehnen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß sich § 40 
StGB alter und neuer Eassung auch nicht auf Über- 
tretungen bezieht. 

Im Gegensatz zu § 17 OWiG reicht es nach der Rege- 
lung des Entwurfs nicht aus, daß in den einzelnen 
Nebengesetzen „die Einziehung" für zulässig er- 
klärt wird. Vielmehr müssen dort die Gegenstände, 
deren Einziehung zulässig sein soll, ihrer Art nach 
bezeichnet werden. Die Regelung des § 17 i. V. m. 
§ 18 Abs. 1 und 2 OWiG, daß bei einer für zulässig 
erklärten Einziehung alle durch die Zuwiderhandlung 
gewonnenen und erlangten Gegenstände und außer- 
dem die „producta et instrumenta" dei Tat (sowie 
die Verpackungs- und Beförderungsmittel) eingezo- 
gen werden können, hat sich nicht bewährt, ln 
zahlreichen Fällen haben einzelne Gesetze neben 
den „producta et instrumenta" einer Ordnungswid- 
rigkeit auch die Einziehung von sog. Beziehungs- 
gegenständen zugelassen oder die Einziehung bei 
Ordnungswidrigkeiten auf Beziehungsgegenstände 
beschränkt. Bei den Gesetzgebungsarbeiten hat sich 
also herausgestellt, daß es zu weit gehen kann, 
schlechthin die Einziehung der „producta et instru- 
menta" zuzulassen, wenn das kriminalpolitische Be- 
dürfnis iür die Einziehung bei bestimmten Ord- 
nungswidrigkeiten bejaht wird, und daß es anderer- 


') i. d. F. des Artikels 1 Nr. 2 des EGOWiG-Entwurfs 
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seits zu eng ist, bei Ordnungswidrigkeiten stets nur 
die Einziehung der in § 18 Abs. 1, 2 OWiG bestimm- 
ten Gegenstände zuzulassen. Der Gesetzgeber ist 
deshalb immer mehr dazu übergegangen, bei den 
Bußgeldvorschriften selbst zu bestimmen, welche 
Gegenstände der Einziehung unterliegen sollen. In 
jüngster Zeit ist diese Technik so überwiegend an- 
gewendet worden, daß die Regelung der §§ 17, 18 
OWiG praktisch ausgehöhlt worden ist. Die neuere 
Technik, die der Entwurf übernimmt, hat den Vor- 
teil, daß die Einziehungsmöglichkeit von Fall zu 
Fall in sachgerechter Weise begrenzt werden kann. 

Die weiteren Zulässigkeitsvoraussetzungen für die 
Einziehung werden in den Absätzen 2 und 3 in der 
gleichen einengenden Weise wie in § 40 Abs. 2 
und 3 StGB bestimmt. Der Entwurf sieht davon ab, 
die entsprechenden Vorschriften des Strafgesetz- 
buches für anwendbar zu erklären, sondern zieht 
eine ausdrückliche Regelung der Einziehungsvoraus- 
setzungen vor. Sie sollten aus dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten selbst ersichtlich sein. 


Zu § 17 — Erweiterte Voraussetzungen der Einzie- 
hung 

Die Vorschrift entspricht dem § 40 a StGB ^). Die 
Einziehung soll danach, soweit ihre Anordnung nicht 
aus Sicherungsgründen gerechtfertigt ist, gegenüber 
dem an der Tat unbeteiligten Eigentümer oder 
Rechtsinhaber nur ausnahmsweise und nur unter 
bestimmten anderen, die Maßnahme rechtfertigen- 
den Umständen zulässig sein. Die entsprechende 
Regelung des Strafgesetzbuches ergibt sich nicht aus 
besonderen strafrechtlichen Gesichtspunkten, son- 
dern leitet sich aus dem grundgesetzlichen Schutz 
des Eigentums ab. Die hiernach notwendige 
Begrenzung der Einziehung ist also im Recht der 
Ordnungswidrigkeiten in gleicher Weise wie im 
Strafrecht vorzunehmen. Dies entspricht der Gesetz- 
gebungspraxis der letzten Jahre. Der Entwurf sieht 
auch hier — wie bei § 16 Abs. 2 und 3 — davon ab, 
die entsprechenden Vorschriften des Strafgesetz- 
buches für anwendbar zu erklären, sondern zieht 
eine ausdrückliche Regelung vor. 

Zu § 18 — ■ Sinngemäße Anwendung von Vorschriften 
des Strafgesetzbuches 

Absatz 1 erklärt die ergänzenden Einziehungsvor- 
schriften des Strafgesetzbuches -) für sinngemäß an- 
wendbar, also die Vorschriften über den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit (§ 40 b), die Einziehung des 
Wertersatzes (§ 40 c), die Wirkung der Einziehung 
(§ 41 a), die selbständige Anordnung (§ 41 b), die 
Entschädigung (§ 41 c) und auch die Sondervor- 
schrift für Organe und Vertreter (§ 42). Diese Vor- 
schrift ermöglicht eine Einziehung auch gegenüber 
juristischen Personen und Personenvereinigungen, 
wenn in der Person des Organs oder Vertreters die 
besonderen Voraussetzungen für die Einziehung er- 
füllt sind. Die sinngemäße Anwendung dieser Vor- 
schriften wird keine wesentlichen Auslegungs- 

’) i. d. F. des Artikels 1 Nr. 2 des EGOWiG-Entwurfs 
^) i. d. F. des Artikels 1 Nr. 2 bis 4 des EGOWiG-Entwurfs 


Schwierigkeiten bereiten. Der Hervorhebung bedür- 
fen nur die folgenden Punkte, die zweifelhaft sein 
könnten; 

§ 40 c StGB über die Einziehung des Wertersatzes 
verweist in Absatz 4 für die Bewilligung von Zah- 
lungserleichterungen auf § 28 StGB. Der Entwurf 
regelt die Bewilligung von Zahlungserleichterungen 
in § 12 eigenständig. Die sinngemäße Anwendung 
ergibt deshalb, daß auch bei der Anordnung des 
Wertersatzes § 12 des Entwurfs entsprechend gilt. 
Im Vollstreckungsverfahren wird insoweit auch § 81 
entsprechend anzuwenden sein. 

Bei der sinngemäßen Anwendung des § 41 b Abs. 2 
StGB ist zu berücksichtigen, daß die Einstellung des 
Verfahrens im Entwurf abweichend von der Straf- 
prozeßordnung geregelt ist. Die selbständige Anord- 
nung der Einziehung wird danach bei Ordnungswid- 
rigkeiten zulässig sein, wenn die Verfolgungsbe- 
hörde nach § 38 Abs. 1 eine Ordnungswidrigkeit 
nicht verfolgt oder das Gericht nach § 38 Abs. 2 das 
Verfahren einstellt. 

Die in Absatz 2 enthaltene Gleichstellungsklausel 
empfiehlt sich deshalb, weil die sinngemäße An- 
wendung in der durch die Klausel geklärten Frage 
zu keinem eindeutigen Ergebnis führt. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Geldbuße gegen juristische Personen 
und Personenvereinigungen 

Zu § 19 

Das geltende Recht kennt keine allgemeine Vor- 
schrift über Geldbuße gegen juristische Personen 
und Personenvereinigungen. Der Gesetzgeber hat 
sich bisher auf Sondervorschriften beschränkt. Sie 
finden sich in zahlreichen Gesetzen ganz unter- 
schiedlicher Sachgebiete des Bundes- und Landes- 
rechts. Der Entwurf hält den Zeitpunkt für gekom- 
men, die Frage der Geldbuße gegen juristische Per- 
sonen und Personenvereinigungen aus Gründen der 
Rechtsvereinheitlichung und der Sachgerechtigkeit 
einer einheitlichen und abschließenden Lösung zuzu- 
führen. 

In Deutschland hat die Rechtsentwicklung zu einem 
„Ordnungsstrafrecht" gegen juristische Personen 
und Personenvereinigungen vor etwa 40 Jahren ein- 
gesetzt. Sie ist von der Gerichtspraxis ausgegangen, 
und zwar bei der Auslegung der Ordnungsstrafvor- 
schrift des § 17 der Verordnung gegen Mißbrauch 
wirtschaftlicher Machtstellungen vom 2. November 
1923 (Reichsgesetzbl. I S. 1067), deren Anwendung 
auch gegen juristische Personen bejaht worden ist. 
Nach dem Rechtsgedanken des Ordnungsstrafrechts, 
durch einen verschärften Verwaltungsbefehl in Form 
einer Ordnungsstrafe die Beobachtung der vorge- 
schriebenen Verbote und Gebote zu erzwingen, hielt 
man auch die Festsetzung von Ordnungsstrafen ge- 
gen juristische Personen und Verbände für verein- 
bar. Die Androhung von Ordnungsstrafen gegen 
juristische Personen und Personenvereinigungen ist 
dann in § 8 Abs. 2 der Preisstrafrechtsverordnung 
vom 3. Juni 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 999) und in 
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§ 4 Abs. 2 der Verbrauchsregelungs-Strafverordnung 
i. d. F. vom 26. November 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 734) vorgesehen worden. Nach dem Kriege ist die 
Androhung von Geldbußen in den §§23 und 24 des 
Wirtschaftsstrafgesetzes vom 26. Juli 1949 (Gesetz- 
blatt der Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes S. 193) eingeführt und in § 5 WiStG 1954 
aufrechterhalten worden. Danach hat im Nebenrecht 
geradezu eine Flut von Sondervorschriften über 
Geldbuße gegen juristische Personen eingesetzt. Das 
kriminalpolitische Bedürfnis für eine solche Sank- 
tion ist bei der fortschreitenden Industrialisierung 
und dem mit ihr wachsenden Einfluß der juristischen 
Personen und Personenvereinigungen am Wirt- 
schaftsleben in zunehmendem Maße bejaht worden. 
Besondere Vorschriften über Geldbuße gegen juri- 
stische Personen und Personenvereinigungen finden 
sich in den meisten neueren Gesetzen, Anderungs- 
gesetzen und Gesetzentwürfen des Nebenstrafrechts, 
in denen als Normadressaten der dort bestimmten, 
durch Strafe oder Bußgeldvorschriften abgesicherten 
Verbote oder Gebote auch juristische Personen und 
Personenvereinigungen in Betracht kommen. In Ver- 
folg dieser Gesetzgebungspraxis müßten, um gleich- 
gelagerte Fälle gleich zu behandeln, in zahlreichen 
älteren Gesetzen entsprechende Sondervorschriften 
aufgenommen werden, wie die bisherigen Vorarbei- 
ten zur Anpassung des Nebenstrafrechts an den Ent- 
wurf 1962 im Rahmen des Einführungsgesetzes zu 
einem neuen Strafgesetzbuch gezeigt haben. Die Ge- 
fahr einer nicht mehr überschaubaren Aufsplitterung 
in Sondervorschriften, die im einzelnen nicht ge- 
rechtfertigte Unterschiede aufweisen, wäre aber bei 
einer solchen Gesetzgebungsmethode in gleichem 
Maße gegeben wie bei der Regelung der Verletzung 
der Aufsichtspflicht in Betrieben und Unternehmen. 
Der Entwurf will dieser Gefahr Einhalt gebieten und 
durch eine einheitliche Regelung dem Recht der 
Sanktionen gegen juristische Personen und Perso- 
nenvereinigungen eine umfassende Grundlage ge- 
ben, die einen gewissen Abschluß der bisherigen 
Entwicklung bilden soll. 

Bei einer allgemeinen Regelung des Rechts der 
Sanktionen gegen juristische Personen und Perso- 
nenvereinigungen ist vorweg die Frage zu entschei- 
den, ob an Stelle einer Geldbuße eine Strafe gegen 
juristische Personen und Personenvereinigungen 
vorgesehen werden soll, wenn deren Organe eine 
Straftat begehen. Diese Frage hat der Sonderaus- 
schuß „Strafrecht" des Deutschen Bundestages in der 
4. Wahlperiode auf seiner 23. und 24. Sitzung ein- 
gehend geprüft und überwiegend verneint (vgl. 
Seiten 397 ff., 419 ff. der Niederschriften über die 
Sitzungen des Sonderausschusses „Strafrecht"). Die 
Strafbarkeit der juristischen Person läßt sich weder 
mit dem Schuldstrafrecht noch mit dem Wesen der 
Strafe vereinbaren. Das Strafrecht geht von einer 
persönlichen, menschlichen Schuld aus, die Strafe 
enthält eine sozialethische Mißbilligung verschul- 
deten Unrechts. Die juristische Person oder Per- 
sonenvereinigung ist als fiktives und im natürlichen 
Sinne handlungsunfähiges Wesen weder einer Schuld 
fähig noch einer sozialethischen Mißbilligung zu- 
gänglich. Die Androhung einer Kriminalstrafe würde 
auch der Trennung von Kriminalstrafrecht und Ord- 
nungsunrecht widersprechen, die gerade den Sinn 


hat, Verhaltensweisen, die eine Sanktion, aber nicht 
den Makel der Strafe verdienen, aus dem Kriminal- 
strafrecht herauszunehmen. Für die Androhung 
einer Kriminalstrafe fehlt schließlich das Bedürfnis, 
da die Zwecke, denen die Geldstrafe gegen die juri- 
stische Person oder Personenvereinigung dienen 
könnte, durch ander Maßnahmen, so namentlich die 
Geldbuße, zu erreichen sind. Es besteht danach kein 
Grund, von der bisherigen Entwicklung des Rechts 
der Sanktionen gegen juristische Personen und Per- 
sonenvereinigungen abzugehen, die gerade auf eine 
völlige Beseitigung der Kriminalstrafe gegen juristi- 
sche Personen und Personenvereinigungen gerichtet 
ist. § 393 der Reichsabgabenordnung und Artikel 5 
Nr. 7 des Gesetzes Nr. 14 der Alliierten Hohen 
Kommission vom 25. September 1949 (Amtsblatt der 
Alliierten Hohen Kommission S. 59), die noch allein 
Kriminalstrafe gegen Personenverbände androhen, 
sollen durch Artikel 46 Nr. 2 und Artikel 153 Abs. 2 
des EGOWiG-Entwurfs außer Kraft gesetzt werden. 
§ 393 der Reichsabgabenordnung ist ohnehin gegen- 
standslos, da das geltende Steuerstrafrecht keine 
Schuldvermutungstatbestände mehr kennt. 

Es besteht auch kein hinreichender Grund dafür, die 
bisherige Entwicklung zu Sanktionen gegen juristi- 
sche Personen und Personenvereinigungen lediglich 
in Form der Geldbuße zurückzudrängen oder gar mit 
dem derzeitigen Rechtszustand zu brechen und hier 
künftig entweder auf eine Sanktion überhaupt zu 
verzichten oder statt der Geldbuße andere Maßnah- 
men (z. B. die Festsetzung eines Sicherungsgeldes 
nach Art einer Friedensbürgschaft) einzuführen. An- 
gesichts des verhältnismäßig langen Zeitraums, in 
dem sich die Entwicklung des Rechts der Sanktionen 
gegen die juristische Person und Personenvereini- 
gung bis zum heutigen Stand vollzogen hat, und bei 
der großen Zahl der schon vorhandenen gesetzlichen 
Vorschriften, die das erhebliche praktische Bedürfnis 
für eine solche Regelung zeigen, müßten die Gründe 
schon sehr schwerwiegend sein, die eine Abkehr von 
dem derzeitigen Rechtszustand rechtfertigen. Solche 
Gründe sind nicht ersichtlich. Der Sonderausschuß 
„Strafrecht" des Deutschen Bundestages hat sich da- 
her in der 4. Wahlperiode auf seiner 24. Sitzung mit 
ganz überwiegender Mehrheit für die Zulässigkeit 
von Geldsanktionen gegen die juristische Person in 
Form einer Geldbuße ausgesprochen. Auch die Ent- 
wicklung im europäischen Wirtschaftsrecht zwingt 
zu einer solchen Sanktion; sie wird in den Verordnun- 
gen des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft den Vertragsstaaten geradezu aufgegeben 
(vgl. z. B. Artikel 16 i. V. m. Artikel 21 Abs. 2 der 
Verordnung Nr. 11 des Rates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft über die Beseitigung von Dis- 
kriminierungen auf dem Gebiete der Frachten und 
Beförderungsbedingungen vom 27. Juni 1960, Bun- 
desgesetzbl. II S. 2209). 

Die grundlegenden Bedenken, die gegen eine Be- 
strafung juristischer Personen und Personenvereini- 
gungen bestehen, gelten nicht oder jedenfalls nicht 
in dem gleichen Maße für die Festsetzung einer 
Geldbuße gegen sie. Die Geldbuße hat zwar auch 
repressiven Charakter und setzt deshalb ein vor- 
werfbares Verhalten voraus. Ihre Festsetzung 
knüpft jedoch nicht notwendigerweise an ein Ver- 
i schulden im Sinne eines sittlichen Vorwurfs an, da 
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die Geldbuße kein sittliches Unwerturteil ausdrückt. 
Es ist danach möglich, daß der juristischen Person 
Handlungen ihrer Organe als eigene zugerechnet 
werden können, auch wenn die Voraussetzungen in 
der Weise einengend bestimmt sind, daß das Organ 
selbst ein Vorwurf im strafrechtlichen Sinn treffen 
muß. Etwaige dogmatische Bedenken gegen die Fest- 
setzung von Geldbußen gegen juristische Personen 
und Personenvereinigungen werden im übrigen ganz 
beseitigt, wenn die Geldbuße gegenüber der juri- 
stischen Person nur als Nebenfolge der Tat des 
Organs verstanden wird. Die materiell-rechtliche und 
verfahrensrechtliche Lösung, die der Entwurf vor- 
sieht, zeigt, daß er die Geldbuße gegen juristische 
Personen und Personenvereinigungen in diesem 
Sinn versteht (vgl. die Begründung zu Absatz 1 am 
Ende). 

Die Ausgestaltung der Vorschrift wird im einzelnen 
von dem Zweck bestimmt, der mit der Geldbuße ge- 
gen juristische Personen und Personenvereinigun- 
gen verfolgt werden soll. Sie soll namentlich einen 
Ausgleich dafür ermöglichen, daß der juristischen 
Person, die nur durch ihre Organe zu handeln im- 
stande ist, zwar die Vorteile dieser in ihrem Inter- 
esse vorgenommenen Betätigung zufließen, daß sie 
aber beim Fehlen einer Sanktionsmöglichkeit nicht 
den Nachteilen ausgesetzt wäre, die als Folge der 
Nichtbeachtung der Rechtsordnung im Rahmen der 
für sie vorgenommenen Betätigung eintretcn kön- 
nen. Die juristische Person wäre dann gegenüber 
der natürlichen Person besser gestellt. So kann z. B. 
gegen einen Einzelunternehmer, der unter Verlet- 
zung der ihm obliegenden Pflichten als Unternehmer 
eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit selbst begeht, 
die Strafe oder Geldbuße unter Berücksichtigung des 
wirtschaftlichen Wertes seines Unternehmens und 
der für das Unternehmen erzielten oder beabsich- 
tigten Vorteile festgesetzt werden, während bei 
einer entsprechenden Pflichtverletzung durch das 
Organ einer juristischen Person die Strafe oder 
Geldbuße nur unter Berücksichtigung seiner persön- 
lichen wirtschaftlichen Verhältnisse festgesetzt wer- 
den kann. Die hiernach zulässige Strafe oder Geld- 
buße würde vielfach in keinem angemessenen Ver- 
hältnis zur Tragweite der Tat stehen und weder ge- 
eignet sein, die der juristischen Person zugeflosse- 
nen Gewinne abzuschöpfen noch die Erzielung sol- 
cher Gewinne zu bekämpfen. 

Entsprechend diesem Zweck, der mit der Geldbuße 
für juristische Personen und Personenvereinigungen 
verfolgt werden soll, läßt der Entwurf in Absatz 1 
ihre Festsetzung auch gegen nicht rechtsfähige Ver- 
eine zu, also nicht nur gegen juristische Personen 
und Personenhandelsgesellschaften, wie dies im 
geltenden Recht in der überwiegenden Zahl der 
Sondervorschriften des Nebenrechts vorgesehen ist. 
Nicht rechtsfähige Vereine verfügen nicht selten 
über ein bedeutendes zweckgebundenes Vermögen, 
an dem das Vorstandsmitglied selbst wirtschaftlich 
nur zu einem sehr geringen Teil beteiligt ist. Han- 
delt der Vorstand unter Mißachtung der Rechtsord- 
nung zum Vorteil des Vereins, so fließt der Gewinn 
nicht ihm zu, sondern er vermehrt das zweckgebun- 
dene Vereinsvermögen. Dabei wird die Begehung der 
Straftat oder Ordnungswidrigkeit des Vorstands 
vielfach erst durch seine Betätigungsmöglichkeit für 


den Verein ausgelöst sein. Hinzu kommt, daß den 
Verein selbst im Zusammenhang mit den Sachwer- 
ten, die zu dem zweckgebundenen Vermögen ge- 
hören (z. B. Kraftfahrzeuge), oder sonst im Rahmen 
der Betätigung zur Förderung der Vereinszwecke 
besondere Pflichten treffen (so z. B. bei der Durch- 
führung von Veranstaltungen), deren Erfüllung nicht 
von der Gesamtheit der Mitglieder, sondern in 
erster Linie von dem Vorstand wahrgenommen wer- 
den kann. Es wäre unangemessen, wenn bei einer 
solchen Pflichtverletzung nur eine Strafe oder Geld- 
buße nach den wirtschaftlichen Verhältnissen des 
Vorstandes möglich wäre. 

Geldbußen gegen Gesellschaften des bürgerlichen 
Rechts zu ermöglichen, erscheint dagegen nicht ge- 
boten und auch nicht sachgerecht. Der vertretungs- 
berechtigte Gesellschafter einer Gesellschaft bürger- 
lichen Rechts handelt nicht allein als Organ oder 
Vertreter einer anderen Person oder für ein Sonder- 
vermögen, sondern stets auch für sich selbst. Hier 
entsteht deshalb nicht die Lage, daß die Vorteile der 
Tat einem anderen zufließen oder Pflichten verletzt 
werden, die nicht dem Handelnden, sondern einer 
anderen Person oder Personengesamtheit obliegen. 
Im übrigen wäre die Festsetzung einer Geldbuße 
gegen eine Gesellschaft des bürgerlichen Rechts 
auch deswegen ausgeschlossen, weil die Gesellschaft 
des bürgerlichen Rechts nicht parteifähig ist. 

In Übereinstimmung mit der Regelung, die in den 
bisherigen Vorschriften über die Geldbuße gegen 
juristische Personen und Personenvereinigungen 
überwiegend vorgesehen ist, verzichtet der Entwurf 
darauf, die Tat des Prokuristen einer juristischen 
Person als ausreichende Grundlage für die Fest- 
setzung einer Geldbuße gegen sie genügen zu las- 
sen. Das würde dem Zweck der Geldbuße gegen 
juristische Personen und Personenvereinigungen, 
wie er oben dargelegt ist, widersprechen. Die juri- 
stische Person wäre dann schlechter gestellt als die 
natürliche. Als Folge der Tat eines Prokuristen kann 
gegen den Einzelunternehmer keine Geldbuße fest- 
gesetzt werden, es sei denn, daß er selbst eine Ord- 
nungswidrigkeit begangen hat, weil er die Tat durch 
die Verletzung seiner Aufsichtspflicht ermöglicht 
hat. 

Für die Bestimmung der weiteren Voraussetzungen, 
die eine Geldbuße gegen juristische Personen und 
Personenvereinigungen begründen können, kommen 
dem Ausgangspunkt nach zwei Lösungen in Be- 
tracht: Einmal die Regelung, daß gegen juristische 
Personen und Personenvereinigungen eine Geld- 
buße festgesetzt werden kann, wenn das besondere 
Gesetz dies zuläßt, zum anderen eine Vorschrift, 
welche die Voraussetzungen für die Festsetzung 
einer Geldbuße eigenständig für alle in Betracht 
kommenden Fälle bestimmt. Der Entwurf entscheidet 
sich für die zweite Lösung. Sie hat nicht nur den 
Vorteil, das Recht zu vereinfachen, in größerem 
Maße zu vereinheitlichen und überschaubarer zu ge- 
stalten. Für sie sprechen vor allem Gerechtigkeits- 
erwägungen. 

Eine Gesamtbetrachtung der bisherigen Vorschriften 
ergibt, daß diese nicht nur in Einzelheiten vonein- 
ander abweichen, ohne daß hierfür berechtigte 
Gründe vorliegen, sondern auch, daß der bisher ein- 
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geschlagene Weg der Einzelregelung dem kriminal- j 
politischen Zweck, der mit der Geldbuße gegen juri- j 
stische Personen und Personenvereinigungen er- | 
reicht werden soll, nicht ganz gerecht wird. Wie ; 
oben dargelegt ist, soll mit der Geldbuße gegen i 
juristische Personen oder Personenvereinigungen ■ 
u. a. der Zweck verfolgt werden, ihr die Vorteile ab- 
zunehmen, die ihr durch Zuwiderhandlungen ihrer 
Organe unrechtmäßig zugeflossen sind, und weiter- 
hin der Zweck, die Erzielung solcher unrechtmäßiger 
Vorteile zu bekämpfen. Mit dieser Zweckbestim- 
mung läßt es sich nicht vereinbaren, daß eine Geld- 
buße nur bei bestimmten Tatbeständen des Neben- 
strafrechts — - etwa bei Steuerstraftaten oder Zu- 
widerhandlungen nach dem Außenwirtschaftsgesetz 
oder dem Wirtschaftsstrafgesetz 1954 ■ — festgesetzt 
werden kann, nicht aber bei Straftaten aus dem Be- 
reich des Strafgesetzbuches, die von einem Organ 
der juristischen Person begangen werden, um dieser 
Vorteile zu verschaffen (z. B. Betrug, Bestechung, 
Verwahrungsbruch usw.). In die Regelung müssen 
deshalb auch Tatbestände des Strafgesetzbuches ein- 
bezogen werden. Sonst wären zwar z. B. bestimmte 
Erschleichungstatbestände des Nebenstrafrechts, die 
im Vorfeld des Betruges liegen (vgl. z. B. § 33 
Abs. 4 Nr. 1 des Außenwirtschaftsgesetzes) einbe- 
zogen, ausgenommen wäre aber der über diese Tat- 
bestände hinausgreifende Betrug selbst. Ein solches 
Ergebnis wäre ungerecht und kriminalpolitisch un- i 
erwünscht. Der Weg der Einzelregelung würde eine ' 
Überprüfung sämtlicher Vorschriften des Strafge- . 
setzbuches daraufhin notwendig machen, ob sie als 
Grundlage für die Festsetzung einer Geldbuße gegen ■ 
juristische Personen und Personenvereinigungen in 
Betracht kommen, weil sie von deren Organon zu 
deren Gunsten begangen worden können. Das würde 
nicht nur bei den Vermögensdelikten, sondern auch 
bei anderen Tatbeständen der Fall sein (z. B. Be- 
stechung). Ein abschließender Katalog der in Be- 
tracht kommenden Tatbestände würde sich schwer- 
lich erstellen lassen, ohne daß bei der Vielfalt denk- 
barer Fallgestaltungen Lücken und damit ungerechte 
Ergebnisse vermeidlich wären. 

Diese Regelung hätte aber nicht nur den Nachteil, 
daß die Voraussetzungen für die Festsetzung einer 
Geldbuße gegen juristische Personen und Personen- 
vereinigungen einerseits in unangemessener Weise 
eingeengt wären, sondern auch den, daß die Voraus- 
setzungen andererseits zu weit gezogen sein könn- 
ten. Wenn die Festsetzung einer Geldbuße gegen 
die juristische Person oder Persononvereinigung nur 
bei bestimmten Straftaten und Ordnungswidrigkei- 
ten, dann aber ohne weitere Einschränkung, möglich 
wäre, so könnte dies auch bei Straftaten und Ord- 
nungswidrigkeiten bestimmt werden, bei denen es 
in Einzelfällen weder zu einer Bereicherung der 
juristischen Person kommt, noch der Täter Pflichten 
verletzt, welche die juristische Person treffen. Auch 
deswegen erscheint es geboten, in der Vorschrift 
über die Gelbuße gegen juristische Personen und 
Personenvereinigungen ganz allgemein einengende 
Voraussetzungen für deren Festsetzung aufzu- 
stellen. 

Die Vorschrift beschränkt daher in Absatz 1 die 
Möglichkeit der Geldbuße auf zwei Fallgruppen. 
Die Gruppe der Nummer 1 betrifft die Fälle, in 


denen das Organ, der Vorstand usw. durch die Straf- 
tat oder Ordnungswidrigkeit Pflichten verletzt hat, 
welche die juristische Person oder Personenvereini- 
gung treffen. Elierzu rechnet vor allem die Aufsichts- 
pflichtverletzung in Betrieben oder Unternehmen. 
Die Pflicht zur gehörigen Aufsicht trifft, wie sich aus 
§ 25 Abs. 1 Satz 1 ergibt, in erster Linie den Inhaber 
des Betriebes oder Unternehmens, also die juristi- 
sche Person oder Personenvereinigung, der das Un- 
ternehmen oder der Betrieb gehört. Das Organ, der 
Vorstand usw. haben nur, da die juristische Person 
oder Persononvereinigung nicht selbst handeln kann, 
für sie die Pflicht zu erfüllen, und sie handeln ord- 
nungswidrig, wenn sie die Pflicht verletzen (§ 25 
Abs. 2). Gerade in den Fällen der Aufsichtspflicht- 
Verletzung in Betrieben oder Unternehmen besteht 
ein Bedürfnis dafür, auch gegen die juristische Per- 
son oder Personenvereinigung eine Geldbuße fest- 
setzen zu können. Gegen einen Einzelunternehmer 
könnte in solchen Fällen eine der wirtschaftlichen 
Bedeutung des Unternehmens entsprechende Geld- 
buße festgesetzt werden. Demgegenüber würde die 
nach den wirtschaftlichen Verhältnissen des Organs 
bemessene Geldbuße in aller Regel weit Zurück- 
bleiben. ln den älteren Rechtsvorschriften sind dem- 
entsprechende Ordnungsstrafen und Geldbußen ge- 
gen juristische Personen und Personenvereinigun- 
gen zunächst nur für den Fall angedroht worden, 
daß das Organ in deren Betrieb oder Unternehmen 
die Aufsichtspflicht verletzt und dadurch eine Straf- 
tat oder Ordnungswidrigkeit ermöglicht hatte, nicht 
jedoch auch für den Fall, daß das Organ selbst eine 
solche Tat begangen hat. Der Gesetzgeber hat später 
diese Beschränkung aufgehoben, da sie sachlich nicht 
berechtigt ist. Aus diesem Grunde läßt der Entwurf 
auch die Geldbuße gegen juristische Personen und 
Personenvereinigungen allgemein bei Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten des Organs, Vorstands usw. 
zu. durch die Pflichten verletzt werden, welche die 
juristische Person oder Personenvereinigung treffen. 
Damit wird gleichzeitig der Fall einbezogen, daß das 
Organ nicht nur die Aufsichtspflicht verletzt, son- 
dern selbst eine entsprechende Tat begangen hat. 

Wenn der Entwurf von „Pflichten" spricht, welche 
die juristische Person oder Personenvereinigung 
treffen, so sind damit — genau wie bei dem Tatbe- 
stand der Aufsichtspflichtverletzung (§ 25) — nur 
solche gemeint, die sich für die juristische Person 
und Porsonenvereinigung aus deren besonderen 
Wirkungskreis ergeben, also namentlich die „be- 
triebsbezogenen Pflichten". Es versteht sich von 
selbst, daß nicht etwa auch Pflichten gemeint sind, 
die für jedermann gelten. Sonst hätte die Nummer 1, 
die erkennbar als Beschränkung gedacht ist, keinen 
Sinn. In Betracht kommen namentlich die Pflichten, 
welche die juristische Person nach den verwaltungs- 
rechtlichen Gesetzen treffen. Pflichten, die sich aus 
den Tatbeständen des Strafgesetzbuches ergehen, 
gelten allgemein und haben ihre Grundlage nicht in 
dem besonderen Wirkungskreis der juristischen 
Person. Doch können im Einzelfall im Zusammen- 
hang mit der Führung eines Betriebes für den In- 
haber, also auch für die juristische Person oder 
Personenvereinigung, besondere Pflichten bestehen, 
die strafrechtlich von allgemeinen Tatbeständen ab- 
gedeckt sind, so z. B. die Pflicht, die Arbeitnehmer 
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vor Gefahren zu schützen, denen sie am Arbeitsplatz 
ausgesetzt sind. Es ist deshalb denkbar, daß z. B. 
eine fahrlässige Körperverletzung oder fahrlässige 
Tötung, die von einem Organ begangen wird, die 
Grundlage für eine Geldbuße gegen die juristische 
Person bilden kann. Zu den Pflichten gehören so- 
wohl Gebote als Verbote, so daß auch Unterlas- 
sungsdelikte des Organs eine Geldbuße gegen die 
juristische Person auslösen können. Im einzelnen 
muß die nähere Abgrenzung der Rechtsprechung 
überlassen bleiben. 

Die Gruppe der Nummei 2 betrifft die Fälle, in 
denen durch die Tat des Organs die juristische Per- 
son bereichert worden ist oder werden sollte. Der 
kriminalpolitische Zweck, der mit der Geldbuße ge- 
gen die juristische Person verfolgt werden soll, 
rechtfertigt deren Festsetzung in solchen Fällen auch 
dann, wenn die Tat nicht in der Verletzung von 
Pflichten besteht, welche die juristische Person tref- 
fen. Zu dieser Gruppe gehören insbesondere Delikte 
aus dem Bereich des Strafgesetzbuches, so z. B. der 
Fall, daß das Organ zum Vorteil der juristischen 
Person oder Personenvereinigung eine Bestechung 
oder einen Betrug begeht. 

Für beide Fallgruppen gilt die Einschränkung, daß 
der Täter „als" Organ oder Vorstand usw., also in 
dieser seiner Eigenschaft gehandelt haben muß. 
Handelt der Täter nicht mehr in Wahrnehmung der 
Angelegenheit der juristischen Person, sondern in 
seinem eigenen Interesse, so wird er in aller Regel 
nicht in seiner Eigenschaft als Organ tätig. Es be- 
steht dann kein Grund, gegen die juristische Person 
eine Geldbuße festzusetzen, selbst wenn ihr aus der 
Tat ein Gewinn zugeflossen ist. Dieser Fall ist nicht 
anders zu beurteilen als der, daß die juristische Per- 
son durch die Tat eines außenstehenden Dritten 
einen Gewinn erlangt hat. 

Die Fassung „als Nebenfolge der Straftat oder Ord- 
nungswidrigkeit" stellt klar, daß die Geldbuße ge- 
gen die juristische Person die Nebenfolge der Tat 
einer natürlichen Person ist. Für die Lösung des 
Entwurfs sprechen nicht nur dogmatische, sondern 
auch verfassungsrechtliche und vor allem prozeß- 
wirtschaftliche Gründe. 

Gegenstand eines Strafverfahrens ist die Tat einer 
natürlichen Person, nicht aber eine irgendwie ge- 
artete Rechtsfolge, die sich aus einer solchen Tat 
für einen tatunbeteiligten anderen ergibt. Gleiches 
gilt für das Bußgeldverfahren. Es ist ein Verfahren 
wegen einer Tat, die als Ordnungswidrigkeit zu 
werten ist. Die juristische Person oder Personenver- 
einigung ist einer Tat im natürlichen Sinne nicht 
fähig. Sie selbst kann keine Ordnungswidrigkeit 
oder Straftat begehen, sondern ihr kann nur die Tat 
eines ihrer Organe als Grundlage für eine Rechts- 
folge zugerechnet werden. Daß wegen dieser Rechts- 
folge gegen eine juristische Fiktion ein eigenes 
Strafverfahren oder Bußgoldverfahren durchgeführt 
wird, läßt sich schwerlich mit den Grundsätzen die- 
ser Verfahrensordnung vereinbaren, die davon aus- 
gehen, daß im Mittelpunkt des Verfahrens der 
Mensch und seine Tat stehen. 

Aber auch wegen des Verfassungsgrundsatzes „ne 
bis in idem" (Artikel 103 Abs. 3 GG) erscheint es 
angezcigt, die Entscheidung über die Rechtsfolge, 


die gegen die juristische Person oder Personenver- 
einigung in Betracht kommt, mit der Entscheidung 
über die Tat zu verbinden. Nicht selten wird das 
Organ an dem Kapital der juristischen Person be- 
teiligt sein, in Ausnahmefällen ist es der alleinige 
Gesellschafter (Einmann-GmbH). Wenn zunächst ge- 
gen das Organ eine Strafe oder Geldbuße und an- 
schließend gegen die juristische Person oder Per- 
sonenvereinigung eine Geldbuße festgesetzt wird 
oder umgekehrt, so könnte dies einer — vom Grund- 
gesetz untersagten — Doppelbestrafung minde- 
stens nahekommen. 

Die Durchführung von getrennten Verfahren 
gegen das Organ und die juristische Person könnte 
schließlich zu einem unangemessenen Verfahrens- 
aufwand führen und die Gefahr widersprechender 
Entscheidungen auslösen. Da Grundlage der Fest- 
setzung einer Geldbuße gegen die juristische Per- 
son die Tat des Organs ist (und auch nur sein kann), 
sollte die Entscheidung über diese Rechtsfolge der 
Tat zugleich mit der Entscheidung über die anderen 
Rechtsfolgen ergehen. Andernfalls müßte in den ge- 
trennten Verfahren jeweils dieselbe Tat untersucht 
und über sie entschieden werden. Daß dies einen 
unnötigen Vorfahrensaufwand notwendig macht und 
zu Unzuträglichkeiten führen muß, wenn die Tat in 
den beiden Verfahren unterschiedlich beurteilt wird, 
liegt auf der Hand. Demgegenüber ist der mögliche 
Nachteil weit eher in Kauf zu nehmen, daß das 
Verfahren gegen das Organ selbst verzögert werden 
kann, weil z. B. die Frage der Bereicherung der juri- 
stischen Person weitere Ermittlungen erforderlich 
macht. Gewisse Erschwerungen des Verfahrens wer- 
den auch sonst bei der Anordnung von Nebenfolgen, 
z. B. der Einziehung und des Verfalls, unvermeidlich 
sein. Sie sollten bei der Festsetzung einer Geldbuße 
gegen juristische Personen oder Personenvereini- 
gungen im übrigen schon deswegen hingenommen 
werden, weil dann hinsichtlich der Rechtsfolgen der 
Tat ein ihrer Bedeutung angemessener einheitlicher 
Spruch ergehen kann, während sonst der Spruch nur 
eine halbe Antwort auf die Tat sein könnte. Die Ent- 
scheidung in einem einheitlichen Verfahren hat 
schließlich auch den Vorteil, daß gegen die juristi- 
sche Person im Falle einer Straftat ihrer Organe 
im Strafverfahren, also in öffentlicher Verhandlung, 
eine Geldbuße festgesetzt werden kann, was aus ge- 
neralpräventiven Gründen vielfach angemessen sein 
wird. 

Die notwendigen Vorschriften über die Beteiligung 
der juristischen Person im Strafverfahren und im 
Bußgeldverfahren gegen das Organ enthalten § 77 
dieses Entwurfs und § 444 der Strafprozeßordnung ^). 

Absatz 2 bestimmt das Höchstmaß der Geldbuße, die 
gegen die juristische Person oder Personenvereini- 
gung festgesetzt werden kann. Falls die von dem 
Organ begangene Tat eine Ordnungswidrigkeit ist, 
soll sich das Höchstmaß der Geldbuße nach dem für 
die Tat angedrohten Höchstmaß bestimmen (Satz 2). 
Das entspricht weitgehend der bisherigen Gesetz- 
gebungspraxis. Bei einer vorsätzlichen Straftat des 
Organs soll das Höchstmaß der Geldbuße hundert- 
tausend Deutsche Mark, bei einer fahrlässigen Straf- 
tat fünfzigtausend Deutsche Mark betragen. Ein sol- 
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ches fiöchstmaß ist vereinzelt schon jetzt in den 
Vorschriften über die Geldbuße gegen juristische 
Personen und Personenvereinigungen vorgesehen 
(vgl. z. B. § 59 des Gesetzes über das Kreditwesen 
vom 10. Juli 1961, Bundesgesetzbl. I S. 881; § 39 des 
Hypothekenbankgesetzes i. d. F. vom 5. Februar 
1963, Bundesgesetzbl. I S. 81, 368). Das Höchstmaß 
der Geldbuße entsprechend der Höhe der angedroh- 
ten Strafe abzustufen, empfiehlt sich nicht. Bei der 
Vielzahl der Strafdrohungstypen ist dies kaum mög- 
lich. Eine starre Abstufung würde außerdem schwer- 
lich in ein angemessenes Verhältnis zu der gleiten- 
den Abstufung gebracht werden können, die in 
Satz 2 vorgesehen ist. Dieser Vorschrift kann indes 
der allgemeine Grundsatz entnommen werden, daß 
sich die Höhe der Geldbuße gegen die juristische 
Person oder Personenvereinigung an der Bewertung 
der von dem Organ begangenen Tat zu orientieren 
hat. 

Aus der in Absatz 3 bestimmten entsprechenden 
Anwendung des § 11 Abs. 4 folgt, daß die Geldbuße 
ein Entgelt, das die juristische Person oder Perso- 
nenvereinigung aus der Tat empfangen hat, und 
einen Gewinn, den sie aus der Tat gezogen hat, 
übersteigen soll und daß das gesetzliche Höchstmaß, 
wenn es hierzu nicht ausreicht, überschritten werden 
kann. Eine entsprechende Regelung enthalten auch 
die bisherigen Vorschriften über Geldbuße gegen 
juristische Personen. Sie ergibt sich aus dem oben 
dargelegten Zweck, der mit der Geldbuße gegen 
juristische Personen und Personenvereinigungen 
verfolgt worden soll. 

Nach geltendem Recht kommt die Anordnung des 
Verfalls neben der Geldbuße gegen die juristische 
Person oder Personenvereinigung nicht in Betracht. 
Es erübrigt sich deshalb zur Zeit eine besondere 
Bestimmung etwa des Inhalts, daß die Festsetzung 
einer Geldbuße gegen die juristische Person oder 
Personenvereinigung die Anordnung des Verfalls 
gegen die ausschließt. Bei Einführung einer dem 
§ 109 Abs. 3 E 1962 entsprechenden Vorschrift wird 
Absatz 3 in dieser Richtung zu ergänzen sein. 

Wird gegen die juristische Person oder Personen- 
vereinigung eine Geldbuße festgesetzt, so sollten 
auch ihr Zahlungserleichterungen gewährt werden 
können. Sie kann insoweit nicht schlechter gestellt 
werden als der Betroffene selbst. Absatz 3 erklärt 
deshalb auch die Vorschrift des § 12 über die Be- 
willigung von Zahlungserleichterungen für entspre- 
chend anwendbar. Ohne eine ausdrückliche Vor- 
schrift könnte dies zweifelhaft sein. Denn die juri- 
stische Person oder Personenvereinigung ist nicht 
der Betroffene, gegen den sich das Verfahren rich- 
tet, sondern Nebenbeteiligte (§ 77). 

Absatz 4 eröffnet — entsprechend der für die Ein- 
ziehung vorgesehenen Regelung (vgl. § 18 Abs. 1 
i. V. m. § 41 b StGB) ^) — die Möglichkeit, die Geld- 
buße gegen die juristische Person dann in einem 
selbständigen Verfahren festzusetzen, wenn das 
Verfahren gegen den Täter nicht durchgeführt wer- 
den kann oder eingestellt wird. Der Entwurf geht, 
wie oben dargelegt ist, zwar davon aus, daß die 
Geldbuße gegen die juristische Person eine Neben- 
folge der Tat ist, die grundsätzlich nur in dem wegen 

*) i. d. F. des Artikels 1 Nr. 3 des EGOWiG-Entwurfs 


I der Tat gegen das Organ durchzuführenden Straf- 
oder Bußgeldverfahren angeordnet werden kann, 
nicht aber in einem davon unabhängigen Verfahren. 
Dieser verfahrensmäßige Grundsatz kann aber nicht 
gelten, wenn das Verfahren gegen das Organ 
selbst aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen 
nicht durchgeführt werden kann. Eine entsprechende 
Regelung enthalten die bisherigen Vorschriften über 
Geldbuße gegen juristische Personen und Perso- 
nenvereinigungen nicht. Wegen der Verfahrensvor- 
schriften wird auf § 77 Abs. 2 des Entwurfs und auf 
§ 444 Abs. 3 StPO ') verwiesen. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Verjährung 

Der Entwurf regelt die Dauer der Verfolgungsver- 
jährung und ihre Unterbrechung abweichend vom 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten. Während § 14 
Satz 1 OWiG den Grundsatz aufstellt, daß die Ver- 
folgung einer Ordnungswidrigkeit, soweit ein Ge- 
setz nichts anderes bestimmt, in sechs Monaten ver- 
jährt, stuft der Entwurf die Dauer der Verfolgungs- 
verjährung nach der Höhe der Bußgelddrohung ab. 
Dadurch soll im neuen Gesetz über Ordnungswid- 
rigkeiten eine möglichst abschließende Regelung 
getroffen werden, die Sondervorschriften im Neben- 
strafrecht weitgehend entbehrlich macht. 

Im gellenden Nebenstrafrecht des Bundes finden sich 
in über dreißig Gesetzen Vorschriften, die eine län- 
gere Verjährungsfrist als sechs Monate vorsehen. 

I Eine solche verlängerte Frist ist also keine seltene 
Ausnahme geblieben. Sie ist meist bei höheren 
Bußgelddrohungen als 1000 Deutsche Mark vorge- 
sehen. Vorwiegend handelt es sich dann nicht um 
sogenannte Polizeidelikte, sondern um Zuwider- 
handlungen im Bereich des Wirtschaftsrechts (im 
weiteren Sinne). Solche Zuwiderhandlungen werden 
in der überwiegenden Zahl der Fälle erst bei Kon- 
trollen entdeckt, die nur in zeitlich bestimmten Ab- 
ständen vorgenommen werden können. Die Notwen- 
digkeit einer längeren Verjährungsfrist ist schon 
deshalb bei höheren Bußgelddrohungen überwie- 
gend zu bejahen. Außerdem ist ganz allgemein zu 
berücksichtigen, daß bei bedeutsamen Ordnungs- 
widrigkeiten, die mit entsprechend hohen Geldbußen 
bedroht sind, das Bedürfnis, die Tat zu ahnden, 
weniger rasch schwindet als bei geringfügigen Ord- 
nungswidrigkeiten. Auch dieser Gesichtspunkt 
spricht dafür, in Anlehnung an die Verjährungs- 
regelung des Strafgesetzbuches die Dauer der Ver- 
jährungsfrist nach der Höhe der Bußgelddrohung 
abzustufen. Diese Regelung, für die sich der Entwurf 
entscheidet, dient außerdem der Rechtssicherheit 
und Gerechtigkeit. Die jetzigen Regelungen über die 
Verjährungsfrist im Nebenstrafrecht weichen näm- 
lich nicht selten ohne erkennbaren Grund vonein- 
ander ab. Sie sind also für den Betroffenen wenig 
überschaubar und führen zu einer unterschiedlichen 
Behandlung vergleichbarer Tatbestände und Sach- 
verhalte. 

Der Entwurf regelt auch die Unterbrechung der Ver- 

i folgungsverjährung abweichend vom Gesetz über 

I 

j ^) i. d. F. des Artikels 2 Nr. 11 des EGOWiG-Entwurfs 


62 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1269 


Ordnungswidrigkeiten. Er läßt die Unterbrechung 
in Anlehnung an § 130 E 1962 nur bei besonders her- 
vorgehobenen Untersuchungshandlungen eintreten, 
also nicht bei jeder Untersuchungshandlung desjeni- 
gen, der zur Unterzeichnung des Bußgeldbescheides 
befugt ist. Diese Regelung des § 14 Satz 3 OWiG 
kann schon deshalb nicht übernommen werden, weil 
der Entwurf auf die in § 48 Abs. 1 Satz 2 OWiG 
geforderte Qualifikation des Bußgeldbeamten ver- 
zichtet (vgl. Absatz 5 ff. der Begründung zu § 54). 
Statt dessen auf eine Verfolgungshandlung der Ver- 
waltungsbehörde schlechthin abzustellen, ginge zu 
weit. Die Möglichkeit der Verjährungsunterbrechung 
wäre dann in unübersehbarer Weise ausgeweitet. 
Der Entwurf will das vermeiden und durch eine 
Aufzählung der einzelnen Handlungen, welche die 
Verjährung unterbrechen, eine Regelung treffen, die 
der Rechtssicherheit dient. Die neue Regelung be- 
rücksichtigt im übrigen, daß die bisherige Zwei- 
gleisigkeit von Bußgeld- und Strafverfahren entfällt. 
Sie führt deshalb auch die staatsanwaltschaftlichen 
und richterlichen Untersuchungshandlungen auf, die 
eine verjährungsunterbrechende Wirkung haben 
sollen. 

Zu § 20 — Verfolgungsverjährung 

Die Gründe dafür, abweichend von § 14 Satz 1 OWiG 
die Dauer der Verfolgungsverjährung nach der Höhe 
der Bußgelddrohung abzustufen, sind in der Vorbe- 
merkung zu diesem Abschnitt dargelegt. 

Die schematische Abstufung der Verjährungsfrist, 
wie sie der Absatz 1 vorsieht, beruht auf einer Über- 
prüfung der Verjährungsfristen bei sämtlichen Buß- 
geldtatbeständen des Bundesrechts. Die Regelung 
des Entwurfs ermöglicht es, im Bußgeldnebenrecht 
des Bundes auf Sondervorschriften über die Verjäh- 
rungsfrist fast ganz zu verzichten. Soweit die Ver- 
jährungsfrist bei einzelnen Ordnungswidrigkeiten 
auf Grund des Absatzes 1 verlängert oder verkürzt 
wird, erscheint dies im Verhältnis zu der Verjäh- 
rungsfrist in vergleichbaren Tatbeständen gerecht- 
fertigt. Die Verjährungsfrist von drei Jahren wird 
nur für die verhältnismäßig seltenen Fälle gelten, 
in denen eine Geldbuße bis zu 50 000 Deutsche Mark 
oder eine noch höhere Geldbuße angedroht ist. Eine 
kürzere Verjährungsfrist als sechs Monate ist bisher 
im Bundesrecht nicht vorgesehen, so daß sich eine 
weitere Abstufung für Ordnungswidrigkeiten, die 
mit einer Geldbuße unter tausend Deutsche Mark 
bedroht sind, nicht empfiehlt. 

Absatz 2 bestimmt aus Gründen der Rechtsklarheit 
und der besseren Überschaubarkeit, welche Vor- 
schriften des Strafgesetzbuches über die Verfol- 
gungsverjährung zusätzlich zu Absatz 1 und 3 ent- 
sprechend gelten sollen. § 14 Satz 4 OWiG begnügt 
sich nur mit einem allgemeinen Hinweis, dessen 
Tragweite mitunter zweifelhaft ist. Im einzelnen 
ergibt sich aus der entsprechenden Anwendbarkeit 
der angeführten Vorschriften folgende Regelung: 

Durch die Verjährung wird die Verfolgung der Ord- 
nungswidrigkeit ausgeschlossen (§ 66 StBG). Die 
Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem die 
Handlung begangen ist, ohne Rücksicht auf den Zeit- 
punkt des eingetretenen Erfolges (§ 67 Abs. 4 StGB). 


Sie ruht während der Zeit, in welcher auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften die Verfolgung der Ord- 
nungswidrigkeit nicht begonnen und nicht fortge- 
setzt werden kann (§ 69 Abs. 1 StGB). Ob hierzu 
auch der Fall rechnet, daß wegen der Tat ein Straf- 
verfahren durchgeführt wird, das wegen des ihm 
bisher eingeräumten Vorranges möglicherweise die 
Durchführung des Bußgeldverfahrens hindert, wird 
in der Rechtsprechung und im Schrifttum unter- 
schiedlich beantwortet. Der Entwurf läßt diese Streit- 
frage gegenstandslos werden. Denn er beseitigt die 
bislang streng durchgeführte Zweigleisigkeit von 
Bußgeld- und Strafverfahren. Die Tat kann künftig 
auch im Strafverfahren unter dem rechtlichen Ge- 
sichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit verfolgt wer- 
den. Nach der in § 21 Abs. 3 Satz 2 vorgesehenen 
Regelung kann die Verjährung auch im Strafverfah- 
ren wegen der Ordnungswidrigkeit durch eine auf 
I die Verfolgung „der Tat" gerichtete Handlung hin- 
sichtlich der Ordnungswidrigkeit unterbrochen wer- 
den. Im Strafverfahren erstreckt sich die Verfolgung 
der Tat danach zugleich auf den möglichen Gesichts- 
punkt der Ordnungswidrigkeit, der selbständige Be- 
deutung erlangt, sobald sich der Verdacht der Straf- 
tat nicht bestätigt. Es kommt also nicht in Betracht, 

I daß die Verfolgungsverjährung hinsichtlich der Ord- 
I nungswidrigkeit während des Strafverfahrens ruht. 

I Absatz 3 bestimmt, wie bereits § 18 Abs. 4 Satz 1 
I OWiG, ausdrücklich, daß mit der Verjährung der 
! Verfolgung auch die Anordnung von Nebenfolgen 
I ausgeschlossen wird. Das Strafgesetzbuch läßt diese 
i Frage offen. In § 67 Abs. 5 StGB ist nur bestimmt, 

' daß mit der Verjährung der Strafverfolgung auch die 
Befugnis erlischt, auf Grund der Tat Maßregeln der 
Sicherung und Besserung anzuordnen. Ob nach der 
Verjährung Nebenfolgen angeordnet werden kön- 
nen, wird im Schrifttum unterschiedlich beantwortet, 
überwiegend wird angenommen, daß die Verjäh- 
rung auch die Anordnung von Nebenfolgen aus- 
schließt, wenn sie strafrechtlicher Art sind, nicht da- 
gegen, wenn es sich um Sicherungsmaßregeln han- 
delt. Im Bagatellunrecht sollte jedoch die Anordnung 
von Nebenfolgen schlechthin nicht mehr zulässig 
sein, wenn die Verfolgung der Tat verjährt ist. So- 
weit die Anordnung von Nebenfolgen aus Gründen 
der Sicherheit geboten ist (z. B. die Einziehung von 
Gegenständen oder die Entziehung des Jagdscheins), 
kann eine entsprechende Maßnahme von der Ver- 
waltungsbehörde oder der Polizei nach den allge- 
meinen Verwaltungsgesetzen getroffen werden. 

Zu § 21 — Unterbrechung der Verfolgungsverjährung 

Die vorgesehene Regelung über die Unterbrechung 
der Verjährung weicht von der des § 14 Satz 3 OWiG 
wesentlich ab. Die Gründe hierfür sind in der Vorbe- 
merkung zu diesem Abschnitt näher dargelegt. 

Die im Absatz 1 getroffene Auswahl von Unter- 
brechungshandlungen soll den Bedürfnissen der Pra- 
xis Genüge tun und nach Möglichkeit verhindern, 
daß die Verjährung eintritt, solange das Verfahren 
gegen den Täter schwebt. Einzelne Unterbrechungs- 
handlungen, die der Absatz 1 aufführt, sind auch 
in § 130 Abs. 1 E 1962 enthalten. Sachlich entsprechen 
die Nummer 3 dem § 130 Abs. 1 Nr. 7, die Num- 
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mer 4 dem § 130 Abs. 1 Nr. 9, die Nummer 6 dem 
§ 130 Abs. 1 Nr. 4 und die Nummer 7 dem § 130 
Abs. 1 Nr. 1 E 1962. Die in § 130 Abs. 1 E 1962 für 
das Strafverfahren vorgesehene Unterbrechungs- 
regclung läßt sich auf das Bußgeldverfahren wegen 
dessen unterschiedlicher Gestaltung nur beschränkt 
übertragen. Zu berücksichtigen ist auch, daß die 
Fristen für die Verfolgungsverjährung bei Ord- 
nungswidrigkeiten wesentlich kürzer sind als bei 
Straftaten und daß die Aufklärung des Sachverhalts 
bei Zuwiderhandlungen auf dem Gebiete des Wirt- 
schaftsrechts häufig Schwierigkeiten bereitet. Es ist 
danach notwendig, im Bußgeldverfahren in weiterem 
Umfang bestimmten Ermittlungshandlungen eine 
verjährungsunterbrechende Wirkung zuzumessen. 

Nach der Nummer 8 soll auch jede richterliche Hand- 
lung, die zur Verfolgung der Tat gegen den Täter 
gerichtet ist, die Verjährung unterbrechen. Diese 
Regelung weicht zwar von dem Grundsatz ab, daß 
nur bestimmte Untersuchungshandlungen die Ver- 
jährung unterbrechen sollen. Auf sie kann aber nicht 
verzichtet werden, solange eine Vorschrift des In- 
halts fehlt, daß die Verjährung im gerichtlichen Ver- 
fahren nach Erlaß des Urteils im ersten Rechtszug 
bis zu rechtskräftigen Entscheidung ruht. Eine solche 
Regelung enthält § 129 Abs. 2 E 1962. Sie kann aber 
nicht nur für das Bußgeldverfahren übernommen 
werden. Sonst wäre es möglich, daß im Rechtsmittel- 
verfahren zwar bei Strafsachen eine Verjährung 
eintreten könnte, niemals aber in Bußgeldsachen. 
Das wäre unangemessen. Dem Bußgeldverfahren 
würde dann in der Frage der Verjährung eine grö- 
ßere Bedeutung zuerkannt werden als dem Straf- 
verfahren. Eine umfassende Regelung, die sich auf 
Straftaten erstreckt, empfiehlt sich aber zur Zeit 
nicht, weil sie praktisch zu einer Gesamtreform der 
Verjährung im Strafrecht führen würde. Sie soll der 
großen Strafrechtsreform Vorbehalten bleiben. 

Absatz 2 Satz 1 entspricht § 68 Abs. 3 StGB und 
§ 130 Abs. 2 Satz 1 E 1962. Die hier vorgesehene 
Regelung, daß nach jeder Unterbrechung die Ver- 
jährung von neuem beginnt, bedarf jedoch einer 
Einschränkung, um zu verhindern, daß die Verjäh- 
rung beliebig weit ausgedehnt wird. Die notwendige 
Ergänzung bringt der Satz 2. Er bestimmt in Anleh- 
nung an § 130 Abs. 2 Satz 2 E 1962, daß die Höchst- 
dauer der Verjährungsfrist doppelt so lang ist wie 
die gesetzliche Verjährungsfrist, mindestens aber 
zwei Jahre. Diese Mindestfrist, die lediglich bei der 
gesetzlichen Verjährungsfrist von sechs Monaten von 
Bedeutung ist, soll nach § 130 Abs. 2 Satz 2 E 1962 
bei Straftaten fünf Jahre betragen; sie ist also im 
Bußgeldverfahren erheblich herabgesetzt. Satz 2 ent- 
hält außerdem eine weitere Einschränkung, die not- 
wendig ist, solange für das Verfahren nach Erlaß 
einer Bußgeldentscheidung eine Vorschrift über das 
Ruhen der Verjährung fehlt: Die Verjährung soll bei 
Ablauf der Höchstdauer nur dann eintreten, wenn 
bis zu diesem Zeitpunkt noch keine Bußgeldentschei- 
dung ergangen ist. Ohne eine solche Regelung 
könnte der Betroffene in einem schwebenden Ver- 
fahren durch Einlegung des Einspruchs oder eines 
Rechtsmittels die Verjährung herbeiführen. Daß sich 
die Aufnahme einer Vorschrift über das Ruhen der 
Verjährung im Rahmen dieses Entwurfs nicht emp- 
fiehlt, ist im letzten Absatz dargelegt. 


Die in Absatz 3 Satz 1 bestimmte entsprechende 
Anwendung des § 68 Abs. 2 StGB besagt, daß die 
Unterbrechung der Verjährung nur hinsichtlich des 
Betroffenen eintritt, gegen den die Untersuchungs- 
handlung gerichtet ist. Diese Vorschrift ist nament- 
lich deshalb notwendig, weil nach Absatz 1 Nr. 8 
auch jede richterliche Handlung, die zur Verfolgung 
der Tat gegen den Täter gerichtet ist, die Verjäh- 
rung unterbricht. Satz 1 erwähnt allerdings nicht 
nur diesen Fall, da eine solche Einengung einen 
unerwünschten Umkehrschluß für die Fälle des Ab- 
satzes 1 Nr. 1 bis 7 zulassen könnte. 

Absatz 3 Satz 2 stellt klar, daß die Unterbrechung 
in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 5, 7 und 8 
auch dann eintritt, wenn die Handlung auf die Ver- 
folgung der Tat als Straftat gerichtet ist. Bei einem 
tateinheitlichen Zusammentreffen von Ordnungs- 
widrigkeit und Straftat kommt es also nicht darauf 
an, ob sich die richterliche Handlung gerade auf die 
Tat als Ordnungswidrigkeit bezieht; das gleiche 
gilt für unechte Mischtatbestände. Wegen der Vor- 
schrift des § 15 Abs. 1 wäre es in den zuletzt ge- 
nannten Fällen schon fraglich, ob die Tat vom Rich- 
ter überhaupt unter dem selbständigen Gesichts- 
punkt einer Ordnungswidrigkeit verfolgt werden 
kann, solange sie als Straftat verfolgt wird. Es wäre 
zudem in den meisten Fällen kaum feststellbar, ob 
der Richter eine bestimmte Handlung, z. B. eine 
Zeugenvernehmung oder eine Ortsbesichtigung, un- 
ter dem Blickwinkel der Verfolgung der Tat als Ord- 
nungswidrigkeit oder als Straftat durchführt. Die 
richterliche Untersuchungshandlung bezieht sich 
meist nur auf die Aufklärung des Sachverhalts und 
nicht auf dessen Würdigung. Bei einer Unter- 
suchungshandlung nach § 162 StPO hat der Richter 
zudem gar nicht die Möglichkeit zu prüfen, ob die 
beantragte Handlung unter dem einen oder anderen 
rechtlichen Verdachtsgrund zweckmäßig oder not- 
wendig ist. Es kann nach alledem nicht darauf an- 
kommen, ob der Richter die Tat, die er mit seiner 
Handlung verfolgen will, als Ordnungswidrigkeit 
bewertet. 

Freilich könnte eine richterliche Handlung dann 
keine vor jährungsunterbrechende Wirkung für die 
Verfolgung der Ordnungswidrigkeit haben, wenn 
das Gericht für deren Verfolgung überhaupt nicht 
zuständig wäre. Für das Bußgeldverfahren sollen 
jedoch künftig die Vorschriften der Strafprozeßord- 
nung sinngemäß (§ 37 Abs. 1) gelten. Im Ermitt- 
lungsverfahren kann der Strafrichter danach richter- 
liche Untersuchungshandlungen zugleich wegen der 
Ordnungswidrigkeit vornehmen, und im Hauptver- 
fahren beurteilt das Gericht die in der Anklage 
bezeichnete Tat zugleich unter dem Gesichtspunkt 
einer Ordnungswidrigkeit (§ 71 Abs. 1). Die Zu- 
ständigkeit des Strafrichters ist daher, wenn auch 
nur hilfsweise, zugleich unter dem Gesichtspunkt 
der Tat als Ordnungswidrigkeit begründet. 

Zu § 22 — Vollstreckungs Verjährung 

Die Vorschrift bezieht sich auf die Vollstreckung der 
Geldbuße. Sie gilt also auch für die gegen eine juri- 
stische Person oder Personenvereinigung festge- 
setzte Geldbuße. Eine besondere Regelung über die 
Verjährung der Vollstreckung sonstiger Nebenfol- 
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gen, die in der Bußgeldentscheidung angeordnet 
werden, empfiehlt sich nicht. 

Die praktisch bedeutsamste Nebenfolge ist die Ein- 
ziehung (§ 16). Mit der Rechtskraft ihrer Anord- 
nung geht das Eigentum an der Sache oder das ein- 
gezogene Recht auf den Staat über (§ 41 a StGB) ^). 
Mit der Vollstreckung soll lediglich noch die Her- 
ausgabe der eingezogenen Sache erzwungen werden, 
wenn sie zuvor nicht sichergestellt oder beschlag- 
nahmt worden ist. Da das Eigentum oder das ein- 
gezogene Recht aber ohnehin auf den Staat über- 
gegangen ist, besteht keine Notwendigkeit, die 
Vollstreckung des Herausgabeanspruchs einer kür- 
zeren Verjährung zu unterstellen als im bürger- 
lichen Recht (§ 218 BGB). Solange das Strafgesetz- 
buch keine besondere Regelung über die Verjäh- 
rung des Vollstrcckungsanspruchs im Falle der Ein- 
ziehung enthält, sollte jedenfalls der Entwurf auch 
keine Regelung treffen. 

Als weitere Nebenfolge vermögensrechtlicher Art, 
bei der eine Vollstreckung in Betracht kommt, ist 
im Recht der Ordnungswidrigkeiten nur noch die 
Abführung des Mehrerlöses vorgesehen, allerdings 
nicht allgemein, sondern nur bei den Mischtatbe- 
ständen des Wirtschaftsstrafrechts. Sic kommt hier 
in gleicher Weise bei Straftaten in Betracht. Für die 
Abführung des Mehrerlöses sieht § 8 Abs. 5 WiStG 
1954 vor, daß die Vollstreckung mit der Verjährung 
der Vollstreckung der Strafe oder Geldbuße ver- 
jährt, neben der diese Nebenfolge angeordnet ist, 
und daß im Falle einer selbständigen Anordnung 
der Nebenfolge die Vorschriften über die Voll- 
strcckungsverjährung von Geldbußen entsprechend 
gelten. Eine Regelung in § 22 ist danach insoweit 
nicht angebracht. 

Absatz 1 Satz 1 sieht in Übereinstimmung mit 
§ 14 Satz 2 OWiG vor, daß die Vollstreckung der 
Geldbuße in zwei Jahren verjährt. Der Beginn der 
Verjährungsfrist wird in Satz 2 ausdrücklich be- 
stimmt. Der Entwurf beschränkt sich nicht darauf, 
die entsprechende Anwendung des § 70 Abs. 3 StGB, 
der hier in Betracht kommt und dem der Satz 2 nach- 
gebildet ist, vorzuschreiben. Künftig kann die Geld- 
buße auch durch Urteil festgesetzt werden (§§ 60, 
68, 71). Die entsprechende Anwendung des § 70 
Abs. 3 StGB könnte deshalb zu Auslegungsschwie- 
rigkeiten führen. 

Nach Absatz 2 soll jede auf die Vollstreckung der 
Geldbuße gerichtete Handlung der Vollstreckungs- 
behörde (vgl. §§ 79, 80) die Verjährung unter- 
brechen. In diesem Sinne wird auch § 14 OWiG 
ausgelegt. Dort ist nur für die Unterbrechung der 
Verfolgungsverjährung vorgeschrieben, daß die 
Handlung von einem zur Unterzeichnung des Buß- 
geldbescheides Befugten vorgenommen sein muß. 
Die in dem Entwurf vorgesehene Regelung ent- 
spricht im übrigen auch § 72 StGB. Diese Vorschrift 
ist schon deshalb nicht für entsprechend anwendbar 
erklärt, weil bei der Vollstreckung der Geldbuße 
eine Festnahme des Betroffenen nicht in Betracht 
kommt. Nach Satz 2, der dem § 132 Nr. 2 E 1962 
entspricht, soll die Vollstreckungsverjährung ruhen, 
solange eine Zahlungserleichterung bewilligt ist. 


’) i. d. F. des Artikels 1 Nr, 3 des EGOWiG-Entwurfs 


j Eine solche Vergünstigung hindert Vollstreckungs- 
maßnahmen und soll deshalb nicht zur Folge 
haben, daß die Vollstreckung wegen Eintritts der 
Verjährung unzulässig wird. 

Aus der in Absatz 3 bestimmten entsprechenden An- 
wendung der §§ 66, 72 Abs. 2 StGB ergibt sich, daß 
durch die Verjährung die Vollstreckung der Geld- 
buße ausgeschlossen wird und daß nach der Unter- 
brechung der Vollstreckung eine neue Verjährung 
beginnt. 


ACHTER ABSCHNITT 

Einzelne Ordnungswidrigkeiten 

Der Entwurf stellt in diesen Abschnitt die Vorschrift 
über den Vollrausch (§ 23) und die Vorschriften 
über die Verletzung der Aufsichtspflicht ein (vgl. 
Absatz 2 der Einleitung zur Begründung unter C. I). 
Bei den zuletzt genannten Vorschriften handelt es 
sich in § 24 um den Tatbestand der Verletzung der 
Aufsichtspflicht gegenüber Kindern und Jugend- 
lichen, den das geltende Recht nur für den Fall vor- 
sieht, daß der Schutzbefohlene eine mit Strafe be- 
drohte Handlung begeht (§§ 143, 361 Nr. 9 StGB). 
§ 25 hingegen faßt die bisher in zahlreichen Neben- 
gesetzen verstreuten Vorschriften über die Verlet- 
zung der Aufsichtspflicht in Betrieben und Unter- 
nehmen zu einem einheitlichen Tatbestand zusam- 
men. Schließlich trifft § 26 für die Ordnungswidrig- 
keiten nach den §§ 23 bis 25 eine von § 28 abwei- 
chende Bestimmung über die zuständige Verwal- 
tungsbehörde. 

Zu § 23 — • Vollrausch 

Das geltende Recht der Ordnungswidrigkeiten kennt 
keine Vorschrift, nach der die Tat des Vollrausches 
mit Geldbuße bedroht ist, wenn der Täter in diesem 
Zustand eine mit Geldbuße bedrohte Handlung be- 
geht. Bisher kann gegen den Täter eine Geldbuße 
nur festgesetzt werden, wenn er sich vorwerfbar in 
den Rausch versetzt und damit gerechnet hat oder 
damit rechnen konnte, daß er diese Tat in dem 
Rauschzustand begehen werde (sogenannte actio 
libera in causa). Ein Bedürfnis dafür, auch die Tat 
des Vollrausches mit Geldbuße ahnden zu können, 
ist bislang nicht aufgetreten. Das hängt damit zu- 
sammen, daß der Gesetzgeber Bußgeldtatbestände 
zunächst vorwiegend auf dem Gebiete des Wirt- 
schaftsrechts (im weiteren Sinne) eingeführt hat 
und daß in diesem Bereich Taten, die im Vollrausch 
begangen werden, äußerst selten sind. Die Aus- 
weitung der Bußgeldtatbestände, namentlich die Ein- 
beziehung der Polizeidelikte, die bislang als Über- 
tretungen eingestuft sind, und die Umwandlung von 
Vergehenstatbeständen von geringer Bedeutung 
j macht jedoch eine Vorschrift über den Vollrausch 
j auch im Bereich des Rechts der Ordnungswidrig- 
I keiten notwendig. Die Fälle, in denen jemand im 
I Vollrausch eine mit Geldbuße bedrohte Handlung 
I begeht, werden aber mit der Umstellung der Ver- 
I kehrsübertretungstatbestände in Ordnungswidrig- 
keiten, die Artikel 3 des EGOWiG-Entwurfs vor- 
sieht, größere praktische Bedeutung erlangen, auch 
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wenn man berücksichtigt, daß Verkehrsverstöße, die 
von Fahrzeugführern im Rausch begangen werden, 
mit der Vergehensstrafe des § 315 c Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a, des § 316 oder des § 330 a StGB bedroht 
sind. Verkehrsübertretungen, die von Fußgängern 
im Vollrausch begangen werden, kommen zwar nicht 
sehr häufig vor, doch haben sie durchaus Bedeutung. 
Sie werden bisher von der Strafvorschrift des § 330 a 
StGB erfaßt. Könnten sie künftig nicht geahndet 
werden, so wäre der Strafschutz unangemessen ab- 
geschwächt. Es wäre zum Beispiel kaum verständ- 
lich, daß zwar gegen einen Fußgänger, der im stark 
angetrunkenen Zustande einen Verkehrsverstoß be- 
gangen hat, eine Geldbuße festgesetzt werden 
könnte, nicht aber gegen dessen Begleiter, der den 
gleichen Verstoß im Vollrausch begangen hat, 

Gegen die Einführung eines Bußgeldtatbestandes 
über den Vollrausch könnte der Einwand erhoben 
werden, daß § 351 E 1962 die Flerbeiführung eines 
schweren, die Schuldunfähigkeit ausschließenden 
Rauschzustandes schon als ausreichende Grundlage 
einer Strafvorschrift ansehe; die Tat des Voll- 
rausches könne deshalb nicht als bloße Ordnungs- 
widrigkeit bewertet werden, auch wenn der Täter 
in diesem Zustand nur eine Ordnungswidrigkeit 
begangen habe. Dieser Einwand verkennt, daß nach 
der Regelung des § 351 E 1962 nur diejenigen 
Fälle des Sichberauschens vor den Strafrichter kom- 
men sollen, die sich objektiv als gefährlich erwiesen 
haben. Die allgemeine Gefährlichkeit des Sichberau- 
schens wird deshalb nur dann mit einer strafrecht- 
lichen Folge bedroht, wenn diese allgemeine Gefähr- 
lichkeit sich jeweils in einer mit Strafe bedrohten 
Handlung geäußert hat. Diese Regelung hindert also 
nicht, das Sichberauschen nur mit Geldbuße zu be- 
drohen für den Fall, daß sich die allgemeine Ge- 
fährlichkeit diese Zustandes minder gefährlich ge- 
äußert hat. Diese Abstufung entspricht auch dem 
Grundgedanken des § 330 a Abs. 2 StGB und § 351 
Abs. 3 E 1962, daß die Strafe nach Art und Maß nicht 
schwerer sein darf als die für die Rauschtat ange- 
drohte Strafe. 

Absatz 1 ist im einzelnen nicht mit dem § 330 a 
StGB, sondern dem neueren Vorbild des § 351 E 1962 
nachgebildet, der gegenüber der geltenden Vor- 
schrift des Strafgesetzbuches darum bemüht ist, 
Zweifelsfragen zu klären. Die Vorschrift setzt vor- 
aus, daß sich der Täter durch den Genuß alkoholi- 
scher Getränke oder durch andere Rauschmittel vor- 
sätzlich oder fahrlässig in einen Rausch versetzt, in 
diesem Zustand eine mit Geldbuße bedrohte Hand- 
lung begeht und daß ihretwegen gegen ihn keine 
Geldbuße festgesetzt werden kann, weil er infolge 
des Rausches nicht vorwerfbar gehandelt hat oder 
weil dies nicht auszuschließen ist. Unter „Rausch- 
mitteln" sind, wie im geltenden Recht unter „be- 
rauschenden Mitteln", solche Mittel zu verstehen, 
die ähnlich berauschend und betäubend wirken wie 
alkoholische Getränke, z. B. Äther, Kokain, Ha- 
schisch, Opium, Morphium und andere Gifte, Stoffe 
und Zubereitungen. Die Rauschtat selbst braucht 
der Täter nicht vorwerfbar begangen zu haben. Sie 
ist nur eine Bedingung der Ahndung. Im Gegensatz 
zum geltenden Recht (§ 330 a Abs. 1 StGB) spricht 
der Entwurf in § 23 nicht von einem „die Zurech- 
nungsfähigkeit ausschließenden Rausch". Er läßt 


vielmehr ausdrücklich genügen, wenn infolge des 
Rausches nicht auszuschließen ist, daß der Täter 
vorwerfbar gehandelt hat. Damit wird eine bei der 
Fassung des § 330 a Abs. 1 StGB aufgetretene Aus- 
legungsfrage — wie in § 351 Abs. 1 E 1962 — im 
Sinne der höchstrichterlichcn Rechtsprechung ent- 
schieden (vgl. BGHSt 9, 390). Hierbei geht der Ent- 
wurf davon aus, daß die Rechtsprechung die Rege- 
lung des § 23 nicht zum Anlaß nehmen wird, ihre 
bisherige Auffassung zu § 330 a Abs. 1 StGB zu 
ändern mit der Begründung, der Gesetzgeber habe 
sich nur im Bereich des Ordnungsunrechts für diese 
Lösung entschieden und dabei eine Änderung des 
§ 330 a Abs. 1 StGB im Sinne der bisherigen Rechts- 
sprechung abgelehnt. Das ist nicht gewollt. Die Re- 
gelung des § 23 ist vielmehr als vorweggenommene 
Bestätigung der von der höchstrichterlichen Recht- 
sprechung entwickelten Auffassung anzusehen. 

Absatz 2 Satz 1 droht für den Vollrausch eine Geld- 
buße an, die den Rcgelrahmen (§ 11 Abs. 1) nicht 
übersteigt. In dieser verhältnismäßig milden Buß- 
gelddrohung kommt zum Ausdruck, daß das Krimi- 
nalpolitische Bedürfnis, Rauschtaten auch aus der 
Sicht des Ordnungsunrechts zu bekämpfen, vor 
allem im Hinblick auf die sogenannten Polizeidelikte 
besteht. Zuv/iderhandlungen dieser Art sind im all- 
gemeinen mit keiner höheren Geldbuße bedroht. 
Eine abgestufte Bußgelddrohung nach dem Vorbild 
des § 351 Abs. 1 und 2 empfiehlt sich deshalb nicht. 
Der Entwurf hält es allerdings für notwendig, in 
Satz 2 in Übereinstimmung mit dem Grundgedanken 
des § 330 a Abs. 2 StGB und des § 351 Abs. 3 E 1962 
vorzuschreiben, daß die Geldbuße nicht höher sein 
darf als die für die im Rausch begangene Handlung 
angedrohte Geldbuße. Hierbei ist zu berücksichtigen, 
daß im Landesrecht Verstöße gegen Vorschriften des 
Polizeirechts auch mit einer geringeren Geldbuße als 
1000 Deutsche Mark bedroht sind und daß bei einer 
Bußgelddrohung bis zu 1000 Deutsche Mark fahr- 
lässiges Handeln nach § 11 Abs. 2 nur mit einer 
Geldbuße bis zu 500 Deutsche Mark geahndet wer- 
den kann. Eine nur fahrlässig begangene Rauschtat 
liegt vor, wenn dem Täter der sogenannte natürliche 
Vorsatz fehlt, er aber die objektiv gebotene Sorgfalts- 
pflicht verletzt, z. B. als Fußgänger verkehrswidrig 
die Fahrbahn überschreitet. In diesem Falle darf für 
den Vollrausch keine höhere Geldbuße festgesetzt 
werden als für die im Rausch begangene entspre- 
chende Fahrlässigkeitstat eines Zurechnungsfähigen. 
Diese Regelung entspricht sachlich dem § 351 Abs. 3 
E 1962. 

Zu § 24 — Verletzung der Aufsichtspflicht gegenüber 
Kindern und Jugendlichen 

Das Strafgesetzbuch enthält neben § 143 in § 361 
Nr. 9 einen besonderen Tatbestand der unzureichen- 
den Beaufsichtigung eines Jugendlichen für den Fall, 
daß dieser in Folge der Verletzung der Aufsichts- 
pflicht eine als Übertretung mit Strafe bedrohte 
Handlung begeht. Eine entsprechende Vorschrift fin- 
det sich bisher im Recht der Ordnungswidrigkeiten 
nicht. Die Einfügung einer derartigen allgemeinen 
Vorschrift über die Verletzung der Aufsichtspflicht 
gegenüber Kindern und Jugendlichen für den Fall, 
daß sie eine mit Geldbuße bedrohte Handlung be- 
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gehen, erscheint kriminalpolitisch geboten, da die 
Übertretungstatbestände der nebenstrafrechtlichen 
Gesetze in zunehmendem Maße in Bußgeldtatbe- 
stündc! umgev/andelt werden und auch die über- 
tretungstatbestände im Besonderen Teil des Straf- , 
gesetzbuches in absehbarer Zeit beseitigt werden j 
sollen (vgl, Absatz 2 der Einleitung der Begründung 
unter A.). Das Bedürfnis für eine solche Vorschrift 
ist vor allem im Hinblick auf die in Artikel 3 des 
EGOWiG-Entwurfs vorgesehene Umstellung der 
Verkehrsübertretungen in Ordnungswidrigkeiten zu 
bejahen. Verstöße gegen Verkehrsvorschriften wer- 
den häufig von Kindern und Jugendlichen begangen. 
Eine wirksame Bekämpfung solcher Verstöße wäre 
nicht immer möglich, wenn der Aufsichtspflichtige 
nicht zur Verantwortung gezogen werden könnte. 
Das gilt in ähnlicher Weise auch für andere Über- 
tretungen, die künftig Ordnungswidrigkeiten sein j 
werden. 

§ 24 ist nicht § 143 oder § 361 Nr. 9 StGB nachge- 
bildet, sondern dem neueren Vorbild des § 199 E 
1962, dessen Tatbestand gegenüber den geltenden 
Vorschriften des Strafgesetzbuches erheblich einge- 
schränkt ist. Insoweit wird auf Absatz 1 und 2 der 
Begründung zu § 199 E 1962 Bezug genommen. 

Der Tatbestand des Absatzes 1 ist in Anlehnung an 
§ 199 Abs. 1 E 1962 auf die leichtfertig durch Ver- 
letzung der Aufsichtspflicht geleistete Beihilfe zu 
einer vorsätzlichen, mit Geldbuße bedrohten Hand- | 
lung des Schutzbefohlenen beschränkt. Dabei geht ' 
der Entwurf davon aus, daß die Vorschrift eine ' 
Lücke schließen will für die Fälle, in denen die Tat j 
des Aufsichtspflichtigen nicht bereits als Beteiligung ; 
an der Ordnungswidrigkeit des Jugendlichen oder i 
als fahrlässige Nebentäterschaft geahndet werden ! 
kann. 

Auch in der Umschreibung des Täterkreises lehnt 
sich der Entwurf eng an § 199 Abs. 1 E 1962 an. 
Neben den Eltern und den gleich ihnen kraft Ge- 
setzes zur Personensorge Berechtigten und Ver- 
pflichteten können Täter auch solche Personen sein, 
denen das Kind oder der Jugendliche zur Erziehung 
anvertraut ist. Daß die Personen, denen das Kind 
oder der Jugendliche nur zur Pflege anvertraut ist, 
als Täter ausscheiden, ist nur von untergeordneter 
Bedeutung. Mit einem Pflegeverhältnis wird in aller 
Regel auch ein Erziehungsverhältnis verbunden 
sein. Wo das nicht der Fall ist, fehlt in der Regel 
auch die Aufsichtspflicht, die § 24 voraussetzt. 

Die Tathandlung besteht darin, daß der Täter durch 
die Verletzung der Aufsichtspflicht zu einer vor- 
sätzlichen, „mit Geldbuße bedrohten", Handlung bei- 
trägt. Der Entwurf wählt bewußt nicht den Begriff 
„Ordnungswidrigkeit", um deutlich zu machen, daß 
eine rechtswidrige, aber nicht vorwerfbare Handlung 
ausreicht (vgl. § 1 Abs. 2). Unter Beitragen ist jede 
Art der Mitverursachung der Tat des Schutzbefohle- 
nen zu verstehen. Wegen der Begriffe „Kind" und 
„Jugendlicher", die der Entwurf auch an anderer 
Stelle verwendet (vgl. z. B. §§ 7, 86), wird auf Ab- 
satz 3 der Begründung zu § 7 verwiesen. 

Auf der inneren Tatseite wird leichtfertiges, also 
grob fahrlässiges Handeln des Täters verlangt. Die 
Leichtfertigkeit muß sich sowohl auf die Verletzung 
der Aufsichtspflicht als auch auf das Beitragen zu 


der von dem Schutzbefohlenen begangenen Tat er- 
strecken. Da im Gegensatz zu §§ 143, 361 Nr. 9 StGB 
einfache Fahrlässigkeit nicht genügt, wird vermie- 
den, daß die Sorgfaltspflicht der Aufsichtsperson 
überspannt wird. 

Abweichend von § 199 E 1962 sieht der Entwurf 
eine besondere Subsidiaritätsklausel nicht vor. 
Solche Vorschriften, die darauf abzielen, die Rechts- 
anv/endung zu erleichtern, weil dann die Tat nur 
auf Grund der schwereren Gesetzesverletzung geahn- 
det zu werden braucht, sind bisher im Recht der Ord- 
nungswidrigkeiten nicht vorgesehen. Sie sind hier 
auch nicht notwendig. Die Verfolgung kann schon 
nach dem Opportunitätsprinzip auf die schwerere 
Gesetzesverletzung beschränkt werden (vgl. die Be- 
gründung zu § 38 Abs. 1). 

Nach Absatz 2 kann die Verletzung der Aufsichts- 
pflicht mit der Hälfte des für die Handlung des 
Schutzbefohlenen angedrohten Höchstbetrages der 
Geldbuße geahndet werden. Diese Abstufung ist be- 
rechtigt, weil die Verletzung der Aufsichtspflicht 
eine Art fahrlässige Nebentäterschaft ist und die 
Fahrlässigkeitstat nach § 11 Abs. 2 stets nur mit der 
Hälfte des Höchstbetrages der Geldbuße bedroht 
ist. Die Geldbuße für die Verletzung der Aufsichts- 
pflicht soll aber nicht höher sein als tausend Deut- 
sche Mark. Dies erscheint ausreichend, da es sich 
bei den Zuwiderhandlungen des Schutzbefohlenen in 
der Regel um weniger schwerwiegende Verstöße 
gegen Vorschriften des Polizei- und Ordnungsrechts 
handeln wird. 

Zu § 25 — Verletzung der Aufsichtspflicht in Betrie- 
ben und Unternehmen 

Das geltende Recht enthält keine allgemeine Vor- 
schrift über die Verantwortlichkeit des Geschäfts- 
herrn (und der ihm gleichgestellten Personen) für 
Zuwiderhandlungen, die in seinem Betrieb oder Un- 
ternehmen begangen werden. Die Androhung einer 
Sanktion für den Fall, daß er die Zuwiderhandlung 
durch Verletzung seiner Aufsichtspflicht ermöglicht 
hat, findet sich jedoch in zahlreichen Gesetzen 
unterschiedlicher Sachgebiete des Bundes- und Lan- 
desrechts. 

§ 25 will die Verantwortlichkeit des Geschäfts- 
herrn im Falle einer Verletzung seiner Aufsichts- 
pflicht künftig für alle in Betracht kommenden 
Fälle einheitlich und abschließend regeln. Die Ge- 
setzgebungspraxis der letzten Jahre hat gezeigt, daß 
das kriminalpolitische Bedürfnis für eine solche Re- 
gelung in steigendem Maße bejaht wird. Eine beson- 
dere Vorschrift über die Verletzung der Aufsichts- 
pflicht ist in den meisten neueren Gesetzen, Ände- 
rungsgesetzen und Gesetzentwürfen des Bundes- 
rechts aufgenommen worden, in denen Zuwider- 
handlungen mit Strafe oder Geldbuße bedroht sind, 
die ihrer Art nach gerade in Betrieben begangen 
werden oder auch nur begangen werden können. 
Entsprechend dieser Gesetzgebungspraxis müßte, 
wie die bisherigen Arbeiten zur Anpassung des 
Nebenstrafrechts an den Entwurf 1962 gezeigt ha- 
ben, eine Vorschrift über die Verletzung der Auf- 
sichtspflicht in zahlreiche, vorwiegend ältere Ge- 
setze aufgenommen werden, um gleichgelagerte 


67 



Drucksache V/1269 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Fälle gleichzubehandeln, so z. B. in eine Anzahl 
Gesetze des Lebensmittelrechts, in das Opiumgesetz 
vom 10. Dezember 1929 (Reichsgesetzbl. I 215) oder 
in das Gesetz über den Verkehr mit unedlen Me- 
tallen vom 23. Juli 1926 (Reichsgesetzbl. I S. 415). 
Eine entsprechende Vorschrift fehlt mitunter aber 
auch in neueren Gesetzen, obwohl in deren Anwen- 
dungsbereich die Fälle, daß die Zuwiderhandlungen 
in Betrieben begangen werden, nicht selten sein 
werden und kein Grund ersichtlich ist, den Ge- 
schäftsherrn in solchen Fällen nicht wegen der Ver- 
letzung der Aufsichtspflicht zur Verantwortung zu 
ziehen; vgl. z. B. das Atomgesetz vom 23. Dezember 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 814), das Gesetz über das 
Apothekenwesen vom 20. August 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 697) und das Arzneimittelgesetz vom 
16. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 533). Die gleiche 
Entwicklung zeigt sich auch im Landesrecht. Hier 
fällt ebenfalls auf, daß neuere Gesetze in zuneh- 
mendem Maße eine Vorschrift über die Verletzung 
der Aufsichtspflicht enthalten, während sie in älte- 
ren Gesetzen fehlt. Es erscheint deshalb aus Grün- 
den der Rechtsvereinheitlichung und der Sachge- 
rechtigkeit geboten, die zahlreichen, zum Teil ohne 
Grund abweichenden Einzelregelungen zu beseitigen 
und durch eine einheitliche und abschließende Lö- 
sung zu ersetzen. 

Gegen eine Verallgemeinerung der Vorschriften 
über die Verletzung der Aufsichtspflicht könnte 
eingewendet werden, daß schon der Art nach unter- 
schiedliche Sanktionen in Betracht kommen, je nach- 
dem auf welche Zuwiderhandlung sich die Verlet- 
zung der Aufsichtspflicht bezieht. Dieser Einwand ; 
ist jedoch nicht begründet. Zwar ist in den älteren 
Gesetzen die Aufsichtspflichtverletzung mitunter 
noch mit Strafe oder Ordnungsstrafe bedroht oder 
die Haftung für Strafe und Kosten vorgesehen, so in 
§ 151 Abs. 1 Satz 2 der Gewerbeordnung, in § 534 
der Reichsversicherungsordnung, in den §§ 416, 417 | 
der Reichsabgabenordnung (deren Aufhebung aller- 
dings in Artikel 46 Nr. 5 des EGOWiG-Entwurfs 
vorgesehen ist) und in § 4 Abs. 2, § 15 Abs. 2 des 
Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (wo 
jedoch nicht von der Verletzung der Aufsichtspflicht 
die Rede ist, sondern darauf abgestellt wird, daß die 
Tat „mit Wissen des Inhabers oder Leiters des Be- 
triebes" geschah). In neueren Gesetzen ist die Ver- 
letzung der Aufsichtspflicht dagegen ausschließlich 
mit Geldbuße bedroht, und zwar unabhängig davon, 
ob die zugrundeliegende Zuwiderhandlung eine 
Ordnungswidrigkeit oder eine — unter Umständen 
schwerwiegende — Straftat ist. Diese Einstufung 
erscheint sachlich richtig. Die Verletzung der Auf- 
sichtspflicht, wie § 25 sie beschreibt, stellt kein 
sozialethisches Unrecht dar, sondern eine bloße Ver- 
letzung von Ordnungsvorschriften. Verletzt der 
Geschäftsherr nicht nur seine Pflicht zur Aufsicht, 
sondern beteiligt er sich an einer Straftat, die in sei- | 
nem Betrieb begangen wird, so kann er auf Grund j 
der Vorschriften des Strafgesetzbuches über die j 
Teilnahme zur Verantwortung gezogen werden. 
Strafvorschriften greifen auch dann ein, wenn der 
Geschäftsherr durch Verletzung der Aufsichtspflicht 
fahrlässig eine Straftat begeht. I 

Bei der Beschreibung der Umstände, die eine Ver- | 
antwortlichkeit des Geschäftsherrn wegen der Ver- ! 


letzung seiner Aufsichtspflicht begründen sollen, er- 
geben sich vornehmlich zwei Fragen; einmal die, 
welchen Inhalt die Aufsichtspflicht hat und welcher 
Art die Zuwiderhandlung sein muß, um den Be- 
triebsinhaber wegen der Verletzung der Aufsichts- 
pflicht verantwortlich zu machen, und zum anderen 
die, in welcher Beziehung der Täter zu dem Betrieb 
stehen muß. 

Ohne Zweifel können nur bestimmte Zuwiderhand- 
lungen zur Ahndung wegen Verletzung der Auf- 
sichtspflicht führen. Dem GeschäfLsherrn und den 
ihm gleichgestellten Personen kann nicht zugemutet 
werden, über die in dem Betrieb tätigen Personen 
wie über Pflegebefohlene zu wachen und darauf 
zu achten, daß sie sich im Betrieb straflos führen, 
also z. B. keinen Diebstahl, keine Beleidigung, keine 
Körperverletzung, kein Sittlichkeitsdelikt usw. be- 
gehen. Die Aufsichtspflicht des Geschäftsherrn so 
weit auszudehnen, wäre weder angemessen noch 
notwendig. 

Die gebotene Beschränkung ist in den meisten Vor- 
schriften des geltenden Rechts in der Weise vor- 
genommen, daß die Zuwiderhandlungen im einzel- 
nen bestimmt sind, die eine Verantwortlichkeit des 
Geschäftsherrn wegen Verletzung der Aufsichts- 
pflicht auslösen können. Anders ist die Regelung 
in § 151 Abs. 1 der Gewerbeordnung. Dort wird die 
Verantwortlichkeit des Geschäftsherrn allgemein für 
die „Übertretung polizeilicher Vorschriften" begrün- 
det. Gemeint sind damit Vorschriften polizeilicher 
Natur des Bundes- oder Landesrechts, die der Ge- 
schäftsherr bei Ausübung seines Gewerbes zu be- 
achten hat. 

Die Regelung, die der Entwurf in Absatz 1 vorsieht, 
liegt in dieser Richtung, doch wird die Abgrenzung 
nach etwas anderen Merkmalen vorgenommen. Der 
Entwurf geht davon aus, daß der Inhaber eines 
Betriebes verpflichtet ist, die erforderlichen Auf- 
sichtsmaßnahmen zu treffen, damit in dem Betrieb 
die ihn angehenden Gebote und Verbote beachtet 
werden, deren Verletzung mit Strafe oder Geldbuße 
bedroht ist. Die Pflicht zu solchen Aufsichtsmaßnah- 
men ergibt sich daraus, daß die strafrechtlich ab- 
gesicherten Gebote und Verbote, die sich an den 
Inhaber des Betriebes richten, ihn als den eigent- 
lichen Normadressaten angehen, daß er aber selbst 
häufig nicht tätig wird und werden kann, sondern 
andere für sich handeln läßt. Den Inhaber eines 
Betriebes treffen nämlich in dieser seiner Eigenschaft 
zahlreiche Pflichten, so z. B. als Arbeitgeber, als Her- 
steller oder Verteiler einer bestimmten Ware, als 
Teilnehmer am Außenwirtschaftsverkehr, als In- 
haber einer Verkaufsstelle, als Kraftfahrzeughalter, 
als Grundstückseigentümer, als Veranstalter eines 
Theaters oder einer Messe, als Betreiber einer An- 
lage usw. Den Personen, die in dem Betrieb tätig 
werden, obliegen diese Pflichten entweder über- 
haupt nicht oder aber nur an Stelle des Inhabers, 
namentlich dann, wenn die Vorschrift über „Han- 
deln für einen anderen" (§ 50 a Abs. 2 StBG) ’) ein- 
greift. Gleichwohl nehmen solche Personen die mehr 
oder weniger gesteigerten Betätigungsmöglichkeiten 
wahr, die der Betrieb mit sich bringt und derent- 
wegen die Pflichten begründet sind, so z. B. bei der 


') i. d. F. des Artikels 1 Nr. 7 des EGOWiG-Entwurfs 
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Herstellung oder dem Verkauf einer Ware, dem 
Abschluß oder der Durchführung eines Außenwirt- 
schaftsgeschäftes usw. Es entsteht so die rechtlich 
eigenartige Situation, daß der Inhaber der Betriebes, 
der eigentliche Verpflichtete, vielfach gar nicht han- 
delt, während der Handelnde nicht oder jedenfalls 
nicht in erster Linie verpflichtet ist und deshalb der 
Verantwortung ferner steht. Rechte und Pflichten 
wären nicht im angemessenen Maße gegeneinander 
abgewogen, wenn man dem Inhaber des Betriebes 
zwar die Vorteile gesteigerter Betätigungsmöglich- 
keiten einräumen wollte, die der Betrieb mit sich 
bringt, wenn er aber schon deswegen aus seiner Ver- 
antwortung entlassen wäre, weil er nicht selbst han- 
delt, sondern andere für sich tätig werden läßt. Die 
gesteigerte Betätigungsmöglichkeit, die der Betrieb 
mit sich bringt, und die typische Lage, daß andere 
Personen den Wirkungskreis des Inhabers ausfül- 
len, müssen für ihn eine Art Garantenstellung be- 
gründen, die sich allerdings in einer gehörigen Auf- 
sichtspflicht erschöpfen kann. Daraus folgt, daß der 
Betriebsinhaber die notwendigen Aufsichtsmaßnah- 
men zu treffen hat, damit die Pflichten, die haupt- 
sächlich ihm obliegen, eingehalten werden und daß : 
er dafür verantwortlich gemacht werden kann, 
wenn in dem Betrieb eine solche Pflichtverletzung 
begangen wird, die er durch gehörige Aufsicht hätte 
verhindern können. 

Infolge dieser im Entwurf vorgenommenen Begren- j 
zung wird eine Pflichtverletzung, die einen Tatbe- ! 
stand des Strafgesetzbuches erfüllt, nur ausnahms- 
weise die Verantwortlichkeit des Betriebsinhabers ; 
begründen können, so z. B. die Gebrauchsanmaßung ' 
(§ 290 StGB), wenn die Tat in dem Geschäftsbetrieb j 
eines gewerblichen Pfandleihers begangen wird. 
Denn Pflichten, die für jedermann gelten, rechnen j 
nicht hierher, also z. B. nicht die allgemeine „Pflicht", 
keine Urkunden zu fälschen und keinen Diebstahl 
zu begehen. Es muß sich stets um die Verletzung 
einer „betriebsbezogenen" Pflicht handeln. Nur dann 
läßt sich aus dem Gesichtspunkt der besonderen 
Garantenstellung des Betriebsinhabers dessen Ver- 
antwortlichkeit für die Verletzung der Aufsichts- 
pflicht rechtfertigen. Dabei ist der Begriff „Pflicht" 
jedoch in dem weiteren Sinne zu verstehen, daß 
hierzu auch die Beachtung von Verboten gehört, die 
für den Inhaber des Betriebes gelten, z. B. das Ver- 
bot, Kriogswaffen ohne Genehmigung zu befördern 
(§ 16 Abs. 1 des Gesetzes über die Kontrolle von 
Kriegswaffen) oder das Verbot der Einfuhr von 
Waren entgegen der Einfuhrliste (§ 33 Abs. 1 des 
Außenwirtschaftsgesetzes). Bei einer solchen Aus- 
legung werden alle Fälle einbezogen, in denen schon 
bislang im Nebenstrafrecht die Verletzung der Auf- 
sichtspflicht des Betriebsinhabers mit Geldbuße be- 
droht ist. 

Etwaige Bedenken, daß die vorgeschlagene Vor- 
schrift die Verantwortlichkeit des Geschäftsherrn zu 
weit spannt, weil sie bei allen möglichen Zuwider- 
handlungen auf recht unterschiedlichen Sachgebieten 
eingreifen könnte, erscheinen nicht begründet. Die 
Verantwortlichkeit dos Betriebsinhabers ergibt sich 
aus seiner garantenähnlichen Stellung, dafür zu sor- 
gen, daß die ihm obliegenden, sich aus der Führung 
des Betriebes ergebenden Pflichten eingehalten wer- 
den. Freilich sollte er nur bei der Verletzung be- 


deutsamer Pflichten zur Verantwortung gezogen 
werden können. Die hiernach notwendige und an- 
gemessene Begrenzung ergibt sich jedoch schon 
daraus, daß die Verletzung der Pflichten selbst mit 
Strafe oder Geldbuße bedroht sein muß. Es besteht 
deshalb kein Grund dafür, die Verantwortung nur 
bei der Verletzung ganz bestimmter betriebsbezoge- 
ner Pflichten gelten zu lassen. Eine solche Einengung 
enthalten auch die bisherigen Vorschriften über die 
Verletzung der Aufsichtspflicht nicht; sie beziehen 
sich vielmehr durchweg auf sämtliche Zuwiderhand- 
lungen, die in dem jeweiligen Gesetz mit Strafe oder 
Geldbuße bedroht sind. Ebensowenig ergibt sich aus 
einer Gesamtschau der Vorschriften, daß die Ver- 
antwortlichkeit des Geschäftsherrn nach irgendwel- 
chen Grundsätzen auf bestimmte Arten von betriebs- 
bezogenen Zuwiderhandlungen begrenzt wäre. So- 
weit es in einzelnen Fällen wegen der Art der Zu- 
widerhandlungen nicht angebracht sein sollte, den 
Geschäftsherrn zur Verantwortung zu ziehen (z. B. 
weil die Zuwiderhandlung unbedeutend ist oder 
in einem Verstoß gegen Pflichten besteht, die nur 
am Rande des Geschäftskreises des Betriebes be- 
gründet sind), wird die Verantwortlichkeit des Ge- 
schäftsherrn häufig schon deswegen entfallen, weil 
zwischen einer etwaigen Aufsichtspflichtverletzung 
und der Zuwiderhandlung die Ursächlichkeit fehlen 
wird. Im übrigen ist zu berücksichtigen, daß die Ver- 
folgung der Aufsichtspflichtverletzung im pflichtge- 
mäßen Ermessen der Verfolgungsbehördc liegt (§ 38). 
In unbedeutenderen Fällen wird die Verfolgungs- 
behörde den Betriebsinhaber ohnehin nicht zur Ver- 
antwortung ziehen. 

In Übereinstimmung mit den Vorschriften des gel- 
tenden Rechts über die Verletzung der Aufsichts- 
pflicht setzt Absatz 1 nicht voraus, daß ein Betriebs- 
angehöriger die Zuwiderhandlung begeht. Es reicht 
aus, daß in dem Betrieb eine Pflicht verletzt wird, 

I die dem Inhaber des Betriebes obliegt. Der Han- 
I delnde kann auch jemand sein, der nur vorüberge- 
! hend in dem Betrieb mit Aufgaben betraut ist oder der 
j sogar ohne Auftragsverhältnis in dem Betrieb tätig 
j wird. Solche Fälle werden zwar selten sein. Sie ein- 
i zubeziehen, ist aber nicht unangemessen. Die Ver- 
antwortlichkeit des Inhabers des Betriebes wird 
durch das Merkmal der Aufsichtspflichtverletzung 
und das Erfordernis der Ursächlichkeit zwischen 
dieser Pflichtverletzung und der begangenen Zu- 
widerhandlung in angemessener Weise begrenzt. 
Der Betriebsinhaber hat dafür zu sorgen, daß die 
sich aus der Führung des Betriebes ergebenden 
Pflichten eingehalten werden. Seine Verantwortlich- 
I keit ist nicht auf bestimmte Personen bezogen, son- 
I dem sachbezogen. Es kann danach keinen Unter- 
I schied begründen, wer der Pflicht zuwiderhandelt, 

I wenn der Betriebsinhaber bei gehöriger Aufsicht 
die Zuwiderhandlung hätte verhindern können. Dar- 
aus folgt auch, daß die Feststellung eines bestimm- 
ten Täters nicht notwendig ist. Würde die Vor- 
schrift etwa in dem Sinne eingeengt werden, daß der 
Täter „in Wahrnehmung der ihm übertragenen Auf- 
gaben" gehandelt haben muß, so wären die Fälle 
ausgenommen, in denen die Aufsichtspflichtverlet- 
zung in einem Organisationsmangel besteht und ge- 
rade deshalb nicht festgestellt werden kann, wer 
der Täter gewesen ist und ob er im Rahmen seines 
Aufgabenbereichs gehandelt hat. Es wäre kriminal- 
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politisch unerwünscht und sachlich nicht gerecht- 
fertigt, gerade diese — nicht selten vorkommenden 
— Fälle auszunehmen. 

Der Entwurf setzt weiter — abweichend von der 
Fassung der entsprechenden Vorschriften des gel- 
tenden Rechts — nicht voraus, daß jemand in dem 
Betrieb „eine mit Strafe oder Geldbuße bedrohte 
Flandlung begeht". Vorausgesetzt wird nur, daß die 
Verletzung der Pflichten mit Strafe oder Geldbuße 
bedroht ist. Diese Abweichung zielt nicht auf eine 
sachliche Änderung der entsprechenden Vorschrif- 
ten über die Verletzung der Aufsichtspflicht abj die 
Vorschrift soll dadurch nur genauer als bisher ge- 
faßt werden. Bei den auf einer Aufsichtspflichtver- 
letzung beruhenden Zuwiderhandlungen handelt es 
sich vielfach um Tatbestände, deren Normadressat 
nicht jedermann ist, sondern in erster Linie der In- 
haber des Betriebes. Durch die Vorschrift des § 50 a 
StGB i. V. m. § 10 des Entwurfs wird die Straf- 
und Bußgelddrohung zwar in derartigen Fällen auf 
andere Personen ausgedehnt, die für den Inhaber 
des Betriebes handeln. Sie gilt aber nicht für jeden, 
der im Betrieb tätig wird, sondern nur für bestimmte 
selbständig handelnde Vertreter des Betriebsinha- 
bers. Ausreichende Grundlage der Verantwortlich- 
keit wegen Verletzung der Aufsichtspflicht muß aber 
auch das Verhalten eines nicht selbständig handeln- 
den Dritten sein, dem die Straf- und Bußgelddrohung 
selbst nicht gilt. Notwendig ist nur, daß sie den In- 
haber des Betriebes trifft. 

Wie im geltenden Recht soll schon ein auch nur 
rechtswidriges Verhalten die Verantwortlichkeit des 
Betriebsinhabers begründen können. Diese Aus- ! 
legung erscheint bei der vorgesehenen Fassung hin- 
reichend gesichert. Die Beschreibung, daß eine „sol- 
che" Zuwiderhandlung begangen wird, das heißt 
eine Zuwiderhandlung gegen Pflichten, deren Ver- 
letzung mit Strafe oder Geldbuße bedroht ist, be- 
zieht sich lediglich auf den äußeren Geschehnis- 
ablauf, also die Verwirklichung des äußeren Tat- 
bestandes. Daß andererseits eine rechtmäßige Hand- 
lung außer Betracht bleibt, ergibt sich einmal aus 
dem Begriff „Zuwiderhandlung" und zum anderen 
aus der Fassung „mit Strafe oder Geldbuße bedroht 
ist". 

Tatbestand der Aufsichtspflichtverletzung ist nach 
Absatz 1 allein das Unterlassen der erforderlichen 
Aufsichtsmahmen; daß es infolgedessen zu einer 
Zuwiderhandlung gegen betriebliche Pflichten durch 
einen anderen kommt, ist nur eine objektive Be- 
dingung der Ahndung. In diesem Sinne hat auch die 
Rechtsprechung die bisherigen Vorschriften über die 
Verletzung der Aufsichtspflicht ausgelegt (vgl. z. B. 
BGHSt 9, 322 zu § 5 WiStG 1954). Bei der Fassung 
der geltenden Vorschriften „wenn der Inhaber . . . 
seine Aufsichtspflicht verletzt hat und der Verstoß 
hierauf beruht" ist diese Auslegung allerdings nicht 
gesichert, weil der Bedingungssatz zugleich den Tat- 
bestand der Aufsichtspflichtverletzung enthält. Da- 
bei ist im übrigen nicht deutlich genug erkennbar, 
daß die Verletzung der Aufsichtspflicht eine selb- 
ständige Ordnungswidrigkeit ist. Der Entwurf wählt 


’) i. d. F. des Artikels 1 Nr. 7 des EGOWiG-Entwurfs 


deshalb die auch sonst übliche Beschreibung „han- 
delt ordnungswidrig" und nennt als Tatbestands- 
merkmal nur das Unterlassen der erforderlichen 
Aufsichtsmaßnahmen, während der Bedingungssatz 
darauf beschränkt ist, daß eine Zuwiderhandlung 
begangen wird, die durch gehörige Aufsicht hätte 
verhindert werden können. Dies entspricht der neue- 
ren Gesetzestechnik, die darum bemüht ist, schon 
durch die Art der Beschreibung der Straf- und Buß- 
geldvorschriften deutlich zu machen, ob es sich um 
ein Tatbestandsmerkmal oder lediglich um eine Be- 
dingung der Strafbarkeit oder der Ahndung handelt. 
Im Gegensatz zu den meisten Vorschriften des neue- 
ren Rechts begnügt sich der Entwurf nicht damit, 
als Tatbestandsmerkmal nur die „Verletzung der 
Aufsichtspflicht" zu nennen. Als Tatbestand um- 
schreibt der Entwurf das Unterlassen der Aufsichts- 
maßnahmen, die erforderlich sind, um in dem Be- 
trieb Zuwiderhandlungen gegen bestimmte Pflichten 
zu verhindern. Den Inhalt der Aufsichtsmaßnahmen 
noch näher zu bestimmen, ist kaum möglich, weil das 
Ausmaß der Aufsichtspflicht zu sehr von den Um- 
ständen des einzelnen Falles abhängt, so von der 
Größe und der Organisation des Betriebes, von der 
Vielfalt und der Bedeutung der zu beachtenden Vor- 
schriften, von den unterschiedlichen Uberwachungs- 
möglichkeiten und anderen Merkmalen. Absatz 1 
Satz 2 hebt jedoch ausdrücklich hervor, daß zu den 
erforderlichen Aufsichtsmaßnahmen auch die Bestel- 
lung, sorgfältige Auswahl und Überwachung von 
Aufsichtspersonen gehören. Der Betriebsinhaber 
kann sich also bei Fehlen von Aufsichtspersonen 
nicht darauf berufen, ihm selbst sei eine „eigene" 
Beaufsichtigung gar nicht möglich gewesen. 

! 

Neben dem Inhaber eines Betriebes ist in Absatz 1 
auch der Inhaber eines Unternehmens aufgeführt. 
Insoweit lehnt sich die Vorschrift an die Fassung der 
Vorschrift über „Handeln für einen anderen" (§ 50 a 
Abs. 2 StGB) ^) und an die Fassung der geltenden 
Vorschriften über die Verletzung der Aufsichtspflicht 
an. Es besteht kein Bedürfnis dafür, daneben die 
Verantwortlichkeit des Leiters einer Stelle zu be- 
gründen, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
wahrnimmt. Hier erscheinen Disziplinarmaßnahmen 
und die sonstigen Uberwachungs- und Kontrollmaß- 
nahmen ausreichend. 

Absatz 2 Nr. 1 und 2 erstreckt die Verantwortlich- 
keit für eine Verletzung der Aufsichtspflicht auch 
auf den gesetzlichen Vertreter des Inhabers sowie 
die vertretungsberechtigten Gesellschafter einer 
Pcrsonenhandelsgesellschaft. Diese Personen han- 
deln an Stelle des Inhabers, der selbst nicht oder 
nicht rechtserheblich handeln kann. Ihre Gleichstel- 
lung entspricht denVorschriften des geltendenRechts 
über die Verletzung der Aufsichtspflicht. Daneben 
werden in der Nummer 3 auch Personen aufgeführt, 
die beauftragt sind, den Betrieb oder das Unter- 
nehmen ganz oder teilweise zu leiten. Insoweit lehnt 
sich die Vorschrift an die Fassung der Vorschriften 
über „Handeln für einen anderen" (§ 50 a Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 StGB) ^) an. Die geltenden Vorschriften 
über die Verletzung der Aufsichtspflicht stellen nur 
den Leiter eines Betriebes dem Inhaber gleich. Bei 

1 größeren Betrieben sind jedoch die Aufgaben der 
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Betriebsleitung vielfach auf mehrere Personen auf- 
geteilt. Sie werden jeweils in ihrem Bereich oder 
ihrer Abteilung gleichsam als Stellvertreter des In- 
habers tätig, so daß es angemessen ist, ihre Ver- 
antwortlichkeit für das Unterlassen der erforder- 
lichen Aufsichtsmaßnahmen zu begründen. Dasselbe 
gilt für Personen, die beauftragt sind, ein Unterneh- 
men teilweise zu leiten. Die in der Nummer 3 aufge- 
führten Personen sollen jedoch nur verantwortlich 
sein, soweit es sich um den Kreis von Pflichten han- 
delt, für die sie im Rahmen des Auftragsverhältnis- 
ses auch die Verantwortung tragen. 

Absatz 3 bestimmt das Höchstmaß der Geldbuße für 
die Aufsichtspflichtverletzung. Es soll sich, falls die 
zugrunde liegende Pflichtverletzung mit Geldbuße 
bedroht ist, nach dem hierfür in den besonderen Ge- 
setzen angedrohten Höchstmaß der Geldbuße richten 
(Satz 2). Das entspricht weitgehend der bisherigen 
Gesetzgebungspraxis. Falls durch die Aufsichtspflicht- 
verletzung eine mit Strafe bedrohte Handlung ermög- 
licht wird, soll hingegen das Höchstmaß der Geld- 
buße einheitlich hunderttausend Deutsche Mark be- 
tragen. Ein solches Höchstmaß ist vereinzelt bereits 
jetzt in Vorschriften über die Aufsichtspflichtver- 
letzung (§ 58 des Gesetzes über das Kreditwesen 
vom 10. Juli 1961, Bundesgesetzbl. I S. 881) vorge- 
sehen. Im übrigen wird auf die Begründung zu § 19 
Abs. 3 verwiesen. 

Das Höchstmaß der Geldbuße ermäßigt sich für die 
fahrlässige Aufsichtspflichtverletzung auf die Hälfte 
des in Absatz 3 vorgesehenen Höchstmaßes. Dies 
folgt aus der allgemeinen Regel des § 11 Abs. 2. 


Zu § 26 — Zuständige Verwaltungsbehörde 

Sachlich zuständig für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten ist nach § 28 die gesetz- 
lich besonders bestimmte Verwaltungsbehörde, 
mangels einer solchen Bestimmung die fachlich zu- 
ständige oberste Landesbehörde oder der fachlich 
zuständige Bundesminister. Ohne eine besondere 
Bestimmung wäre demnach für die Verfolgung und 
Ahndung des Vollrauschs (§ 23) oder einer Auf- 
sichtspflichtverletzung nach den §§24 und 25, da es 
sich um selbständige Ordnungswidrigkeiten handelt, 
grundsätzlich die oberste Landesbehörde oder der 
fachlich zuständige Bundesminister zuständig. Dies 
wäre dann nicht sachgemäß, wenn für die Verfolgung 
und Ahndung der im Rausch begangenen Tat oder 
der durch die Aufsichtspflichtverletzung ausgelösten 
Ordnungswidrigkeit die Zuständigkeit einer Ver- 
waltungsbehörde gesetzlich besonders bestimmt ist. 
Mit der Ahndung der Aufsichtspflichtverletzung soll 
im Grunde genommen die Pflichtverletzung be- 
kämpft werden, die durch die mangelnde Aufsicht 
ermöglicht worden ist. Die größere Sachkunde hier- 
für hat die Verwaltungsbehörde, die für die Ahn- 
dung der Pflichtverletzung zuständig ist. Entspre- 
chendes gilt für den Tatbestand des Vollrauschs. 
Deshalb erstreckt § 26 die sachliche Zuständigkeit 
dieser Stelle auch auf die Verfolgung und Ahndung 
der Ordnungswidrigkeiten nach den §§ 23 bis 25. 
Diese Regelung empfiehlt sich auch, weil in solchen | 
Fällen wegen des engen Zusammenhangs grund- i 


sätzlich eine einheitliche Verfolgung und Ahndung 
geboten sind. 

Die Ausdehnung der sachlichen Zuständigkeit der 
Verwaltungsbehörde soll für die Aufsichtspflicht- 
verletzung nach § 25 auch dann gelten, wenn das 
besondere Gesetz neben Ordnungswidrigkeiten auch 
Straftatbestände enthält und die Aufsichtspflichtver- 
letzung zu einer Zuwiderhandlung gegen Pflichten 
geführt hat, deren Verletzung mit Strafe bedroht 
ist. Denn die Pflichtverletzung, die mit Strafe be- 
droht ist, bezieht sich meist auf ganz ähnliche, wenn 
auch bedeutsamere Gebote und Verbote wie die, 
welche das besondere Gesetz mit Geldbuße bedroht. 
Wegen ihrer größeren Sachkunde sollte die auch 
sonst zuständige Verwaltungsbehörde in einem sol- 
chen Fall zugleich für die Verfolgung und Ahndung 
der Aufsichtspflichtverletzung zuständig sein. Der 
Entwurf umschreibt dies mit der Fassung „. . . die 
im Fall des § 25 dann zuständig wäre, wenn die mit 
Strafe bedrohte Pflichtverletzung nur mit Geldbuße 
bedroht wäre". Im Ergebnis ist diese Regelung schon 
jetzt in den Gesetzen vorgesehen, die einen Tatbe- 
stand der Aufsichtspflichtverletzung in Betrieben 
und Unternehmen enthalten (vgl. z. B. §§ 20, 23 des 
Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen; 
§§ 36, 43 Abs. 4 des Außenwirtschaftsgesetzes). 
Künftig kann jedoch auch die Staatsanwaltschaft unter 

I den Voraussetzungen des § 33 die Verfolgung der 

I Ordnungswidrigkeit übernehmen, 

! ZWEITER TEIL 

I 

Bußgeldverfahren 

Die Gründe für die Neuordnung des Verfahrens- 
rechts und die Grundzüge des neuen Verfahrens 
sind in der Einleitung der Begründung unter B. I. 
und C. IIL dargelegt. 

Die Vorschriften über das Bußgeldverfahren unter- 
teilen sich in zehn Abschnitte. Sie sind nach dem 
Aufbau der Strafprozeßordnung gegliedert. Der 
1. Abschnitt (§§ 27 bis 36) enthält die Zuständig- 
keitsvorschriften. Sie nehmen einen größeren Raum 
ein, da hier sowohl die Zuständigkeit der Verwal- 
tungsbehörde und der Organe der Strafrechtspflege 
zur Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrig- 
keiten voneinander abgegrenzt als auch die sach- 
liche und örtliche Zuständigkeit der Verwaltungs- 
behörde selbst geregelt werden. Der 2. Abschnitt 
(§§ 37 bis 40) nimmt die gemeinsamen Verfahrens- 
vorschriften auf, die in jeder Lage des Verfahrens 
gelten. Der 3. Abschnitt (§§ 41 bis 52) betrifft das 
Vorverfahren, also das Verfahren bis zum Erlaß des 
Bußgeldbescheides oder der Einstellungsverfügung. 
Der besseren Übersicht wegen ist dieser Abschnitt 
in Unterabschnitte gegliedert. Der 1. Unterabschnitt 
faßt unter der Überschrift „Allgemeine Vorschriften" 
diejenigen zusammen, die ohne Rücksicht darauf 
gelten, ob die Verwaltungsbehörde oder die Staats- 
anwaltschaft für die Verfolgung zuständig ist (§§ 41 
bis 44). In dem 2. Unterabschnitt ist das Verwar- 
nungsverfahren bei Ordnungswidrigkeiten allge- 
mein geregelt (§§ 45 bis 47). Der 3. Unterabschnitt 
enthält die besonderen Vorschriften, die im Verfah- 
ren der Verwaltungsbehörde gelten (§§ 48 bis 50), 
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und der 4. Unterabschnitt schließlich die Sonder- 
vorschriften, die bei Übernahme der Verfolgung 
durch die Staatsanwaltschaft anzuwenden sind 
(§§ 51, 52). In den 4. Abschnitt (§§ 53 bis 55) sind 
die Vorschriften über den Bußgeldbescheid einge- 
stellt, und zwar zunächst die gemeinsamen Vor- 
schriften (§ 53) und anschließend die Sonderregelun- 
gen für den Bußgeldbescheid der Verwaltungsbe- 
hörde (§ 54) und des Amtsrichters (§ 55). Der 5. Ab- 
schnitt (§§ 56 bis 69) enthält die Vorschriften für das 
Verfahren nach Einspruch gegen den Bußgeldbe- 
scheid der Verwaltungsbehörde oder des Amts- 
richters und für die Hauptverhandlung, zu der es 
auch ohne Erlaß eines Bußgeldbescheides kommen 
kann, wenn der Amtsrichter Bedenken hat, dem An- 
trag der Staatsanwaltschaft auf Erlaß eines Buß- 
geldbescheides zu entsprechen (§ 60 Abs. 2). Der 
Entwurf gliedert auch die Vorschriften dieses Ab- 
schnitts in Unterabschnitte, die sich auf das Ein- 
spruchsverfahren, das Hauptverfahren und das 
Rechtsmittelverfahren beziehen. Der 6. Abschnitt 
(§§ 70 bis 72) regelt den Übergang in das Strafver- 
fahren und den Umfang der rechtlichen Beurteilung 
im Strafverfahren, wenn im Laufe des Verfahrens 
eine Veränderung des rechtlichen Gesichtspunktes, 
ob die Tat als Straftat oder Ordnungswidrigkeit an- 
zusehen ist, eintritt. Außerdem enthält dieser Ab- 
schnitt Sondervorschriften für den Fall, daß das 
Verfahren sowohl Straftaten als auch Ordnungs- 
widrigkeiten zum Gegenstand hat. In dem 7. Ab- 
schnitt (§§ 73 bis 75) ist die Wirkung der Rechts- 
kraft der Bußgeldentscheidung und der gerichtlichen 
Entscheidung über die Tat bestimmt und das Wie- 
deraufnahmeverfahren geregelt. Der 8. Abschnitt 
(§§ 76, 77) enthält ergänzende Vorschriften für das 
Verfahren bei Anordnung der Einziehung und der 
Festsetzung von Geldbuße gegen juristische Per- 
sonen. Der 9. Abschnitt (§§ 78 bis 92) betrifft das 
Vollstreckungsverfahren. Im 10. Abschnitt (§§ 93 
bis 95) sind schließlich die notwendigen Vorschriften 
über die Kosten vorgesehen. 


ERSTER ABSCHNITT 

Zuständigkeit zur Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungs-Widrigkeiten 

Zu § 27 — Verfolgung und Ahndung durch die 
Verwaltungsbehörde 


j Die der Verwaltungsgehörde nach Absatz 1 einge- 
j räumte Zuständigkeit zur Verfolgung beschränkt 
i sich, wie aus den weiteren Vorschriften folgt, auf 
I die selbständige und eigenverantwortliche Ermitt- 
1 lungstätigkeit. Im Verfahren nach Einspruch gegen 
] den Bußgeldbescheid gehen die Aufgaben der Ver- 
i folgungsbehörde auf die Staatsanwaltschaft über 
I (§ 58 Abs. 2). Die Staatsanwaltschaft ist aber in be- 
j stimmten Fällen auch im Ermittlungsverfahren zur 
Verfolgung berufen. Sie kann die Verfolgung der 
Ordnungswidrigkeit nach § 33 Abs. 1, 2 unter eng 
begrenzten Voraussetzungen übernehmen. Außer- 
dem ist sie ganz allgemein im Strafverfahren für die 
j Verfolgung einer Tat auch unter dem rechtlichen 
Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit zuständig 
(§ 33 Abs. 4). 

Der in Absatz 1 ausgesprochene Vorbehalt bezieht 
sich weiterhin auf den Fall, daß der Richter nach 
den §§ 165, 166 StPO, die sinngemäß gelten, zu ein- 
zelnen Verfolgungshandlungen als Notstaatsanwalt 
berufen ist. Es könnte zweifelhaft sein, ob dies auch 
im Bußgeldverfahren gelten soll, wenn der Vorbe- 
halt einer anderweitigen Zuständigkeit nur die Ver- 
folgung der Ordnungswidrigkeit durch die Staats- 
anwaltschaft berücksichtigen würde. Denn der Rich- 
ter entfaltet in den Fällen der §§ 165, 166 StPO eine 
selbständige und eigenverantwortliche Ermittlungs- 
tätigkeit, wenn auch nur vorübergehend in Vertre- 
j tung der Staatsanwaltschaft. Nicht erforderlich ist es 
I dagegen, den Vorbehalt auf die Behörden und Be- 
j amten des Polizeidienstes auszudehnen, die nach 
! § 41 auch Ordnungswidrigkeiten zu erforschen ha- 
I ben. Sie werden nur als Ermittlungsorgane der Ver- 
folgungsbehörde tätig, sind aber nicht selbständig 
zur Verfolgung zuständig. 

Absatz 2 bestimmt die Zuständigkeit der Verwal- 
tungsbehörde grundsätzlich auch für die „Ahndung" 
von Ordnungswidrigkeiten. Der Begriff „Ahndung", 
den der Entwurf auch in anderen Vorschriften (vgl. 
z. B. § 31 Abs. 2, § 36 Abs. 1, § 38 Abs. 2, § 52 
Abs. 1) verwendet, erscheint anschaulicher als die 
sonst in Betracht kommenden Begriffe „Entschei- 
dung" oder „Beurteilung". Zur „Ahndung" von Ord- 
nungswidrigkeiten ist das Gericht berufen, wenn 
die Staatsanwaitschaft die Verfolgung übernommen 
hat (§ 36), weiterhin in dem Verfahren nach Ein- 
spruch gegen den Bußgeldbescheid der Verwaltungs- 
behörde (§ 57), da das Gericht hier über die Tat 
entscheidet (§§ 60, 61), und schließlich auch im Straf- 
verfahren (§ 71). 


Die Vorschrift hält an dem Vorrecht der Verwal- 
tungsbehörde zur Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten fest, beseitigt jedoch deren 
ausschließliche Zuständigkeit in besonders bestimm- 
ten Fällen. Die Gründe hierfür sind in der Einleitung 
der Begründung unter C. III. 1. im einzelnen dar- 
gelegt. 

Unter der Zuständigkeit zu Verfolgung versteht der 
Entwurf die selbständige und eigenverantwortliche 
Ermittlungstätigkeit sowie die unmittelbare und 
verantwortliche Mitwirkung an einer etwaigen ge- 
richtlichen Entscheidung über die Beschuldigung 
durch Unterbreitung des Sachverhalts. 


Der Vorbehalt in den Absätzen 1 und 2 bezieht sich 
nur auf die Vorschriften nach diesem Gesetz. Der 
j Entwurf geht davon aus, daß in den Einzelgesetzen 
I keine abweichende Regelung getroffen, insbeson- 
! dere nicht die Zuständigkeit des Amtsrichters zum 
Erlaß eines Bußgeldbescheides begründet wird. Die 
hierfür maßgebenden Erwägungen sind in der Ein- 
leitung der Begründung unter C. III. 1. näher dar- 
gelegt. Freilich kann durch die Regelung des Ent- 
wurfs nicht verhindert werden, daß in einzelnen Ge- 
setzen Sondervorschriften erlassen werden. Dann 
wird dort jedoch eine besondere Verfabrensregelung 
notwendig sein. 
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Zu § 28 — Sachliche Zuständigkeit der j 

Verwaltungsbehörde j 

I 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem § 73 Abs. 1 I 
Satz 1 OWiG. Sie ist jedoch insofern erweitert, als 
sie auch allgemeine Regelungen über die Zustän- 
digkeit von Bundesbehörden enthält. Die Abwei- 
chungen sind im übrigen teils redaktioneller Art, 
teils verfassungsrechtlich geboten. 

Im Gegensatz zur bisherigen Regelung wird in 
Absatz 1 Nr. 1 die Verwaltungsbehörde für sachlich 
zuständig erklärt, die durch Gesetz bestimmt wird. 
Damit soll verdeutlicht werden, daß es in erster 
Linie die Aufgabe des einzelnen Gesetzes ist, für 
die dort mit Geldbuße bedrohten Zuwiderhandlun- | 
gen die sachliche Zuständigkeit der Verwaltungs- 
behörde zu bestimmen. Erst wenn der Gesetzgeber 
nach der Art der Bußgeldtatbestände eine besondere 
Regelung nicht für erforderlich hält, soll es nach 
Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a bei der allgemeinen Re- 
gelung verbleiben, daß dann die fachlich zuständige ! 
oberste Landesbehörde die sachlich zuständige Ver- 
waltungsbehörde ist. Soweit das Gesetz jedoch von 
Bundesbehörden ausgeführt wird, soll nach Absatz 1 
Nr. 2 Buchstabe b der fachlich zuständige Bundes- 
minister die sachlich zuständige Verwaltungsbe- 
hörde sein. Eine entsprechende Regelung fehlt in ! 
§ 73 Abs. 1 OV7iG. Sie empfiehlt sich deswegen, j 
weil in zunehmendem Umfang Bundesgesetze, die | 
von Bundesbehörden ausgeführt werden, Bußgeld- ^ 
tatbestände enthalten und nicht selten der fachlich ■ 
zuständige Bundesminister als sachlich zuständige ! 
Verwaltungsbehörde bestimmt ist. Solche Vorschrif- 
ten werden auf Grund der allgemeinen Regelung des 
Absatzes 1 Nr. 2 Buchstabe b entbehrlich und im 
Einführungsgesetz beseitigt. 

Nach § 73 Abs. 1 OWiG kann die zuständige ober- 
ste Landesbehörde eine andere Behörde als Verwal- 
tungsbehörde bestimmen; sie hat die von ihr be- 
stimmte Behörde dann öffentlich bekanntzumachen. 
Diese Regelung erscheint verfassungsrechtlich nicht 
unbedenklich. Die Übertragung der Zuständigkeit 
ist keine behördeninterne Bestimmung, sondern eine 
Regelung, die nach außen gegen jedermann wirkt. 
Die Zuständigkeit, die der Verwaltungsbehörde als 
Bußgeldbehörde durch die Übertragung eingeräumt 
wird, ermächtigt zu Eingriffsbefugnissen. Bei Auf- 
gaben der Eingriffsverwaltung muß die Zuständig- 
keit aber gesetzlich festgelegt sein. In Übereinstim- 
mung mit der neueren Gesetzgebungspraxis (vgl. 
auch Gesetz über Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen vom 3. Juli 1961, Bundesgesetz- 
blatt I S. 856) ist deshalb in Absatz 2 Satz 1 be- 
stimmt, daß die Landesregierung, falls die oberste 
Landesbehörde sachlich zuständig ist, die Zuständig- | 
keit durch Rechtsverordnung auf eine andere Be- | 
hörde übertragen kann. Satz 1 sieht die Delegations- ! 
befugnis nur bei Ordnungswidrigkeiten nach Bun- 
desrecht vor, weil bei Ordnungswidrigkeiten nach 
Landesrecht die Regelung den Ländern überlassen 
bleiben kann. Satz 2 bestimmt ausdrücklich, daß die j 
Landesregierung die Ermächtigung auf die oberste | 
Landesbehörde, also die Fachminister übertragen ; 
kann, um die Auslegung auszuschließen, daß die | 
Rechtsverordnung stets von der Landesregierung 


erlassen werden müßte (vgl. auch § 58 Abs. 1 Satz 2 
GVG). 

Absatz 3 bestimmt entsprechend dem Absatz 2, daß 
auch der zuständige Bundesminister seine Zustän- 
digkeit auf eine andere Behörde oder sonstige Stelle 
übertragen kann. 

Die in Absatz 2 und 3 gegebene Ermächtigung gilt 
nur, wenn die Zuständigkeit der obersten Landes- 
behörde oder des Bundesministers mangels' einer 
besonderen Bestimmung auf Grund des Absatzes 1 
Nr. 2 gegeben ist. Diese Einschränkung ist deshalb 
geboten, weil dann der Gesetzgeber die Möglichkeit 
hat, eine weitere Delegation auf eine untere Be- 
hörde schon dadurch auszuschließen, daß er selbst 
die fachliche zuständige oberste Landesbehörde oder 
den fachlich zuständigen Bundesminister als Buß- 
geldbehörde bestimmt (vgl. z. B. § 81 i. V. m. § 44 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen). 
Nach Absatz 2 und 3 kann die Zuständigkeit „auf 
eine andere Behörde oder sonstige Stelle" übertra- 
gen werden. Diese Fassung will jeden Zweifel dar- 
über vermeiden, daß die Zuständigkeit auch auf 
Körperschaften des öffentlichen Rechts und auf sol- 
che Stellen übertragen werden kann, die organi- 
salionsmäßig nicht als selbständige Behörden an- 
gesehen werden. 

Zu § 29 — örtliche Zuständigkeit der 
Verwaltungsbehörde 

Die Vorschrift vereinfacht die bisher in § 51 Abs. 1 
bis 4 OWiG vielfältig geregelte örtliche Zuständig- 
keit der Verwaltungsbehörde. Sie beseitigt zugleich 
die Unklarheit des geltenden Rechts, auf welchen 
Zeitpunkt es ankommen soll, wenn sich die für die 
Bestimmung der örtlichen Zuständigkeit maßgeben- 
den Umstände während des Bußgeldverfahrens än- 
dern. Außerdem trifft die Vorschrift eine Sonder- 
regelung für Ordnungswidrigkeiten, die auf deut- 
schen Schiffen oder in deutschen Luftfahrzeugen be- 
gangen werden. Hierfür besteht bei der Ausweitung 
der Rechtsvorschriften der Ordnungswidrigkeiten 
auf alle Sachgebiete ein praktisches Bedürfnis. 

In der Einzelausgestaltung lehnt sich die Vorschrift 
eng an die Vorschriften des AO-StPO-AG-Entwurfs 
(Drucksache IV/2476) über die örtliche Zuständigkeit 
des Finanzamts im Steuerstrafverfahren an. 

Absatz 1 Nr. 1 bestimmt die Zuständigkeit der Ver- 
waltungsbehörde, in deren Bezirk die Ordnungs- 
widrigkeit begangen ist. Diese Regelung entspricht 
§ 51 Abs. 4 OWiG, § 7 Abs. 1 StPO und § 425 Abs. 1 
Nr. 1 der Reichsabgabenordnung ‘). In Übereinstim- 
mung mit der zuletzt genannten Vorschrift bestimmt 
der Entwurf die örtliche Zuständigkeit der Verwal- 
tungsbehörde zusätzlich auch nach dem Entdeckungs- 
ort. Auf bestimmten Sachgebieten werden Ord- 
nungswidrigkeiten vielfach von der mit der Durch- 
führung des Gesetzes betrauten Verwaltungsbe- 
hörde entdeckt, wenn sie die Einhaltung der gesetz- 
lichen Vorschriften überwacht (z. B. bei Betriebs- 
prüfungen). Die mit der Sache befaßte Verwaltungs- 


h i. d. F. des Artikels 1 Nr. 1 des AO-StPO-AG-Entwurfs 
(Drucksache lV/2476) 


73 



Drucksache V/1269 Deutscher Bundestag — • 5. Wahlperiode 


Behörde kann dann das Bußgeldverfahren durch- 
führen, selbst wenn die Ordnungswidrigkeit zu 
einem früheren Zeitpunkt außerhalb ihres Bezirks 
begangen ist und der Täter seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthaltsort außerhalb des Bezirks 
der Verwaltungsbehörde hat, die bereits mit der 
Sache befaßt ist. 

Absatz 1 Nr. 2 begründet die örtliche Zuständigkeit 
der Verwaltungsbehörde auch nach dem Wohnsitz 
des Betroffenen. Diese Regelung, die vornehmlich 
dem Interesse des Betroffenen dient, aber auch für 
die Durchführung der Ermittlungen sachdienlich ist, 
entspricht § 51 Abs. 1 OWiG, § 8 Abs. 1 StPO und 
§ 425 Abs. 1 Nr. 3 der Reichsabgabenordnung ‘). 

Entsprechend der zuletzt genannten Vorschrift wird 
als maßgebender Zeitpunkt die Einleitung des Buß- 
geldverfahrens angesehen. Auf den Zeitpunkt der 
Festsetzung der Geldbuße abzustellen (entsprechend 
§ 8 Abs. 1 StPO, wo es auf die Klageerhebung an- 
kommt), erscheint nicht zweckmäßig. Die Verwal- 
tungsbehörde würde dann bei einem Wohnungs- 
wechsel des Betroffenen unzuständig werden, selbst 
wenn sie die Ermittlungen bis dahin schon zum Ab- 
schluß gebracht hätte. Andererseits wäre aber auch 
eine starre Regelung, daß bei einer Änderung des 
Wohnsitzes nur die ursprünglich örtlich zustän- 
dige Verwaltungsbehörde zuständig wäre, nicht 
sachdienlich. Je nach dem Stand des Bußgeldverfah- 
rens kann es angebracht sein, daß die ursprünglich 
örtlich zuständige Verwaltungsbehörde die Ermitt- 
lungen fortsetzt oder daß die Verwaltungsbehörde, 
in deren Bezirk der neue Wohnsitz des Betroffenen 
liegt, die Sache übernimmt. Absatz 2 bestimmt des- 
halb für diesen Fall die örtliche Zuständigkeit auch 
nach dem neuen Wohnsitz des Betroffenen. Es be- 
steht dann die Möglichkeit, die Verfolgung und 
Ahndung nach § 31 Abs. 2 der später zuständig ge- 
wordenen Verwaltungsbehörde zu übertragen. Die 
Vorschrift entspricht § 425 der Reichsabgabenord- 
nung ^). 

Absatz 3 sieht vor, daß für die Zuständigkeit nach 
Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 2 ersatzweise der ge- 
wöhnliche Aufenthaltsort maßgebend ist, wenn der 
Betroffene im Geltungsbereich dieses Gesetzes kei- 
nen Wohnsitz hat. 

Wird die Ordnungswidrigkeit auf einem deutschen 
Schiff oder in einem deutschen Luftfahrzeug außer- 
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes began- 
gen, so kann möglicherweise nach den Absätzen 1 
bis 3 keine Verwaltungsbehörde örtlich zuständig 
sein, nämlich dann, wenn der Betroffene im Inland 
weder einen Wohnsitz noch einen gewöhnlichen 
Aufenthaltsort hat. Der Tatort liegt in einem sol- 
chen Fall außerhalb des Bezirks einer Verwaltungs- 
behörde, die Ordnungswidrigkeit wird vielfach auch 
schon außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes entdeckt sein. Hat der Betroffene im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes einen Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthaltsort, so wäre zwar eine örtliche 
Zuständigkeit begründet. Doch könnte die Durch- 
führung des Verfahrens sehr erschwert sein, wenn 
der Wohnsitz von dem Heimathafen oder dem 


') i. d. F. des Artikels 1 Nr. 1 des AO-StPO-ÄG-Entwurfs 
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Hafen, den das Schiff nach der Tat zuerst erreicht, 
weit entfernt ist. Absatz 4 trifft für diese Fälle eine 
ergänzende Regelung, die § 10 StPO nachgebildet ist. 
Auf die dort vorgesehenen Worte „oder auf offener 
See" ist jedoch verzichtet, da sie entbehrlich sind 
und auch § 10 StPO im Einführungsgesetz (vgl. Ar- 
tikel 2 Nr. 1) entsprechend geändert werden soll. 


Zu § 30 — Zusammenhängende 

Ordnungswidrigkeiten 

Die Vorschrift, die § 51 Abs. 5 OWiG entspricht, er- 
streckt die nach § 29 begründete örtliche Zuständig- 
keit auf persönlich oder sachlich zusammenhängende 
Ordnungswidrigkeiten. Eine entsprechende Rege- 
lung für die Fälle verschiedener sachlicher Zustän- 
digkeit bei persönlich und sachlich zusammenhän- 
genden Ordnungswidrigkeiten ist nicht zweckmäßig. 
So würde z. B. die einheitliche Verfolgung einer 
Verkehrsordnungswidrigkeit und einer Ordnungs- 
widrigkeit nach dem Außenwirtschaftsgesetz in der 
Praxis erhebliche Schwierigkeiten bereiten. 

Eine dem § 30 entsprechende Vorschrift ist in § 426 
der Reichsabgabenordnung vorgesehen. 


Zu § 31 — Mehrfache Zuständigkeit 

Die Vorschrift faßt die im Gesetz über Ordnungswi- 
drigkeiten an verschiedenen Stellen getroffenen Be- 
stimmungen über die mehrfache sachliche Zuständig- 
keit (§ 48 Abs. 2 OWiG) und die mehrfache örtliche 
Zuständigkeit (§ 51 Abs. 6 OWiG) zusammen. In den 
Gruridzügen wie auch in Einzelheiten ist die Vor- 
schrift jedoch wesentlich neu gestaltet und ver- 
feinert. Dadurch sollen bestehende Lücken geschlos- 
sen, eine beweglichere Handhabung ermöglicht und 
verfassungsrechtlichen Bedenken begegnet werden. 
Dabei lehnt sich die Vorschrift in den Grundzügen 
am § 12 StPO und an § 425 der Reichsabgabenord- 
nung ^) an. 

Die Vorschrift regelt nur den Fall, daß verschiedene 
Verwaltungsbehörden für die Verfolgung einer Tat 
zuständig sind. Bei Zusammenhangstaten gilt sie 
nur, soweit für die einzelne Tat nach § 30 mehrere 
Verwaltungsbehörden örtlich zuständig werden. 

Absatz 1 Satz 1 bestimmt sowohl bei mehrfacher 
sachlicher Zuständigkeit wie auch bei mehrfacher 
örtlicher Zuständigkeit die Vorzugszuständigkeit 
einer Behörde. Bei einer mehrfachen sachlichen Zu- 
ständigkeit kann dies zwar zu praktischen Schwie- 
rigkeiten führen, weil die Verwaltungsbehörde dann 
die Tat auch unter einem rechtlichen Gesichtspunkt 
ahnden muß, der ihr sachfremd ist. Doch ist wegen 
des Verbots der Doppelbestrafung nur eine einheit- 
liche Ahndung möglich. Nach Rechtskraft des Buß- 
geldbescheides kann die Tat nicht mehr als Ord- 
nungswidrigkeit geahndet werden (§ 73). Die prak- 
tischen Schwierigkeiten, die bei der gesetzlich be- 
gründeten Vorzugszuständigkeit denkbar sind, wer- 
den durch die Regelung der Absätze 2 und 3 gemil- 
dert. Dadurch wird eine bewegliche Zuständigkeits- 
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regelung geschaffen, mit der erreicht wird, daß die 
Sache von der Verwaltungsbehörde erledigt werden 
kann, welche über die beste Sachkunde zur Be- 
urteilung des Gesamtvorgangs verfügt. 

Die Vorzugszuständigkeit begründet der Entwurf nach 
dem Grundsatz des „ersten Zugriffs". Damit Zweifel 
über die Zuständigkeit möglichst vermieden werden, 
sollten die Umstände, welche die Vorzugszustän- 
digkeit begründen, möglichst genau festgelegt und 
für den Betroffenen erkennbar sein. Der Entwurf 
stellt es deshalb nicht — wie § 51 Abs. 6 und § 48 
Abs. 2 OWiG — darauf ab, welche Behörde zuerst 
mit der Sache „befaßt" ist. Dieses Merkmal ist zu 
unbestimmt. Es wird zwar im Sinne der Einleitung 
des Bußgeldverfahrens ausgelegt, aber auch der 
Zeitpunkt der Einleitung ist nicht immer genau ge- 
nug bestimmbar. Er soll auch nach diesem Entwurf 
nicht durch einen förmlichen Akt festgelegt werden, 
wie das im Bereich des Steuerstrafverfahrens not- 
wendig ist (vgl. § 435 der Reichsabgabenordnung) ‘). 
Der Zeitpunkt der Einleitung des Bußgeldverfahrens 
vermag im übrigen die Frage der Vorzugszuständig- 
keit nicht zu klären, wenn das Verfahren nicht von 
der Verwaltungsbehörde, sondern von der Polizei 
eingeleitet ist, was bei Ordnungswidrigkeiten nicht 
selten der Fall sein wird. Der Entwurf räumt deshalb 
derjenigen Verwaltungsbehörde den Vorzug ein, 
die wegen der Tat den Betroffenen zuerst vernom- 
men hat, ihn durch die Polizei hat zuerst vernehmen 
lassen oder der die Akten von der Polizei nach der 
Vernehmung des Betroffenen zuerst übersandt wor- 
den sind. Das hat auch den Vorteil, daß der Betrof- 
fene zu einem verhältnismäßig frühen Zeitpunkt da- 
von Kenntnis erlangen kann, welche Verwaltungs- 
behörde über die Beschuldigung entscheidet. 

Die in Absatz 1 Satz 2 getroffene Regelung geht 
davon aus, daß der Verwaltungsbehörde die Zu- 
ständigkeit für die zusammenhängende Tat nur 
wegen des Zusammenhanges zugefallen ist, bei 
ihr also nicht von vornherein begründet war. Des- 
halb wäre in diesem Falle eine zu starre Vor- 
zugszuständigkeit unangemessen. Sie könnte zu 
praktischen Schwierigkeiten führen, wenn zwischen 
den Taten kein innerer Zusammenhang besteht. 
Eine zu starre Vorzugszuständigkeit könnte die 
Verwaltungsbehörden auch davon abhalten, ihre 
Ermittlungen auf zusammenhängende Taten auszu- 
dohnen. 

Absatz 2 Satz 1 entspricht sachlich § 12 Abs. 2 StPO. 
Die Vorschrift bringt deutlicher als § 51 Abs. 6 
OWiG zum Ausdruck, daß die Übertragung der 
Vorzugszuständigkeit auf eine andere Verwaltungs- 
behörde durch eine Vereinbarung erfolgt. Sie soll 
— im Gegensatz zu § 48 Abs. 2 OWiG — künftig 
auch bei einer mehrfachen sachlichen Zuständigkeit 
möglich sein. Es besteht kein einleuchtender Grund 
dafür, die Vorzugszuständigkeit der mit der Sache 
zuerst befaßten Verwaltungsbehörde in diesem Falle 
unabänderlich sein zu lassen. 

Die in Absatz 2 Satz 2 vorgeschriebene Anhörung 
der anderen sachlich zuständigen Verwaltungsbe- 
hörden wird deshalb in der Regel geboten sein. 
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weil die vorzugsweise zuständige Verwaltungsbe- 
hörde bei Ordnungswidrigkeiten aus anderen Sach- 
gebieten vielfach nicht die Sachkunde haben wird, 
die für die Beurteilung dieser Ordnungswidrigkei- 
ten erforderlich ist. 

Absatz 3 sieht für die Fälle, daß sich die beteilig- 
ten Verwaltungsbehörden nicht einigen können, 
eine dem § 13 Abs. 2 StPO ähnliche Lösung vor. 
In § 48 Abs. 2 OWiG fehlt eine solche Regelung; 
in § 51 Abs. 6 OWiG ist sie nur unvollkommen ge- 
troffen. Die nach dem Grundsatz des ersten Zugriffs 
begründete Vorzugszuständigkeit wird von äußeren 
Ereignissen bestimmt. Sie wird deshalb nicht immer 
sachgemäß sein. Lehnt eine der beteiligten Verwal- 
tungsbehörden die Übernahme zu Unrecht ab, so 
wäre es mißlich, wenn die Vorzugszuständigkeit 
unabänderlich wäre. Schon die Möglichkeit einer 
Entscheidung durch eine andere Stelle wird unbe- 
gründete Ablehnungen der Übernahme vermeiden 
helfen. Daß notfalls um die Entscheidung des Bun- 
desgerichtshofs (Nummer 3) nachgesucht werden 
kann, ist eine unvermeidliche Folge der vorge- 
schlagenen Regelung. Solche Fälle werden jedoch 
äußerst selten sein. Daß sie möglich sind, sollte 
der Regelung des Absatzes 3 nicht entgegenstehen. 

Absatz 4 ermöglicht es, in den Fällen der Absätze 2 
und 3 die Übertragung bei einer entsprechenden 
Änderung der Sachlage wieder aufzuheben. Die 
Vorschrift ist § 13 Abs. 3 StPO nachgebildet. 

Zu § 32 — Abgabe an die Staatsanwaltschaft 

Die Vorschrift ist die verfahrensrechtliche Folge 
der sachlich-rechtlichen Regelung, daß die Ord- 
nungswidrigkeit durch die Straftat verdrängt wird 
(§ 15). Daraus ergeben sich der Vorrang des Straf- 
verfahrens und die Abgabepflicht der Verwaltungs- 
behörde. 

In zwei Fällen soll die Verwaltungsbehörde zur 
Abgabe der Sache an die Staatsanwaltschft ver- 
pflichtet sein. Sie ist es nach Absatz 1 Nr. 1 dann, 
wenn Anhaltspunkte dafür vorhanden sind, daß die 
Tat eine Straftat ist. Eine entsprechende Regelung 
enthält schon § 27 Abs. 3 OWiG. In Übereinstim- 
mung mit dieser Vorschrift stellt es der Entwurf 
bewußt nicht darauf ab, daß die Tat als Straftat zu 
verfolgen ist. Die Verwaltungsbehörde hat die Frage, 
ob der Verfolgung der Straftat Verfahrenshinder- 
nisse ontgegenstehen, nicht zu prüfen. Dies ist die 
ausschließliche Aufgabe der Organe der Strafrechts- 
pflege. Im Gegensatz zu § 27 Abs. 3 OWiG soll es 
auch nicht auf den „Verdacht" einer Straftat an- 
kommen. Es soll schon ausreichen, daß „Anhalts- 
punkte" für eine Straftat vorhanden sind. Ob zu- 
reichende Anhaltspunkte vorliegen, um einzuschrei- 
ten (§ 152 StPO), darüber soll allein die Staats- 
anwaltschaft befinden. 

Die in Nummer 2 begründete Pflicht zur Abgabe, 
wenn die Staatsanwaltschaft die Tat als Straftat 
verfolgt, hat angesichts der in Nummer 1 sehr weit 
gezogenen Pflicht zur Abgabe kaum selbständige 
Bedeutung. Verfolgt die Staatsanwaltschaft die Tat 
als Straftat, so werden damit zugleich „Anhalts- 
punkte" für das Vorliegen einer Straftat gegeben 
sein. Der Entwurf hält jedoch eine ausdrückliche 
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Regelung für geboten, um einem möglichen Kom- 
petenzkonflikt auch dann die Grundlage zu ent- 
ziehen, wenn die Verwaltungsbehörde keine An- 
haltspunkte für eine Straftat zu sehen meint. 

Die Staatsanwaltschaft wird nach Eingang der Ak- 
ten zu prüfen haben, ob „zureichende" Anhalts- 
punkte zum Einschreiten bestehen (§ 152 StPO). 
Verneint sie das, so wird sie nach Absatz 2 die Sache 
an die Verwaltungsbehörde zurückgeben, ohne ein 
Strafverfahren einzuleiten. Regelmäßig wird jedoch 
zumindest Grund zur Einleitung des Strafverfah- 
rens gegeben sein. 

Gibt die Staatsanwaltschaft die Sache an die Ver- 
waltungsbehörde zurück, so ist ihre Entschließung 
für die Verwaltungsbehörde bindend (§ 35). Da- 
durch wird ein negativer Kompetenzkonflikt ver- 
mieden. 


Zu § 33 — Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft 

Die Vorschrift begründet für bestimmte Ausnahme- 
fälle die Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft zur 
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten. Die hierfür 
maßgebenden Gründe sind in der Einleitung der Be- 
gründung unter C. III. 2. im einzelnen dargelegt. 

Die Vorschrift enthält zwei grundsätzliche Rege- 
lungen; Der Staatsanwaltschaft wird einmal in be- 
grenzter Weise die Befugnis eingeräumt, eine Tat 
unter dem selbständigen rechtlichen Gesichtspunkt 
einer Ordnungswidrigkeit zu verfolgen. Zum ande- 
ren wird ihr unbegrenzt die Zuständigkeit zuge- 
standen, die Tat im Strafverfahren unter dem (regel- 
mäßig unselbständigen; s. unten) rechtlichen Ge- 
sichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit zu verfolgen. 
Diese beiden grundsätzlichen Regelungen werden 
ergänzt durch die Vorschrift des § 58 Abs. 2, wonach 
die Aufgaben der Verfolgungsbehörde im Verfahren 
nach Einspruch gegen einen Bußgeldbescheid der 
Verwaltungsbehörde auf die Staatsanwaltschaft 
übergehen. 

Absatz 1 Satz 1 bestimmt für die Ubernahmemög- 
lichkeit der Staatsanwaltschaft rein äußere Merk- 
male. Das erscheint notwendig, um die Zuständig- 
keit der Staatsanwaltschaft in zweifelsfreier Weise 
festzulegen. Die Staatsanwaltschaft soll die Ver- 
folgung jedoch nur in den in Absatz 2 Nr. 1 und 2 
genannten besonderen Fällen übernehmen. Die 
Übernahme kommt im übrigen nur bis zum Erlaß 
des Bußgeldbescheides in Betracht. Die Mitwirkung 
der Staatsanwaltschaft nach Erlaß des Bußgeldbe- 
scheides ist besonders geregelt (vgl. § 58 Abs. 2). 

Nach Nummer 1 ist die Übernahme möglich, wenn 
die Staatsanwaltschaft bereits im Rahmen eines 
Strafverfahrens mit der Sache befaßt war. Es kommt 
also nicht darauf an, ob im Strafverfahren gerade 
diese Tat verfolgt worden ist oder ob sich der Ver- 
dacht einer Ordnungswidrigkeit bei der Verfolgung 
einer anderen Tat eingestellt hat. Die Übernahme 
ist sogar möglich, wenn die Ordnungswidrigkeit 
mit der zunächst verfolgten Tat nicht zusammenhing. 
Auch dann kann es aus prozeßwirtschaftlichen Grün- 
den angezeigt sein, daß die Staatsanwaltschaft die 
Verfolgung der Ordnungswidrigkeit übernimmt. 


! Die Übernahme der Verfolgung nach Nummer 2 
\ setzt einen äußeren Zusammenhang zwischen einer 
! Straftat und Ordnungswidrigkeit voraus, wie er in 
I Satz 2 bestimmt ist. Im Gegensatz zu den Fällen der 
: Nummer 1 ist die Übernahme der Verfolgung wegen 
i der zusammenhängenden Ordnungswidrigkeit nur 
j während der Durchführung des Strafverfahrens zu- 
I lässig, also nicht mehr nach dessen Abschluß. Diese 
Einschränkung ergibt sich aus dem Zweck der Über- 
nahme selbst, eine einheitliche Beurteilung zusam- 
menhängender Taten zu ermöglichen. 

Absatz 1 Satz 2 bringt eine ausdrückliche Begriffs- 
bestimmung des Zusammenhanges zwischen einer 
Straftat und einer Ordnungswidrigkeit. Die Begriffs- 
bestimmung ist mit Rücksicht auf Satz 1 Nr. 2 not- 
wendig. Es reicht nicht aus, § 3 StPO für sinngemäß 
anwendbar zu erklären, wie dies § 30 Satz 2 vor- 
sieht. Daraus ergibt sich nur, wann zwischen Ord- 
nungswidrigkeiten untereinander ein Zusammen- 
hang besteht. 

Die Vorschrift ist im einzelnen § 3 StPO nachgebildet. 
Aiifgenommen sind die Fälle des persönlichen und 
des sachlichen Zusammenhanges. Für die Fälle des 
sachlichen Zusammenhanges verwendet der Ent- 
wurf den Begriff des „Beteiligten". Daraus folgt, daß 
jede Art der Mitwirkung an der Tat ausreicht. Es 
kommt also nicht darauf an, wie die Mitwirkung 
rechtlich zu bewerten ist. 

Soweit eine Kette von sachlichem und persönlichem 
Zusammenhang besteht, ist insgesamt ein Zusam- 
! menhang gegeben. Eine ausdrückliche Regelung die- 
ser Frage hält der Entwurf (entsprechend § 3 StPO) 
nicht für notwendig. 

übernimmt sie Staatsanwaltschaft die Verfolgung 
der Ordnungswidrigkeit, so kann dies zu einer Ver- 
änderung der gerichtlichen Zuständigkeit führen. 
In dem von der Verwaltungsbehörde durchgeführ- 
ten Bußgeldverfahren ist für die Ahndung der Tat 
nach Einspruch gegen den Bußgeldbescheid das 
Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk die Verwal- 
tungsbehörde ihren Sitz hat (§ 57). Verfolgt die 
Staatsanwaltschaft die Ordnungswidrigkeit, so ist 
zwar grundsätzlich auch der Amtsrichter für die Ahn- 
dung zuständig (§ 36 Abs. 1), bei der Verfolgung mit 
einer zusammenhängenden Straftat unter Umstän- 
den aber auch ein Gericht höherer Ordnung (§ 36 
Abs. 2 des Entwurfs i. V. m. § 2 Abs. 1 StPO). Die 
örtliche Zuständigkeit des Amtsrichters bestimmt 
sich nach den Vorschriften der Strafprozeßordnung 
und des Jugendgerichtsgesetzes (§ 36 Abs. 3). Es 
kann danach also ein anderer Richter zur Entschei- 
dung berufen sein als bei der Verfolgung durch 
die Verwaltungsbehörde. Bedenken im Hinblick auf 
Artikel 101 Abs. 1 Satz 2 GG, wonach niemand sei- 
nem gesetzlichen Richter entzogen werden darf, er- 
geben sich jedoch daraus nicht. Aus Artikel 101 
Abs. 1 Satz 2 GG folgt nicht, daß der Gesetzgeber 
den gesetzlichen Richter stets endgültig bestimmen 
muß; eine „bewegliche" Zuständigkeitsregelung ist 
danach zulässig, soweit sie unter justizgemäßen Ge- 
sichtspunkten generalisiert und sachfremden Ein- 
flüssen auf das Verfahren vorbeugt (BVerfGE 9, 
223 ff.). Es ist danach zulässig, gewisse Verfahren, 
die sich durch besondere Merkmale aus der Masse 
der Verfahren herausheben, verfahrensrechtlich an- 
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ders zu behandeln, wenn das Ziel ein gerechtes und 
angemessenes Vorfahren und ein Urteil durch ein 
dazu geeignetes Gericht ist (BVerfG a. a. O. S. 230). 
Gerade darauf zielt die Übernahme der Verfolgung j 
durch die Staatsanwaltschaft ab, wie in der Ein- | 
leitung der Begründung unter C. III. 2. näher dar- i 
gelegt ist. Eine starre Zuständigkeitsregelung würde 
für die Rechtspflege und den Betroffenen Nachteile 
mit sich bringen. 

Um deutlich zu machen, daß die Übernahme durch 
die Staatsanwaltschaft nur dem Zweck dienen soll, 
ein dem Einzelfall angemessenes Verfahren zu er- 
möglichen und um sachfremde Einflüsse auf die Be- 
stimmung des Gerichts auszuschließen, bestimmt 
Absatz 2, daß die Staatsanwaltschaft nur unter eng 
begrenzten Voraussetzungen von der Übernahme- 
möglichkeit Gebrauch machen soll. Die Übernahme 
soll nach Nummer 1 nur erfolgen, wenn sie der 
Sache dient, und zwar entweder im Hinblick auf die 
Fortführung oder den Abschluß der Ermittlungen 
oder im Hinblick auf die Entscheidung über die Tat. 
In welchen Fällen dies namentlich in Betracht | 
kommt, ist durch die Anführung von zwei Umstän- I 
den näher erläutert. Der eine ist die Beschleunigung, ! 
der andere der Sachzusammenhang. Die Ermittlun- i 
gen können z.B. im Falle der Übernahme rascher zum | 
Abschluß gebracht werden, wenn die Staatsanwalt- j 
Schaft bei der Einstellung des Strafverfahrens er- i 
kennt, daß zur Beurteilung der Tat als Ordnungs- , 
Widrigkeit nur noch die Aufklärung eines bestimm- ; 
ten Umstandes notwendig ist. Würde sie die Sache i 
in diesem Falle an die Verwaltungsbehörde ab- ; 
geben, so müßte sich diese erst mit dem — unter ; 
Umständen — umfangreichen Akteninhalt vertraut ; 
machen, wodurch das Verfahren nicht unerheblich i 
verzögert werden könnte. Eine nähere Prüfung wird | 
selbst dann notwendig sein, wenn die Staatsanwalt- ; 
Schaft mit der Übersendung der Akten eine Stel- ^ 
lungnahme abgibt; denn die Verwaltungsbehörde 
wird in dem weiteren Verfahren eigenverantwort- 
lich tätig. Das Verfahren kann deshalb einfacher 
gestaltet werden, wenn die Staatsanwaltschaft die 
Verwaltungsbehörde nur anhört, was vor einer Ein- 
stellung grundsätzlich nötig ist (§ 51 Abs. 3), aber 
auch sonst häufig zweckmäßig sein wird, um die 
Sachkunde der Verwaltungsbehörde zu nutzen. Das 
Verfahren wird auch dann schneller zum Abschluß 
gebracht werden, wenn sich ergibt, daß zwar eine 
Ordnungswidrigkeit vorliegt, eine Ahndung jedoch 
nicht geboten erscheint. Die Staatsanwaltschaft soll 
auch in diesem Fall die Verfolgung der Ordnungs- 
widrigkeit übernehmen können, um das Bußgeld- 
verfahren einzustellen. Dabei wird sie allerdings zu 
berücksichtigen haben, daß die Verwaltungsbehörde 
vor der Einstellung grundsätzlich zu hören ist {§ 51 
Abs. 3). Die Staatsanwaltschaft wird deshalb prüfen 
müssen, ob das Verfahren im Falle der Übernahme 
im Ergebnis gleichwohl rascher zum Abschluß ge- 
bracht werden kann. Die Übernahme kann ferner 
geboten sein, wenn dadurch eher eine Entscheidung 
herbeigeführt werden kann, z. B. wenn damit zu 
rechnen ist, daß der Betroffene gegen einen Bußgeld- 
bescheid Einspruch einlegen würde. Im Falle der 
Abgabe an die Verwaltungsbehörde müßten die 
Akten nach Einspruch dann doch wieder an die 
Staatsanwaltschaft zurückgegeben werden (§ 58 

Abs. 1 Satz 1). ; 


Neben dem Gesichtspunkt der Beschleunigung wird 
namentlich auch der des Sachzusammenhanges die 
Übernahme sachdienlich erscheinen lassen, und zwar 
sowohl für die Ermittlungen als auch für die Ent- 
scheidung. Betrifft das Verfahren Straftaten und Ord- 
nungswidrigkeiten, die miteinander in engem Zu- 
sammenhang stehen, so kann der Sachverhalt ein- 
facher und für den Betroffenen weniger belastend 
aufgeklärt werden, sofern das Ermittlungsverfahren 
auch auf die Ordnungswidrigkeit ausgedehnt wird. 
Daß bei einem engen Zusammenhang von Straftaten 
und Ordnungswidrigkeiten eine einheitliche gericht- 
liche Entscheidung dringend erwünscht ist, wenn 
die Rechtspflege und die Interessen des Betroffenen 
nicht Schaden nehmen sollen, ist in der Einleitung 
der Begründung unter B. I. Absatz 3 dargelegt. 

In Nummer 2 ist ein besonderer Fall der Über- 
nahmemöglichkeit geregelt, der von der allgemeinen 
Regelung der Nummer 1 nicht erfaßt werden kann. 
Danach kann die Staatsanwaltschaft die Verfolgung 
übernehmen, wenn für die Einstellung des Strafver- 
fahrens von Bedeutung gewesen ist, daß die Tat 
als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden kann. Diese 
Regelung kann sich, wie die Umschreibung der Vor- 
aussetzungen ergibt, nur auf Ermessensentscheidun- 
gen der Staatsanwaltschaft beziehen, also z. B. auf 
Fälle des Absehens von der Erhebung der öffent- 
lichen Klage nach § 153 Abs. 1 oder 2, nach § 153 a 
StPO oder der Einstellung des Verfahrens wegen 
Verneinung des öffentlichen Interesses nach § 232 
Abs. 1 StGB. Die Übernahme ist in diesen Fällen 
nicht im Hinblick auf eine künftige Entscheidung, 
sondern wegen der vorausgegangenen Entschlie- 
ßung der Staatsanv/altschaft geboten, die zunächst 
zur strafrechtlichen Seite erfolgt sein muß, bevor 
über die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit be- 
funden werden kann (§ 15). Die Übernahme der 
Verfolgung ist hier angemessen, weil auf diese 
Weise auch der Staatsanwaltschaft eine einheitliche 
und damit sachgerechte Beurteilung ermöglicht wird. 
Dies liegt auch im Interesse des Betroffenen, da er 
dann unter Umständen von einer strafrechtlichen 
Verfolgung verschont werden kann. 

Bei Ordnungswidrigkeiten aus bestimmten Sach- 
gebieten, mit denen die Staatsanwaltschaft in der 
Regel nicht vertraut ist, wird die Übernahme nach 
Absatz 1 Nr. 1 (anders als in den Fällen des Zu- 
sammenhanges) grundsätzlich unerwünscht sein. In 
Richtlinien an die Staatsanwaltschaft sollen deshalb 
nähere Bestimmungen getroffen werden, in welchen 
Fällen die Staatsanwaltschaft mit Rücksicht auf die 
besondere Sachkunde der Verwaltungsbehörde von 
der Übernahme abzusehen hat. Die Richtlinien sol- 
len auch bestimmen, daß die Staatsanwaltschaft die 
Verwaltungsbehörde zu unterrichten hat, wenn 
diese bereits vorher mit der Sache befaßt war, um 
ihr Gelegenheit zu geben, auf besondere Umstände 
hinzuweisen, und um die Möglichkeit von doppelten 
Verfahren auszuschließen. 

Absatz 3 läßt der Staatsanwaltschaft die Möglich- 
keit, nach Übernahme der Verfolgung die Sache wie- 
der an die Verwaltungsbehörde abzugeben. Die Re- 
gelung beruht auf der Erwägung, daß sich die Um- 
stände, die für die Übernahme maßgebend gewesen 
sind, im Laufe des Verfahrens ändern können. Die 
Möglichkeit der Abgabe endet, wenn die Sache bei 
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Gericht anhängig ist. Mit der Rechtshängigkeit ist 
das Gericht für die Ahndung der Tat zuständig ge- 
worden. Die Rechtshängigkeit steht einer anderwei- 
tigen Verfolgung der Tat entgegen. 

Absatz 4 begründet für die Staatsanwaltschaft 
schlechthin die Zuständigkeit, die Tat im Strafver- 
fahren auch unter dem rechtlichen Gesichtspunkt 
einer Ordnungswidrigkeit zu verfolgen. Dies er- 
scheint notwendig, damit die Staatsanwaltschaft das 
Ermittlungsverfahren unter allen rechtlichen Ge- 
sichtspunkten durchführen und so eine einheitliche 
Beurteilung des Gerichts über die Tat vorbereiten 
kann. Die Staatsanwaltschaft wirkt im übrigen auch 
bei der richterlichen Entscheidung im Hauptverfah- 
ren mit, die einheitlich über die Tat ergeht (vgl. 
§§ 71, 73 Abs. 1). Außerdem ist zu berücksichtigen, 
daß bestimmte Verfolgungshandlungen im Straf- 
verfahren für die Verfolgung der Tat als Ordnungs- 
widrigkeit verjährungsunterbrechende Wirkung ha- 
ben (§ 21 Abs. 3). Aus alledem folgt notwendig die 
Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft zur Verfol- 
gung der Tat zugleich unter dem rechtlichen Ge- 
sichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit. Absatz 4 er- 
möglicht schließlich eine einheitliche und umfas- 
sende Einstellung des Verfahrens sowohl unter dem 
Gesichtspunkt einer Straftat als auch dem einer 
Ordnungswidrigkeit, wenn das Ermittlungsverfah- 
ren wegen der Tat zugleich unter dem (unselbstän- 
digen) rechtlichen Gesichtspunkt einer Ordnungs- 
widrigkeit geführt worden ist und auch inso- 
weit der hinreichende Tatverdacht verneint wird. 
Davon zu unterscheiden ist allerdings der Fall, daß 
die Staatsanwaltschaft das Verfahren nur wegen 
der Straftat einstellt. Dann erlangt der rechtliche 
Gesichtspunkt der Ordnungswidrigkeit selbständige 
Bedeutung, so daß die Verfolgung der Ordnungs- 
widrigkeit durch die Staatsanwaltschaft die Über- 
nahme nach Absatz 1 voraussetzt. Die Verfolgungs- 
Zuständigkeit nach Absatz 4 endet mit der Einstel- 
lung des Verfahrens. 


Zu § 34 — Abgabe an die Verwaltungsbehörde 

Die Vorschrift bildet gleichsam das Gegenstück zu 
§ 32. Allerdings ist der Pflicht zur Abgabe der Sache 
an die Verwaltungsbehörde die EJbernahmemög- 
lichkeit durch die Staatsanwaltschaft nach § 33 vor- 
geschaltet. Dies verdeutlicht der einleitende Halb- 
satz. Dadurch unterscheidet sich die Vorschrift von 
§31 Abs. 1 OWiG grundsätzlich. 

Die Pflicht zur Abgabe besteht für die Staatsanwalt- 
schaft nur dann, wenn sie selbst die Verfolgung 
nicht übernimmt und wenn Anhaltspunkte dafür 
vorhanden sind, daß die Tat als Ordnungswidrigkeit 
verfolgt werden kann. Der Staatsanwaltschaft wird 
damit auch die Prüfung der Verfahrensvorausset- 
zung eingeräumt. Das ist aus praktischen Gründen 
geboten und wegen der Beseitigung der ausschließ- 
lichen Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde un- 
bedenklich. 


Zu § 35 — Bindung der Verwaltungsbehörde 

Die vorgeschriebene Bindung der Verwaltungsbe- 
hörde an die Entschließung der Staatsanwaltschaft 


soll einen negativen und positiven Kompetenzkon- 
flikt zwischen beiden Behörden verhindern. Ein ne- 
gativer Kompetenzkonflikt würde entstehen, wenn 
die Staatsanwaltschaft das Strafverfahren mangels 
hinreichenden Tatverdachts einstellt, die Verwal- 
tungsbehörde dagegen wegen des Verdachts einer 
Straftat die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit ab- 
lehnt (§ 15). Ein positiver Kompetenzkonflikt wäre 
in dem umgekehrten Fall denkbar, daß die Staats- 
anwaltschaft die Tat als Straftat verfolgt, die Ver- 
waltungsbehörde dagegen mangels Verdachts einer 
Straftat die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit für 
zulässig ansieht. In beiden Fällen soll die „Ent- 
schließung" der Staatsanwaltschaft (wegen dieses 
Begriffs vgl. § 160 Abs. 1 StPO) für den Fortgang 
des Verfahrens bestimmend sein. Diese Regelung 
ist aus prozeßwirtschaftlichen Gründen geboten, um 
eine unangemessene Erschwerung und Verzögerung 
des Verfahrens zu verhindern. Sie rechtfertigt sich 
aus dem Vorrang des Strafverfahrems und der aus- 
schließlichen Zuständigkeit der Organe der Straf- 
rechtspflege zur Beurteilung von Straftaten. 


Zu § 36 — Zuständigkeit des Amtsrichters 

Die Vorschrift bestimmt die örtliche und sachliche 
Zuständigkeit des Gerichts für die Ahndung der 
Ordnungswidrigkeit, wenn die Staatsanwaltschaft 
deren Verfolgung übernimmt. 

Nach Absatz 1 soll grundsätzlich der Amtsrichter 
zuständig sein; im Verfahren gegen Jugendliche und 
Heranwachsende der Jugendrichter. Aus der Be- 
zeichnung „Amtsrichter" folgt, daß er als Einzel- 
richter entscheidet. In Jugendsachen könnte sich 
die Zuständigkeit des Jugendrichters zwar schon aus 
§ 37 Abs. 1 des Entwurfs i. V. m. § 34 Abs. 1 JGG 
ergeben. Doch könnte die Vorschrift des Absatzes 1, 
wenn sie nur den Amtsrichter nennen würde, auch 
als ausschließliche Regelung angesehen werden. Der 
Entwurf möchte in dieser grundsätzlichen Frage 
keine Zweifel aufkommen lassen und wählt deshalb 
eine ausdrückliche Regelung. 

Absatz 2 trifft eine ergänzende Regelung für die 
Verfolgung von Zusammenhangstaten, wenn für die 
zusammenhängende Straftat ein Gericht höherer Ord- 
nung zuständig ist. Das Verfahren kann dann auch 
bei dem Gericht höherer Ordnung anhängig gemacht 
werden. Eine ausdrückliche Regelung erscheint trotz 
§ 37 Abs. 1 notwendig, weil die sinngemäße An- 
wendung der Strafprozeßordnung nur für das Buß- 
geldverfahren, nicht aber im Verhältnis vom Buß- 
geld- zum Strafverfahren gilt und die Vorschrift des 
Absatzes 1 als ausschließliche Zuständigkeitsrege- 
lung verstanden werden könnte. 

Zur Vermeidung ähnlicher Auslegungsschwierig- 
keiten, die bei den grundlegenden Zuständigkeits- 
regelungen besonders mißlich wären, bestimmt Ab- 
satz 3 ebenfalls ausdrücklich, daß sich die örtliche 
Zuständigkeit nach den Vorschriften der Strafprozeß- 
ordnung und des Jugendgerichtsgesetzes (vgl. § 42 
JGG) richtet. Für die örtliche Zuständigkeit des Ge- 
richts soll also nicht der Sitz der Verwaltungsbe- 
hörde maßgebend sein, wie dies § 57 für das Ver- 
fahren nach Einspruch gegen den Bußgeldbescheid 
der Verwaltungsbehörde vorsieht. Aus der örtlichen 
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Zuständigkeit des Gerichts ergibt sich zugleich die 
örtliche Zuständigkeit der Beamten der Staats- 
anwaltschaft (§ 143 GVG). 


ZWEITER ABSCHNITT 
Gemeinsame Verfahrensvorschriften 


Zu § 37 — Anwendung der Vorschriften über das 
Strafverfahren 

Absatz 1 bestimmt, daß für das Bußgeldverfahren 
grundsätzlich die allgemeinen Gesetze über das 
Strafverfahren sinngemäß gelten sollen. Die Gründe 
hierfür sind in der Einleitung zu der Begründung 
unter C. III. 3 näher dargelegt. Zu den allgemeinen 
Gesetzen über das Strafverfahren rechnen nicht nur, 
wie der Entwurf ausdrücklich hervorhebt, die Vor- 
schriften der Strafprozeßordnung, sondern auch die 
des Gerichtsverfassungsgesetzes und die vorfah- 
rensrechtlichen Vorschriften des Jugendgerichtsge- 
setzes. Die sinngemäße Anwendung gilt sowohl im 
Vorverfahren als auch im Hauptverfahren nach Ein- 
spruch gegen den Bußgeldbescheid und nach Er- 
hebung der öffentlichen Klage wegen einer Ord- 
nungswidrigkeit (§ 33 Abs. 1 Nr. 2, § 52 Abs. 3). 

Die sinngemäße Anwendung der Strafprozeßord- 
nung setzt freilich eine Bestimmung darüber voraus, 
welche Aufgabe der Verwaltungsbehörde im einzel- 
nen zugewiesen ist. Diese Regelung trifft Absatz 2 
durch die Generalklausel, wonach die Verfolgungs- 
behörde im Bußgcldverfahren dieselben Rechte und 
Pflichten hat wie wie die Staatsanwaltschaft bei der 
Verfolgung von Straftaten, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt. Die Vorschrift spricht all- 
gemein von der Verfolgungsbehörde, da auch die 
Staatsanwaltschaft in Ausnahmefällen hierzu be- 
rufen ist (§ 33) und da es sich nicht von selbst ver- 
steht, daß sie auch im Bußgeldverfahren dieselben 
Rechte und Pflichten wie im Strafverfahren hat. Der 
Vorbehalt „soweit dieses Gesetz nichts anderes be- 
stimmt" berücksichtigt, daß z. B. nicht die unbe- 
dingte Pflicht zur Verfolgung besteht (kein Legali- 
tätsgrundsatz) und daß der Verwaltungsbehörde 
auch gesteigerte Befugnisse eingeräumt sind, die der 
Staatsanwaltschaft nicht zustehen, so insbesondere 
die Befugnis zur Ahndung von Ordnungswidrigkei- 
ten (vgl. auch § 48). 

Absatz 3 nimmt bestimmte Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung von der sinngemäßen Anwendung 
ausdrücklich aus. Dazu gehören einmal die verfah- 
rensrechtlichen Bestimmungen, die eine Freiheits- 
entziehung zulassen und die Vorschriften, die es 
im Strafverfahren erlauben, das Post- und Fern- 
meldegeheimnis zu durchbrechen. So weitgehende 
Befugnisse sollen im Bußgeldverfahren schon wegen 
der geringeren Unrcchtsfolgen bei Ordnungswidrig- 
keiten nicht statthaft sein. Die Beschlagnahme von 
Postsendungen wird zwar auf der Grundlage des 
geltenden Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
(obwohl es nicht die Strafprozeßordnung für sinn- 
gemäß anwendbar erklärt) im Schrifttum überwie- 
gend für zulässig angesehen, wenn auch unter der 
Voraussetzung, daß der Richter eine entsprechende 


j Anordnung trifft. Der Entwurf hält jedoch einen so 
! erheblichen Eingriff bei der Verfolgung von Ord- 
: nungswidrigkeiten ganz allgemein nicht für ange- 
messen, zumal ein berechtigtes Bedürfnis dafür nicht 
bejaht werden kann. Ferner werden die Vorschriften 
über das Klageerzwingungsverfahren (§ 171 Satz 2, 
§§ 172 bis 177 StPO) ausdrücklich nicht für anwend- 
bar erklärt. Dies könnte sich bei „sinngemäßer" An- 
wendung zwar schon aus § 172 Abs. 2 Satz 3 StPO 
ergeben. Doch erscheint dies nicht gesichert. 

In den Ausnahmekatalog des Absatzes 3, der durch 
die Absätze 4 und 5 ergänzt wird, sind nur solche 
Vorschriften aufgenommen, deren Anwendung zwei- 
felhaft sein könnte und die so gewichtige Eingriffe 
zulassen oder sonst von solcher Bedeutung sind, 
daß eine klarstellende Regelung erwünscht er- 
scheint. Dazu rechnen auch die Vorschriften über die 
körperliche Untersuchung. Bei ihnen trifft Absatz 4 
eine einschränkende Regelung, wonach im Bußgeld- 
verfahren nur die Entnahme von Blutproben und 
andere geringfügige Eingriffe zulässig sind. Die Ent- 
nahme der Blutprobe ist medizinisch ein harmloser 
und ungelährlicher Eingriff. Das Bedürfnis dafür, 
diesen und andere geringfügige Eingriffe zu er- 
lauben, ist zu bejahen. Die Entnahme einer Blut- 
probe kann namentlich bei der Verfolgung der 
künftigen Verkehrsordnungswidrigkeiten zu Be- 
weiszwecken notwendig sein. Andere geringfügige 
ärztliche Eingriffe können z. B. zur Feststellung der 
Zurechnungsfähigkeit dos Betroffenen erforderlich 
sein. In Zweifelsfällon werden die Verfolgungsbe- 
I hörden auf diese Feststellung nicht verzichten kön- 
nen, weil die Ahndung voraussetzt, daß der Be- 
troffene vorwerfbar gehandelt hat. 

I Für das Verfahren in Jugendsachen bestimmt Ab- 
; satz 5, daß von der Heranziehung der Jugend- 
I gerichtshilfe unter bestimmten Voraussetzungen ab- 
i gesehen werden kann. Eine entsprechende Regelung 
trifft § 38 Abs. 3 Satz 3 JGG für das Verfahren bei 
Übertretungen. Ob diese Regelung auch im Bußgeld- 
verfahren anwendbar wäre, könnte zweifelhaft sein. 
Eine ausdrückliche Regelung im Entwurf empfiehlt 
sich auch deswegen, weil die Ubertretungstatbe- 
stände in absehbarer Zeit ganz beseitigt werden 
sollen. 

Im übrigen ergibt sich aus der in Absatz 1 bestimm- 
ten „sinngemäßen" Anwendung von selbst, daß 
einzelne Vorschriften oder Gruppen von Vorschriften 
nicht gelten können. Dazu rechnen z. B. die Vor- 
schriften über die gerichtliche Voruntersuchung. 
Sie findet nur in bedeutenden Strafsachen statt; für 
Strafsachen, die zur Zuständigkeit des Amtsrichters 
(als Einzelrichter) gehören, ist sie nicht vorgesehen 
(§ 178 StPO). Die Vorschriften über die Eröffnung 
des Hauptverfahrens scheiden im üblichen Bußgeld- 
verfahren schon deshalb aus, weil das Verfahren 
hier in den Grundzügen nach dem Strafbefehlsver- 
I fahren gestaltet ist, in dem es ebenfalls keine Eröff- 
i nung des Hauptverfahrens gibt. Bei der Verfolgung 
i von zusammenhängenden Straftaten und Ordnungs- 
i Widrigkeiten (§ 33 Abs. 1 Nr. 2) kann jedoch das 
I Hauptverfahren auch wegen der Ordnungswidrig- 
I keit eröffnet werden (§ 52 Abs. 3), ebenso wenn das 
I Gericht im Strafverfahren die in der Anklage be- 
i zeichnete Tat nur als Ordnungswidrigkeit beurteilt 
; (§ 71). Die Vorschriften über die notwendige Ver- 
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teidigung können wegen der dort bestimmten Vor- 
aussetzungen nur teilweise sinngemäß gelten (so 
§ 140 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2 StPO; vgl. § 49). Im 
übrigen scheidet ihre sinngemäße Anwendung von 
selbst aus. Dies trifft auch auf andere Vorschriften 
zu, z. B. auf die §§ 87 bis 91 StPO über die Leichen- 
schau und die Vorschriften über das Schlußgehör 
(§ 169 a Abs. 2, § 169 b StPO). 

Daß einzelne Vorschriften der Strafprozeßordnung 
nicht oder nur abgewandelt anzuwenden sind, ergibt 
sich außerdem daraus, daß der Entwurf zahlreiche 
besondere Regelungen vorsieht. So folgt z. B. aus 
der Zuständigkeitsregelung, daß das Anklagemono- 
pol der Staatsanwaltschaft (§ 152 Abs. 1 StPO) nicht 
gilt. Das in § 152 Abs. 2 StPO bestimmte Legalitäts- 
prinzip ist in § 38 durch das Opportunitätsprinzip 
ersetzt. Für die sinngemäße Anwendung der 
§§ 153 ff. StPO fehlt die Grundlage, da diese Vor- 
schriften von dem Legalitätsprinzip ausgehen. Der in 
§ 160 StPO vorgeschriebene Erforschungsauftrag 

kann nur im Rahmen des Opportunitätsprinzips 
gelten. 

Für die Anhörung des Betroffenen sieht der Entwurf i 
in den Vorschriften über das Vorverfahren eine be- ' 
sondere Regelung vor (§ 43), die der Bedeutung | 
des Bußgeldverfahrens entspricht. Zu Verteidigern ! 
können künftig im Bußgeldverfahren grundsätzlich ; 
nur zugeiassene Rechtsanwälte sowie die Rechts- i 
lehrer an deutschen Hochschulen gewählt werden ' 
(§ 138 Abs. 1 StPO). Im Verfahren vor der Verwal- : 
tungsbehörde kann sie jedoch, da sie an Stelle des : 
Gerichts auch für die Ahndung der Ordnungswidrig- i 
keit zuständig ist und deshalb nach § 49 einen not- 
wendigen Verteidiger bestellen kann, anderen Per- 
sonen gestatten, als Verteidiger aufzutreten (§ 138 
Abs. 2 StPO). Diese Regelung berücksichtigt einer- 
seits die Interessen des Betroffenen, andererseits 
wahrt sie die berechtigten Belange der Rechtspflege. 

Im einzelnen werden sich aus der so abgcwandelten 
sinngemäßen Anwendung keine wesentlichen prak- 
tischen Schwierigkeiten ergeben, und zwar auch 
nicht im Verfahren der Verwaltungsbehörde. In der 
Mehrzahl aller Fälle kann der Sachverhalt durch 
die Vernehmung des Beschuldigten sowie von Zeu- 
gen und Sachverständigen aufgeklärt werden. Hier- 
für sind im Entwurf besondere Vorschriften vorge- 
sehen (§§ 43, 48), die gleichsam die Brücke schlagen 
zu den sinngemäß anzuwendenden Vorschriften der 
Strafprozeßordnung. Soweit Beschlagnahmen und 
Durchsuchungen in Betracht kommen, führt die sinn- 
gemäße Anwendung der Strafprozeßordnung zu 
einer größeren Bestimmtheit und Übersichtlichkeit. 
Die bisherige Regelung des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten, die das Beschlagnahme- und 
Durchsuchungsrecht eigenständig bestimmt, hat sich 
als lückenhaft erwiesen. Die Praxis ist deshalb schon 
jetzt gezwungen gewesen, die Vorschriften der 
Strafprozeßordnung entsprechend anzuwenden, um 
Lücken zu schließen und Zweifelsfragen zu klären. 

Zu § 38 — Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 

Die Vorschrift übernimmt im Grundsatz die Rege- j 
lung des § 7 OWiG. Sie wird jedoch vereinfacht und | 
den Grundzügen des neuen Verfahrens angepaßt. | 


Absatz 1 Satz 1 entspricht sachlich § 7 Abs. 1 
OWiG. Der Grundsatz der Opportunität wird jedoch 
nicht auf die Festsetzung der Geldbuße beschränkt, 
sondern schlechthin für die Verfolgung von Ord- 
nungwidrigkeiten ausgesprochen. Die Verfolgungs- 
behörde kann danach schon von der Einleitung eines 
Bußgeldverfahrens absehen, wenn eine Verfolgung 
der Ordnungswidrigkeit nicht geboten ist. Das 
pflichtgemäße Ermessen bestimmt auch den Umfang 
der Verfolgung. Die Verfolgungsbehörde kann also 
j die Verfolgung in tatsächlicher und rechtlicher Hin- 
I sicht begrenzen. Unwesentliche Tatteile oder un- 
I wesentliche Rechtsverletzungen kann sie also schon 
mit Hilfe des Opportunitätsprinzips ausscheiden, 
ohne daß es der sinngemäßen Anwendung des 
§ 154 a StPO bedarf. 

Im Gegensatz zu § 7 Abs. 1 OWiG stellt der Ent- 
wurf die Verfolgung nicht allein in das Ermessen 
der Verwaltungsbehörde, sondern allgemein in das 
Ermessen der Verfolgungsbehörde, weil in Aus- 
nahmefällen auch die Staatsanwaltschaft zur Ver- 
folgung berufen ist. Etwaige Bedenken, die Aus- 
übung des Verfolgungsermessens an Stelle der Ver- 
waltungsbehörde auch den Justizbehörden zu über- 
tragen, sind wie in der Einleitung der Begründung 
unter C. III. 11. dargclegt ist, nicht begründet. 

§ 7 Abs. 2 OWiG, wonach eine Geldbuße festzu- 
setzen ist, wenn ein öffentliches Interesse an der 
Verfolgung besteht, ist nicht übernommen. Diese 
Vorschrift begründet in einem gewissen Bereich den 
Verfolgungszwang und läßt in der Abgrenzung zu 
Absatz 1 den Eindruck entstehen, als sei der Er- 
messensspielraum für die Verwaltungsbehörde ge- 
rade (oder zumindest auch) dort gegeben, wo kein 
„öffentliches Interesse" an der Verfolgung besteht. 
Das führt zu Unklarheiten. Insbesondere bleibt dann 
zweifelhaft, wie der Begriff des „öffentlichen Inter- 
esses" auszulegen ist. 

Der Entwurf hält es für besser, die Grenzen des 
pflichtgemäßen Ermessens nicht näher zu bestim- 
men. Es versteht sich von selbst, daß das pflicht- 
gemäße Ermessen kein freies Ermessen ist, sondern 
von sachlichen Umständen bestimmt wird. Je nach 
der Art der Zuwiderhandlung und dem Zweck, der 
mit der Ahndung verfolgt wird, können die Um- 
stände, die eine Ahndung angezeigt sein lassen, ver- 
schieden sein und im Einzelfalle auch unterschied- 
liches Gewicht haben. Eine allgemeine Regelung, 
welche Umstände im Einzelfalle für die Ausübung 
des Ermessens maßgebend sein sollen, empfiehlt sich 
deshalb nicht. Sie würde im gewissen Widerspruch 
zu dem Grundgedanken des Opportunitätsprinzips 
stehen, insbesondere dann, wenn bei Vorliegen be- 
stimmter Voraussetzungen ein Verfolgungszwang 
oder ein Verfolgungsverbot vorgeschrieben wird. 

Der Entwurf übernimmt deshalb auch nicht die Re- 
gelung des § 7 Abs. 3 OWiG, wonach von der Fest- 
setzung einer Geldbuße abzusehen ist, wenn die 
Ordnungswidrigkeit unter Berücksichtigung aller 
Umstände ohne Bedeutung ist. Diese Vorschrift führt 
im übrigen zu ähnlichen Unklarheiten wie § 7 Abs. 2 
OWiG. Sie legt die Auslegung nahe, daß bei einer 
bedeutungslosen Ordnungswidrigkeit die Frage des 
öffentlichen Interesses (also z. B. Gründe der Gene- 
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ralprävention bei sich häufenden, aber an sich be- 
langlosen Verstößen) außer Betracht zu bleiben hat. 
Das ist jedoch nicht gemeint. Noch schwerer wiegen 
die verfahrensrechtlichen Schwierigkeiten, die auf 
der Grundlage des § 7 Abs. 3 OWiG entstehen. Die 
Vorschrift begründet die Pflicht, unter den dort 
umschriebenen Voraussetzungen von der Verfol- 
gung abzusehen, und schafft damit ein Verfahrens- 
hindernis, das in jeder Lage des Verfahrens von 
Amts wegen zu berücksichtigen ist. Es ist danach 
im gerichtlichen Verfahren eine Nachprüfung des 
Verfolgungsermessens notwendig, die unter Um- 
ständen dazu führt, den Bußgeldbescheid als unzu- 
lässig aufzuheben. Die Praxis hat jedoch gezeigt, 
daß das Ermessen der Verfolgungsbehörde kaum 
nachgeprüft werden kann, ohne daß das Gericht an 
dessen Stelle sein eigenes Ermessen setzt. 

Durch die Regelung in Absatz 1 Satz 2 soll klarge- 
stellt werden, daß die Verfolgungsbehörde ein von 
ihr eingeleitetes Verfahren auch wieder einstellen 
kann, solange es bei ihr anhängig ist. Ohne eine 
ausdrückliche Bestimmung könnte dies sonst trotz 
des Opportunitätsprinzips nicht ganz unzweifelhaft 
sein. 

Die in Absatz 2 Satz 1 vorgesehene Regelung, daß 
das Gericht ein bei ihm anhängiges Verfahren ein- 
stellt, wenn es eine Ahndung nicht für geboten hält, 
ermöglicht demgegenüber eine vereinfachte Erledi- 
gung des Verfahrens. Die Einstellung des Verfah- 
rens soll jedoch von der Zustimmung der Staats- 
anwaltschaft abhängig sein. Die Gründe hierfür sind 
in der Einleitung unter C. 111. 11. näher dargelegt. 
Die Bestimmung des Absatzes 2 Satz 2, daß der Be- 
schluß nicht anfechtbar ist, entspricht der Regelung 
in § 153 Abs. 3 Halbsatz 2 StPO. 

Zu § 39 — Zeugen 

Absatz 1 bestimmt, daß Zeugen im Bußgeldverfah- 
ren grundsätzlich nicht vereidigt werden. Diese Vor- 
schrift gilt, wie sich aus ihrer Stellung in dem Ab- 
schnitt „Gemeinsame Verfahrensvorschriften" er- 
gibt, für das Vorverfahren und auch das gerichtliche 
Verfahren. Sie entspricht § 55 Abs. 3 Satz 5 OWiG 
sowie der Regelung im Verfahren wegen Übertre- 
tungen und im Privatklageverfahren (§ 62 StPO). 

ln Übereinstimmung mit der Regelung, die für Über- 
tretungen gilt, beschränkt Absatz 2 die Dauer der 
Haft zur Erzwingung des Zeugnisses im Bußgeldver- 
fahren auf sechs Wochen. 


Zu § 40 — Akteneinsicht der Verwaltungsbehörde 

Satz 1 gibt der Verwaltungsbehörde das Recht zur 
Akteneinsicht und zur Besichtigung sichergestellter 
und beschlagnahmter Sachen (§ 94 StPO). Die Akten- 
einsicht ermöglicht es der Verwaltungsbehörde, sich 
für den Fall einer Beteiligung nach den §§ 51 und 65 
über den Stand und die Ergebnisse eines von der 
Staatsanwaltschaft betriebenen Ermittlungsverfah- 
rens oder des weiteren gerichtlichen Verfahrens 
nach Einspruch zu unterrichten. Ihr wird so Gelegen- 
heit gegeben, auf besondere Umstände hinzuweisen, 
die von ihrem Standpunkt aus für die Beurteilung 


der Sache von Bedeutung sind. Die Befugnis zur Be- 
sichtigung sichergestellter und beschlagnahmter Sa- 
chen ist erforderlich, weil die Verwaltungsbehörde 
auch im Verfahren bei der Einziehung dieser Sachen 
i mitwirken kann (vgl. § 51 Abs. 1 Satz 2 und § 65). 

Die Vorschrift entspricht dem § 434 der Reichsabga- 
i benordnung '). 

i Satz 2 stellt klar, daß der Verwaltungsbehörde die 
j Akten auf Antrag zur Einsichtnahme zu übersenden 
: sind. 


! DRITTER ABSCHNITT 

, Vorverfahren 

i 

I I. Allgemeine Vorschriften 

I Zu § 41 — Aufgaben der Polizei 

I 

’ Absatz 1 entspricht sachlich § 28 OWiG. Eine aus- 
drückliche Vorschrift über die Mitwirkung der Poli- 
j zoi im Bußgeldverfahren erscheint trotz der sinn- 
: gemäßen Anwendung der Strafprozeßordnung (§ 37 
Abs. 1) notwendig. Sonst könnte man meinen, daß 
die A.ulgaben der Polizei nach der Strafprozeßord- 
nung im Bußgeldverfahren von den Beamten der zu- 
ständigen Verwaltungsbehörde und ihren Unter- 
behörden wahrgenommen werden. Die Vorschrift 
stellt klar, daß dies nicht gewollt ist. 

Die Polizeibehörde ist verpflichtet, die Akten der 
zuständigen Verwaltungsbehörde zu übersenden, so- 
: fern sie nicht selbst für die Verfolgung und Ahn- 
; düng zuständig ist (§ 28). In den Fällen des Zusam- 
■ menhangs von Ordnungswidrigkeiten und Straf- 
; taten kann das Verfahren aber wesentlich verein- 
i facht werden, wenn die Polizei die gesamten Akten 
! der Staatsanwaltschaft vorlegt, Die Staatsanwalt- 
schaft kann dann entscheiden, ob sie die Verfolgung 
; der Ordnungswidrigkeit übernimmt. In Satz 3 ist 
dies berücksichtigt. 

j Soweit die Polizeibehörde nicht selbst Bußgeldbe- 
I hörde ist (§ 28), liegt es nicht in ihrem Ermessen, 
von der Einleitung eines Bußgeldverfahrens abzu- 
sehen. Hierzu ist nur die Verwaltungsbehörde be- 
fugt (§ 38 Abs. 1). Dies gilt selbst dann, wenn nur 
eine bedeutungslose Ordnungswidrigkeit festgestellt 
! wird. Die Beamten des Polizeidienstes müßten des- 
I halb sogar in diesen Fällen den Sachverhalt erfor- 
j sehen und ihre Verhandlungen der Verwaltungsbe- 
I hörde zur Entschließung vorlegen. Eine solche Rege- 
j lung würde einen unangemessenen Verfahrensauf- 
I wand erfordern und die Arbeit sowohl der Polizei- 
beamten als auch der Verwaltungsbehörden unnötig 
erschweren. Absatz 2 bestimmt deshalb, daß die Be- 
I hörden und Beamten des Polizeidienstes davon ab- 
j sehen können, Ermittlungen einzuleiten oder fort- 
j zusetzen, wenn eine Ordnungswidrigkeit bedeu- 
tungslos erscheint. Das . entspricht im Ergebnis der 
I Regelung des geltenden Rechts, die im Wege der 
! Auslegung aus § 7 Abs. 3 OWiG abgeleitet wird. 

I Nach dieser Vorschrift ist von einer Geldbuße ab- 


j h i. d. F. des Artikels 1 Nr. 1 des AO-StPO-ÄG-Entwurfs 
! (Drucksache IV 2476) 
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Zusehen, wenn eine Ordnungswidrigkeit unter Be- j 
rücksichtigung aller Umstände ohne Bedeutung ist. 
Daraus wird übereinstimmend gefolgert, daß in | 
einem solchen Falle die Polizei auch keine Ermitt- j 
lungen einzuleiten braucht. 

Welche Umstände eine Ordnungswidrigkeit als be- 
deutungslos kennzeichnen, wird in gleicher Weise 
wie im geltenden Recht zu beurteilen sein. Es wird 
maßgebend darauf ankommen, ob die Ordnungs- 
widrigkeit nach der äußeren und inneren Tatseite so 
leicht wiegt, daß nicht einmal ein Verwarnungsgeld 
angebracht wäre (§ 45). Hat die Polizei wegen einer 
solchen Ordnungswidrigkeit bereits Ermittlungen 
eingeleitet und Akten angelegt, so wird sie, sobald 
sich herausstellt, daß die Ordnungswidrigkeit be- 
deutungslos ist, davon absehen, weitere Ermittlun- 
gen durchzuführen, und die Sache zur abschließen- 
den Entscheidung der Verwaltungsbehörde zuleiten. 

Zu § 42 — Festnahme 

Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten enthält 
keine Vorschrift über die vorläufige Festnahme. Im 
Schrifttum wird ganz überwiegend angenommen, 
daß eine Verhaftung und vorläufige Festnahme zur 
Sicherung der Verfolgung der Ordnungswidrigkeit 
nicht zulässig seien, wohl aber eine kurzfristige 
vorläufige Festnahme zur Feststellung der Person | 
des Betroffenen. Der Entwurf schließt in § 37 Abs. 3 ; 
die Vorschriften der Strafprozeßordnung über die ! 
Verhaftung und vorläufige Festnahme ausdrücklich j 
aus und regelt in § 42 die Festnahme zur Fest- j 
Stellung der Person gesondert. 

Absatz 1 lehnt sich — abgesehen von sprachlichen 
Verbesserungen — an § 127 Abs. 1 StPO an, läßt 
jedoch die Festnahme nur durch bestimmte Personen 
zu und beschränkt diese Befugnis auf den Fall, daß 
die Person des Betroffenen nicht sofort festgestellt 
werden kann. Für ein Festnahmerecht in diesem 
Falle besteht ein unabweisbares praktisches Bedürf- 
nis. Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
wäre von vornherein erheblich eingeschränkt, wenn 
der Betroffene selbst von Ermittlungsbeamten nicht 
gehindert werden könnte, sich nach frischer Tat un- 
erkannt zu entfernen. Der Eingriff, den er zu dulden 
hat, ist im Verhältnis zu der Bedeutung der Tat 
auch nicht unangemessen. Er dient nur dem Zweck, 
seine Person festzustellen und endet, sobald dieser 
Zweck erreicht ist. Wirkt der Betroffene hierzu mit, 
z. B. durch Vorlage eines Ausweispapieres oder 
durch Hinweise, die eine Überprüfung seiner Perso- 
nalien ermöglichen, so ist seine Identifizierung in 
sehr kurzer Zeit möglich. 

Das Festnahmerecht wird aber nicht jedermann ein- 
geräumt. Es besteht kein Bedürfnis dafür, bei Ord- 
nungswidrigkeiten jeder Person die Befugnis zu ge- 
ben, den auf frischer Tat betroffenen oder verfolgten 
Täter festzunehmen. Die Festnahme zum Zwecke der 
Personenfeststellung durch jedermann käme prak- 
tisch nur bei Ordnungswidrigkeiten in Betracht, die 
vor den Augen der Öffentlichkeit begangen werden, 
also namentlich bei den sogenannten Polizeidelikten, 
die bislang als Übertretungen eingestuft waren. Der 
einzelne Staatsbürger fühlt sich bei diesen Delikten, 


die bloße Ordnungsverstöße darstellen, in der Regel 
aber nicht dazu aufgerufen, an Stelle der Polizei ein- 
zuschreiten. Das für jedermann auch bei Übertretun- 
gen geltende Festnahmerecht des § 127 Abs. 1 StPO 
hat deshalb keine praktische Bedeutung erlangt. Es 
ist bei Ordnungswidrigkeiten im übrigen unange- 
messen, weil die Ausübung des Rechts durch Per- 
sonen, die damit nicht vertraut sind, für den Be- 
troffenen zu einem gefährlichen Eingriff werden 
kann, der in keinem angemessenen Verhältnis zur 
Bedeutung des von ihm begangenen Verstoßes ste- 
hen würde (so z. B. die Festnahme bei Verkehrs- 
zuwiderhandlungen im fließenden Verkehr). 

Gegen die Beschränkung des Festnahmerechts, wie 
sie der Entwurf vorsieht, kann zwar geltend ge- 
macht werden, daß dem Staatsbürger die Unter- 
scheidung zwischen Straftaten und Ordnungswidrig- 
keiten nicht deutlich erkennbar ist. Für ihn kann es 
deshalb unklar sein, ob er das Recht zur Festnahme 
hat oder nicht und er müßte das Risiko der unzu- 
treffenden Bewertung mindestens insoweit tragen, 
als der Täter dann das Recht der Notwehr hätte. 
Solche Grenzfälle können jedoch vernachlässigt wer- 
den, weil sie keine praktische Bedeutung haben. 
Der einzelne Staatsbürger entschließt sich erfah- 
rungsgemäß nur dann zur Festnahme, wenn es sich 
um eine Straftat von einigem Gewicht handelt. An- 
ders ist die Lage meist dann, wenn ihn persönliche 
Gründe dazu bestimmen, gegen den Betroffenen 
Zwangsmittel anzuwenden. Es ist dann aber nicht 
ungerechtfertigt, wenn ihn in einem Grenzfall auch 
das Risiko einer unzutreffenden Bewertung der Tat 
trifft. 

Der Entwurf räumt das Festnahmerecht nicht nur 
den Beamten des Polizeidienstes ein (Satz 1), son- 
dern auch den Außenbeamten der Verwaltungsbe- 
hörde im Bereich ihrer Ermittlungstätigkeit (Satz 2). 
Dafür besteht bei Ordnungswidrigkeiten, die in der 
Regel nicht von der Polizei ermittelt werden (z. B. 
im Grenzverkehr), ein berechtigtes Bedürfnis. 

Absatz 2 bestimmt, daß der Festgenommene unver- 
züglich einer Polizeidienststelle, also nicht der zu- 
ständigen Verwaltungsbehörde, vorzuführen ist. Im 
Falle einer Vorführung vor die Verwaltungsbehörde 
bestände zwar die Möglichkeit, daß der Betroffene 
sofort zur Sache vernommen werden und dies zur 
Erledigung des Verfahrens führen könnte (Erlaß 
eines Bußgeldbescheides). Das Ziel der Festnahme 
ist es jedoch nicht, den Sachverhalt beschleunigt 
aufzuklären, sondern nur, die Person des Betroffe- 
nen festzustellen. Diese Feststellung wird die Poli- 
zei erfahrungsgemäß eher treffen können als die 
zuständige Verwaltungsbehörde. Die Vorführung 
vor der Verwaltungsbehörde hätte zudem den Nach- 
teil, daß im Einzelfall zweifelhaft sein kann, welche 
Verwaltungsbehörde zuständig ist. 

Der Betroffene ist sofort nach Feststellung seiner 
Person freizulassen. Ist die Feststellung der Person 
des Betroffenen nicht möglich, so muß er spätestens 
an dem Tage nach der Festnahme wieder freige- 
lassen werden. Verweigert er jedoch auch der Polizei 
gegenüber die Angabe zur Person, so kann er wegen 
einer Übertretung nach § 360 Abs. 1 Nr. 8 StGB 
verfolgt werden. 
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Zu § 43 — Anhörung des Betroffenen 

§ 43 bringt eine ausdrückliche Regelung über die 
Anhörung des Betroffenen, weil die bloße sinnge- 
mäße Anwendung des § 163 a StPO (vgl. § 37 
Abs. 1) über die Vernehmung des Beschuldigten zu 
Auslegungsschwierigkeiten führen müßte und die 
Durchführung des Bußgeldverfahrens unangemessen ; 
erschweren könnte. i 

Nach Absatz 1 in Verbindung mit § 163 a Abs. 1 StPO i 
ist dem Betroffenen spätestens vor dem Abschluß ' 
der Ermittlungen Gelegenheit zu geben, sich zu der ; 
Beschuldigung zu äußern, es sei denn, daß das Ver- i 
fahren zur Einstellung führt. Eine förmliche Verneh- ! 
mung des Betroffenen, wie sie der § 163 a Abs. 1 i 
Satz 1 StPO für Strafsachen grundsätzlich vor- | 
schreibt, ist im Bußgeldverfahren wegen der weniger j 
bedeutsamen Unrechtsfolgen in der Regel nicht not- | 
wendig. § 163 a Abs. 1 Satz 2 läßt es sogar im Straf- 
verfahren bei einfachen Sachen genügen, daß der 
Beschuldigte nur Gelegenheit erhält, sich schriftlich 
zu äußern. Die Gelegenheit zur Äußerung soll des- 1 
halb im Bußgeldverfahren grundsätzlich eine aus- 
reichende Anhörung sein. Diese Regelung schließt 
aber nicht aus, daß der Betroffene förmlich vernom- 
men wird. Absatz 1 läßt es nur „genügen", daß dem 
Betroffenen die Gelegenheit zur Äußerung gegeben 
wird. 

In welcher Weise der Betroffene seine Äußerung zur 
Beschuldigung abgeben kann, wird nicht ausdrück- 
lich bestimmt. Es wird danach ausreichen, daß der 
Betroffene sich mündlich äußern kann. Bei massen- i 
haft vorkommenden Ordnungswidrigkeiten, die ! 
keine große Bedeutung haben und bei denen nur / 
eine verhältnismäßig geringe Geldbuße in Betracht | 
kommt, kann das Verfahren so möglichst einfach : 
und schnell durchgeführt werden. Bedenken dagegen 
bestehen schon deswegen nicht, weil es der Betrof- 
fene in der Hand hat, ob er den Bußgeldbescheid 
hinnimmt oder ob er durch einen Einspruch eine 
nähere Aufklärung des Sachverhalts im gerichtlichen 
Verfahren herbeiführen will. 

Auch der Absatz 2 soll der Vereinfachung des Ver- 
fahrens dienen. Im Bußgeldverfahren soll zumindest 
in einfachen Sachen davon abgesehen werden kön- 
nen, den Betroffenen darüber zu belehren, daß er 
das Recht habe, sich des Beistandes eines Verteidi- 
gers zu bedienen. Bei geringfügigen, massenhaft 
vorkommenden Ordnungswidrigkeiten ist eine sol- 
che Belehrung nicht mehr angemessen. Sie er- 
scheint auch zum Schutze des Betroffenen nicht er- 
forderlich, weil ihm keine bedeutsame Unrechtsfolge 
droht. 


Zu § 44 — Abschluß der Ermittlungen 

Die Vorschrift, daß die Verfolgungsbehörde den 
Abschluß der Ermittlungen in den Akten zu ver- 
merken hat, wenn sie die weitere Verfolgung der 
Ordnungswidrigkeit erwägt, steht im Zusammen- 
hang mit den Vorschriften der Strafprozeßordnung 
über die Akteneinsicht, die sinngemäß gelten (§ 37 i 
Abs. 1). § 44 will den Zeitpunkt der unbeschränkten i 
Akteneinsicht (§ 147 Abs. 1, 2 StPO) festlegen. Aus ; 
der sinngemäßen Anwendung der Strafprozeßord- j 


nung würde sich dieser Zeitpunkt nicht hinreichend 
genau ergeben, namentlich nicht im Verfahren der 
Verwaltungsbehörde. Für eine ausdrückliche Vor- 
schrift spricht vor allem, daß auch für das Straf- 
befehlsverfahren in § 407 Abs. 4 Satz 1 StPO eine 
besondere Bestimmung getroffen ist. 

Die Anwendung dieser Vorschrift wird selbst bei 
massenhaft vorkommenden Verfahren zu keinen 
Schwierigkeiten führen, da der Abschluß der Ermitt- 
lungen formularmäßig oder mittels eines Stempels 
vermerkt werden kann. 


11. Verwarnungsverfahren 

Die Regelung des § 8 OWiG über die Verwarnung 
hat sich in der Praxis auf den verschiedenen Sach- 
gebieten des Rechts der Ordnungswidrigkeiten als 
zu eng und zu schwerfällig erwiesen. Es wird na- 
mentlich geltend gemacht, daß die in Verbindung 
nit der Verwarnung zulässige Höchstgebühr unzu- 
eichend sei. Bei einer so geringen geldlichen Ein- 
buße fehle der Verwarnung vielfach der notwendige 
Nachdruck, der den Betroffenen dazu anhalten soll, 
sich künftig ordnungsgemäß zu verhalten. Die vor- 
geschricbene Schriftform, die sich auf die Belehrung, 
die Verwarnung und die Zahlung der Gebühr er- 
strecken muß, erfordere einen Verfahrensaufwand, 
der in keinem Verhältnis zur geldlichen Einbuße 
stehe, die dem Täter abverlangt werde. Die Verwal- 
tungsbehörden haben aus diesen Gründen in weitem 
Umfang davon abgesehen, gebührenpflichtige Ver- 
warnungen zu erteilen und entweder einen Bußgeld- 
bescheid erlassen oder sich darauf beschränkt, nur 
eine formlose Verwarnung auszusprechen. Bei dieser 
Praxis werden als unvermeidliche Folgen in Kauf 
genommen, daß auch bei geringfügigen Zuwider- 
handlungen förmliche Verfahren durchgeführt wer- 
den und daß in den übrigen Fällen die mündliche 
Verwarnung oft einen nur sehr begrenzten Erfolg 
hat, weil ihr der notwendige Nachdruck fehlt. Als 
fühlbarer Mangel hat sich weiterhin erwiesen, daß 
nur der Verwaltungsbehörde, nicht aber dem Poli- 
zeibeamten die Befugnis zusteht, eine Verwarnung 
auszusprechen und damit das Verfahren in rascher 
und wirksamer Weise zu erledigen. Einzelne Bun- 
desländer haben deswegen bereits Rechtsvorschrif- 
ten erlassen, die dem Beamten des Polizeidienstes 
diese Möglichkeit einräumen (vgl. z. B. § 24 Abs. 2 
des bremischen Polizeigesetzes vom 5. Juli 1960, 
Sammlung des bremischen Rechts 205 — a — 1 ; § 23 
des hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicher- 
heit und Ordnung vom 17. Dezember 1964, Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Hessen II 
310—10). 

Im Gegensatz zu § 8 OWiG hat sich die im bisheri- 
gen § 22 StVG getroffene Regelung über die gebüh- 
renpflichtige Verwarung bei Verkehrsübertretungen 
im allgemeinen gut bewährt. Dieses Verfahren ist in 
förmlicher Hinsicht vereinfacht. Eine Bescheinigung 
wird lediglich über die Zahlung der Gebühr erteilt, 
und zwar in Form eines Vordrucks. Die Anwen- 
dungsmöglichkeit des Verwarnungsverfahrens ist 
dadurch erweitert, daß der Höchstbetrag der Gebühr, 
der ursprünglich auf zwei Deutsche Mark begrenzt 
war, später auf fünf Deutsche Mark heraufgesetzt 
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worden ist. Hierfür hat sich in der Praxis ein unab- ' 
weisbares Bedürfnis gezeigt. Von der Einrichtung 
der gebührenpflichtgen Verwarnung wird heute bei 
Verkehrsübertretungen in einer außerordentlich 
großen Zahl von Fällen Gebrauch gemacht; ohne sie 
wäre eine umfassende Bekämpfung von Verkehrs- ; 
Zuwiderhandlungen, die aus Gründen der Verkehrs- i 
Sicherheit unerläßlich ist, vereitelt. Die Praxis neigt | 
dazu, die gesetzlichen Voraussetzungen für die Er- ' 
teilung der Verwarnung ausdehnend auszulegcn, um ; 
den Anwendungsbereich dieser Einrichtung soweit j 
wie möglich auszuschöpfen. j 

Diese Entwicklung beweist das Bedürfnis dafür, j 
das bisherige Verwarnungsverfahren bei Ordnungs- | 
Widrigkeiten zu vereinfachen und seinen Anwen- 
dungsbereich zu erweitern. Der Entwurf will dies in 
mehrfacher Hinsicht verwirklichen: Er verzichtet 
weitgehend auf die Schriftlichkeit des Verfahrens 
und lehnt sich damit in diesem Punkte an die be- 
währte Verfahrensregelung des bisherigen § 22 
StVG an. Außerdem setzt der Entwurf die Höchst- 
grenze des Geldbetrages, der in Verbindung mit der 
Verwarnung von dem Betroffenen erhoben werden 
kann, nicht unwesentlich herauf, um so möglichst 
viele Fälle zu erfassen, die sonst in einem förm- 
lichen Verfahren erledigt werden müßten. 

Freilich kann hei einem Geldbetrag bis zu zwanzig 
Deutsche Mark, der zur nachdrücklichen Verwar- 
nung des Betroffenen erhoben werden kann, nicht 
mehr von der Zahlung einer „Gebühr" gesprochen 
werden. Gegen die Verwendung dieses Begriffs in 
§ 8 OWiG und im bisherigen § 22 StVG werden 
schon jetzt im Schrifttum und in der Rechtsprechung 
Bedenken geäußert, obwohl dort der Höchstbetrag 
der „Gebühr" nur auf zwei bzw. fünf Deutsche Mark 
festgesetzt ist. Inwieweit diese Bedenken berechtigt 
sind, kann auf sich beruhen. Der Gedanke, einen 
Verwaltungsaufwand gebührenmäßig abzugelten, 
rechtfertigt es jedenfalls nicht, von dem Betroffenen 
für eine Verwarnung einen Geldbetrag bis zu zwan- 
zig Deutsche Mark zu erheben, namentlich dann 
nicht, wenn der Geldbetrag nicht nach dem Umfang 
des Vcrwaltungsaufwandes, sondern allein danach 
bemessen wird, welcher Art die Zuwiderhandlung 
ist und ob der Betroffene wegen der Zuwiderhand- 
lung einen mehr oder minder fühlbaren Denkzettel 
verdient. Der Entwurf ersetzt deshalb die Bezeich- 
nug „Gebühr" durch „Verwarnungsgeld". Damit 
wird die dem Betroffenen auferlegte geldliche Ein- 
buße, die der Verwarnung Nachdruck verleihen soll, 
ihrer Art nach hinreichend deutlich gekennzeichnet. 

Der Entwurf erweitert den Anwendungsbereich des 
Verwarnungsverfahren schließlich dadurch, daß er 
die Befugnis, eine Verwarnung auszusprechen und 
ein Verwarnungsgeld zu erheben, unter bestimmten 
Voraussetzungen auch den Beamten des Polizei- 
dienstes einräumt (§ 46 Abs. 2). Hierfür besteht nicht 
nur bei Verkehrsordnungswidrigkeiten, sondern 
auch bei anderen Ordnungswidrigkeiten, die zu der 
Gruppe der sogenannten Polizeidelikte gehören, ein 
unabweisbares Bedürfnis. Diese Delikte können, 
soweit sie geringfügiger Art sind, durch das polizei- 
liche Verwarnungsverfahren rascher und wirksamer 
bekämpft werden als im förmlichen Verfahren der 
Verwaltungsbehörde. Der Entwurf folgt insoweit 
dem Vorbild einzelner Landesgesetze. Den Beden- 


ken, daß den Beamten des Polizeidienstes ein zu 
weites Ermessen eingeräumt wird, wenn sie ein Ver- 
warnungsgeld bis zu zwanzig Deutsche Mark erhe- 
ben können, begegnet der Entwurf durch eine beson- 
dere Vorschrift. Nach § 47 Abs. 2 sollen allgemeine 
Ermächtigungen, eine Verwarnung auszusprechen, 
nähere Bestimmungen enthalten über die Erteilung 
der Verwarnung und die Höhe des Verwarnungs- 
goldes, und zwar etwa nach Art eines Katalogs. 


Zu § 45 — Verwarnung durch die Verwaltungs- 
behörde 

Absatz 1 läßt das Verwarnungsvorfahren bei „ge- 
ringfügigen" Ordnungswidrigkeiten zu. Der bishe- 
rige § 22 StVG spricht von „leichteren" Verkehrs- 
zuwiderhandlungen, der § 8 OWiG nennt Fälle von 
„geringer" Bedeutung. Der Entwurf will den Anwen- 
dungsbereich des Verwarnungsverfahrens im Ver- 
gleich zu diesen Vorschriften etwas erweitern. Dies 
sprachlich genau zu beschreiben, ist aber kaum mög- 
lich. Der Praxis wird die etwas unbestimmte Abgren- 
zung gleichwohl keine beträchtlichen Schwierigkei- 
ten bereiten, weil der Kreis der in Betracht kom- 
menden Fälle zugleich auch durch den Höchstbetrag 
des Verwarnungsgeldes hinreichend klar Umrissen 
wird. 

Absatz 2 entspricht im wesentlichen § 8 Abs. 2 
Satz 1 OWiG und dem bisherigen § 22 Abs. 1 Satz 2 
StVG. Diese Regelungen werden allerdings in der 
Hinsicht erweitert, daß das Verwarnungsgeld nicht 
stets sofort bezahlt zu werden braucht, sondern daß 
dem Betroffenen auch eine kurze Zahlungfrist be- 
willigt v/erden kann. In der Praxis hat sich gezeigt, 
daß diese Erweiterung aus Gründen der Gerechtig- 
keit und der Zweckmäßigkeit geboten ist. 

Der Betroffene, der nicht in der Lage ist, das Ver- 
warnungsgeld an Ort und Stelle zu bezahlen, weil 
er nicht so viel Geld bei sich hat, wäre gegenüber 
demjenigen, der das Verwarnungsgeld sofort zahlen 
kann, benachteiligt. Es wäre ungerecht, wenn seine 
Tat allein wegen dieses, vielleicht zufälligen Um- 
standes nur in einem förmlichen Verfahren abgerügt 
werden könnte. 

Für die Regelung, daß dem Betroffenen zur Zahlung 
I eine Frist bewilligt werden kann, sprechen auch 
i Zweckmäßigkeitsgründe. Es ist zu berücksichtigen, 

: daß künftig die Festsetzung eines Verwarnungs- 
' geldes bis zu zwanzig Deutsche Mark auch durch Be- 
amte des Polizeidienstes zulässig ist (§ 46 Abs. 2). 
Ob es zweckmäßig ist, daß diese Beamten, die bis- 
her nur eine Gebühr bis zu fünf Deutsche Mark in 
; Empfang nehmen können, künftig auch höhere Ver- 
; Warnungsgelder an Ort und Stelle kassieren oder 
; ob diesem Verfahren psychologische Bedenken oder 
Sicherheitsgründe entgegenstehen, läßt sich ohne 
l)raktische Erfahrung nicht sicher beurteilen. Der 
Entwurf entscheidet sich deshalb in Satz 2 für eine 
bewegliche Regelung, die durch Verwaltungsvor- 
schriften der Länder ausgefüllt und den praktischen 
Bedürfnissen angepaßt werden kann. Für die Zah- 
lung des Verwarnungsgeldes kann danach eine Frist 
auch dann bewilligt werden, wenn es höher ist als 
fünf Deutsche Mark. Die Praxis wird zeigen, inwie- 
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weit es sich empfiehlt, von dieser Möglichkeit Ce- 
hraiich zu machen. 

nie Zahlungsfrist, die dem Betroffenen eingeräumt 
weiden kann, muß jedoch verhältnismäßig kurz sein. 
Eine längere Frist widerspricht dem (Grundgedan- 
ken der Verwarnung, die Sache möglichst rasch zu 
erledigen. Dc^r Entwurf bestimmt daher, daß eine) 
Frist von dreä Tagen bewilligt werden kann. 

Das Verwarnungsgeld ist innerhalb dieser Frist an 
die „hierfür bestimmte Stelle" zu zahlen. Das kann 
die Verwaltungsbehörde, aber auch eine besondere' 
Kasse oder Zahlstelle sein. Eine solche Bestimmung 
wird bei der Verwarnung namentlich dann in Be- 
tracht kommen, wenn für die Verwaltungsbehörde 
c'ine andere Stelle die Kassengeschäfte führt. 

Wegen der großen praktischen Bedeutung, die das 
Verwarnungsverfahren erlangen wird, hält der Ent- 
wurf eine ausdrückliche Regelung der Frage für c'r- 
fordcrlich, ob für die Einhaltung der Frist der Tag 
der Absendung oder des Eingangs entscheidend ist. 
Dabei sieht er bewußt davon ab, alle in Betracht 
kommenden Zahlungsmöglichkeiten (z. B. Bankauf- 
trag, Postschecküberweisung) zu erfassen, weil bei 
der Masse der Vh'rfahren eine klare und einfache' 
Regelung unerläßlich ist. Es reicht danach aus, daß 
das Verwa^'nungsgeld innerhalb der Frist von drei 
Tagen bei der Post eingezahlt wird. Das entspricht 
der in clor Bevölkerung allgemein geläufigen Be- 
stimmung „Poststempel genügt". 

Wird das Vorwarnungsgelcl nicht fristgerecht ge- 
zahlt, so ist die Verwarnung nicht wirksam. Die 
Sache muß dann im ordentlichen Bußgeldverfahren 
erledigt werden. Das kann zwar in Grenzfällen zu 
Unbilligkeiten führen, so z. B., wenn die Einzahlung 
ohne Verschulden des Betroffenen zu spät kommt. 
Der Entwurf verzich.tet gleichwohl auf eine' beson- 
dere Regelung zur Vermeidung derartiejer Unbillig- 
keiten, weil aus praktischen Gründen eine einfache 
Verfahrensregelung, die der Masse der hier in Be- 
tracht kommenden Fälle gerecht wird, dringend ge- 
boten ist. 

Nach Absatz 3 Satz 1 wird über die Verwarnung, 
die Höhe des Verwarnungsgeldes und die Zahlung 
oder die etwa bestimmte Zahlungsfrist eine Beschei- 
nigung erteilt. Diese Vorschrift entspricht sachlich 
dem § 22 Abs. 1 Satz 3 StVG. Sie berücksichtigt aller- 
dings, daß künftig das Verwarnungsgeld nicht in 
allen Fällen sofort zu zahlen ist. Satz 2 stellt klar, 
daß Auslagen und Gebühren nicht erhoben werden. 
Nach den Verwaltungskostenvorschriften der Län- 
der könnten sich sonst in dieser Frage Zweifel er- 
geben. 

Absatz 4 entspricht sachlich dem § 8 Abs. 3 OWiG 
und dem bisherigen § 22 Abs. 2 StVG. Die Recht- 
sprechung hat diese Regelung in dem einschränken- 
den Sinne ausgelegt, daß nach Erteilung der Ver- 
warnung eine Verfolgung nur unter dem tatsäch- 
lichen und rechtlichen Gesichtspunkt ausgeschlossen 
ist, unter dem die Verwarnung erleilt worden ist 
(vgl. BGFISt 17, 101). Der Entv/urf möchte diese 
Frage nicht ausdrücklich entscheiden. Der Rechtspre- 
chung soll ein gewisser Spielraum gelassen werden, 
der es ihr ermöglicht, eine den Umständen des Ein- 
zelfalles angemessene Lösung zu finden. Da der Ent- 
wurf die Fassung des geltenden Rechts im wesent- 


lichen beibehält, ist die Rechtsprechung auch nicht 
gc'hinclerf, die Vorschrift weiter in dem bisherigen 
Sinnc' auszulegen. 

Zu § 46 — • Verwarnung durch Beamte des Außen- 
und Polizeidienstes 

Di(' Bc'fugnis zur Erteilung einer Verwarnung und 
zur Erhebung eines Verwarnungsgeldes ist nach 
§ 45 Abs. 1 der Verwaltungsbehörde eingeräumt. 
W elche Personen diese Befugnis für sie wahrneh- 
m('n können, ist eine Frage der inneren Behörden- 
organisation. Danach wird der Leiter der Verwal- 
tungsbehörde zu entscheiden haben, welche Per- 
sonen in sachlicher und persönlicher Hinsicht geeig- 
nc't sind, insoweit die Verwaltungsbehörde zu ver- 
Irc'tc-n. Auf bestimmten Sachgebieten kann es aus 
nraktischen Gründen geboten sein, auch Außen- 
beamle zu ermächtigen, eine Verwarnung zu er- 
b'ilen und ein Verv/arnungsgelci zu erheben, so 
/.. B. auf dem Gebiete des Paßwesens und des 
Außenwirtschaftsverkehrs. Absatz 1 bestimmt für 
diese Fälle, daß die Personen sich dementspre- 
chend auszuweisen haben. Dies entspricht der bisher 
in § 2.2 Abs. 1 StVG getroffenen Regelung. Für den 
Betrolfenc'n wird auf diese WVise die Berechtigung 
des Beamten, eine Verwarnung zu erteilen, eindeu- 
tig klargestellt. 

Asbsatz 2 gibt unter bestimmten Voraussetzungen 
auch den Beamten des Polizeidienstes die Befugnis, 
bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten eine Ver- 
warnung zu erteilen und Verwarnungsgeld zu er- 
heben, auch wenn die Polizeibehörde nicht Verwal- 
lungsbehörde im Sinne des § 28 ist. Die Gründe für 
diese Erweiterung des geltenden Rechts sind in der 
Vcubemerkung zu diesem Unterabschnitt dargelegt. 
Die Befugnis nach § 45 soll nur den Beamten des 
Polizeiclienstes zustehen, die hierzu besonders er- 
mächtigt sind und sich durch ihre Dienstkleidung 
oder in anderer Weise ausweisen. Das entspricht 
der Regelung des bisherigen § 22 Abs. 1 Satz 1 
. StVG. 

Die Frage, in welchem Verfahrensabschnitt eine 
■ Verwarnung durch Polizeibeamte noch zulässig sein 
soll, entscheidet der Entwurf vorwiegend nach prag- 
matischen Gesichlspunkten. Sie sind auch für die Ein- 
richtung des Verwarnungsverfahrens überhaupt 
: maßgebend. Mit Flilfe des Verwarnungsverfahrens 
: kann bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten das 
; umständlichere förmliche Verfahren vermieden und 
' der so ersparte Arbeits- und Verwaltungsaufwand 
: dazu benutzt werden, die Einhaltung der gesetz- 
1 liehen Gebote und Verbote verstärkt zu überwachen. 

: Dieses Verfahren anzuwenden, empfiehlt sich aus 
: der Sicht der polizeilichen Tätigkeit namentlich in 
' den Fällen, in denen die Polizeibeamten im Rahmen 
I ihres Ermittlungsauftrages nach § 41 Orclnungs- 
i widricjkeiten feststellen oder verfolgen. Andernfalls 
j miißten die Polizeibeamten selbst bei geringfügigen 
Ordnungswidrigkeiten schriftliche Vernehmungen 
durchführen, Akten anlegen und die Verhandlung 
der Verwaltungsbehörde übersenden. Anders ist 
^ allerdings die Sachlage, wenn die Polizei von der 
' zuständigen Verwaltungsbehörde ersucht wird, den 
; Sachverhalt zu ermitteln. In solchen Fällen muß die 
i wc'itere Entscheidung über das Verfahren der Ver- 
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waltungsbehörde verbleiben. Sonst könnte die Poli- | 
zei ein anhängiges Bußgeldverfahren durch eine 
Verwarnung sogar dann zum Abschluß bringen, 
wenn dies im Widerspruch zu der Auffassung der 
Verfolgungsbehörde stehen würde. 

Der Entwurf läßt deshalb die Möglichkeit der Ver- 
warnung nur zu, soweit die Beamten der Polizei 
eine Ordnungswidrigkeit entdecken oder im „ersten 
Zugriff" verfolgen. Der Begriff des „ersten Zugriffs", 
der im Schrifttum seit langem zur Kennzeichnung 
der ersten Ermittlungstätigkeit verwendet wird, 
grenzt den Anwendungsbereich der Vorschrift in 
zweifacher Weise ein: Die Ermittlungshandlungen 
dürfen einmal zeitlich das erste Stadium noch nicht 
überschritten haben. Liegt die erste Ermittlungs- 
tätigkeit schon einige Zeit zurück, so sind regel- 
mäßig Akten angelegt, die dann auch der zustän- 
digen Verwaltungsbehörde zur Entscheidung vor- 
gelegt werden sollten. Das Verwarnungsverfahren 
durch die Polizei kommt außerdem nur in Betracht, 
wenn die Polizei von sich aus einschreitet, also 
nicht auf Ersuchen oder im Auftrag der Verfolgungs- 
behörde tätig wird. Im letzteren Falle handelt sic 
nicht mehr im „ersten Zugriff", vielmehr läßt dann 
die Verwaltungsbehörde in einem bereits laufenden 
Verfahren durch die Polizei Ermittlungshandlungen 
vornehmen (§ 161 StPO i. V. m. § 37 Abs. 1 des Ent- 
wurfs). 

Der Begriff des ersten Zugriffs fordert hingegen 
nicht, daß der Polizeibeamte die Tat von sich aus 
entdeckt. Es reicht aus, daß er sie verfolgt. Das er- 
gibt sich schon aus der Gegenüberstellung der Merk- 
male „entdecken" und „im ersten Zugriff verfolgen". 
Eine Verwarnung mit einem Verwarnungsgeld kann 
hiernach auch erteilt werden, wenn der Polizei- ^ 
beamte von anderen Personen auf die Ordnungs- | 
Widrigkeit hingewiesen wird oder wenn er von | 
einem anderen Beamten über den Sachverhalt unter- j 
richtet wird und dann selbst die ersten Ermittlungs- 1 
handlungen zur Aufklärung des Sachverhalts durch- | 
führt, z. B. durch Anhörung des Betroffenen. ; 

Die Beamten des Polizeidienstes werden das Ver- 
warnungsverfahren hauptsächlich im Außendienst 
anwenden. Gerade bei dieser Tätigkeit besteht, wie j 
sich in der Praxis gezeigt hat, ein unabweisbares j 
Bedürfnis für ein vereinfachtes Verfahren. Es ist | 
deshalb geprüft werden, ob die Befugnis nach § 45 
nur den Beamten des Polizeidienstes übertragen 
werden sollte, die im Außendienst tätig werden. 
Eine solche Beschränkung hält der Entwurf jedoch 
aus praktischen Gründen nicht für empfehlenswert. 
Bei den künftigen Verkehrsordnungswidrigkeiten 
kann, soweit die Behörden oder Dienststellen der 
Vollzugspolizei nicht Bußgeldbehörden sind, ein 
Verwarnungsverfahren durch Beamte geboten sein, 
die zeitweise im Innendienst (z. B. auf dem Polizei- : 
revier) ihren Dienst verrichten. Der Beamte im | 
Außendienst kann sich dann in den Fällen, in denen ; 
Anhaltspunkte für eine Ordnungswidrigkeit gege- ; 
ben sind, er aber den Täter nicht festzustellen ver- 
mag, darauf beschränken, den in Betracht kommen- 
den Täter hierüber in geeigneter Weise (z. B. durch : 
Anheften eines Zettels am Wagen) zu unterrichten ^ 
und ihm nahelegen, sich wegen des Vorfalls an eine 
bestimmte Polizeistation zu wenden. Dieses Verfah- 
ren wird schon jetzt in der Praxis weitgehend ge- 


handhabt. In einem solchen Falle sollte auch der Be- 
amte, der vorübergehend im Innendienst tätig wird, 
die Befugnis haben, die Verwarnung auszusprechen. 
Der Personenkreis, dem die Befugnis nach § 45 zu- 
stehen soll, kann im einzelnen durch die Ermächti- 
gung nach § 47 Abs. 2 angemessen begrenzt werden. 

Zu § 47 — Ermächtigung zur Erteilung der Verwar- 
nung 

Nach Absatz 1 Satz 1 erteilt die oberste Dienstbe- 
hörde des Beamten oder die von ihr bestimmte Be- 
hörde die Ermächtigung nach § 46 Abs. 2. Diese 
Regelung entspricht dem bisherigen § 22 Abs. 3 
StVG. Da den Beamten des Polizeidienstes künftig 
nicht nur bei Verkehrsordnungswidrigkeiten, son- 
dern allgemein bei Ordnungswidrigkeiten die Be- 
fugnis eingeräumt werden kann, eine Verwarnung 
mit einem Verwarnungsgeld auszusprechen, muß 
j die Vorschrift über die Erteilung der Ermächtigung 
! ergänzt werden. Die Durchführung des Verwar- 
i nugsverfahrens greift in die Kompetenz der sachlich 
i zuständigen Verwaltungsbehörde ein, weil diese 
1 nach Zahlung des Verwarnungsgeldes gehindert ist, 

I die Tat als Ordnungswidrigkeit zu verfolgen. Des- 
j halb bestimmt Satz 2, daß sich die oberste Dienst- 
i behörde wegen der Frage, bei welchen Ordnungs- 
widrigkeiten Ermächtigungen nach § 46 Abs. 2 er- 
teilt werden sollen, mit der zuständigen Behörde ins 
Benehmen setzen soll. Da es unangemessen wäre, 
wenn sich die oberste Dienstbehörde jeweils mit 
den einzelnen Verwaltungsbehörden ins Benehmen 
setzen müßte, bestimmt Satz 3, daß zuständige Be- 
hörde bei Ordnungswidrigkeiten, für deren Ver- 
folgung und Ahndung eine Verwaltungsbehörde des 
Bundes zuständig ist, der fachlich zuständige Bun- 
desminister ist, sonst die fachlich zuständige oberste 
Landesbehörde. Wenn der Entwurf die Fassung 
wählt, daß sich die oberste Dienstbehörde mit der 
zuständigen Behörde ins Benehmen setzen „soll", 
so ist damit nicht gemeint, daß dies im Ermessen der 
obersten Dienstbehörde liegt. Sie ist vielmehr dazu 
verpflichtet, das Einvernehmen mit der zuständigen 
Behörde herzustellen. Das Wort „soll" wählt der 
Entwurf nur deshalb, um der unerwünschten Aus- 
legung vorzubeugen, daß die Gültigkeit der Verwar- 
nung davon abhängt, ob zwischen den beteiligten 
Stellen ein Einvernehmen hergestellt ist. Ist die 
oberste Dienstbehörde des Beamten zugleich die 
fachlich zuständige oberste Landes- oder Bundes- 
j behörde, so kann sie die Ermächtigung nach Ab- 
; satz 1 ohne weiteres erteilen. 

! Den Beamten des Polizeidienstes und den Verwal- 
tungsangehörigen wird durch die allgemeine Er- 
mächtigung, im Verwarnungsverfahren ein Verwar- 
nungsgeld von zwei bis zu zwanzig Deutsche Mark 
zu erheben, ein nicht unerheblicher Ermessensspiel- 
raum eingeräumt. In diesem Rahmen die richtige Ent- 
scheidung zu treffen, kann für den Beamten sehr 
schwierig sein, üben zahlreiche Beamte das Ermes- 
sen nach ihrer persönlichen Einstellung und Bewer- 
tung aus, die natürlich recht unterschiedlich sein 
wird, so kann dies zu einer sehr uneinheitlichen Pra- 
xis führen. Die einzelnen Länder haben deshalb 
schon jetzt bei der gebührenpflichtigen Verwarnung 
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nach dem bisherigen § 22 StVG für die Beamten des | 
Polizeidienstes Richtlinien aufgestellt, die deren Er- i 
messen weitgehend einengen und eine gleichmäßige ; 
Behandlung gewährleisten sollen. Der Entwurf geht j 
davon aus, daß die oberste Dienstbehörde des Be- j 
amten aus den genannten Gründen auch künftig bei : 
allgemeinen Ermächtigungen solche Richtlinien er- 
teilen wird. Mit dieser Erwartung möchte sich der 
Entwurf jedoch nicht begnügen. Er ist vielmehr be- 
strebt, durch gesetzliche Vorschriften darauf hinzu- 
wirken, daß das Verwarnungsgeld möglichst gleich- 
mäßig, also etwa nach Art eines Taxsystems, er- 
hoben wird. 

Diesem Zweck dient einmal § 1 1 Abs. 3 Satz 2 Halb- 
satz 2, der vorsieht, daß die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse des Betroffenen bei geringfügigen Ord- 
nungswidrigkeiten unberücksichtigt bleiben. Die Vor- 
schrift gilt zwar ihrem Wortlaut nach nur für die 
Zumessung der Geldbuße. Für die Höhe des Ver- 
warnungsgeldes, das an die Stelle der Geldbuße j 
tritt, kann jedoch nichts anderes gelten. Zu berück- ■ 
sichtigen sind danach nur die Bedeutung des Ver- | 
Stoßes und der Vorwurf, der den Betroffenen trifft, j 
Bei dieser mehr objektivierten Bewertung lassen ! 
sich einengendere Richtlinien über die Höhe dos ; 
Vorwarnungsgeldes bei bestimmten Zuwiderhand- j 
hingen unschwer aufstellen. Der Entwurf will aber j 
nicht nur genauere Richtlinien ermöglichen. Er i 
schreibt sie in Absatz 2 ausdrücklich vor, soweit im | 
Hinblick auf die Häufigkeit und Gleichartigkeit be- ^ 
stimmter Zuwiderhandlungen eine möglichst gleich- ■ 
mäßige Behandlung angezeigt ist. 

Bei Ordnungswidrigkeiten, die seltener Vorkommen 
und sich in der Art ihrer Ausführung sehr unter- ■ 
scheiden können, werden sich nähere Bestimmungen | 
über die Erteilung der Verwarnung und die Höhe 
des Verwarnimgsgeldes kaum aufstellen lassen. Die ■ 
Richtlinien werden sich deshalb für diese Fälle mit i 
allgemeinen Bestimmungen begnügen müssen. Das 
wird man hinnehmen können, weil in solchen Fällen | 
eine gleichmäßige Behandlung ohnehin kaum er- 1 
reicht werden kann und auch nicht dringend ge- i 
boten ist. Damit keine zu großen Unterschiede in der j 
Höhe des Verwarnungsgeldes auftreten, wird es | 
naheliegen, in den Richtlinien bei solchen Ordnungs- i 
Widrigkeiten die Festsetzung eines Verwarnungs- j 
geldes nur in ganz geringfügigen Fällen zuzulassen : 
und dessen Höhe nach oben zu begrenzen (etwa auf j 
fünf Deutsche Mark), ln den übrigen Grenzfällen j 
kann die endgültige Entscheidung über die Verwar- j 
nung der Verwaltungsbehörde verbleiben. | 

Soweit dagegen bestimmte Ordnungswidrigkeiten ! 
häufig Vorkommen und sich in der Art der Aus- i 
führung im wesentlichen gleichen, sollen die Rieht- j 
linien nähere Bestimmungen darüber enthalten, in j 
welchen Fällen und unter welchen Voraussetzungen 
die Verwarnung erteilt und in welcher Höhe das ; 
Verwarnungsgeld erhoben werden soll. Die Bostim- j 
mungen sollen also nicht nur nach den abstrak- | 
ten Ordnungswidrigkeitstatbeständen unterscheiden, 
sondern auch nach weiteren Umständen. Die Unter- | 
Scheidung nach bestimmten „Fällen" legt eine Ab- ^ 
grenzung nach abstrakten Merkmalen nahe, so z. B. ; 
danach, ob die zulässige Höchstgeschwindigkeit in 
einem bestimmten Prozentsatz überschritten ist. Die ■ 


Unterscheidung nach bestimmten „Voraussetzun- 
gen" soll eine Abgrenzung nach den besonderen 
Umständen des Einzelfalles ermöglichen, so z. B. da- 
nach, ob die zulässige Höchstgeschwindigkeit im 
dichten Stadtverkehr oder auf einer Ausfallstraße 
mit aufgelockerter Bauweise überschritten ist, oder 
danach, ob der Betroffene einen anderen behindert 
hat. In ähnlicher Weise kann auch bei anderen Ord- 
nungswidrigkeiten an bestimmte Abgrenzungs- 
merkmale angeknüpft werden. Dabei wird zu be- 
rücksichtigen sein, daß bei höheren Verwarnungs- 
geldern wegen der weitergehenden Tatfolgen eine 
unterschiedliche Behandlung besonders unerwünscht 
ist. Deshalb wird es sich empfehlen, bei höheren 
Verwarnungsgeldern die Fälle und Voraussetzungen 
möglichst eindeutig durch leicht feststellbare Merk- 
male zu bestimmen. 

]3as Verwarnungsverfahren wird auch künftig bei 
den Verkehrsordnungswidrigkeiten die größte prak- 
tische Bedeutung haben. Um hier eine möglichst ein- 
heitliche Behandlung im gesamten Bundesgebiet zu 
erreichen, soll in das Straßenverkehrsgesetz eine 
Ermächtigung aufgenommen werden, wonach der 
Bundesminister für Verkehr bei Verkehrsordnungs- 
widrigkeiten die Richtlinien, wie sie Absatz 2 vor- 
sieht, bundeseinheitlich als Verwaltungsbestimmun- 
gen erläßt (vgl. § 27 StVG i. d. F. des Artikels 3 
Nr. 6 des EGOWiG-Entwurfs). 


III. Verfahren der Verwaltungs- 
behörde 


Zu § 48 — Zeugen und Sachverständige 

Absatz 1 begründet für Zeugen und Sachverständige 
entsprechend der schon jetzt geltenden Regelung 
(vgl. § 39 Abs. 2 OWiG) die Pflicht zur Aussage und 
zur Gutachtenerstattung. Die Vorschrift gilt nur im 
Verfahren vor der Verwaltungsbehörde. Hat die 
Staatsanwaltschaft die Verfolgung der Ordnungs- 
widrigkeit übernommen, so bleibt es bei der sinn- 
gemäßen Anwendung der Strafprozeßordnung. Die 
Pflicht zum Erscheinen und zur Aussage besteht dann 
für Zeugen und Sachverständige nur bei einer rich- 
terlichen Vernehmung. Die maßgebenden Erwägun- 
gen für diese unterschiedliche Regelung sind in der 
Einleitung der Begründung unter C. III. 3. dargelegt. 

Um die in Absatz 1 bestimmten Pflichten durch- 
setzen zu können, wird der Verwaltungsbehörde in 
Absatz 2 die Befugnis eingeräumt, gegen den Zeu- 
gen oder den Sachverständigen, der unentschuldigt 
ausbleibt, Ordnungsstrafen in Geld festzusetzen 
(vgl. § 39 Abs. 2, 3 OWiG). Die Anordnung der Er- 
zwingungshaft und der Ersatzhaft steht der Verwal- 
tungsbehörde dagegen nicht zu. Diese Befugnisse 
müssen dem Richter verbleiben (Artikel 104 Abs. 2 
Satz 1 GG). 

Die Regelung des Absatzes 1 ist keine abschließende 
Sonderregelung. Sie wandelt vielmehr nur die ent- 
sprechenden Vorschriften der Strafprozeßordnung in 
der Weise ab, daß der Verwaltungsbehörde auch be- 
stimmte richterliche Befugnisse übertragen werden. 
Im übrigen gelten also die ergänzenden Vorschriften 
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des § 51 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 StPO sinngemäß. 
Die Frage, ob der Zeuge vor der Festsetzung einer 
Ordnungsstrafe in Geld anzuhören ist, wird dem- 
entsprechend nicht besonders geregelt. Sie ist für 
das Bußgeldverfahren ebenso zu beantworten wie 
für das Strafverfahren. 

Als Ungehorsamsfolge gegen Zeugen und Sachver- 
ständige könnte zwar auch eine „Geldbuße" in Be- 
tracht kommen, wie sie § 39 Abs. 2 OWiG vorsieht, 
und deren Festsetzung in einem Bußgeldbescheid. 
Die Ungehorsamsfolgen für Zeugen und Sachverstän- 
dige sollten jedoch in den Verfahrensordnungen 
einheitlich geregelt werden. 

Absatz 3 erklärt ausdrücklich die Vorschriften des 
Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen für entsprechend anwendbar, weil 
die entsprechende Vorschrift dos § 71 StPO nur für 
die richterlich vernommenen Zeugen und Sachver- 
ständigen gilt und es zweifelhaft sein könnte, ob 
das oben genannte Gesetz zu den „allgemeinen Ge- 
setzen über das Strafverfahren" im Sinne des § 37 
Abs. 1 zu rechnen ist. 

Zu § 49 — Bestellung eines Verteidigers 

Nach § 141 Abs. 3 Satz 1 StPO kann das Gericht auch 
schon während des Vorverfahrens einen Verteidiger 
bestellen, wenn seine Mitwirkung nach § 140 Abs. 1 
oder 2 StPO geboten ist. Bei sinngemäßer Anwen- 
dung der Strafprozeßordnung wird im Bußgeldver- 
fahren die Bestellung eines Verteidigers in Betracht 
kommen, wenn der Betroffene taub oder stumm ist 
(§ 140 Abs. 1 Nr. 4 StPO), wegen der Schwierigkeit 
der Sach- oder Rechtslage die Mitwirkung eines Ver- 
teidigers geboten erscheint oder ersichtlich ist, daß 
sich der Betroffene nicht selbst verteidigen kann 
(§ 140 Abs. 2 StPO), ln solchen Fällen soll nach § 49 
die Verwaltungsbehörde den Verteidiger bestellen, 
wenn sie das Verfahren durchführt. Denn die Ver- 
waltungsbehörde trägt dann die Verantwortung da- 
für, daß das Verfahren ordnungsgemäß durchgeführt 
wird. Sic muß deshalb auch prüfen und entscheiden, 
ob die Rechte dos Betroffenen ausreichend gewahrt 
sind. 

Bestellt die Verwaltungsbehörde einen Verteidiger, 
so gilt die Bestellung nur für das Vorverfahren, also 
nicht für das sich daran etwa anschließende gericht- 
liche Verfahren. Dies ergibt sich aus der Stellung 
des § 49 in dem Abschnitt „Vorverfahren" und ins- 
besondere daraus, daß die Entscheidung der Ver- 
waltungsbehörde für das spätere gerichtliche Ver- 
fahren nicht verbindlich sein kann. Dagegen geht 
der Entwurf davon aus, daß die Bestellung für das 
ganze Vorverfahren gilt, also auch fortwirkt, wenn 
die Staatsanwaltschaft die Verfolgung ülmrnimmt. 
Die Bestellung des Verteidigers bezieht sich auf 
einen bc^stimmten Verfahrensabschnitt und kann 
deshalb durch den Wechsel der Verfolgungszustän- 
digkeit nicht in Frage gestellt werden. 

Zu § 50 — Rechtsbehelf gegen Maßnahmen der Ver- 
waltungsbehörde 

§ 50 ersetzt den § 47 OWiG. Eine allgemeine Vor- 
schrift, die den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 


gegen Maßnahmen der Verwaltungsbehörde im Buß- 
geldverfahren zuläßt, ist notwendig, weil außer dem 
Bußgeldbescheid der Verwaltungsbehörde auch an- 
dere Anordnungen, Verfügungen oder sonstige 
Maßnahmen in Betracht kommen, durch welche der 
Betroffene oder Dritte in ihren Rechten verletzt sein 
können. Das gilt z. B. für die Beschlagnahme von 
Gegenständen, die Festsetzung von Ordnungsstrafen 
gegen Zeugen oder Sachverständige, die Ablehnung 
eines Verteidigers u. a. In diesen Fällen muß schon 
wegen Artikel 19 Abs. 4 GG die Anrufung der Ge- 
richte möglich sein. 

Allgemeine Vorschriften über den Rechtsbehelf ge- 
gen Maßnahmen der Justizbehörden enthalten die 
§§ 23 ff. des Einführungsgesetzes zum Gerichtsver- 
fassungsgesetz (EGGVG). Sie gelten auch für das 
Strafverfahren. Ihre sinngemäße Anwendung (§ 37 
Abs. 1) wird im Bußgeldverfahren möglich sein, so- 
weit die Staatsanwaltschaft als Verfolgungsbehörde 
mitwirkt. Dagegen empfiehlt es sich nicht, diese 
Vorschriften auch bei Maßnahmen der Verwaltungs- 
behörde im Bußgeldverfahren sinngemäß anzuwen- 
den. Eine eigenständige Regelung ist hier schon 
deshalb vorzuziehen, weil die §§ 23 ff. EGGVG im 
Laufe der Zeit durch besondere Vorschriften in den 
einzelnen Verfahrensgesetzen abgelöst werden sol- 
len. Im übrigen lassen sich die §§ 23 ff. EGGVG, die 
speziell für Maßnahmen der Justizbehörden gelten, 
schwerlich auf Maßnahmen der Verwaltungsbehörde 
ii bortragen. 

Die Ausgestaltung des § 50 weicht nicht unerheblich 
von § 47 OWiG ab. § 47 Abs. 1 OWiG spricht nicht 
den Grundsatz aus, daß Maßnahmen der Verwal- 
tu’ig.sbchörde anfechtbar sind, sondern bestimmt 
einschränkend, daß Maßnahmen der Verwaltungs- 
behörde nur zusammen mit dem Bußgeldbescheid 
angefochten werden können. Von dieser Beschrän- 
kung enthalten die nachfolgenden Vorschriften Aus- 
nahmen, die einen selbständigen Rechtsbehelf zulas- 
.•■('n. Eine lückenlose Regelung ist bei einer solchen 
Ausgestaltung nicht zu erreichen. Der Betroffene darf 
B. bei der Beschlagnahme eines Gegenstandes 
nicht darauf verwiesen werden, diese Maßnahme 
zusammen mit dem Bußgeldbescheid anfechten zu 
können; er muß die Möglichkeit haben, die Maß- 
nahme sofort anzufechten, und zwar unabhängig 
von dom Ausgang des Verfahrens in der Haupt- 
sache. Das gleiche gilt z. B., wenn der Antrag des 
Betroffenen auf Bestellung eines Verteidigers abge- 
lehnt wird. Der § 47 hat deshalb in der Praxis sehr 
bald Lücken gezeigt, die von der Rechtsprechung mit 
Hilfe des Artikels 19 Abs. 4 GG ausgefüllt worden 
sind. 

Der § 50 lehnt sich deshalb im Aufbau an die be- 
währten Vorschriften der §§ 304, 305 StPO und an 
die neueren Vorschriften der §§ 23, 24 EGGVG an. 
Sie treffen einerseits eine lückenlose Regelung, wei- 
ten aber andererseits die Möglichkeit von Rechts- 
behelfen nicht übermäßig aus. 

Absatz 1 Satz 1 stellt entsprechend dem § 304 Abs. 1 
StPO den Grundsatz auf, daß gegen Anordnungen, 
Verfügungen und sonstige Maßnahmen, die von der 
Verwaltungsbehörde im Bußgeldverfahren getroffen 
werden, die richterliche Entscheidung beantragt wer- 
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den kann. Ähnlich ist die Regelung des § 23 EGGVG. 
In Anlehnung an diese Vorschrift nennt der Entwurf 
nicht nur „Maßnahmen" (so § 47 OWiG), sondern 
verwendet diese Bezeichnung als Oberbegriff und 
führt im einzelnen „Anordnungen" und „Verfügun- 
gen" auf. Damit wird dem Begriff der Maßnahme 
ein deutlicher und nicht zu enger Inhalt gegeben. 
Wie in § 304 Abs. 2 StPO und in § 47 Abs. 4 OWiG ; 
wird ausdrücklich klargestellt, daß auch andere Per- ; 
sonen als der Betroffene die gerichtliche Entschei- ; 
düng beantragen können, wenn sich die Maßnahme ' 
gegen sie richtet. 

Dem Wortlaut nach könnte Satz 1 sogar für den : 
Bußgeldbescheid der Verwaltungsbehörde gelten, da 
er die bedeutsamste Maßnahme im Bußgeldverfah- 
ren ist. Als besonderer Rechtsbehelf gegen den : 
Bußgeldbescheid ist jedoch in § 56 der Einspruch | 
zugelassen mit einem eigenständig geregelten Ver- ; 
fahren. Diese besondere Regelung geht der des § 50 i 
vor. Das ist so augenscheinlich, daß eine Klarstel- : 
hing in § 50 überflüssig erscheint. 

Der Satz 2 des Absatzes 1 nimmt von der Anfechtung 
die nur vorbereitenden Maßnahmen aus, die keine ^ 
selbständige Bedeutung haben. Das entspricht dem 
§ 305 StPO, wie ihn die Rechtsprechung ausgelegt ' 
hat. Keine selbständige Bedeutung hat z. B. die Ein- 
leitung eines Bußgeldverfahrens, die Verfügung der 
Verwaltungsbehörde, einen Zeugen zu vernehmen, 
die Beauftragung eines Sachverständigen u. ä. Selb- 
ständige Bedeutung haben dagegen z. B. die Ableh- 
nung, einen Verteidiger zu bestellen, die Beschlag- 
nahme eines Gegenstandes, die Festsetzung einer 
Ordnungsstrafe u. ä. 

Nach Absatz 2 ist der Antrag nur zulässig, wenn der i 
Antragsteller geltend macht, durch die Maßnahme ' 
in seinen Rechten verletzt zu sein. Dies entspricht 
dem § 24 Abs. 1 EGGVG. Allerdings ist der dort ^ 
weiterhin genannte Fall nicht besonders aufgeführt, : 
daß nämlich die Rechtsverletzung auch in der Ab- : 
lehnung oder Unterlassung der Maßnahme bestehen i 
kann. Solche Fälle werden im Bußgeldverfahren 
kaum Vorkommen. Soweit sie denkbar sind, wird 
die Ablehnung oder Unterlassung in Form der Ver- 
fügung ergehen, so z. B. die Ablehnung, einen Ver- 
teidiger zu bestellen oder die Verfahrensheteiligung 
anzuordnen. Praktische Schwierigkeiten werden sich 
also nicht ergeben. 

Aus Absatz 3 Satz 1 folgt, daß über den Antrag das 
Amtsgericht entscheidet, in dessen Bezirk die Ver- i 
waltungsbehörde ihren Sitz hat. Für das Verfahren 
sollen nach Satz 2 die Vorschriften über das Be- : 
schwerdeverfahren sinngemäß gelten, da deren ent- 
sprechende Anwendung hier zweckmäßig ist. Es ' 
empfiehlt sich nicht, die §§ 25 ff. EGGVG für an- : 
wendbar zu erklären, weil sie für alle Rechtsbehelfe : 
unterschiedlicher Sachgebiete gelten und weil diese 
Vorschriften möglichst durch Einzelregelungen er- 
setzt werden sollen. Im übrigen erklärt auch § 29 
Abs. 2 EGGVG in Strafsachen die Vorschriften der 
Strafprozeßordnung über das Beschwerdeverfahren 
für sinngemäß anwendbar. 

Die in Satz 3 vorgesehene Regelung, daß die Ent- 
scheidung des Gerichts nicht anfechtbar ist, ent- 
spricht der Vorschrift des § 47 OWiG, wie sie die 
Rechtsprechung und das Schrifttum auslegen. 


IV. Verfahren 
der Staatsanwaltschaft 

Zu § 51 — Beteiligung der Verwaltungsbehörde 

Auch nach Übernahme der Verfolgung durch die 
Staatsanwaltschaft sollen die sonst zuständige Ver- 
waltungsbehörde und ihre mit der Ermittlung von 
Ordnungswidrigkeiten betrauten Angehörigen in 
eingeschränktem Umfange bei der Verfolgung der 
Ordnungswidrigkeit weiterhin mitwirken. Die 
Gründe hierfür sind in der Einleitung der Begrün- 
dung näher dargelegt (vgl. dort unter C. III. 2. Ab- 
satz 2, unter C. III. 3. Absatz 3 und unter C. III. 11. 
Absatz 2). 

§ 51 überträgt daher den für die Ermittlung von 
Ordnungswidrigkeiten zuständigen Verwaltungs- 
angehörigen im Verfahren der Staatsanwaltschaft 
dit' allgemeinen Befugnisse der Behörden und Be- 
amten des Polizeidienstes (§ 41 Abs. 1; § 163 StPO) 
und der sonst zuständigen Verwaltungsbehörde 
selbst die besonderen Befugnisse der Hilfsbeamten 
der Staatsanwaltschaft (vgl. §§ 98 Abs. 1, 101a 
Abs. 2, 105 Abs. 1 StPO). Die Staatsanwaltschaft 
kann danach die betreffenden Beamten der Verwal- 
tungsbehörde um einzelne Maßnahmen zur Erfor- 
schung des Sachverhalts ersuchen (§ 161 StPO); sie 
haben auch unabhängig davon alle keinen Aufschub 
gestattenden Anordnungen zu treffen, um die Ver- 
dunklung der Sache zu verhüten. Die Akten sind 
dann der Staatsanwaltschaft zu übersenden, sofern 
nicht die schleunige Vornahme einer richterlichen 
Untersuchungshandlung erforderlich ist (§ 163 Abs. 2 
StPO). Welcher Amtsträger die Befugnisse der Ver- 
waltungsbehörde nach Satz 2 im Einzelfalle auszu- 
üben hat, ist eine Frage der innerdienstlichen Behör- 
denorganisalion. 

Nach Absatz 2 hat die Staatsanwaltschaft beim Ab- 
schluß des Ermittlungsverfahrens der sonst zustän- 
digen Verwaltungsbehörde die Anträge mitzuteilen, 
die sie bei Gericht stellt, also den Antrag auf Erlaß 
des Bußgoldbescheides und im Verfahren bei zusam- 
menhängenden Straftaten und Ordnungswidrigkei- 
ten auch die Anklageschrift oder den Antrag auf 
Erlaß eines Strafbefehls, soweit sie sich auf eine 
Ordnungswidrigkeit beziehen. Die Verwaltungsbe- 
hörde soll auf diese Weise vom Ausgang des Er- 
mittlungsverfahrens unterrichtet werden. Die Ent- 
schließung der Staatsanwaltschaft kann für die Ver- 
waltungsbehörde bei der Behandlung vergleichbarer 
Fälle oder für die Beurteilung weiterer Taten des- 
sellxm Betroffenen von Bedeutung sein. Außerdem 
erhält die Verwaltungsbehörde so Gelegenheit, in 
dem anhängigen gerichtlichen Verfahren von sich 
aus auf bedeutsame Gesichtspunkte hinzuweisen 
(vgl. Absatz 3 der Einleitung der Begründung unter 
C. III. 3.). 

Vor der Einstellung des Verfahrens hat die Staats- 
anwaltschaft nach Absatz 3 Satz 1 die Verwaltungs- 
behörde grundsätzlich zu hören, um ihr Gelegenheit 
zu geben, auf Umstände hinzuweisen, die der Ein- 
stellung entgegenstehen können (vgl. im einzelnen 
hierzu Absatz 3 der Begründung unter C. III. 2.). 
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Von der Anhörung darf die Staatsanwaltschaft nach 
Satz 2 nur dann absehen, wenn für die Entschließung ; 
die besondere Sachkunde der Verwaltungsbehörde ■ 
entbehrt werden kann. Die Nichtbeteiligung der ■ 
Verwaltungsbehörde wird danach nur bei solchen ' 
Sachgebieten in Betracht kommen, die zum vertrau- 
ten Arbeitsgebiet der Staatsanwaltschaften gehören, | 
so daß sie eine genügend große Erfahrung in der 
Beurteilung der Zuwiderhandlungen besitzen, so | 
z. B. auf dem Gebiete des Straßenverkehrsrechts ' 
oder bei bestimmten Polizeidelikten. Es ist beabsich- : 
tigt, dies in Richtlinien an die Staatsanwaltschaft ! 
klarzustellen. I 


Zu § 52 — Antrag der Staatsanwaltschaft auf Fest- ! 

Setzung der Geldbuße j 

j 

Die Vorschrift regelt, wie die Staatsanwaltschaft das j 
Ermittlungverfahren wegen einer Ordnungswidrig- j 
keit abschließt, wenn eine Einstellung nicht in Be- i 
tracht kommt (§ 170 Abs. 1 StPO; § 37 Abs. 1, § 38). | 
Dabei sind zwei Fälle zu unterscheiden, nämlich ein- j 
mal der der weiteren Verfolgung einer Ordnungs- ; 
Widrigkeit allein und zum anderen der der Ver- ! 
folgung einer Ordnungswidrigkeit im Zusammen- i 
hang mit einer Straftat. j 

Absatz 1 bezieht sich, wie aus Absatz 3 folgt, nur j 
auf den Fall des reinen Bußgeldverfahrens. Hier soll j 
das Ermittlungsverfahren, wenn es nicht eingestellt | 
wird, ausschließlich durch einen Antrag auf Erlaß ! 
eines Bußgeldbescheides zum Abschluß gebracht ' 
werden können. § 170 Abs. 1 StPO wird also inso- | 
weit abgewandelt. Hält die Staatsanwaltschaft die ■ 
Sache nicht für genügend aufgeklärt, so muß sie : 
entweder die Ermittlungen fortsetzen oder die Sache ' 
an die Verwaltungsbehörde abgeben. Sie hat also 
ebensowenig wie die Verwaltungsbehörde die Mög- 
lichkeit, die Aufklärung in einer Hauptverhandlung 
herbeizuführen. 

In den Antrag auf Erlaß eines Bußgeldbescheides 
sind nach Absatz 2 dieselben Angaben wie im Buß- 
geldbescheid aufzunehmen. Dies dient der Verein- 
fachung des Verfahrens. Aus dieser Regelung ergibt 
sich zugleich, daß eine bestimmte Geldbuße oder 
Nebenfolge zu beantragen ist (vgl. § 408 Abs. 1 
Satz 1 StPO). 

Wird die Ordnungswidrigkeit mit einer zusammen- 
hängenden Straftat verfolgt und das Verfahren we- 
gen der Straftat eingestellt, so bleibt nur ein reines 
Bußgeldverfahren übrig, für das Absatz 1 gilt. Ab- 
satz 3 betrifft den Fall, daß die Staatsanwaltschaft 
wegen der Straftat die öffentliche Klage erhebt. Sie 
erstreckt dann die Klage auch auf die Ordnungswid- 
rigkeit, sofern die Ermittlungen hierfür genügenden 
Anlaß bieten (vgl. § 170 Abs. 1 StPO). Daß die j 
öffentliche Klage auch hier in Form eines Antrages : 
auf Erlaß eines Strafbefehls erhoben werden kann, i 
ergibt sich aus § 51 Abs. 2 Satz 2. Die notwendige 
Regelung für das weitere Verfahren nach Erhebung 
der öffentlichen Klage enthält § 72. 


VIERTER ABSCHNITT 
Bußgeldbescheid 

Zu § 53 — Inhalt des Bußgeldbescheides 

Die Ordnungswidrigkeit soll auch künftig grund- 
sätzlich im Form eines Bußgeldbescheides geahn- 
det werden (vgl. Einleitung der Begründung unter 
C. III. 4.). Dies bestimmt Absatz 1 Satz 1. Er bezieht 
sich sowohl auf die Entscheidung der Verwaltungs- 
behörde als auch auf die richterliche Entscheidung 
im reinen Bußgeldverfahren, wenn die Staatsanwalt- 
schaft den Erlaß eines Bußgeldbescheides beantragt 
(§ 52 Abs. 1). 

Die bisherige Fassung des § 48 Abs. 1 Satz 1 OWiG, 
wonach die Geldbuße durch einen Bußgeldbescheid 
festgesetzt wird, ist allerdings nicht übernommen, 
weil in dem Bußgeldbescheid außer der Geldbuße 
auch etwaige Nebenfolgen (z. B. die Einziehung, 
Geldbuße gegen juristische Personen und Personen- 
vereinigungen) angeordnet werden können. Kommt 
die Anordnung von Nebenfolgen in einem selbstän 
digen Verfahren in Betracht, so trifft Satz 1 nicht zu. 
Der Entwurf regelt diese Fälle besonders (vgl. § 76 
Abs. 3 und § 77 Abs. 2 Satz 1). 

Die Vorbehaltsklausel „soweit dieses Gesetz nichts 
anderes bestimmt" stellt klar, daß die Ordnungs- 
widrigkeit ausnahmsweise in einer anderen Form 
geahndet werden kann, nämlich auf Grund einer 
Hauptverhandlung durch Urteil, im schriftlichen 
Verfahren durch Beschluß (§ 61) oder durch Straf- 
befehl. Die Entscheidung auf Grund einer Haupt- 
verhandlung kommt in drei Fällen in Betracht, näm- 
lich im Verfahren nach Einspruch gegen den Buß- 
geldbescheid der Verwaltungsbehörde oder des 
Amtsrichters (§ 60), im gerichtlichen Verfahren nach 
Erhebung der öffentlichen Klage, die auf eine zusam- 
menhängende Ordnungswidrigkeit erstreckt worden 
ist (§ 52 Abs. 3), und schließlich im Strafverfahren, 
wenn das Gericht die Tat nur als Ordnungswidrig- 
keit beurteilt (§ 71). Die Entscheidung ergeht aus- 
nahmsweise durch Strafbefehl, wenn die Staats- 
anwaltschaft bei einein Zusammenhang zwischen 
einer Straftat und einer Ordnungswidrigkeit den 
Antrag auf Erlaß des Strafbefehls auch auf die Ord- 
nungswidrigkeit erstreckt (§ 52 Abs. 3). 

Satz 2 schreibt als wesentlichen Inhalt des Bußgeld- 
bescheides die Angaben vor, die zur Kennzeichnung 
von Tat (in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht) 
und Täter notwendig sind, weiterhin die Angabe der 
Beweismittel und der angeordneten Rechtsfolgen. 
Diese Angaben sind unverzichtbar. Auf sie be- 
schränkt sich andererseits auch der Strafbefehl, ohne 
daß dies in der Praxis zu Schwierigkeiten geführt 
hätte. 

Der in Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a vorgeschriebene 
Hinweis, daß der Bußgeldbescheid rechtskräftig und 
vollstreckbar wird, wenn kein Einspruch eingelegt 
wird, ist ein wesentliches Merkmal des Bußgeld- 
bescheides. Dem Betroffenen wird so deutlich ge- 
macht, daß der Spruch erst zu einem endgültigen 
wird, wenn er ihn hinnimmt. Dies ist ein maßgeben- 
der Grundgedanke der Neugestaltung des Verfah- 
rens (vgl. Einleitung der Begründung unter C. III. 5.). 
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Der Hinweis erstreckt sich nach Buchstabe b weiter- 
hin darauf, daß das Gericht bei einem Einspruch 
über die Beschuldigung auf Grund einer Hauptver- 
handlung entscheidet, ohne an den im Bußgeldbe- 
scheid enthaltenen Ausspruch gebunden zu sein (vgl. 
§ 60 Abs. 1 des Entwurfs i. V. m. § 411 Abs. 3 StPO). 
Damit wird der Betroffene über das weitere Verfah- 
ren im Falle des Einspruchs unterrichtet, namentlich 
darüber, daß das Gericht dann über die Beschuldi- 
gung selbst entscheidet, also nicht etwa nur die 
Rechtmäßigkeit des Bußgeldbescheides nachprüft, 
und daß die Entscheidung grundsätzlich auf Grund 
einer Hauptverhandlung ergeht. 

Der Bußgeldbescheid soll nach Nummer 2 zugleich 
die Aufforderung an den Betroffenen enthalten, 
entweder die Geldbuße rechtzeitig zu zahlen oder 
aber im Falle der Zahlungsunfähigkeit der Voll- 
streckungbehörde dies darzutun. Damit soll das Ver- 
fahren zur Beitreibung der Geldbuße beschleunigt 
werden. Eine besondere Zahlungsaufforderung nach 
Rechtskraft des Bußgeldbescheides erübrigt sich 
dann. Vor allem ist diese Aufforderung im Zusam- 
menhang mit den Vorschriften über die Erzwin- 
gungshaft zu verstehen. Dies zeigt die in Nummer 3 
vorgesehene Belehrung über die Möglichkeit der 
Anordnung von Erzwingungshaft, wenn der Betrof- 
fene seiner Pflicht nach Nummer 2 nicht genügt. 
Der Betroffene wird so nach Rechtskraft des Buß- 
geldbescheides vor die Wahl gestellt, eine ihm mög- 
liche Zahlung zu leisten oder der Vollstreckungs- 
behörde seine etwaige Zahlungsunfähigkeit darzu- 
tun. Kommt er dieser Mitwirkungspflicht (vgl. hierzu 
Absatz 3 der Einleitung der Begründung unter 
C. III. 14.) nicht nach, so ist damit die Grundlage 
für die Anordnung der Erzwingungshaft gegeben. 
Dem Betroffenen wird deshalb in der Aufforderung 
eine weitere Schonfrist von einer Woche nach Fällig- 
keit der Geldbuße eingeräumt, um ihm Gelegenheit 
zu geben, in dieser Zeit seine Zahlungsunfähigkeit 
darzutun, wenn sie sich erst im Augenblick der 
Fälligkeit einstellen sollte. Der Betroffene soll aller- 
dings in dieser Schonfrist selbstverständlich noch Ge- 
legenheit haben, die Geldbuße zu zahlen. Ist dem 
Betroffenen in dem Bußgeldbescheid nach § 12 eine 
Zahlungserleichterung bewilligt, so bezieht sich die 
Aufforderung nach Nummer 2 auf die Teilbeträge 
der Geldbuße und die in der Zahlungserleichterung 
festgesetzten Fristen. 

Die in Absatz 2 vorgesehene Aufforderung und Be- 
lehrung wird selbst bei massenhaft vorkommenden 
Ordnungswidrigkeiten keinen unangemessenen 
Aufwand und keine Erschwernis des Verfahrens zur 
Folge haben. Aufforderung und Belehrung können 
in dem Formular für den Bußgeldbescheid bereits 
vorgedruckt sein. 

Aus dem Grundgedanken, daß der Bußgeldbescheid 
nur ein vorläufiger Spruch ist, der erst durch die 
Selbstunterwerfung des Betroffenen zu einem end- 
gültigen wird, ergibt sich, daß eine weitere Begrün- 
dung des Bescheides, wie sie Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 
und 3 vorschreibt, nicht erforderlich ist (vgl. die Ein- 
leitung unter C. III. 4.). Dies bestimmt Absatz 3. 
Diese Regelung schließt indes die Möglichkeit 
einer weitergehenden Begründung nicht aus. Sie 
wird namentlich bei bedeutenden Bußgeldsachen, 


bei höheren Geldbußen oder bei einer schwierigen 
Sach- und Rechtslage in Betracht kommen können, 
um dem Betroffenen auf diese Weise seine Entschei- 
dung, ob er sich dem Spruch unterwerfen will oder 
nicht, zu erleichtern. Eine nähere Begründung kann 
aber auch angezeigt sein, um unbegründet erschei- 
nenden Einsprüchen entgegenzuwirken. 

Zu § 54 — Bußgeldbescheid der Verwaltungsbehörde 

Die Vorschrift enthält ergänzende Bestimmungen 
für den Bußgeldbescheid der Verwaltungsbehörde. 

Der Bußgeldbescheid der Verwaltungsbehörde soll 
nach Absatz 1 in den weniger bedeutsamen Fällen, 
in denen der Amtsrichter bei einem Einspruch nach 
§ 61 Abs. 1 durch unanfechtbaren Beschluß ent- 
scheiden kann, auch einen entsprechenden Hinweis 
enthalten. Damit wird der Betroffene über sein Recht 
belehrt, diesem Verfahren widersprechen zu können. 
Widerspricht er bei seinem Einspruch dem schrift- 
lichen Beschlußverfahren nicht, so braucht ihn das 
Gericht nicht erneut zu belehren, bevor es durch 
Beschluß entscheidet. Das Verfahren kann so in den 
weniger bedeutsamen Fällen einfach und schnell 
zum Abschluß gebracht werden. 

Nach Absatz 2 sollen, abweichend von der geltenden 
Regelung in § 53 Abs. 2 OWiG, für die Zustellung 
des Bußgeldbescheides die Vorschriften über die Zu- 
stellung im Verwaltungsverfahren gelten, mit 
denen die Verwaltungsbehörden besser vertraut 
sind als mit den Vorschriften der Zivilprozeßord- 
nung. Nach jenen Vorschriften kann die Zustellung 
auch durch Übergabe an den Betroffenen gegen 
Empfangsbescheinigung bewirkt werden. Mit der 
Empfangsbescheinigung kann ein Rechtsmittelver- 
zicht verbunden werden. Auf diese Weise läßt sich 
ein „Unterwerfungsverfahren'' in vereinfachter Form 
durchführen. Für ein besonderes Unterwerfungs- 
verfahren besteht daneben kein praktisches Bedürf- 
nis (vgl. die Einleitung der Begründung unter 
C. III. 5.). 

Nach den Vorschriften über die Zustellung im Ver- 
waltungsverfahren wird ein Schriftstück, das für 
einen Minderjährigen bestimmt ist, seinem gesetz- 
lichen Vertreter zugestellt. Diese Regelung kann 
für das Bußgeldverfahren nicht gelten. Da der Min- 
derjährige, also der Jugendliche oder Heranwach- 
sende, selbst das Recht des Einspruchs hat, muß der 
Bußgeldbescheid ihm zugestellt werden. Absatz 3 
stellt dies ausdrücklich klar und bestimmt zugleich, 
daß der Bußgeldbescheid auch dem gesetzlichen 
Vertreter des Betroffenen mitgeteilt wird. Diese 
Regelung, die § 409 Abs. 2 StPO entspricht, erscheint 
notwendig, weil auch der gesetzliche Vertreter von 
den zulässigen Rechtsmitteln Gebrauch machen kann 
(§ 298 StPO). 

Eine Zustellung des Bußgeldbescheides an die 
Staatsanwaltschaft ist im Gegensatz zu § 53 Abs. 3 
OWiG nicht vorgesehen. Die notwendige Folge da- 
von ist, daß hinsichtlich der strafrechtlichen Seite 
keine Rechtskraft eintritt (§ 73 Abs. 1; vgl. Absatz 2 
der Einleitung der Begründung unter C. III. 4.). 

Im Gegensatz zu § 48 Abs. 1 Satz 2 OWiG bestimmt 
der Entwurf nicht, wer im Bußgeldverfahren der 
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Verwaltungsbehörde zur Unterzeichnung des Buß- 
geldbescheides befugt ist. Diese Abweichung vom 
geltenden Recht ergibt sich aus den neuen Grund- 
sätzen der Verfahrensordnung und aus praktischen 
Erwägungen. 

Nach geltendem Recht führt der Mangel der Quali- 
fikation des Bußgcldbeamten im gerichtlichen Ver- 
fahren zur Aufhebung des Bußgeldbescheides als un- 
zulässig (§ 55 Abs. 5 Satz 4 OWiG). Künftig ent- 
scheidet das Gericht nach Einspruch aber nicht dar- 
über, ob der Bußgeldbescheid in zulässiger Weise 
erlassen und ob er begründet ist, sondern das Ge- 
richt entscheidet in der Sache selbst. Der Bußgeld- 
bescheid erhält in dem gerichtlichen Verfahren nur 
die Bedeutung einer Verfahrensvoraussetzung. Es 
ist danach schon zweifelhaft, ob der Mangel der vor- 
geschriebenen Qualifikation des Bußgeldbeamten 
künftig im gerichtlichen Verfahren überhaupt be- 
achtlich wäre. Die Vorschrift hätte dann keinen 
praktischen Wert. Es wäre allerdings möglich, den 
Bußgeldbescheid, der nicht von einem zur Unter- 
zeichnung befugten Beamten erlassen ist, als unge- 
nügende Verfahrensvoraussetzung anzusehen mit 
der Folge, daß das gerichtliche Verfahren eingc- 
, stellt werden müßte. Eine solche Lösung wäre jedoch 
aus prozeß wirtschaftlicher Sicht sehr unerwünscht. 
Das Gericht müßte dann in jeder Lage des Verfah- 
rens prüfen, ob der Beamte, der den Bußgeldbescheid 
erlassen hat, die hierfür erforderliche Qualifikation 
hatte. Diese Prüfung würde bei der Masse der künf- 
tigen Ordnungswidrigkeiten einen kaum erträg- 
lichen Verfahrensaufwand bedingen, obwohl sie ans 
sachlidren Gründen gar nicht geboten ist. Das Inter- i 
esse des Betroffenen, vor unberechtigten Beschuldi- . 
gungen geschützt zu werden, ist schon dadurch ge- : 
wahrt, daß die Staatsanwaltschaft im Verfahren nach 
Einspruch die Verantwortung für die Beschuldigung 
übernimmt, wenn sie, ohne die Klage fallen zu las- 
sen, die Sache dem Gericht zur Entscheidung unter- ' 
breitet. ; 

Aber auch andere Gründe lassen es angezeigt sein, ■ 
künftig auf die Qualifikation des Bußgeldbeamten ' 
zu verzichten. Die Vielfalt der Behörden, die sich mit : 
der Ahndung von Ordnungswidrigkeiten zu befas- ; 
sen haben, wird künftig noch zunehmen. Mitunter ' 
verfügen diese Behörden nicht über die notwendigen 
Planstellen für entsprechend qualifizierte Beamte. 
Solche Stellen müßten dann rein vorsorglich für die 
Fälle geschaffen werden, in denen der Leiter der 
Behörde verhindert ist, den Bußgeldbescheid zu : 
unterzeichnen. Dabei ist es sachlich kaum zu be- ■ 
gründen, daß im Falle der Verhinderung des Leiters ' 
der Behörde, der unter Umständen über keinerlei 
juristische Sachkunde verfügt, nur ein Beamter ent- 
scheiden darf, der die Befähigung zum Richteramt 
oder zum höheren Verwaltungsdienst hat. Es gibt 
eine Fülle von Verwaltungsakten, die für den ein- , 
zelnen einen ebenso schwerwiegenden Eingriff be- 
deuten wie der Erlaß des Bußgeldbeschoides, ohne 
daß für den Erlaß eines solchen Verwaltungsaktes 
die Qualifikation des Beamten, der ihn unterzeich- 
net, gesetzlich vorgeschrieben ist. Die Befugnis zur 
Unterzeichnung bestimmt sich allein nach der inner- 
dienstlichen Behördenorganisation. Dabei ist auch 
zu berücksichtigen, daß es der Betroffene bei dem 


Erlaß des Bußgeldbescheides in der Hand hat, ob er 
ihn hinnimmt oder die richterliche Entscheidung be- 
gehrt. 

Wegen der jetzt vorgeschriebenen Qualifikation des 
Bußgeldbeamten haben sich in der Praxis bereits 
Schwierigkeiten ergeben, so in Außenwirtschafts- 
und Interzonenwirtschaftssachen bei den sog. „Ver- 
bringungsdelikten". In der Regel sind die Hauptzoll- 
ämter, die für die Verfolgung dieser Zuwiderhand- 
lungen zuständig sind, nicht mit Beamten besetzt, 
welche die geforderte Qualifikation haben. Künftig 
würden ähnliche Schwierigkeiten namentlich dann 
auftreten, wenn der Polizeibehörde die Ahndung 
von Verkehrsordnungswidrigkeiten übertragen 
wird, wie dies § 26 StVG i. d. F. des Artikels 3 Nr. 6 
des EGOWiG vorsieht. 

Zu § 55 — Bußgeldbescheid des Amtsrichters 

Die Vorschrift enthält ergänzende Bestimmungen 
für den Fall, daß die Staatsanwaltschaft bei dem 
Amtsrichter den Erlaß eines Bußgeldbescheides be- 
antragt (§ 52 Abs. 1). Das Verfahren ist dem Straf- 
befehlsverfahren nachgebildet. 

Die in Absatz 1 vorgesehene Regelung, daß der 
Amtsrichter dem Antrag auf Erlaß eines Bußgeld- 
bescheides entspricht, wenn Bedenken nicht ent- 
gegenstehen, stimmt mit § 408 Abs. 1 Satz 2 StPO 
überein. 

Nach Absatz 2 kann der Jugendrichter schon im 
Bußgcldbescheid eine Vollstreckungsanordnung 
nach § o6 Abs. 1 treffen, also bestimmen, daß der 
Jugendliche, wenn er die Geldbuße nicht zahlen 
kann, an deren Stelle eine bestimmte Anordnung 
(z. B. eine Arbeitsauflage) zu befolgen hat. Die 
im Erkenntnisverfahren vorweggenommene Voll- 
streckungsanordnung erspart eine spätere gericht- 
liche Entscheidung und vereinfacht so das Verfahren 
(vgl. die Einleitung der Begründung unter C. III. 15.). 
Der Entwurf hebt ausdrücklich hervor, daß der Ju- 
gendrichter insoweit an den Vorschlag der Staats- 
anwaltschaft nicht gebunden ist, weil aus der in Ab- 
satz 3 bestimmten entsprechenden Anwendung des 
§ 408 Abs. 2 StPO das Gegenteil gefolgert werden 
könnte. Das wäre aber unerwünscht. Der Jugend- 
richter soll solche Anordnungen — ebenso wie im 
V^ollstreckungsverfahren — nach seinem Ermessen 
treffen. 

Absatz 3 erklärt einige Vorschriften des Strafbe- 
fehlsverfahrens im Verfahren auf Erlaß eines rich- 
terlichen Bußgeldbescheides für entsprechend an- 
wendbar, weil dieses Verfahren dem Strafbefehls- 
verfahren nachgebildet ist. Aus der entsprechenden 
Anwendung folgt, daß eine vorherige Anhörung 
des Betroffenen durch das Gericht nicht nötig ist 
(§ 407 Abs. 4 Satz 2 StPO), daß der Amtsrichter 
Hauptverhandlung anzuberaumen hat, wenn er Be- 
denken hat, ohne Flauptverhandlung zu entscheiden, 
oder wenn er eine andere als die beantragte Geld- 
buße oder Nebenfolgc festsetzen will und die Staats- 
anwaltschaft bei ihrem Antrag bleibt (§ 408 Abs. 2 
StPO), und daß der Bußgeldbescheid auch einem 
etwaigen gesetzlichen Vertreter des Betroffenen mit- 
geteilt wird. 
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FÜNFTER ABSCFINITT 
Einspruch und gerichtliches Verfahren 

I. Einspruch 

Zu § 56 — Form und Frist 

Die Vorschrift bezeichnet den Rcchtsbehelf gegen 
den Bußgeldbescheid der Verwaltungsbehörde und 
des Gerichts in beiden Fällen als „Einspruch", ob- 
wohl der Rechtsbehelf gegen eine Entscheidung der 
Verwaltungsbehörde in vergleichbaren Fällen „An- 
trag auf gerichtliche Entscheidung" genannt wird 
(vgl. § 50). So kann der Rechtsbehelf gegen den Buß- 
geldboscheid des Gerichts nicht bezeichnet werden. 
Eine Unterscheidung beider Fälle würde aber zu 
einer aufwendigen und unübersichtlichen Regelung 
führen (vgl. auch §§ 59, üü). Der Entwurf nimmt des- 
halb eher eine gewisse Ungenauigkeit des Sprach- 
gebrauchs in Kauf. 

Die Vorschrift des Absatzes 1 Satz 1 über die Form 
und die Frist des Einspruchs entspricht im wesent- 
lichen § 54 Abs. 2 Satz 1 OWiG. Satz 2 des § 54 
Abs. 2 OWiG, wonach zur Wahrung der Frist die 
rechtzeitige Einlegung des Rechtsbehelfs beim zu- 
ständigen Gericht ausreicht, ist jedoch bewußt nicht 
übernommen. Diese Regelung hat sich als nachteilig 
erwiesen. Sie führt dazu, daß die Verwaltungsbe- 
hörde vor der Einleitung der Vollstreckung zunächst 
beim zuständigen Gericht anfragen muß, ob ein 
Reditsbehelf eingelegt ist, da sie nur so die Rechts- 
kraft des Bußgeldboscheides feststellen kann. Bei 
der Masse der künftigen Ordnungswidrigkeiten 
würde auf diese Weise ein nicht vertretbarer Ver- 
fahrensaufwand entstehen. Satz 2 erklärt die §§ 297 
bis 300 und 302 StPO für entsprechend anwendbar. 
Das erscheint erforderlich, weil der Einspruch kein 
Rechtsmittel, sondern ein Rechtsbehelf eigener Art 
ist. Die Regelung des Entwurfs entspricht im übrigen 
§ 409 Abs. 3 StPO. 

Absatz 2 enthält eine ergänzende Regelung für den 
Fall, daß die Verwaltungsbehörde den Bußgeld- 
bescheid erlassen hat. Da er keine richterliche Ent- 
scheidung ist und der Verwaltungsbehörde bei sinn- 
gemäßer Anwendung der Vorschriften der Strafpro- 
zeßordnung nur die Stellung der Staatsanwaltschaft 
eingeräumt ist (§ 37 Abs. 2), ist es notwendig, die 
Vorschriften über die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand (§ 44 bis 47 StPO) für entsprechend 
anwendbar zu erklären (Satz 1). Bei der entspre- 
chenden Anwendung der Vorschriften über die Wie- 
dereinsetzung in den vorigen Stand könnten aller- 
dings darüber Zweifel entstehen, wo das Gesuch an- 
zubringen ist und wer hierüber entscheidet. Des- 
wegen regeln die Sätze 2 und 3 diese Frage aus- 
drücklich. Der Entwurf hält es nicht für angemessen, 
die Entscheidung über die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand der Verwaltungsbehörde zu übertra- 
gen; über das Gesuch soll das Amtsgericht entschei- 
den. Auch § 46 StPO überträgt die Entscheidung aus 
wohlabgewogenen Gründen dem höheren Gericht. 
Die Bestimmung, daß auch über den Aufschub der 
Vollstreckung das nach § 57 zuständige Gericht zu 
entscheiden hat, läßt die Befugnis der Verwaltungs- 


behörde unberührt, in ihrer Eigenschaft als Voll- 
streckiingsbehörde einen einstweiligen Aufschub der 
Vollstreckung zu bewilligen. 

Zu § 57 — Zuständiges Gericht 

Die Vorschrift des Absatzes 1 entspricht sachlich 
dem § 55 Abs. 1 OWiG. Die Zuständigkeit des Amts- 
: gerichts wird ganz allgemein beibehalten, selbst für 
: den Fall, daß im Bußgeldbescheid eine sehr hohe 
Geldbuße festgesetzt ist. Der Amtsrichter kann auch 
im Strafverfahren auf Geldstrafe bis zum gesetzlich 
zulässigen Höchstmaß erkennen. Bei Freiheitsstrafen 
' reicht seine Strafgewalt bis zu einem Jahr Gefäng- 
nis. Es würde der Gerichtsorganisation in Straf- 

■ Sachen widersprechen, die Zuständigkeit des Land- 
gerichts im untersten Bereich des Strafrechts zu be- 
gründen, wenn eine sehr hohe Geldbuße in Betracht 
kommt. 

Der Entwurf übernimmt auch die geltende Regelung 
über die örtliche Zuständigkeit des Gerichts. Damit 
wird eine gewisse Konzentration erreicht, die im 
Interesse einer gleichmäßigen Ahndung (auch für 
die künftigen Verkehrsordnungswidrigkeiten) gebo- 
ten ist. Soweit auf bestimmten Sachgebieten eine 
noch weitergohendc Konzentration angebracht er- 
scheint, kann sie durch Anwendung des § 58 Abs. 1 
GVG, der sinngemäß gilt (§ 37 Abs. 1) erreicht wer- 
den. Eine dem § 74 Abs. 1 OWiG entsprechende 
Regelung ist deshalb nicht erforderlich. 

Absatz 2 hebt ausdrücklich hervor, daß im Verfahren 
gegen Jugendliche und Heranwachsende der Jugend- 
: richter zuständig ist. Der Entwurf will so jeden 
: Zweifel ausschließen, der wegen der grundsätzlichen 
; Bedeutung der Regelung besonders unerwünscht 
i wäre. Aus der sinngemäßen Anwendung der allge- 
, meinen Gesetze über das Strafverfahren (§ 37 Abs.l) 

I folgt ergänzend, daß neben dem nach § 57 zustän- 
! digen Gericht örtlich auch der Jugendrichter zustän- 
j dig ist, dem die vormundschaftsrichterlichen Erzie- 
j hungsaufgaben obliegen oder in dessen Bezirk sich 
: der Jugendliche im Zeitpunkt des Einspruchs gegen 
I den Bußgeldbescheid aufhält (§ 42 JGG). Die beson- 
; dere Zuständigkeitsregelung in Jugendsachen wird 
. durch § 57 also nicht verdrängt. 

I 

I Zu § 58 — Abgabe an die Staatsanwaltschaft 

; Die Verwaltungsbehörde soll künftig nach Einspruch 
j die Akten nicht dem Gericht zuleiten (so § 54 Abs. 3 
! Satz 1 OVkiG), sondern der Staatsanwaltschaft [Ab- 
I Satz 1 Satz 1), da diese in dem weiteren Verfahren 
j die Aufgaben der Verfolgungsbehörde übernimmt 
I (Absatz 2). Die Gründe für diese Regelung sind in 
I der Einleitung der Begründung aufgezeigt (vgl. unter 
i C. III. 6.). Die Verwaltungsbehörde soll jedoch, wie 
i im geltenden Recht (§ 54 Abs. 3 Satz 2 OWiG), die 
I Möglichkeit haben, den Bußgeldbescheid vorher zu- 
: rückzunehmen (Absatz 1 Satz 2). Das Verfahren 

■ kann so einfacher erledigt werden, wenn das Vor- 
; bringen des Betroffenen in der Einspruchsschrift die 
; Beschuldigung entkräftet hat. 

; Nimmt die Verwaltungsbehörde den Bußgeldbe- 
; scheid zurück und stellt sie das Verfahren ein, so 
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kann sie nach § 93 Abs. 2 dem Betroffenen auf 
seinen Antrag die ihm erwachsenen notwendigen 
Auslagen erstatten. Gegen die Kostenentscheidung 
(sowie den Ansatz der Auslagen) ist nach § 95 
Abs. 1 als selbständiger Rechtsbehelf der Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung zulässig. 

Zu § 59 — Unzulässiger Einspruch 

Absatz 1 bestimmt ausdrücklich, daß das Gericht den 
nicht rechtzeitig oder nicht in der vorgeschriebe- 
nen Form eingelegten Einspruch als unzulässig ver- 
wirft. Im geltenden Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten ergibt sich diese Regelung aus der entspre- 
chenden Anwendung der Vorschriften der Strafpro- 
zeßordnung über das Beschwerdeverfahren, die für 
das gerichtliche Verfahren gelten (§ 55 Abs. 2 
OWiG). Für das Strafbefehlsverfahren leitet sich 
die gleiche Regelung mittelbar aus §§ 410, 411 
Abs. 1 StPO ab. Der Entwurf hält eine ausdrückliche 
Bestimmung wegen der praktischen Bedeutung, die 
ihr zukommt, für geboten. Sie empfiehlt sich auch 
wegen der besonderen Rechtsmittelvorschrift des 
Absatzes 2. In der Fasssung ist Absatz 1 den §§ 319, 
346 StPO nachgebildet. 

Absatz 2 sieht abweichend von den Vorschriften der 
Strafprozeßordnung über das Strafbefehlsverfahren 
als Rechtsmittel gegen den Verwerfungsbeschluß die 
sofortige Beschwerde vor. Im Falle der einfachen 
Beschwerde, die nach der Strafprozeßordnung als 
Rechtsbehelf in Betracht käme (§ 304 StPO), wäre 
die Rechtskraft der Entscheidung unter Umständen 
auf ungewisse Zeit hinausgeschoben. Wegen der 
materiellen Rechtskraftwirkung (§ 73 Abs. 1) und 
der vollstreckungsrechtlichen Folgen sollte möglichst 
bald Klarheit darüber bestehen, ob die Entscheidung 
unanfechtbar geworden ist. 


II. Hauptverfahren 

Zu § 60 — Hauptverhandlung 

Die Vorschrift des Absatzes 1, wonach sich das Ver- 
fahren nach zulässigem Einspruch gegen den Buß- 
geldbescheid grundsätzlich nach den Vorschriften 
der Strafprozeßordnung richtet, die nach zulässigem 
Einspruch gegen einen Strafbefehl gelten, bildet ein 
wesentliches Kernstück der Neuregelung des Buß- 
geldverfahrens. Aus dieser Bestimmung folgt na- 
mentlich, daß das Gericht über die dem Betroffenen 
zur Last gelegte Tat in der Regel auf Grund einer 
Hauptverhandlung durch Urteil entscheidet, wenn 
nicht die Staatsanwaltschaft die Klage fallen läßt 
oder der Einspruch zurückgenommen wird (vgl. 
§411 Abs. 1 StPO, der allerdings durch die §§ 61, 66 
abgewandelt wird). Aus Absatz 1 folgt außerdem, 
daß der Bußgeldbescheid in dem weiteren Verfahren 
nur die Bedeutung einer Verfahrensgrundlage hat, 
die das Gericht in der Beurteilung der Tat nicht bin- 
det {§ 411 Abs. 3 StPO). Die Gründe für diese ent- 
scheidende Abweichung vom geltenden Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten sind in der Einleitung der 
Begründung aufgezeigt (vgl. unter C. III. 4., 6. 
und 7.). 


Der in Absatz 1 bestimmte Vorbehalt „soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt" bezieht sich ein- 
mal auf die gemeinsamen Verfahrensvorschriften, 
die weiterhin anzuwenden sind, so der § 37 Abs. 3 
bis 5, wonach bestimmte Vorschriften über das Straf- 
verfahren nicht oder nur eingeschränkt gelten, der 
§ 38 Abs. 2 über die Einstellung des Verfahrens, 
der § 39 über die Vereidigung von Zeugen und die 
Begrenzung der Haft zur Erzwingung des Zeugnisses 
sowie der § 40 über die Akteneinsicht der Verwal- 
tungsbehörde. Zum anderen betrifft der Vorbehalt 
auch die nachfolgenden Vorschriften (§ 61 ff.), die 
im wesentlichen darauf abzielen, das Verfahren ge- 
genüber der Strafprozeßordnung zu vereinfachen. 

Nach Absatz 2 sind die „besonderen Vorschriften 
dieses Gesetzes" (auf die sich also der Vorbehalt 
nach Absatz 1 bezieht) auch dann anzuwenden, 
wenn der Amtsrichter nach Antrag der Staatsan- 
waltschaft auf Erlaß eines Bußgeldbescheides Ter- 
min zur Hauptverhandlung anberaumt, weil er Be- 
denken hat, ohne Hauptverhandlung zu entscheiden 
(§ 55 Abs. 3). Für das Verfahren gelten im übrigen 
die Vorschriften der Strafprozeßordnung sinngemäß 
(§ 37 Abs. 1). Es wird also sonst in gleicher Weise 
zu verfahren sein wie im Falle des Antrages auf 
Erlaß eines Strafbefehls. 


Zu § 61 — Entscheidung durch Beschluß 

Der Entwurf läßt die Möglichkeit, bei einem Ein- 
spruch über die Tat im schriftlichen Verfahren zu 
entscheiden, lediglich nach einem vorausgegange- 
nen Bußgeldbescheid der Verwaltungsbehörde zu, 
und hier auch nur in weniger bedeutsamen Fällen. 
Die Gründe für diese Regelung sind in der Einlei- 
tung der Begründung dargelegt (vgl. unter C. III. 7.). 

Nach Absatz 1 Satz 1 ist das schriftliche Verfahren 
nur zulässig, wenn in dem Bußgeldbescheid der 
Verwaltungsbehörde keine höhere Geldbuße als 
zweihundert Deutsche Mark festgesetzt ist. Der Ent- 
wurf grenzt damit den Kreis der weniger bedeut- 
samen Fälle, die dem Beschlußverfahren zugänglich 
sein sollen, ebenso ab wie in der Vorschrift über die 
Beschränkung der Revision {§ 68 Abs. 2 Nr. 1), die 
weniger bedeutsame Fälle einer weiteren richter- 
lichen Nachprüfung entziehen will (vgl. Absatz 2 
der Begründung zu § 68). 

Bei dieser Begrenzung ist es zugleich möglich, das 
schriftliche Beschlußverfahren ausnahmslos auf eine 
Instanz zu beschränken, eine Anfechtung des Be- 
schlusses also nicht zuzulassen. Der Betroffene kann 
nämlich auch gegen das Urteil, in dem keine höhere 
Geldbuße als zweihundert Deutsche Mark festge- 
setzt ist, grundsätzlich keine Revision einlegen. Die 
in § 68 Abs. 2 Nr. 4 für diesen Fall vorgesehene 
Grundsatzrevision kommt nur ausnahmsweise in 
Betracht und soll allein der Fortbildung des Rechts 
und der Einheitlichkeit der Rechtspechung dienen, 
aber nicht der Gerechtigkeit im Einzelfall. Nach den 
Gründen, die für die Zulassungsrevision überhaupt 
maßgebend sind (vgl. Absatz 1 der Begründung zu 
§ 69), reicht es aus, daß sie in dem ordentlichen 
Hauptverfahren möglich ist, also bei Urteilen, die 
auf Grund einer Hauptverhandlung ergehen. Damit 
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ist ein genügend weiter Raum gegeben, eine ' 
höchstrichterliche Entscheidung herbeizuführen, um j 
der Fortbildung des Rechts zu dienen und die Ein- | 
heitlichkeit der Rechtsprechung zu gewährleisten. j 

Etwaige Bedenken gegen die Regelung des Ent- j 
Wurfs, daß die Entscheidung im schriftlichen Ver- i 
fahren unanfechtbar sein soll, sind schon deshalb | 
nicht begründet, weil es der Betroffene und die 
Staatsanwaltschaft in der Hand haben, dieses Ver- 
fahren durch ihren Widerspruch zu verhindern. Der 
Betroffene wird hierauf schon im Bußgeldbescheid 
hingewiesen (§ 54 Abs. 1), so daß er bereits bei sei- 
nem Einspruch eine entsprechende Erklärung ab- 
geben kann. Außerdem wird das Gericht zu prüfen 
haben, ob eine Elauptverhandlung angebracht ist, | 
weil nach den Umständen des Falles gegen die Ent- , 
Scheidung eine Zulassungsrevision in Betracht kom- I 
men könnte. 

Wenn der Betroffene dem schriftlichen Verfahren 
nicht widerspricht, so liegt darin im übrigen kein j 
vorweggenommener Verzicht auf ein Rechtsmittel, j 
das ihn vor einer nachteiligen Entscheidung schützt, j 
so daß die Vorwegnahme des Verzichts bedenklich | 
wäre. Denn der Betroffenen soll in diesem Bagatell- j 
bereich grundsätzlich kein Rechtsmittel haben (vgl. | 
Absatz 2 der Begründung zu § 68). Soweit gegen ! 
ein Urteil ausnahmsweise die Revision zugelassen j 
werden kann, soll, wie bereits dargetan, die Ent- | 
Scheidung nicht zur Wahrung der Rechte des Be- , 
troffenen nachgeprüft werden, sondern zur Fortbil- ; 
düng des Rechts und zur Sicherung einer einheit- ; 
liehen Rechtsprechung. j 

Das schriftliche Verfahren ist nach Satz 2 auch dann 
möglich, wenn in dem Bußgeldbescheid neben der 
Geldbuße eine Nebenfolge vermögensrechtlicher Art 
angeordnet ist, deren Wert zweihundert Deutsche 
Mark nicht übersteigt. Auch diese Begrenzung ent- 
spricht der Vorschrift über die Rechtsmittelbe- 
scEränkung (vgl. § 68 Abs. 2 Nr. 2). Der Gegenschluß 
aus Satz 2 ergibt, daß das schriftliche Verfahren 
bei der Anordnung einer Nebenfolge nichtver- 
mögensrechtlicher Art, also z. B. bei der Anordnung 
des Fahrverbots (§ 25 StVG i. d. F. des Artikels 3 
Nr. 6 des EGOWiG-Entwurfs) ausscheidet. 

Absatz 2 Satz 1 stellt klar, daß das Gericht auch im 
Bußgeldverfahren über die dem Betroffenen zur Last 
gelegte Tat entscheidet, also nicht etwa nur den 
Bußgeldbescheid nachprüft. Das folgt aus dem 
Grundsatz des Entwurfs, daß der Bußgeldbescheid 
in dem Verfahren nach Einspruch nur die Bedeu- 
tung einer Verfahrensgrundlage hat, die das Gericht 
in der Beurteilung der Tat nicht bindet (vgl. die Ein- 
leitung der Begründung unter C. III. 4.). Nach Satz 2 
soll jedoch das Gericht von der im Bußgeldbescheid 
getroffenen Entscheidung nicht zum Nachteil des Be- 
troffenen abweichen dürfen. Der Betroffene könnte 
sonst durch eine nachteilige Entscheidung überrascht 
werden, ohne also ausreichend Gelegenheit erhalten 
zu haben, sich zu den Umständen zu äußern, die eine 
strengere Beurteilung rechtfertigen können. Die Re- 
gelung des Entwurfs gewährleistet zugleich, daß in j 
dem Beschluß, der nicht anfechtbar ist, in keinem | 
Fall eine höhere Geldbuße als zweihundert Deutsche | 
Mark festgesetzt werden kann. i 


Die Absätze 3 und 4 enthalten nähere Vorschriften 
über den Inhalt des Beschlusses. Da er nicht anfecht- 
bar ist, schreibt der Entwurf nur die Angaben vor, 
die zur Kennzeichnung der Tat notwendig sind, und 
beschränkt die Begründung auf diejenigen Umstände 
und Gesichtspunkte, welche die Grundlage des rich- 
terlichen Spruchs bilden und die dem Betroffenen 
die Entscheidung verständlich machen sollen. Dazu 
rechnen bei der Festsetzung einer Geldbuße außer 
den Tatsachen, in denen das Gericht die Merkmale 
der Ordnungswidrigkeit sieht, auch die Äußerung 
des Betroffenen und ihre Beurteilung durch das Ge- 
richt. 


Zu § 62 — Anwesenheit des Betroffenen in der Haupt- 
verhandlung 

Im Gegensatz zum Strafverfahren soll es dem Be- 
troffenen nach Absatz 1 im richterlichen Bußgeldver- 
fahren grundsätzlich freistehen, ob er an der Haupt- 
verhandlung teilnehmen will oder nicht. Die hierfür 
maßgebenden Gründe sind in der Einleitung der Be- 
gründung angegeben (vgl. unter C. III. 8.). 

Ordnet das Gericht nach Absatz 2 zur Aufklärung 
des Sachverhalts das persönliche Erscheinen des Be- 
troffenen an, so ist er zur Anwesenheit verpflichtet. 
Es gelten dann die Vorschriften der Strafprozeßord- 
nung, die von der Anwesenheitspflicht des Betroffe- 
nen ausgehen. Das Gericht kann also seine Vor- 
führung anordnen (§ 230 Abs. 2 StPO; § 63 Abs. 2 
Satz 2) und geeignete Maßregeln treffen, um die 
eigenmächtige Entfernung des Betroffenen aus der 
Verhandlung zu verhindern (§ 231 Abs. 1 StPO), 
Eine Verhaftung ist jedoch nicht möglich (§ 37 
Abs. 3). Bleibt der Betroffene, dessen persönliches 
Erscheinen angeordnet ist, ohne genügende Entschul- 
digung aus, so ist auch die Verwerfung des Ein- 
spruchs zulässig (§ 63 Abs. 2 Satz 1). 

Absatz 3 läßt auch die Möglichkeit zu, die kommis- 
sarische Vernehmung des Betroffenen anzuordnen 
(Satz 1). Diese Regelung wird namentlich dann 
sinnvoll sein, wenn sich bei den Akten keine Ein- 
lassung des Betroffenen zur Sache befindet oder die 
bisherige Einlassung (z. B. die polizeiliche Verneh- 
mung oder eine schriftliche Äußerung) unvollständig, 
unklar oder widerspruchsvoll ist und die Anord- 
nung des persönlichen Erscheinens zur Hauptver- 
handlung wegen weiter Entfernung vom Gerichtsort 
nicht zweckmäßig erscheint. Der Betroffene muß 
aber auch ein Recht auf richterliche Vernehmung 
haben, wenn er aus triftigen Gründen nicht die Mög- 
lichkeit hat, an der Hauptverhandlung teilzunehmen. 
Deshalb bestimmt Absatz 3 Satz 2, daß das Gericht 
die kommissarische Vernehmung anzuordnen hat, 
wenn der Betroffene einen entsprechenden Antrag 
stellt und glaubhaft macht, daß ihm das Erscheinen 
in der Hauptverhandlung nicht zugemutet werden 
kann. Das wird in der Regel zu bejahen sein, wenn 
der Betroffene vom Gerichtsort weit entfernt wohnt. 
Im einzelnen kann diese Frage der Rechtsprechung 
überlassen bleiben. Nicht notwendig ist, daß der Be- 
troffene Gründe für eine richterliche Vernehmung 
glaubhaft macht. Das Recht auf richterliche Verneh- 
mung besteht im gerichtlichen Verfahren uneinge- 
schränkt. Der Betroffene kann daneben auch seine 
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Erklärungen zur Sache bei jedem Gericht zur Nie- i 
derschrift der Geschäftsstelle abgeben. Die Erklärun- : 
gen werden dann in der Hauptverhandlung nach 
§ 63 Abs. 1 bekanntgegeben. ; 

Nach Absatz 3 Satz 3, der § 233 Abs. 3 StPO für ■ 
entsprechend anwendbar erklärt, sind von dem Ter- ; 
min zur kommissarischen Vernehmung die Staats- 1 
anwaltschaft und der Verteidiger zu benachrichti- : 
gen. Sie brauchen aber nicht anwesend zu sein. Das | 
Protokoll über die Vernehmung ist in der Haupt- | 
Verhandlung zu verlesen. ' 

Absatz 4 gibt dem Betroffenen, dessen persönliches 
Erscheinen nicht angeordnet ist, das Recht, sich durch : 
einen schriftlich bevollmächtigten Verteidiger ver- 1 
treten zu lassen. Er nimmt dann für den Betroffenen | 
an der Hauptverhandlung teil und gibt für ihn die i 
Erklärungen zur Sache ab (vgl. § 63 Abs. 1). Ent- , 
sprechende Regelungen enthalten auch die §§ 234 i 
und 411 Abs. 2 StPO. Wenn Absatz 4 im Gegensatz | 
zu diesen Vorschriften nicht von einem „mit schrift- j 
lieber Vollmacht versehenen" Verteidiger, sondern | 
einem „schriftlich bevollmächtigten" Verteidiger ^ 
spricht, so sind hierfür nur sprachliche Gründe maß- ■ 
gebend. : 

Zu § 63 — Verfahren bei Abwesenheit 

Die Vorschrift regelt das weitere Verfahren, wenn ■ 
der Betroffene in der Hauptverhandlung ausbleibt. i 
Dabei ist zu unterscheiden, ob der Betroffene von ! 
seinem Recht, an der Hauptverhandlung teilzuneh- : 
men, keinen Gebrauch macht (Absatz 1) oder ob er 
der ihm besonders auferlegten Pflicht, an der Haupt- j 
Verhandlung persönlich teilzunehmen, nicht nach- ! 
kommt (Absatz 2). j 

In dem ersten Falle, der in Absatz 1 geregelt ist, ent- 
stehen auf der Grundlage der Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung dann keine verfahrensrechtlichen 
Schwierigkeiten, wenn die richterliche Vernehmung 
des Betroffenen angeordnet oder wenn er durch 
einen Verteidiger vertreten ist. Sofern der Betrof- 
fene entsprechend dieser Anordnung richterlich ver- 
nommen ist, wird in der Hauptverhandlung das 
Protokoll über die Vernehmung verlesen (§ 62 
Abs. 3 Satz 3 des Entwurfs i. V. m. § 233 Abs. 3 
Salz 2 StPO). Vor Durchführung der Hauptverhand- 
lung muß der Betroffene richterlich vernommen sein, 
solange die Anordnung hierzu fortbesteht. Ist der 
Betroffene durch einen schriftlich bevollmächtigten 
Verteidiger vertreten, so übernimmt er es, für den 
Angeklagten die Erklärungen zur Sache abzugeben. 
Dieses Verfahren entspricht der in den §§ 234, 411 
Abs. 2 StPO getroffenen Regelung. Sowohl bei der 
richterlichen Vernehmung wie auch bei der Ver- 
tretung durch einen Verteidiger wird also die Un- j 
mittelbarkeit der Hauptverhandlung hinsichtlich der ! 
Einlassung des Betroffenen zur Sache aufgelockert. ! 

I 

In Fortentwicklung diese Gedankens bestimmt Ab- | 
satz 1, daß in anderen Fällen die Vernehmung des | 
Betroffenen in der Hauptverhandlung ersetzt wird i 
durch die Bekanntgabe des wesentlichen Inhalts j 
seiner früheren Vernehmung (mag sie von dem | 
Richter, der Staatsanwaltschaft, der Verwaltungs- j 
behörde oder der Polizei durchgeführt sein) und 1 


etwaiger schriftlicher oder protokollarischer Er- 
klärungen, die er in diesem Verfahren zur Sache 
abgegeben hat. Damit wird der Grundsatz der Un- 
mittelbarkeit der Hauptverhandlung hinsichtlich der 
Vernehmung des Betroffenen in noch stärkerem 
Maße durchbrochen. Doch erscheint das wegen der 
geringeren Bedeutung des Bußgeldverfahrens zu- 
lässig und wegen der stillschweigenden Zustimmung 
des Betroffenen zu diesem Verfahren gerechtfertigt. 
Dem Betroffenen steht es ja frei, ob er sich persön- 
lich in der Hauptverhandlung zur Sache äußern will. 
Er wird in der Ladung über den Inhalt des Ab- 
satzes 1 belehrt (Absatz 3). Er weiß also, daß seine 
früheren Vernehmungen und Erklärungen als seine 
Einlassung in der Hauptverhandlung zugrunde ge- 
legt werden, falls er nicht erscheint. Wie der Be- 
schuldigte in weniger wichtigen Strafsachen seinen 
Verteidiger bevollmächtigen kann, in der Hauptver- 
handlung — entsprechend der ihm erteilten Infor- 
mation — an seiner Stelle Erklärungen zur Sache 
abzugeben, so ermächtigt der Betroffene, wenn er 
in der Hauptverhandlung ausbleibt, gleichsam still; 
schweigend das Gericht, den wesentlichen Inhalt sei- 
ner früheren Vernehmungen und Erklärungen zur 
Sache als seine Einlassung zu behandeln und be- 
kanntzugeben. Die Bestimmung, daß nur der „we- 
sentliche Inhalt" bekanntgegeben wird, erlaubt es 
dem Gericht, den Prozeßstoff angemessen zu begren- 
zen, wenn der Betroffene sehr umfangreiche und ne- 
ben der Sache liegende Erklärungen abgegeben hat. 
Hat sich der Betroffene zu der Beschuldigung nicht 
geäußert, obwohl ihm dazu Gelegenheit gegeben 
war, so soll das Gericht dies in der Hauptverhand- 
lung feststellen. Das weitere Verfahren ist dann so 
durchzu führen, als hätte der in der Hauptverhand- 
lung erschienene Betroffene erklärt, er wolle sich 
zur Sache nicht äußern. 

Absatz 2 ermöglicht eine bewegliche Verfahrens- 
gestaltung, die den jeweiligen Umständen des Falles 
angepaßt werden kann, wenn der Betroffene trotz 
der Anordnung seines persönlichen Erscheinens aus- 
bleibt. Den Betroffenen trifft in diesem Falle eine 
persönliche Mitwirkungspflicht. Verletzt er sie, so 
soll auch das Gericht der Pflicht zur Prüfung der Be- 
schuldigung entbunden sein und zumindest die Mög- 
lichkeit haben, den Einspruch ohne Beweisaufnahme 
zu verwerfen. Es soll jedoch auch in der Sache ent- 
scheiden können. Diese Wahlmöglichkeit steht im 
Gegensatz zu der für das Strafbefehlsverfahren in 
§ 412 Abs. 1 StPO getroffenen Regelung, wonach der 
Einspruch beim Ausbleiben des Angeklagten zu ver- 
werfen ist. Für die Wahlmöglichkeit spricht, daß 
durch eine mögliche Sachentscheidung das Verfahren 
einfacher zum Abschluß gebracht werden kann. Mit- 
unter wird sich der Betroffene, auch wenn er Gründe 
für die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gel- 
tend machen kann (vgl. Absatz 4 Satz 1), mit der 
Sachentscheidung zufrieden geben, besonders dann, 
wenn die Entscheidung gegenüber dem Bußgeldbe- 
scheid zu seinen Gunsten abweicht. Die Wahlmög- 
lichkeit kann weiterhin aus prozeßwirtschaftlichen 
Gründen geboten sein, wenn ein Übergang zum 
Strafverfahren in Betracht kommt. Die Sache kann 
dann in einem einheitlichen Verfahren zum end- 
gültigen Abschluß gebracht werden. Ordnet das Ge- 
richt zur Aufklärung des Sachverhalts die Vorfüh- 
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rung des Betroffenen an, so hat er zwar noch die 
Möglichkeit, den Einspruch zurückzunehmen und 
kann damit den Übergang zum Strafverfahren zu- 
nichte machen. Die unanfechtbar gewordene Buß- 
gcldentscheidung läßt aber noch immer die Mög- 
lichkeit des Strafverfahrens offen (§ 73). Dem Be- 
troffenen kann deshalb selbst daran gelegen sein, daß 
in dem Verfahren über die Beschuldigung abschlie- 
ßend entschieden wird. Dies kann ihn veranlassen, 
den Einspruch nicht zurückzunehmen, Die Rück- 
nahmemöglichkeit wird zudem ausgeschlossen, 
wenn das Gericht zunächst zur Aufklärung des Sach- 
verhalts nach Absatz 1 verfährt und erst dann, wenn 
sich der Verdacht für das Vorliegen einer Straftat 
verstärkt, zum Strafverfahren übergeht. 

Bei der Wahlmöglichkeit, die dem Gericht einge- 
räumt ist, kann die Verwerfung des Einspruchs 
nicht auf der Rechtsvermutung beruhen, daß der 
Betroffene, wenn er ausbleibt, auf die richterliche 
Nachprüfung verzichtet, also seinen Einspruch zu 
rücknimmt. Dieser den §§ 329 und 412 StPO zu- 
grunde liegende Gedanke würde die Möglichkeit 
einer Sachentscheidung ausschließen. Die Verwer- 
fung des Einspruchs läßt sich jedoch nicht allein aus 
dem Gedanken rechtfertigen, daß das Ausbleiben 
des Betroffenen als Rücknahme seines Einspruchs 
zu deuten ist. Schon die Ablehnung des Betroffenen, 
zur Aufklärung dos Sachverhalts beizutragen, kann 
das Gericht von der Pflicht entbinden, die Beschul- 
digung zu prüfen, um die der Betroffene nachge- 
sucht hat. Diese Erwägung trägt die dem Gericht 
eingeräumte Wahlmöglichkeit, den Einspruch zu 
verwerfen oder in der Sache zu entscheiden. Dogma- 
tische Gründe stehen also der vorgesehenen Rege- 
lung, die aus prozeßwirtschaftlichen Gründen ge- 
boten erscheint, nicht entgegen. 

Die in Absatz 3 vorgeschriebene Belehrung des Be- 
troffenen über das Verfahren im Falle seiner Ab- 
wesenheit ist eine wesentliche Voraussetzung für 
die Anwendung dieser Vorschriften. Die dort vor- 
gesehene Verfahrensgestaltung beruht gerade dar- 
auf, daß aus dem Verhalten des Betroffenen eine 
bestimmte Schlußfolgerung gezogen werden kann. 
Sie ist nur berechtigt, wenn der Betroffene vorher 
entsprechend belehrt worden ist. 

Nach der in Absatz 4 Satz 1 bestimmten entspre- 
chenden Anwendung des § 235 StPO soll der Be- 
troffene gegen das in seiner Abwesenheit ergangene 
Urteil die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
beantragen können, wenn er von der Ladung zur 
Hauptverhandlung keine Kenntnis erhalten hat oder 
sonst durch einen unabwendbaren Zufall verhindert 
war, an der Hauptverhandlung toilzunehmen. In die- 
sen Fällen wird dem Abwesenheitsverfahren nach 
den Absätzen 1 und 2 nachträglich die Grundlage 
entzogen. Es stellt sich dann heraus, daß die Schluß- 
folgerung, die aus dem Verhalten des Betroffenen 
gezogen worden ist, unberechtigt gewesen ist. Wäre 
der Betroffene in diesen Fällen nur auf das Rechts- 
mittel der Revision verwiesen, so käme dies der 
Versagung des rechtlichen Gehörs gleich. Freilich 
kann sich der Betroffene darauf beschränken, nur 
die Revision einzulegen (§§ 68, 69). Er hat außerdem 
das Recht, neben dem Wiedereinsetzungsgesuch vor- 


' sorglich die Revision einzulegcn. Für diesen Fall gilt 
I § 342 StPO. 

I 

i Die Wiedereinsetzung kann der Betroffene entspre- 
: chend der Regelung des § 235 StPO selbst dann be- 
i antragen, wenn sie ihm in demselben Verfahren 
j schon einmal gegen ein nach Absatz 1 oder 2 ergan- 
j genes Urteil gewährt worden ist. Ist dem Betroffe- 
I nen aber schon wegen der Versäumnis der Ein- 
sj)ruchsfrist die Wiedereinsetzung in den vorigen 
I Stand gewährt worden, so soll er gegen das den 
I Einspruch verwerfende Urteil entsprechend der Re- 
I gelung des § 412 Abs. 2 StPO nicht noch einmal die 
I Wiedereinsetzung beantragen können (Satz 2). 

j 

! Zu § 64 — Teilnahme der Staatsanwaltschaft an der 
I Hauptverhandlung 

i 

Wegen der Gründe für die Regelung des Absatzes 1 
Satz 1, wonach die Staatsanwaltschaft zur Teilnahme 
an der Elauptverhandlung nicht verpflichtet ist, wird 
auf Absatz 6 der Einleitung unter C. III. 6. ver- 
wiesen. Die Vorschrift läßt das Recht der Staats- 
1 anwaltschaft unberührt, von dem Termin zur Haupt- 
i Verhandlung unterrichtet zu werden, damit sie sich 
darüber schlüssig werden kann, ob sie an der Haupt- 
I Verhandlung teilnimmt oder nicht. 

Satz 2 dos Absatzes 1 lehnt sich an die ähnliche 
^ Vorschrift des § 377 Abs. 1 Satz 2 StPO für das Pri- 
: vatklageverfahren an, in dem es ebenfalls je nach 
der Bedeutung der Sache angemessen sein kann, daß 
die Staatsanwaltschaft in dem weiteren Verfah- 
ren mitwirkt. Im Jugendgerichtsgesetz fehlt eine 
I entsprechende Regelung, weil dort das vereinfachte 
Vorfahren gerade auf den Antrag der Staatsanwalt- 
schaft stattfindot, die damit auch zum Ausdruck 
: bringt, daß sie ihre Mitwirkung nicht für erforderlich 
: hält. Im Gegensatz zu § 377 Abs. 1 Satz 2 StPO 
j schreibt der Entwurf nicht vor, in welcher Weise 
I die Staatsanwaltschaft unterrichtet werden soll. Eine 
i formlose (mündliche oder fernmündliche) Mitteilung 
! kann ausreichen. Die Vorlage der Akten ist über- 
. flüssig, da die Staatsanwaltschaft selbst dem Gericht 
I die Sache zur Aburteilung zugeleitot hat. 

Nimmt die Staatsanwaltschaft an der Hauptverhand- 
' lung nicht teil, so soll nach Absatz 2 zur Einstellung 
i des Verfahrens und zur Rücknahme des Einspruchs 
I ihre Zustimmung, die in diesen Fällen nach § 38 
i Abs. 2 und § 66 Abs. 2 sonst vorgeschrieben ist, 
nicht erforderlich sein. Diese Ausnahmeregelung 
erscheint notwendig, weil sonst das Verfahren ge- 
! rade in einfachen Sachen, bei denen die Staats- 
I anwaltschaft eine Mitwirkung nicht für nötig hält, 
j nur sehr umständlich abgeschlossen werden könnte 
I (Aussetzung der Hauptverhandlung, Rückfrage bei 
i der Staatsanwaltschaft). 

I 

I Zu § 65 — Beteiligung der Verwaltungsbehörde 

i Nach § 55 Abs. 4 Satz 1 OWiG ist die Verwal- 
; tungsbehörde in dem gerichtlichen Bußgeldverfahren 
: zu hören. Künftig soll die Verwaltungsbehörde 
; grundsätzlich in der gleichen Weise im gerichtlichen 
j Verfahren beteiligt sein. Die dafür maßgebenden 
i Gesichtspunkte sind in Absatz 5 der Einleitung der 
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Begründung unter C. III. 6. näher dargelegt. Im ein- [ 
zelnen wird zu § 65 bemerkt: | 

Absatz 1 Satz 1 entspricht sachlich dem bisherigen | 
§ 13 Abs. 2 Satz 1 WiStG 1954 über die Beteiligung 
der Verwaltungsbehörde im Strafverfahren wegen 
einer Zuwiderhandlung nach dem Wirtschaftsstraf- 
recht. Der Entwurf bestimmt wie in dieser Vorschrift 
den Inhalt und den Zweck der Anhörung näher da- 
hin, daß der Verwaltungsbehörde Gelegenheit ge- 
geben wird, die von ihrem Standpunkt für die Ent- 
scheidung bedeutsamen Gesichtspunkte vorzubrin- 
gen. Satz 2 stellt klar, daß diese Anhörung auch dann 
notwendig ist, wenn das Gericht eine Verfolgung 
nicht für geboten hält und deshalb erwägt, das Ver- 
fahren einzustellen. Die Anhörung wird gerade in 
solchen Fällen zweckmäßig sein, weil die Verwal- 
tungsbehörde auf Grund ihrer besonderen Sach- 
kunde nicht selten Umstände aufzeigen kann, die der 
Einstellung des Verfahrens entgegenstehen. Die 
Sätze 3 und 4 enthalten ergänzende Vorschriften 
über die Beteiligung der Verwaltungsbehörde bei 
Durchführung einer Hauptverhandlung. Sie entspre- 
chen sachlich den bisherigen Sätzen 3 und 4 des 
schon oben genannten § 13 Abs. 2 WiStG 1954. Ver- 
gleichbare Vorschriften enthält auch der § 50 Abs. 3 
JGG. 

Die in Absatz 1 Satz 1 und 2 grundsätzlich vorge- 
schriebene Beteiligung der Verwaltungsbehörde gilt | 
nicht nur für die Elauptvcrliandlung, sondern ' 
schlechthin für das gerichtliche Verfahren. Das folgt i 
aus der Stellung der Vorschrift im Unterabschnitt i 
„Hauptverfahren" und auch daraus, daß nur die ; 
Sätze 3 und 4 Sonderregelungen für die Hauptver- ; 
handlung bringen. 

Absatz 2 enthält eine eng begrenzte Ausnahme- 
regelung, die es dem Gericht gestattet, von der Be- 
teiligung der Verwaltungsbehörde abzusehen, wenn 
ihre besondere Sachkunde für die Entscheidung ent- 
behrt werden kann. Eine solche Ausnahmeregelung 
ist zur Vereinfachung des Verfahrens bei solchen 
Taten angebracht, deren Beurteilung dem Gericht 
auf Grund seiner großen praktischen Erfahrung in 
ähnlichen Sachen auch ohne Mithilfe der Verwal- 
tungsbehörde möglich ist, namentlich bei den künf- 
tigen Verkehrsordnungswidrigkeiten und den soge- 
nannten Polizeidelikten. In anderen Fällen wird sich 
allerdings selten ausschließen lassen, daß die Ver- 
waltungsbehörde auf besondere Umstände hinwei- 
sen kann, die für die Beurteilung wesentlich sein 
können. Besteht auch nur die Möglichkeit, daß die 
Anhörung der Verwaltungsbehörde zur besseren 
Sachaufklärung beitragen kann, so wird das Gericht 
die Verwaltungsbehörde anhören müssen. Das folgt 
nicht nur aus den Absätzen 1 und 2, sondern auch 
daraus, daß das Gericht die Pflicht zur Sachaufklä- 
rung hat (§ 244 Abs. 2 StPO). 

Nach Absatz 3 sind das Urteil und andere das Ver- 
fahren abschließende Entscheidungen, also z. B. auch 
der Beschluß nach § 61, der Verwaltungsbehörde 
ausnahmslos mitzuteilen. Sie soll so stets von dem ; 
Ausgang des Verfahrens unterrichtet werden, weil 
die Entscheidung des Gerichts für die Verwaltungs- | 
behörde bei der Beurteilung vergleichbarer Taten i 
oder von Taten desselben Betroffenen von Bedeu- I 
tung sein kann. Ein Rechtsmittel steht der Verwal- ' 


tungsbehörde, abgesehen von den Fällen des Ab- 
satzes 4, allerdings nicht zu. In den Richtlinien an 
die Staatsanwaltschaft soll jedoch vorgesehen wer- 
den, daß diese in bestimmten Fällen die Verwal- 
tungsbehörde auch wegen der Einlegung der Revi- 
sion hören soll. 

Der Entwurf hält es grundsätzlich nicht für notwen- 
dig und angebracht, neben der Staatsanwaltschaft, 
die im Verfahren der ordentlichen Gerichte die be- 
rufene Vertreterin des öffentlichen Interesses ist 
(vgl. Absatz 4 der Einleitung der Begründung unter 
C. III. 6.), einer anderen Behörde die Rechte eines 
Nebenklägers einzuräumen. Im Bußgeldverfahren 
würde eine weitgehende Zulassung von Verwal- 
tungsbehörden als Nebenkläger deswegen beson- 
ders mißlich sein, weil dies dem Grundanliegen des 
Entwurfs widersprechen würde, bei bloßen Ord- 
nungswidrigkeiten das Verfahren zur Entscheidung 
über die Rechtsfolge möglichst zu vereinfachen und 
zu beschleunigen. Die Befugnis eines Nebenklägers 
soll die Verwaltungsbehörde deshalb nach Absatz 4 
nur dann haben, wenn ihr ein Gesetz diese Befugnis 
besonders einräumt, und in diesem Falle auch nur 
vom Beginn der Hauptverhandlung an. Eine solche 
Ausnahmeregelung wird lediglich bei Ordnungs- 
widrigkeiten auf besonders bedeutsamen und 
schwierigen Sachgebieten in Betracht kommen und 
hier auch nur, wenn wegen besonderer Umstände 
(z. B. überregionale Auswirkungen, die bestimmte 
Ordnungswidrigkeiten haben können) die zusätz- 
liche Mitwirkung der Verwaltungsbehörde als 
Vertreterin des öffentlichen Interesses erforderlich 
erscheint. Der Entwurf des Einführungsgesetzes 
räumt daher der Verwaltungsbehörde die Befugnisse 
der Nebenklage nur in wenigen Gesetzen ein, so 
z. B. in § 25 des Gesetzes über die Kontrolle von 
Kriegswaffen (Artikel 7 Nr. 4), in § 83 des Geset- 
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (Artikel 53 
Nr. 7), in § 43 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes 
(Artikel 68 Nr. 6 Buchstabe b), in § 60 Satz 2 des Ge- 
setzes über das Kreditwesen (Artikel 75 Nr. 4 Buch- 
stabe c), in § 39 a Satz 2 des Hypothekenbankgeset- 
zes (Artikel 76 Nr. 3 Buchstabe b und in § 41 
Satz 2 des Schiffsbankgesetzes Artikel 77 Nr. 3 
Buchstabe b. 

Der Satz 2 des Absatzes 4 bestimmt, daß die Ver- 
waltungsbehörde Revisionsanträge auch ohne Mit- 
wirkung eines Rechtsanwalts stellen kann. Dies er- 
scheint sachgemäß und entspricht auch der für das 
künftige Steuerstrafverfahren in § 442 Abs. 1 Satz 2 
der Reichsabgabenordnung ^) vorgesehenen Rege- 
lung. 


Zu § 66 — Rücknahme der Klage und des Einspruchs 

Absatz 7 läßt die Rücknahme der Klage und des 
Einspruchs bis zum Erlaß der gerichtlichen Ent- 
scheidung, also auch noch nach Beginn der Haupt- 
verhandlung zu. Die Gründe für diese von § 411 
Abs. 1 StPO abweichenden Regelung, die das Ver- 
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fahren vereinfachen möchte, sind in der Einleitung 
der Begründung unter C. 111. 9, näher dargelegt. 

Das Recht der Staatsanwaltschaft, die Klage auch 
noch nach Beginn der Hauptverhandlung zurückzu- 
nehmen, schließt die Befugnis ein, von der Ver- 
folgung der Tat schon zu einem früheren Zeitpunkt 
abzusehen. Er beginnt, sobald die Staatsanwaltschaft 
die Aufgaben der Verfolgungsbehörde wahrnimmt 
(§ 58 Abs. 2). Der Entwurf hält diese Auslegung für 
gesichert, ln welcher Form die Staatsanwaltschaft 
von der Verfolgung Abstand nimmt, wenn sie nach 
Übersendung der Akten durch die Verwaltungsbe- 
hörde keinen hinreichenden Verdacht bejaht oder 
eine Verfolgung nicht für geboten hält, regelt der 
Entwurf nicht ausdrücklich. Es erscheint bedenklich, 
der Staatsanwaltschaft die Befugnis zu geben, den 
„Bußgeldbescheid zurückzunehmen". Denn der Buß- 
geldbescheid, durch den die Tat geahndet wird (§ 53 
Abs. 1 Satz 1), kann nur von der Stelle erlassen und 
zurückgenommen werden, die für die Ahndung zu- 
ständig ist. Das ist die Staatsanwaltschaft aber in 
keinem Falle. Im übrigen ist zu berücksichtigen, 
daß der Bußgeldbescheid bei einem Einspruch in 
dem Verfahren nach Übersendung der Akten an die 
Staatsanwaltschaft (vgl. § 58 Abs. 1 Satz 2) sachlich 
nur noch die Bedeutung einer Beschuldigung hat. 
Die Rücknahme kann sich deshalb nicht auf den Buß- 
geldbescheid, sondern nur auf die Beschuldigung be- 
ziehen. Die förmliche Rücknahme des Bußgeldbe- 
scheides ist auch aus Gründen der Rechtsklarheit 
nicht geboten. Denn der Bußgeldbescheid wird auch 
dann nicht förmlich aufgehoben, wenn die Staats- 
anwaltschaft die Klage zurücknimmt, nachdem sie 
die Akten dem Gericht bereits vorgelegt hat oder 
das Gericht den Bußgeldbescheid erlassen hat. Die 
Staatsanwaltschaft wird deshalb, wenn sie nach 
Übersendung der Akten durch die Verwaltungs- 
behörde von der Verfolgung absehen will, die Sache 
dem jetzt für die Entscheidung zuständigen Gericht 
vorlegen mit der Erklärung, daß sie die Klage zu- 
rücknehme. Das Gericht ist dann auch für die nach 
§ 467 a StPO i. V. m. § 37 Abs. 1 des Entwurfs mög- 
liche Kostenentscheidung zugunsten des Betroffenen 
zuständig. 

Absatz 2 läßt die Rücknahme der Klage und des Ein- 
spruchs nach Beginn der Hauptverhandlung nur mit 
Zustimmung der Gegenseite, also des Betroffenen 
oder der Staatsanwaltschaft zu. Das erscheint zur 
Wahrnehmung der Belange des Betroffenen und der 
Staatsanwaltschaft notwendig. Der Betroffene kann 
nach Beginn der Hauptverhandlung ein schutzwürdi- 
ges Interesse daran haben, daß er von der gegen 
ihn erhobenen Beschuldigung durch das Gericht 
freigesprochen wird. Umgekehrt liegt es im öffent- 
lichen Interesse, daß die Verhandlung nach Ein- 
spruch durchgeführt wird, wenn sich in der Haupt- 
verhandlung erschwerende Umstände ergeben und 
die Staatsanwaltschaft deshalb eine weitere Auf- 
klärung des Sachverhalts und eine gerichtliche Ent- 
scheidung für geboten hält. 

Da die Rücknahme der Klage das Verfahren beendet 
und praktisch zur Einstellung führt, soll die Staats- 
anwaltschaft vor der Rücknahme der Klage die Ver- 
waltungsbehörde in gleicher Weise beteiligen wie 


vor der Einstellung des Verfahrens. Absatz 3 erklärt 
daher § 51 Abs. 3 für entsprechend anwendbar. 

Zu § 67 — Weitere Verfahrensvereinfachungen 

Der Entwurf faßt in § 67 weitere Vorschriften über 
Verfahrensvereinfachungen zusammen, die vor 
allem für die Hauptverhandlung gelten und nur zum 
Teil für das schriffliche Verfahren (§ 61) von Bedeu- 
fung sind. 

Absatz 1 übernimmt die Regelung des § 55 Abs. 3 
Satz 4 und 6 OWiG, wonach das Gericht bei einer 
mündlichen Verhandlung den Umfang der Beweisauf- 
nahme bestimmt, aber zur Erforschung der Wahrheit 
die Beweisaufnahme von Amts wegen auf alle Tat- 
sachen zu erstrecken hat, die für die Entscheidung 
von Bedeutung sind. Die Vorschrift, die der Entwurf 
vorsieht, hat denselben Inhalt. Die gewählte kürzere 
Fassung entspricht wörtlich § 384 Abs. 3 StPO, der 
für das Privatklageverfahren gilt. 

Absatz 2 will den Inhalt des Protokolls, wie er für 
das Strafverfahren vorgeschrieben ist, beschränken. 
Der Entwurf hält es nicht für erforderlich, daß auch 
im Bußgeldverfahren in das Protokoll die wesent- 
lichen Ergebnisse der Vernehmungen aus der Haupt- 
verhandlung aufgenommen werden (§ 273 Abs. 2 
StPO), weil das Bußgeldverfahren weniger bedeut- 
same Sachen betrifft und keine Nachprüfung des 
Urteil in einer 2. Tatsacheninstanz stattfindet. 

Absatz 3 trifft ergänzende Regelungen für das Ver- 
fahren gegen Jugendliche und Heranwachsende. Aus 
der entsprechenden Geltung des § 55 Abs. 2 folgt, 
daß das Gericht im Urteil und in dem Beschluß (§ 61) 
zugleich eine Vollstreckungsanordnung nach § 86 
Abs. 1 troffen kann. Sie erspart eine weitere rich- 
terliche Entscheidung im Vollstreckungsverfahren, 
wenn der Jugendliche oder Heranwachsende die 
Geldbuße nicht zahlt. Nähere Einzelheiten sind in 
der Begründung zu § 55 Abs. 2 dargelegt. Die ent- 
sprechende Anwendung des § 78 Abs. 3 JGG er- 
gibt, daß im Verfahren gegen Jugendliche zur Ver- 
einfachung, Beschleunigung und jugendgemäßen Ge- 
staltung des Verfahrens von Verfahrensvorschriften 
abgewichen werden darf, soweit dadurch die Er- 
forschung der Wahrheit nicht beeinträchtigt wird. 
Ohne eine ausdrückliche Regelung könnte es zwei- 
felhaft sein, ob und unter welchen Voraussetzungen 
§ 78 Abs. 3 JGG im Bußgeldverfahren anzuwenden 
ist, da sich diese Vorschrift nur auf das „vereinfachte 
Jugendverfahren" bezieht, dessen Voraussetzungen 
in § 76 JGG besonders bestimmt sind. 


III. Rechtsmittel 

Zu § 68 — Revision 

Wie im geltenden Recht beschränkt der Entwurf das 
gerichtliche Bußgeldverfahren auf eine Tatsachen- 
instanz. Die „Rechtsbeschwerde" des § 56 OWiG 
entspricht der Revision in Strafsachen. Die Berufung, 
die bei sinngemäßer Anwendung der Strafprozeßord- 
nung in Betracht kommen könnte, wird in Absatz 1 
ausgeschlossen. Die gleiche Regelung gilt auch im 
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Strafverfahren, wenn das Verfahren nur Übertre- 
tungen zum Gegenstand hat und der Angeklagte 
entweder freigesprochen oder ausschließlich zu 
Geldstrafe verurteilt wird (§313 StPO). 

Nach der in Absatz 2 getroffenen Regelung soll 
künftig bei weniger bedeutsamen Ordnungswidrig- 
keiten das Verfahren grundsätzlich — mit dem Vor- 
behalt einer Ausnahme aus Gründen der Fortbil- 
dung des Rechts und der Einheitlichkeit der Recht- 
sprechung — auf eine richterliche Instanz beschränkt 
sein. Eine sorgsame Abwägung des allgemeinen 
Interesses an einer wirksamen Strafrechtspflege und 
der Interessen des einzelnen Bürgers an einer mög- 
lichst gründlichen Nachprüfung seines Falles führt zu 
dem Ergebnis, daß eine weitere richterliche Nach- 
prüfung weniger bedeutungsvoller Entscheidungen, 
die den Betroffenen schon ihrer Art nach nicht mit 
einem Makel belasten, unterbleiben sollte. Es muß 
genügen, daß sich ein Gericht in diesen Fällen in 
einer Hauptverhandlung gründlich mit der Sache 
befaßt hat, um das Verfahren abzuschließen. Denn es 
kann leichter hingenommen werden, daß dem Be- 
troffenen oder der Staatsanwaltschaft die Überprü- 
fung des Urteils durch das Oberlandesgericht versagt | 
wird, als daß die Strafrechtspflege insgesamt ent- | 
weder durch die Notwendigkeit einer außerordent- i 
lieh hohen Zahl von Richterstollen, bei der eine Aus- | 
lese nach besonders geeigneten Persönlichkeiten nur ! 
sehr beschränkt möglich ist, oder durch Überlastung | 
der Richter mit Bagatellsachen Schaden nimmt. Die 
seit Jahren erhobene Forderung, im Interesse der 
Rechtspflege die Richter von weniger bedeutsamen 
Sachen zu entlasten und ihre Zahl zu verkleinern, 
läßt sich nur verwirklichen, wenn in Bagatellsachen 
auf mehrstufige Instanzen verzichtet wird. 

Bei Festsetzung einer Geldbuße soll nach Absatz 2 
Nummer 1 die Revision künftig nur zulässig sein, 
veenn die Geldbuße mehr als zweihundert Deutsche 
Mark beträgt. Da bei Ordnungswidrigkeiten eine 
Ersatzfreiheitsstrafe nicht in Betracht kommt, kann 
die Zulässigkeit der Revision nur nach der Höhe der 
festgesetzten Geldbuße begrenzt werden. Die Rege- 
lung könnte dem Bedenken ausgesetzt sein, daß sie 
den wohlhabenden Betroffenen gegenüber dem wirt- 
schaftlich schwächeren bevorzugte. Dem wohlhaben- 
den Betroffenen könnte nämlich die nach seinen 
günstigeren wirtschaftlichen Verhältnissen bemes- 
sene höhere Geldbuße die Revision eröffnen, die 
dem ärmeren Betroffenen, der den gleichen Verstoß 
begangen hat, grundsätzlich (vgl. Nummer 4) ver- 
sagt wäre, obwohl ihn die geringere Geldbuße eben- 
so hart trifft. Dem Streben nach sozialer Gerechtig- 
keit sind jedoch Grenzen gesetzt. Mangels sonstiger 
Unterscheidungsmerkmale bleibt nichts anderes 
übrig, als Wertgrenzen für Rechtsmittelbeschränkun- 
gen zu bestimmen. Im unteren Bereich der Geldbuße 
sollen zudem die wirtschaftlichen Verhältnisse weit- 
gehend unberücksichtigt bleiben (vgl. § 11 Abs. 3 
Satz 2 Halbsatz 2 und die Begründung hierzu), über- 
schreitet die Geldbuße einen gewissen Betrag, so 
mißt das Gericht der Ordnungswidrigkeit auch bei 
wohlhabenden Betroffenen einiges Gewicht zu. Der 
Ausschluß der Revision soll sich aber nur auf die 
geringfügigen Bagatellfälle beschränken. Dies spricht 
dafür, sie bei Überschreitung einer gewissen Grenze j 
schlechterdings zuzulassen. Im übrigen ist die Geld- j 


! büße nicht mit einem sittlichen Makel behaftet. Sie 
! hat nur eine Vermögenseinbuße zur Folge. In diesen 
: Fällen ist auch sonst bei Beschränkung der Rechts- 
i mittel nur eine Wertgrenze gewählt. Die Wert- 
I grenze von zweihundert Deutsche Mark entspricht 
I dem Betrag, der neuerdings auch im Zivilprozeß 
als Grenzwert für die Zulässigkeit der Berufung 
bestimmt ist (vgl. § 511 a ZPO i. d. F. des Gesetzes 
i zur Änderung von Wertgrenzen und Kostenvor- 
schriften in der Zivilgerichtsbarkeit vom 27. No- 
vember 1964, Bundesgesetzbl. I S. 933). 

I Bei der Anordnung von Nebenfolgen unterscheidet 
j der Entwurf in der Nummer 2 danach, ob es sich um 
j eine Nebenfolge vei'mögensrechtlicher Art handelt 
j oder nicht. Im ersten Falle soll entsprechend der 
I Regelung nach Nummer 1 die Revision nicht zu- 
I lässig sein, wenn der Wert der Nebenfolge im 
1 Urteil auf nicht mehr als zweihundert Deutsche Mark 
! festgesetzt ist. Ohne diese Begrenzung wäre die 
i Revision z. B. bei der Einziehung eines Gegenstan- 
i des selbst dann zulässig, wenn sein Wert nur we- 
I nige Deutsche Mark beträgt. Das stände in einem 
I Mißverhältnis zu der in Nummer 1 getroffenen Re- 
gelung. Bei der Wertfestsetzung soll es auf die Ent- 
scheidung des Gerichts im Urteil ankommen. Da- 
durch worden Zweifel über die Anfechtungsmöglich- 
keit des Urteils vermieden, über die unter Um- 
ständen erst das Rechtsmittelgericht entscheiden 
müßte. Bei Nebenfolgen nichtvermögensrechtlicher 
Art (z. B. der Entziehung des Jagdscheins, der An- 
ordnung des Fahrverbots) soll die Revision stets 
zulässig sein, weil diese Eingriffe für den Betroffe- 
nen meist von erheblicher Bedeutung sind. 

I In den Fällen des Freispruchs oder der Einstellung 
i des Verfahrens wegen einer fehlenden Prozeßvor- 
! aussetzung wird die Revision in Nummer 3 ebenfalls 
! eingeschränkt. Das entspricht dem Prinzip der Waf- 
fengleichheit zwischen Verteidigung und Anklage. 
Es erfordert andererseits aber, bei einem Freispruch 
für bestimmte Fälle die Revision zuzulassen. Sonst 
wäre zwar bei der Festsetzung einer Geldbuße, auch 
wenn sie den Grenzwert von zweihundert Deutsche 
Mark nur geringfügig übersteigt, die Revision auch 
zuungunsten des Betroffenen gegeben, nicht aber 
bei einem Freispruch wegen einer Ordnungswidrig- 
keit, die ihrer Bedeutung nach eine Geldbuße von 
mehreren tausend Deutsche Mark rechtfertigen 
würde. Dies würde auch dem Grundgedanken wider- 
sprechen, die Revision nur in unbedeutenden Fällen 
zu beschränken. 

j Die Zulässigkeit der Revision kann bei einem Frei- 
j Spruch oder einer Einstellung des Verfahrens ent- 
: weder abstrakt nach der Höhe der im Gesetz ange- 
I drohten Geldbuße oder konkret nach der im einzel- 
i nen Fall in Betracht kommenden Geldbuße begrenzt 
I werden. Der Entwurf entscheidet sich für die zweite 
, Möglichkeit. Sie wird dem Grundgedanken der Be- 
j Schränkung der Revision auf weniger gewichtige 
I Fälle eher gerecht. Maßgebend soll hiernach die 
j Flöhe der im Bußgeldbescheid oder im Strafbefehl 
festgesetzten oder von der Staatsanwaltschaft bean- 
tragten Geldbuße sein. Auf den Antrag der Staats- 
anwaltschaft allein kann nicht abgestellt werden, 
weil sie zur Teilnahme an der Hauptverhandlung 
nicht verpflichtet und auch nicht gehalten ist, einen 
bestimmten Antrag zu stellen. 
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Etwaige Bedenken, daß bei der vorgesehenen Rege- | 
lung die Verwaltungsbehörde und die Staatsanwalt- ' 
Schaft in Grenzfällen durch ihre Entschließung auf i 
die Zulässigkeit der Revision Einfluß nehmen könn- | 
ten, erscheinen nicht durchgreifend. Die Staats- 
anwaltschaft ist ein weitgehend unabhängiges Or- 
gan der Rechtspflege. Die Befürchtung, daß sie sich 
bei ihrer Entschließung von unsachgemäßen Erwä- 
gungen leiten lassen kann, sollte deshalb nicht ernst 
genommen werden. Daß die Entscheidung der Ver- 
waltungsbehörde zur Höhe der Geldbuße von der j 
Erwägung beeinflußt werden könnte, ob später im 1 
gerichtlichen Verfahren die Revision zulässig sein i 
wird oder nicht, ist ebensowenig anzunehmen. Der | 
Verwaltungsbehörde ist daran gelegen, das Verfah- ‘ 
ren in ihrer Zuständigkeit zu einem endgültigen i 
Abschluß zu bringen. Eine im Hinblick auf die Re- | 
Vision möglicherweise übersetzte Geldbuße würde | 
aber geradezu den Anlaß für einen Einspruch und ; 
damit für ein gerichtliches Verfahren schaffen. Die 
Verwaltungsbehörde hat es zudem grundsätzlich 1 
nicht in der Hand, im Falle eines Freispruchs eine | 
Entscheidung des Revisionsgerichts herbeizuführen: ■ 
denn die Aufgabe der Verfolgungsbehörde wird 
nach Einspruch von der Staatsanwaltschaft wahr- 
genommen (§ 58 Abs. 2). Die Befugnisse des Neben- 
klägers soll der Verwaltungsbehörde nur in weni- 
gen Ausnahmefällen zustehen. Deshalb wird die ! 
Verwaltungsbehörde gar keine Veranlassung haben, 
sich bei der Bußgeldbemessung in Grenzfällen von 
der Revisionsmöglichkeit leiten zu lassen. Zur Wah- ! 
rung der Interessen des Betroffenen zieht der Ent- ; 
wurf im übrigen die Grenze, bei der im Falle eines 
Freispruchs die Revision zulässig sein soll, verhält- 
nismäßig hoch. Vorausgesetzt wird, daß ursprüng- ! 
lieh eine Geldbuße von mehr als fünfhundert Deut- | 
sehe Mark festgesetzt oder eine solche beantragt 
war. 

In Nummer 4 eröffnet der Entwurf allgemein die Zu- ; 
lässigkeit der Revision, wenn sie nach § 69 durch 
das Revisionsgericht besonders zugelassen wird. I 
Wegen der näheren Einzelheiten wird auf die Be- : 
gründung zu dieser Vorschrift verwiesen. 

Absatz 3 enthält eine Sonderregelung für den Fall, 1 
daß das Urteil mehrere Taten zum Gegenstand hat, , 
die Voraussetzungen des Absatzes 2 aber nur hin- ' 
sichtlich einzelner Taten gegeben sind. Es wäre sach- I 
lieh nicht gerechtfertigt, wenn ein Betroffener gegen | 
die Festsetzung einer Geldbuße von weniger als i 
zweihundert Deutsche Mark nur deswegen Revi- 
sion einlegen könnte, weil er oder ein anderer Be- 
troffener in demselben Verfahren wegen einer an- ; 
deren Tat daneben zu einer höheren Geldbuße ver- 
urteilt wäre. Eine solche Regelung wäre nur dann 
geboten, wenn dies aus prozeßwirtschaftlichen Grün- 
den notwendig erschiene. Sie könnte namentlich an- : 
gebracht sein, wenn sonst verschiedenartige Rechts- i 
mittel zulässig wären, wie dies auf der Grundlage i 
der §§ 313, 334 StPO in Betracht kommt (Berufung ; 
und Revision oder nur Revision). Verfahrensrecht- ' 
liehe Schwierigkeiten entstehen in diesen Fällen 1 
jedoch nicht, wenn gegen das Urteil keine ver- 1 
schiedenen Rechtsmittel zulässig sind, sondern nur ' 
ein einheitliches. Nach den Absätzen 1 und 2 kommt i 
jedoch überhaupt nur ein einziges Rechtsmittel in i 
Betracht. Allerdings könnte auch hier eine teilweise 


Beschränkung des Rechtsmittels bei einem Urteil 
bedenklich sein, wenn dadurch eine notwendiger- 
weise einheitliche Beurteilung durch das Revisions- 
gericht verhindert würde. Schon die Frage, ob im 
sachlich-rechtlichen Sinne Tateinheit oder Tatmehr- 
heit gegeben ist, kann vom Revisionsgericht anders 
beurteilt werden, als in dem angefochtenen Urteil 
angenommen worden ist. Deshalb bezieht sich die 
in Absatz 3 vorgenommene Beschränkung nicht auf 
mehrere Verurteilungen oder Freisprüche, sondern 
darauf, daß das Urteil mehrere Taten zum Gegen- 
stand hat. Dabei ist der Begriff „Tat" auch hier im 
prozeßrechtlichen Sinne und nicht im materiell- 
rechtlichen Sinne zu verstehen. Wenn gegen einen 
Betroffenen zwei Geldbußen festgesetzt werden we- 
gen zweier Elandlungen im sachlich-rechtlichen 
Sinne, die im prozeßrechtlichen Sinne eine Einheit 
bilden, so trifft Absatz 3 nicht zu. Es kommt dann 
darauf an, ob wegen der Tat insgesamt eine höhere 
Geldbuße als zweihundert Deutsche Mark festge- 
setzt ist. 

Zu § 69 — Zulassung der Revision 

Ist das Urteil nicht schon nach den Nummern 1 bis 3 
des § 68 Abs. 2 anfechtbar, so läßt das Revisions- 
gericht, also nach § 37 Abs. 1 des Entwurfs i. V. m. 
§ 121 Abs. 1 GVG das Oberlnndesgericht, auf Antrag 
die Revision zu, wenn es geboten ist, die Nach- 
prüfung des Urteils zur Fortbildung des Rechts oder 
zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung 
zu ermöglichen (Absatz 1). Der Entwurf eröffnet 
damit die Möglichkeit, in Ausnahmefällen eine 
höchstrichterliche Entscheidung herbeizuführen. Da- 
durch soll auch im Bereich der ihrer Art nach beson- 
ders leichten Ordnungwidrigkeiten die Fortbildung 
des Rechts und die Einheitlichkeit der Rechtspre- 
chung gewährleistet werden. Ohne diese Anfech- 
tungsmöglichkeit könnte die Rechtsanwendung bei 
gewissen Bußgeldvorschriften nur äußerst selten 
von einem höheren Gericht nachgeprüft werden. In- 
soweit könnten schwer erträgliche Unterschiede in 
der Rechtsanwendung entstehen. 

Die Einrichtung eines von besonderer Zulassung ab- 
hängigen, auf die Nachprüfung von Rechtsfehlern ge- 
richteten Rechtsmittels ist dem geltenden Recht nicht 
fremd. So sehen beispielsweise § 546 Abs. 1 ZPO, 
§ 72 des Arbeitsgerichtsgesetzes, § 162 des Sozial- 
gerichtsgesetzes und § 132 der Verwaltungsgerichts- 
ordnung eine Zulassungsrevision vor. § 24 des Ge- 
setzes über das gerichtliche Verfahren in Landwirt- 
schaftssachen vom 21. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 667) und § 73 des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen haben eine besonders zuzulassende 
Rechtsbeschwerde an den Bundesgerichtshof einge- 
führt. Von diesen Zulassungsverfahren unterschei- 
det sich das im Entwurf vorgesehene im wesent- 
lichen dadurch, daß über die Zulassung nicht das 
Gericht entscheidet, dessen Urteil angefochten wer- 
den soll, sondern das Gericht, das auch für die Ent- 
scheidung über das Rechtsmittel zuständig ist. Die 
Übertragung der Entscheidung auf den Amtsrichter 
könnte dazu führen, daß sich sehr unterschiedliche 
Grundsätze für die Zulassung in den einzelnen 
Amtsgerichtsbezirken entwickelten, die einer gleich- 
mäßigen Rechtsanwendung abträglich wären. Die 
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Zuständigkeit des Oberlandesgerichts dürfte da- 
gegen gewährleisten, daß die Zulassung in der Pra- 
xis nach einheitlichen Gesichtspunkten gehandhabt 
wird. Auch in den vorstehend erwähnten Verfah- 
rensgesetzen ist die Zulassung nicht einem unteren 
Gericht übertragen. 

In den sachlichen Voraussetzungen der Zulassung, 
die durch die Begriffe „Fortbildung des Rechts" und 
„Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung" ge- 
kennzeichnet sind, lehnt sich der Entwurf an § 137 
GVG an, nach dem ein Senat des Bundesgerichtsho- 
fes in einer Frage von grundsätzlicher Bedeutung die 
Entscheidung des Großen Senats herbeiführen kann, 
„wenn nach seiner Auffassung die Fortbildung des 
Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Recht- 
sprechung es erfordert". Allerdings soll nach dem 
Entwurf die Zulassung nicht davon abhängen, ob die 
zu entscheidende Frage von grundsätzlicher Bedeu- 
tung ist. Diese Abweichung fällt jedoch praktisch 
wenig ins Gewicht. Indem der Entwurf an die beiden 
in der Gesetzgebung und der Rechtsprechung be- 
währten Merkmale anknüpft, ist für die Zulassung 
ein Rahmen gesetzt, der eine gleichmäßige Hand- 
habung ermöglicht und für die Praxis brauchbar ist. 
Denn die Zulassung setzt lediglich eine Prüfung der 
Frage voraus, ob aus den angegebenen Gründen die 
Nachprüfung des Urteils ermöglicht werden muß. 
Das Revisionsgericht nimmt demnach mit der Zu- 
lassung die sachliche Entscheidung über das Rechts- 
mittel nicht vorweg. Allerdings ist bei der Aus- 
legung dieser Merkmale der besondere Zweck der 
Zulassungsrevision zu berücksichtigen. So kann [ 
etwa das Interesse an einer einheitlichen Rechtspre- i 
chung die Zulassung schon dann rechtfertigen, wenn | 
ein einzelner Amtsrichter die Übung entwickelt, in 
einer bestimmten Rechtsfrage, auch wenn sie keine 
grundsätzliche Bedeutung hat, von der höchstrichter- 
lichen Rechtsprechung abzuweichen, nicht aber schon 
dann, wenn er lediglich eine die Strafrechtspflege 
im ganzen nicht berührende Rechtsfrage falsch ent- 
scheidet. Ob sich im Einzelfall die Notwendigkeit 
der Nachprüfung eines Urteils aus seinem sachlich- 
rechtlichen Inhalt oder aus Verfahrensfragen ergibt, 
macht keinen Unterschied. Der Fortbildung des 
Rechts oder der Sicherung einer einheitlichen Recht- 
sprechung kann nicht nur eine das angefochtene 
Urteil aufhebende, sondern ebenso eine die Revision 
verwerfende Entscheidung dienen. Wesentlich ist 
allein, daß das Revisionsgericht Gelegenheit erhält, ! 
seine Rechtsauffassung in einer für die nachgeord- ! 
neten Gerichte richtunggebenden Weise zum Aus- | 
druck zu bringen oder durch Vorlage nach § 121 I 
Abs. 2 GVG, der entsprechend gilt (§ 37 Abs. 1), ' 
eine Grundsatzentscheidung des Bundesgerichts- 
hofes herbeizuführen. 

Die Absätze 2 und 3 regeln die Ausgestaltung des 
Zulassungsverfahrens im einzelnen. Dabei ist auf 
möglichste Vereinfachung des Verfahrens Bedacht | 
genommen. Insbesondere ist vermieden worden, daß 
die Einlegung und Begründung der Revision der Zu- 
lassung erst zeitlich nachfolgen. Eine solche Rege- | 
lung hätte, besonders im Hinblick auf die Notwen- ] 
digkeit mehrfacher Aktenversendung, eine vermeid- 
bare Schwerfälligkeit des Verfahrens zur Folge. 

Nach Absatz 2 Satz 1 gelten für den Zulassungs- j 
antrag die Vorschriften über die Einlegung der Re- ! 


Vision entsprechend. Das bedeutet, daß nur der- 
jenige berechtigt ist, die Zulassung der Revision zu 
beantragen, der im Falle der Zulassung auch zur 
Einlegung des Rechtsmittels berechtigt wäre. Außer- 
dem gelten die Vorschriften über Form und Frist der 
Revisionseinlegung (§§ 341, 342 StPO) auch für den 
Antrag. Da vor der Entscheidung über den Antrag 
die Endgültigkeit des amtsrichterlichen Urteils noch 
in der Schwebe ist, hemmt er auch den Eintritt der 
Rechtskraft (vgl. § 343 StPO). 

Nach Satz 2 gilt der Zulassungsantrag als vorsorg- 
lich eingelegte Revision. Durch diese Fiktion wird 
neben dem Zulassungsantrag die besondere Revi- 
sionseinlegung entbehrlich, deren Versäumung die 
Verwerfung des Antrags zur Folge haben könnte. 
Außerdem werden Zweifel darüber vermieden, ob 
im Einzelfall ein Zulassungsantrag wegen Irrtums 
in der Bezeichnung nach § 300 StPO als ordnungs- 
gemäß eingelegte Revision angesehen werden kann. 

Satz 3 verlangt die Beachtung der Vorschriften über 
die Anbringung der Revisionsanträge und deren 
Begründung (§§ 344, 345 StPO) schon beim Zu- 
lassungsantrag. Auf diese Weise wird vermieden, 
daß die Revision nach § 69 zugelassen werden muß, 
obgleich bereits feststeht, daß sie alsbald wegen 
Nichtbeachtung der für die Revisionsanträge und 
deren Begründung vorgeschriebenen Form oder Frist 
als unzulässig zu verwerfen wäre (vgl. § 349 Abs. 1 
StPO). Außerdem wird durch die damit verbundene 
notwendige Mitwirkung eines Rechtsanwalts oder 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle (§ 345 
Abs. 2 StPO) eine Entlastung der Oberlandesgerichte 
erreicht; denn es ist zu erwarten, daß diese Personen 
die Stellung von Zulassungsanträgen, die von vorn- 
herein aussichtslos sind, zu verhindern suchen und 
für eine sachgemäße Begründung des Zulassungs- 
antrags, die Satz 4 des Absatzes 2 durch eine Soll- 
vorschrift fordert, Sorge tragen werden. 

Die in Satz 5 vorgeschriebene entsprechende An- 
wendung des § 35 a StPO soll sicherstellen, daß der 
Amtsrichter den Angeklagten bei der Bekannt- 
machung des Urteils auch über die Zulassung der 
Revision und ihre Besonderheiten belehrt. 

Nach Absatz 3 Satz 1 entscheidet das Revisions- 
gericht über den Zulassungsantrag durch einen be- 
sonderen Beschluß. Dies soll auch dann gelten, wenn 
es die Revision für zulässig ansieht. Das Revisions- 
gericht soll also in diesem Beschluß nicht zugleich 
über die Revision entscheiden, da der Betroffene 
sonst in seiner Verteidigung beschränkt sein könnte. 
Denn die Zulassung setzt, wie oben in Absatz 3 der 
Begründung zu dieser Vorschrift schon ausgeführt 
ist, lediglich die Prüfung der Präge voraus, ob die 
Nachprüfung des Urteils zur Fortbildung des Rechts 
oder zur Sicherung einer einheitlichen Rechtspre- 
chung ermöglicht werden muß. Der Betroffene 
braucht also zunächst nur zu dieser Frage näher 
Stellung zu nehmen und kann sich im übrigen dar- 
auf beschränken, die Verletzung des materiellen 
Rechts zu rügen. Durch eine gleichzeitige Entschei- 
dung über die Zulassung und die Revision könnte er 
also überrascht werden, weil er sich die Stellung- 
nahme zu der Frage, aus welchen Gründen das mate- 
rielle Recht verletzt ist, noch Vorbehalten hat. Ent- 
sprechendes gilt für die Staatsanwaltschaft. Eine 
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gleichzeitige Entscheidung über die Zulassung und 
über die Revision würde auch für das Revisions- 
gericht keine Erleichterung bedeuten. Hält das Re- 
visionsgericht den Zulassungsantrag für begründet, 
so wird nach den Voraussetzungen der Zulassung 
(Fortbildung des Rechts, Sicherung einer einheit- 
lichen Rechtsprechung) über die Revision regelmäßig 
auf Grund einer Hauptverhandlung zu entscheiden 
sein. Die Anberaumung einer Hauptverhandlung vor 
Zulassung der Revision kann jedoch ein unnützer 
Aufwand sein. Diese Behandlung würde schließlich 
auch allgemeinen Verfahrensgrundsätzen wider- 
sprechen; denn die Hauptverhandlung über die Re- 
vision kann nur stattfinden, wenn ihre Zulässigkeit 
bejaht ist. 

Der Satz 2 des Absatzes 3 bestimmt, daß im Zu- 
lassungsverfahren die §§ 346 bis 348 StPO ent- 
sprechend gelten. Danach hat u. a. das Amtsgericht 
den Zulassungsantrag zu verwerfen, wenn er ver- 
spätet gestellt ist oder wenn die Revisionsanträge 
nicht rechtzeitig oder nicht in der vorgeschriebenen 
Form angebracht sind. Gegen den Verwerfungs- 
beschluß kann der Antragsteller die Entscheidung j 
des Revisionsgerichts beantragen (§ 346 Abs. 2 
StPO). Nach Absatz 3 Satz 1 entscheidet das Revi- 
sionsgericht über den Antrag auf Zulassung der Re- 
vision stets durch Beschluß. Für die Frage, ob dieser 
mit Gründen zu versehen ist, gilt § 34 StPO. Eine 
entsprechende Anwendung der Absätze 2 bis 4 des 
§ 349 StPO sieht der Entwurf nicht vor, weil das 
Revisionsgericht den Zulassungsantrag auch ohne ; 
Einstimmigkeit durch Beschluß als unbegründet ver- i 
werfen kann. ' 

Da der Entwurf aus Gründen der Verfahrensverein- j 
fachung dem Zulassungsantrag die zusätzliche Be- 
deutung einer vorsorglich eingelegten Revision bei- 
legt und den Antragsteller zur Begründung der Re- 
vision zwingt, ist es sachgemäß, wenn Absatz 3 
Satz 3 mit der Verwerfung des Antrags die Fiktion 
der Revisionsrücknahme verbindet; denn das Gesetz 
kann nicht davon ausgehen, daß der Antragsteller 
die gesetzlich fingierte Revision durchführen will, 
nachdem deren Zulassung durch eine endgültige 
Entscheidung abgelehnt ist. Die Fiktion der Revi- 
sionsrücknahme macht eine besondere Entscheidung 
über das Rechtsmittel entbehrlich. Diese Regelung 
hat gesetzestechnisch den weiteren Vorteil, daß eine 
Ergänzung der kostenrechtlichen Vorschriften über- 
flüssig wird. Es gelten die Kostenvorschriften über 
die Rücknahme der Revision vor Beginn der Haupt- 
verhandlung. 

Läßt das Revisionsgericht die Revision zu, so be- 
stimmt sich das weitere Verfahren nach den §§ 350 
bei 358 StPO, die sinngemäß gelten (§ 37 Abs. 1). 


SECHSTER ABSCHNITT 

Bußgeld- und Strafverfahren 

Die Vorschriften dieses Abschnitts bilden ein we- 
sentliches Kernstück der Neuordnung des Bußgeld- 
verfahrens. Sie ermöglichen einen beweglichen 
Übergang vom Bußgeld- zum Strafverfahen und im 
Strafverfahren eine Entscheidung über die Tat als 
Ordnungswidrigkeit. Außerdem bestimmen sie das 


Verfahren bei gleichzeitiger Verfolgung von Straf- 
taten und Ordnungswidrigkeiten. Die grundsätz- 
lichen Erwägungen für diese Regelung sind in der 
Einleitung unter B. 1. Absatz 4 ff. und C. 111. 12. dar- 
gelegt. 

Zu § 70 — Übergang vom Bußgeld- zum Strafver- 
fahren 

Es gehört zu den wichtigsten Grundsätzen unseres 
Strafverfahrensrechts, daß sich die Untersuchung 
und Entscheidung zwar nur auf die Tat erstreckt, die 
zur Beurteilung des Gerichts gestellt wird (vgl. 

§ 155 Abs. 1 StPO), das Gericht aber in der Wahr- 
heitsfindung und der Rechtsanwendung nicht einge- 
schränkt ist. Das Gericht ist bei der Untersuchung 
der Tat zu einer selbständigen Tätigkeit berechtigt 
und verpflichtet, weil es nur so die materielle Wahr- 
heit finden kann. Es ist in der rechtlichen Beurtei- 
lung weder an die gestellten Anträge noch an die 
frühere Beurteilung im Eröffnungsverfahren gebun- 
den (§ 155 Abs. 2, § 264 StPO), weil es allein so zu 
einer zutreffenden Rechtsanwendung gelangen kann. 

Der Entwurf bestimmt, daß im Bußgeldverfahren die 
allgemeinen Gesetze über das Strafverfahren sinn- 
gemäß (§ 37 Abs. 1) und im Verfahren nach Ein- 
spruch gegen den Bußgeldbescheid die Vorschriften 
über das Strafbefehlsverfahren entsprechend ar^^u- 
wenden sind (§ 60). Schon daraus könnte sich er- 
geben, daß das Gericht auch im Bußgeldverfahren in 
der rechtlichen Beurteilung der Tat frei ist (vgl. 
§ 411 Abs. 3 StPO), in seine Beurteilung also auch 
die Verletzung von Strafgesetzen durch die Tat ein- 
beziehen kann. Gleichwohl hält der Entwurf eine 
ausdrückliche Vorschrift, daß das Gericht im Buß- 
geldverfahren an die Beurteilung der Tat als Ord- 
nungswidrigkeit nicht gebunden ist, für notwendig, 
weil das Bußgeldverfahren des geltenden Rechts in- 
soweit eine grundlegende Änderung erfährt und 
weil diese Frage für die praktische Anwendung von 
großer Bedeutung ist. 

Mit dieser in Absatz 1 Satz 1 vorgesehenen Rege- 
lung entscheidet sich der Entwurf zugleich gegen 
die in Betracht gezogene Lösung, die Beurteilung 
der Tat nach strafrechtlichen Gesichtspunkten von 
einem Antrag der Staatsanwaltschaft abhängig zu 
machen. Eine solche Vorschrift widerspräche den 
oben genannten Grundsätzen des Strafverfahrens- 
rechts. Freilich hat das Gericht bei der rechtlichen 
Prüfung auch die Verfahrensvoraussetzungen zu be- 
achten, so auch die Voraussetzung der Klageerhe- 
bung. Sie ist jedoch damit gegeben, daß die Staats- 
anwaltschaft entweder selbst die Verfolgung be- 
treibt oder daß sie nach Einspruch gegen den Bußgeld- 
bescheid der Verwaltungsbehörde die Tat durch 
Übersendung der Akten an das Gericht zur Ab- 
urteilung stellt, ohne die Klage zurückzunehmen 
(§ 66 sowie § 60 Abs. 1 des Entwurfs i. V. m. § 411 
Abs. 1 StPO). Sie bringt damit zum Ausdruck, daß 
sie die Tat verfolgt wissen will, und zwar schon 
unter einem minder schweren rechtlichen Gesichts- 
punkt. Es steht ihr deshalb nicht zu, das Gericht 
bei der Beurteilung der Tat hinsichtlich bestimmter 
Gesetzesverletzungen zu beschränken (vgl. auch 
§ 154 a Abs. 3 StPO). Würde es von der Entschlie- 
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ßung der Staatsanwaltschaft abhängen, ob die Tat 
auch unter dem Gesichtspunkt eines Straftatbestan- 
des beurteilt werden darf, so hätte dies weiterhin 
die kaum erträgliche Folge, daß das Gericht unter 
Umständen gezwungen wäre, gegen seine Über- 
zeugung eine Tat nur als Ordnungswidrigkeit zu 
beurteilen. Eine solche Regelung würde außerdem 
zu kaum lösbaren Spannungen in der Rechtskraft- 
wirkung führen. Sollte die Entscheidung auch hin- 
sichtlich der strafrechtlichen Seite rechtskräftig wer- 
den (wofür spricht, daß ein Gericht über die Tat ent- 
schieden hat), so würde diese Wirkung eintreten, 
auch wenn das Gericht keine Möglichkeit gehabt 
hätte, die Tat unter dem Gesichtspunkt eines Straf- 
tatbestandes zu beurteilen. Eine eingeschränkte 
Rechtskraft, die eine spätere Aburteilung der Tat 
als Straftat zuließe, wäre jedoch kaum mit dem Ver- 
bot der Doppelbestrafung (Artikel 103 Abs. 3 GG) 
vereinbar. 

Gegenüber der im Entwurf vorgesehenen Rege- 
lung käme deshalb als mögliche andere Lösung nur 
in Betracht, daß das Gericht, wenn es eine Straftat 
oder den Verdacht einer Straftat für gegeben hält, 
das Bußgeldverfahren einstellt (vgl. § 418 StPO in 
der vor dem Gesotz zur Wiederherstellung der 
Rechtseinheit auf dem Gebiete der Gerichtsverfas- 
sung, der bürgerlichen Rechtspflege, des Strafver- 
fahrens- und des Kostenrechts vom 12. September 
1950, Bundesgesetzbl. S. 455, 629 geltenden Fassung). 
Diese Lösung würde jedoch zu ähnlichen Verfah- 
rensschwierigkeiten führen wie die jetzige Regelung 
des Bußgeldverfahrens; Nach Einstellung des Buß- 
geldverfahrens müßte erst wieder ein neues Verfah- 
ren eingeleitot werden, selbst dann, wenn die Sache 
schon im Bußgeldverfahren auch hinsichtlich der 
strafrechtlichen Seite zur Entscheidung reif gewesen 
wäre. Eine solche Regelung ist, wie bereits in der 
Einleitung der Begründung dargelegt (vgl. C. III. 12, 
Absatz 2), nicht nur aus prozeßwirtschaftlichen 
Gründen abzulehnen, sondern auch deswegen, weil 
sie die schutzwürdigen Interessen des Betroffenen 
beeinträchtigen könnte. 

Freilich kann es für den Betroffenen eine unerwartete 
und entscheidende Veränderung seiner Lage be- 
deuten, wenn auf seinen Einspruch hin die Tat 
auch unter dem Gesichtspunkt der Verletzung von 
Strafvorschriften geprüft wird. Er muß deshalb we- 
gen der ihm drohenden, schwerwiegenden Rechts- 
folgen vor einer überraschenden Entscheidung in 
ausreichender Weise geschützt werden. Die in der 
Vorschrift im einzelnen getroffenen weiteren Be- 
stimmungen dienen im wesentlichen diesem Zweck. 
Absatz 1 Satz 2 stellt gleich im Zusammenhang mit 
der in Satz 1 getroffenen Regelung, daß das Gericht 
im Bußgeldverfahren an die Beurteilung der Tat als 
Ordnungswidrigkeit nicht gebunden ist, den zwin- 
genden Grundsatz auf, daß das Gericht „jedoch" nur 
dann auf Grund eines Strafgesetzes entscheiden darf, 
wenn der Betroffene zuvor auf die Veränderung des 
rechtlichen Gesichtspunktes hingewiesen und ihm 
Gelegenheit zur Verteidigung gegeben worden ist. 
Die Fassung dieser Vorschrift ist eng an § 265 
Abs. 1 StPO angelehnt, der den ganz ähnlichen Fall 
regelt, daß sich im Strafverfahren der rechtliche Ge- 


i sichtspunkt ändert, unter dem die Tat zunächst 

■ untersucht wird. In welcher Form der Flinweis zu 
; geben ist, bestimmt der Entwurf nicht. In der Recht- 
I sprechung zu § 265 StPO ist anerkannt, daß der Hin- 
. weis in einer Weise gegeben werden muß, die eine 
; entsprechende Verteidigung ermöglicht. Es versteht 

sich danach von selbst, daß der Hinweis wegen der 

wesentlich nachteiligeren Folgen, die dem Betroffe- 
^ non drohen, wenn die Tat als Straftat beurteilt wird, 
; so eindeutig und klar wie nur möglich sein muß. 

I Eine nähere Regelung empfiehlt sich jedoch nicht, 

; weil auch im Strafverfahren unter Umständen die 
j Veränderung der Rechtslage für den Angeklagten 
j außerordentlich nachteilig sein kann, ohne daß für 
I solche Fälle besondere Bestimmungen getroffen 
j sind. Abweichend von § 265 Abs. 1 StPO verbietet 
I Absatz 1 Satz 2 nicht nur die „Verurteilung", son- 
i dem auch die Entscheidung auf Grund eines Straf- 
! gesetzes. Das Gericht wird, wenn ein Hinweis auf 
I die Veränderung des rechtlichen Gesichtspunktes 
j unterblieben ist, ganz davon absehen, in seiner Ent- 
^ Scheidung zu dem rechtlichen Gesichtspunkt einer 
! Straftat Stellung zu nehmen. Das auf die Verände- 
I rung des rechtlichen Gesichtspunkts „besonders" 

I hinzuweison ist, versteht sich von selbst. Diese Ab- 
! weichung von § 265 Abs. 1 StPO hat nur redak- 
! tionello Bedeutung. 

I Der Hinweis wird im Gegensatz zu § 265 Abs. 1 
i StPO nach der in Absatz 2 Satz 1 vorgesehenen Re- 
gelung nicht nur von Amts wegen erteilt. Das Ge- 
: rieht ist vielmehr auch verpflichtet, einem entspre- 
: chonden Antrag der Staatsanwaltschaft zu folgen. 

I Die Staatsanwaltschaft muß, wenn der Verdacht 
j einer Straftat gegeben ist, den Übergang in das 
; Strafverfahren durchsetzen können, damit die Tat 
I unter den vollen Garantien der Strafprozeßordnung 
' untersucht werden kann. Das Bußgeldverfahren ist 
I zwar weitgehend dem Strafverfahren angenähert. 

I Doch gelten zahlreiche Vereinfachungen, so die 
I Nichtvereidigung von Zeugen (§ 39), das Abwesen- 
I heitsrecht des Betroffenen (§ 62), die Beschränkung 
i des Umfanges der Beweisaufnahme (§ 67 Abs. 1) 
i und die Beschränkung der Rechtsmittel (§§ 68, 69). 

; Diese Verfahrensvereinfachungen sind nur im reinen 
I Bußgoldverfahren berechtigt. Wäre der Richter be- 
! fugt, ungeachtet der Auffassung der Staatsanwalt- 
I schaff, daß der Verdacht einer Straftat gegeben sei, 

■ von einem Hinweis auf die Veränderung des recht- 
I liehen Gesichtspunktes abzuschen, dann hätte die 
' Staatsanwaltschaft z. B. keine Möglichkeit, auf der 
; Anwesenheit des Betroffenen in der Hauptverhand- 
I lung und der Vereidigung von Zeugen zu bestehen, 

! um den Sachverhalt nach der strafrechtlichen Seite 
j genügend aufklären zu können. Ihr wäre auch die 
I Möglichkeit genommen, gegen das Urteil Berufung 
1 einzulegen mit dem Ziel, die Verurteilung wegen 
I einer Straftat zu erreichen, wenn das Gericht eine 
j Verletzung von Strafvorschriften nicht für gegeben 
: hält und deshalb gegen den Betroffenen lediglich 
I eine Geldbuße festsetzt. Die Staatsanwaltschaft 
I hätte dann nur die Zulassungsrevision, wenn keine 
I der Voraussetzungen des § 60 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 ge- 
; geben wäre. Eine solche Beschränkung der staats- 

anwaltschaftlichen Befugnisse wäre unangemessen 

und unbegründet. 
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Die Bindung des Gerichts an den Antrag der Staats- 
anwaltschaft könnte allerdings zur Folge haben, daß 
der Übergang in das Strafverfahren durch einen rein 
vorsorglich gestellten Antrag schon bei einem 
geringen Verdacht einer Straftat ausgelöst wird. 
Der Verfahrenssablauf könnte dann unnötig er- 
schwert sein. Der wesentliche Nachteil, daß bei 
einem Übergang in das Strafverfahren die Sache 
nochmals von Anfang an verhandelt werden würde, 
auch wenn die weitere Aufklärung des Sachverhalts 
ergeben sollte, daß doch nur eine Ordnungswidrig- 
keit gegeben ist, tritt jedoch infolge der Regelung 
des Absatzes 3 nicht ein. Im übrigen kann voreiligen 
Anträgen der Staatsanwaltschaft dadurch entgegen- 
gewirkt werden, daß das Gericht auf etwaige Be- 
denken hinweist. Es wird bei der Bedeutung, die 
dem Hinweis für den weiteren Ablauf des Verfah- 
rens zukommt, außerdem dem anwesenden Betroffe- 
nen und dessen Verteidiger Gelegenheit zur Stel- 
lungsnahme geben. Die Staatsanwaltschaft erhält so 
die Möglichkeit der Überprüfung, ob sie den Antrag 
aufrechthält oder nicht. 

Der Hinweis auf die Veränderung dos rechtlichen 
Gesichtspunktes wird regelmäßig in der Hauptvor- 
handlung zu geben sein. Notwendig ist dies jedoch 
nicht. Ergeben sich schon vor der Hauptvorhandlung 
nach dem Akteninhalt hinreichende Verdachts- 
gründe für eine Straftat, so wird es zweckmäßig 
sein, daß das Gericht, da es im Strafverfahren grund- 
sätzlich nicht in Abwesenheit dos Betroffenen ent- 
scheiden kann, das persönliche Erscheinen des Be- 
troffenen anordnet. Das Gericht braucht zwar damit 
den Hinweis auf die Veränderung des rechtlichen 
Gesichtspunktes nicht zu verbinden. Es kann aber 
der besseren Vorbereitung und der Verteidigung des 
Betroffenen dienen, wenn der Hinweis schon vor der 
Hauptverhandlung erteilt wird. Das wird sogar dann 
unumgänglich sein, wenn der Betroffene von dem 
Gerichtsort weit entfernt wohnt und keine höhere 
Strafe als Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten Ge- 
fängnis oder Geldstrafe in Betracht kommt, so daß 
auch im Strafverfahren eine Verhandlung in Abwe- 
senheit des Betroffenen nach § 233 StPO möglich ist. 
Wäre der Hinweis auf die Veränderung des recht- 
lichen Gesichtspunktes nur in der Hauptverhandlung 
zulässig, so müßte das Gericht in einem solchen Falle 
zunächst die Hauptverhandlung anberaumen, dann 
den Hinweis aussprechen und dies dem Betroffenen 
mitteilen. Erst anschließend könnte es das Abwesen- 
heitsverfahren nach § 233 StPO durchführen. Das 
Verfahren würde so unnötig erschwert werden. 

Freilich hat es der Betroffene, wenn der Hinweis 
schon vor der Hauptverhandlung ergeht, in der 
Hand, den Einspruch zurückzunehmen. Dadurch wäre 
jedoch die Erhebung der öffentlichen Klage wegen 
des Verdachts einer Straftat nicht ausgeschlossen 
(§ 73 Abs. 1). Gerade das kann, wie schon in der 
Begründung zu § 63 Abs. 2 dargelegt, den Betroffe- 
nen veranlassen, von der Rücknahme seines Ein- 
spruchs abzusehen, damit in dem anhängigen Ver- 
fahren endgültig (also mit voller Rechtskraftwir- 
kung; § 73 Abs. 2) über die Tat entschieden wird. 
Der Betroffene kann also weitgehend selbst darüber 
befinden, ob es zu einer vollen richterlichen Ent- 
scheidung über die Tat in einem vereinfachten Ver- 


fahren kommt oder ob er sich mit einer nur vor- 
läufigen Entscheidung begnügt, die allerdings eine 
spätere Strafverfolgung offen läßt. 

Mit dem Hinweis auf die Veränderung des recht- 
iichen Gesichtspunktes geht das Verfahren in das 
ordentliche Strafverfahren über. Absatz 2 Satz 2 
stellt deshalb klar, daß der Betroffene in diesem 
Augenblick die Rechtsstellung des Angeklagten er- 
hält. ln Anlehnung an § 265 Abs. 3 und 4 StPO be- 
stimmt Satz 3, daß die Verhandlung unterbrochen 
wird, wenn es das Gericht für erforderlich hält oder 
wenn es der Angeklagte beantragt. Die Rechte des 
Angeklagten werden allerdings gegenüber der Re- 
gelung des § 265 Abs. 3 und 4 StPO wegen der Be- 
deutung, die dem Übergang in das Strafverfahren 
zukommt, wesentlich verstärkt. Der Angeklagte hat 
das uneingeschränkte Recht, die Unterbrechung der 
Verhandlung herbeizuführen. Es wird nicht davon 
abhängig gemacht, daß er den Verdacht der Straf- 
tat bestreitet und behauptet, auf die Verteidigung 
nicht genügend vorbereitet zu sein (§ 265 Abs. 3 
StPO), oder davon, daß die Unterbrechung zur ge- 
nügenden Vorbereitung seiner Verteidigung ange- 
messen erscheint (§ 265 Abs. 4 StPO). Dem Schutze 
des Angeklagten dient weiterhin die Vorschrift des 
Satzes 4, wonach er über sein Recht, die Unter- 
brechung zu beantragen, zu belehren ist. 

Da mit dem tlinweis auf die Änderung des recht- 
lichen Gesichtspunktes der EJbergang zum Strafver- 
fahren eintritt, sind in dem weiteren Verfahren die 
besonderen Verfahrensvorschriften des neuen Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten, die auf eine Ver- 
einfachung abzielen, nicht mehr anzuwenden. Ab- 
satz 3 Satz 1 s|)richt dies wegen der wesentlichen 
B(Hleutung dieser Folge ausdrücklich aus. Satz 2 sieht 
hiervon eine eng begrenzte Ausnahme vor, die unter 
Abwägung der schutzwürdigen Interessen des Be- 
troflenen und dos allgemeinen Interesses an einer 
wirksamen Strafrechtspflege, deren Funktionsfähig- 
keit durch prozeßunwirtschaftliche Regelungen be- 
einträchtigt werden kann, angemessen ist: Um zu 
vermeiden, daß das Vorfahren, auch wenn es kurz 
vor seinem Abschluß steht, von vorne begonnen 
werden muß, bestimmt der Entwurf, daß die bishe- 
rige Beweisaufnahme, soweit sie in Anwesenheit 
des Betroffenen durchgeführt worden ist, auch im 
Strafverfahren verwertet werden darf. Zeugen und 
Sachverständige brauchen nicht nochmals vernom- 
men, Urkunden nicht erneut verlesen und eine et- 
waige Ortsbesichtigung nicht wiederholt zu werden! 
Andernfalls würde praktisch gar kein Übergang, son- 
dern ein neues Verfahren stattfinden. Die Verwer- 
tungsmöglichkeit ist aber nur hinsichtlich der Beweis- 
aufnahme gegeben, die „in Anwesenheit" des Betrof- 
fenen stattgefunden hat. Diese Einschränkung ist zum 
Schutze des Angeklagten notwendig. Auf sie zu ver- 
zichten, ist diuxh prozeßwirtschaftliche Erwägungen 
nicht geboten. Ergibt sich der hinreichende Verdacht 
einer Straftat in der Hauptverhandlung, die in Ab- 
wesenheit des Betroffenen durchgeführt wird, so 
muß sie wegen des Grundsatzes des rechtlichen Ge- 
hörs ohnehin unterbrochen werden. Es entsteht des- 
halb im allgemeinen kein zusätzlicher Verfahrens- 
aufwand, wenn die Beweisaufnahme wiederholt wer- 
den muß. Die Verwertung der in Gegenwart des 
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Betroffenen durchgeführten Beweisaufnahme soll | 
aber andererseits „auch" möglich sein, wenn sie | 
nach den besonderen Vorschriften des Entwurfs 1 
durchgeführt worden ist. Diese Ausnahme bezieht I 
sich praktisch auf die Verwertung der uneidlichen j 
Aussage eines Zeugen (§ 39 Abs. 1), der bereits 1 
entlassen ist. Eine spürbare Beeinträchtigung der 
Rechtsgarantien für den Angeklagten bedeutet diese 
Regelung nicht. Das Gericht muß im Rahmen der 
Pflicht zur Wahrheitserforschung, für deren Beach- 
tung nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts- 
hofes strenge Anforderungen gelten, darüber ent- 
scheiden, ob die Aussage nach ihrer Bedeutung trotz 
der Nichtvereidigung des Zeugen verwertet werden 
kann oder nicht. Besteht der Angeklagte im Rahmen 
eines Beweisantrages auf der Vereidigung, so wird 
das Gericht kaum umhin können, dem Antrag zu 
entsprechen. 

Zu §71 — Bußgelderkenntnis im Strafverfahren 

Die Vorschrift bildet gleichsam das Gegenstück zu 
§ 70. Auch ihr liegt der Gedanke zugrunde, daß das 
Gericht einheitlich über die Tat entscheiden soll. 
Wenn dem Gericht schon im Bußgeldverfahren die 
Möglichkeit eröffnet wird, die Tat als Staftat abzu- 
urteilen, so muß es erst recht im Strafverfahren die 
Möglichkeit haben, die Tat auch unter dem recht- 
lichen Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit zu 
beurteilen. Wegen der Gründe, die eine einheitliche j 
Beurteilung durch das Gericht erfordern, kann des- ! 
halb weitgehend auf die Darlegungen zu § 70 ver- ! 
wiesen werden. Die Beurteilung der Tat als Ord- 
nungswidrigkeit kommt allerdings nur dann in Be- 
tracht, wenn eine Straftat nicht erwiesen ist oder 
eine Strafe nicht verhängt wird. Denn nur in diesem 
Falle kann die Tat als Ordnungswidrigkeit geahn- 
det werden (§ 15). Daß dem Gericht mit der Beurtei- 
lung der Tat als Ordnungswidrigkeit keine wesens- 
fremde Aufgabe übertragen wird, wenn es zugleich 
über das Verfolgungsermessen entscheidet, ist in 
der Einleitung unter C. Ilf. 11. ausgeführt. 

Die Fassung des Absatzes 1, daß das Gericht im 
Strafverfahren die „in der Anklage bezeichnete Tat" 
zugleich unter dem rechtlichen Gesichtspunkt einer 
Ordnungswidrigkeit beurteilt, macht deutlich, daß 
die einheitliche Beurteilung durch das Gericht schon 
bei der Entscheidung über die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens möglich sein soll. Verneint das Gericht 
im Eröffnungsverfahren aus tatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen den hinreichenden Verdacht 
einer Straftat, so wird es weiterhin prüfen, ob die 
Verfolgung der Tat unter dem rechtlichen Gesichts- 
punkt einer Ordnungswidrigkeit in Betracht kommt. 
Sind hierfür hinreichende Gründe gegeben, so wird 
es diese Klage nur unter dem rechtlichen Gesichts- 
punkt einer Ordnungswidrigkeit zulassen (§§ 203, 
207 StPO; vgl. Absatz 2), vorausgesetzt, daß es eine 
Ahndung der Ordnungswidrigkeit für geboten hält. 
Ist dies nicht der Fall, so wird das Gericht zugleich 
in dem Beschluß, durch den es die Eröffnung des 
Hauptverfahren ablehnt, das Verfahren wegen der 
Ordnungswidrigkeit einstellen (§ 38 Abs. 2), wenn 
die Staatsanwaltschaft insoweit zustimmt. Das Ver- j 
fahren kann so wesentlich einfacher abgeschlossen 1 


werden. Dürfte das Gericht im Eröffnungsverfahren 
nur die strafrechtliche Seite prüfen, so könnte die 
Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens nur 
eine vorläufige Entscheidung sein. Erst in einem 
weiteren Verfahren müßte über die Tat als Ord- 
nungswidrigkeit entschieden werden. Dabei wäre 
wegen der eingeschränkten Rechtskraftwirkung des 
ablehnenden Eröffnungsbeschlusses in einer späte- 
ren Hauptverhandlung unter Umständen doch wie- 
der die Einbeziehung des strafrechtlichen Gesichts- 
punktes möglich. Das Verfahren würde auf diese 
Weise nur unnötig erschwert und verzögert werden, 
ohne daß dies durch schutzwürdige Interessen des 
Betroffenen gerechtfertigt wäre. 

Im Hauptverfahren führt die gleichzeitige Beurtei- 
lung der Tat auch unter dem rechtlichen Gesichts- 
punkt einer Ordnungswidrigkeit zu einer einheit- 
lichen und endgültigen Entscheidung, die also auch 
unter dem rechtlichen Gesichtspunkt der Verletzung 
von Bußgeldvorschriften volle Rechtskraft erlangt 
{§ 73). Die Notwendigkeit einheitlicher Beurteilung 
kann zwar die Entscheidung im Strafverfahren in 
gewissen Fällen verzögern, so wenn die Sache unter 
dem Gesichtspunkt der Verletzung von Strafvor- 
schriften zur Entscheidung reif ist, der Sachverhalt 
aber hinsichtlich der Ordnungswidrigkeit einer wei- 
teren Aufklärung bedarf. Solche Fälle werden indes 
selten sein. Die Staatsanwaltschaft, die im Strafver- 
fahren für die Verfolgung der Tat auch unter dem 
rechtlichen Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit 
zuständig ist (§ 33 Abs. 4), wird schon bei der Er- 
mittlung des Sachverhalts darauf Bedacht nehmen 
müssen, daß das Gericht die Tat auch unter dem 
rechtlichen Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit 
beurteilt. Stellt sich gleichwohl erst in der Haupt- 
verhandlung heraus, daß die Tat unter dem recht- 
lichen Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit der 
weiteren Aufklärung bedarf, so kann das Gericht, 
falls die Tat unter diesem Gesichtspunkt bedeu- 
tungslos erscheint, das Verfahren insoweit ein- 
stellen. Ist dies nicht der Fall, so wird eine Ver- 
zögerung des anhängigen Verfahrens aus prozeß- 
wirtschaftlichen Gründen eher hingenommen werden 
können als der Aufwand eines neuen Verfahrens, 
das erst nach Abschluß des Strafverfahrens wegen 
der Ordnungswidrigkeit eingeleitet werden müßte. 
Eine solche Regelung wäre außerdem verfassungs- 
rechtlich nicht unbedenklich, weil das Verbot der 
Doppelbcstrafung auch im Falle des Freispruchs gilt. 
Die Entscheidung des Gerichts über die Tat sollte 
deshalb uneingeschränkt rechtskräftig werden. 

Aus dem in Absatz 1 verwendeten Wort „zugleich" 
ergibt sich, daß das Gericht nicht nur der Sache, son- 
dern auch der Form nach einheitlich über die Tat als 
Straftat und Ordnungswidrigkeit entscheiden soll. 
Die Entscheidung wird regelmäßig durch Urteil ge- 
troffen werden. Ausnahmsweise kann jedoch ein 
einheitlicher Beschluß erlassen werden, so wenn 
das Verfahren unter dem Gesichtspunkt der Straftat 
nach § 153 Abs. 2 StPO und auch unter dem Ge- 
sichtspunkt der Ordnungswidrigkeit nach § 38 

Abs. 2 eingestellt wird. Ist weder eine Straftat noch 
eine Ordnungswidrigkeit erwiesen, so wird das Ur- 
teil einheitlich auf Freispruch lauten. Ist lediglich 
eine Ordnungswidrigkeit festgestellt, so wird in dem 


106 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1269 


Urteil nur eine Geldbuße festgesetzt. Die Entschei- | 
düng zur strafrechtlichen und bußgeldrechtlichen j 
Seite steht miteinander in einem untrennbaren inne- ! 
ren Zusammenhang und erfordert eine einheitliche I 
Begründung. Es würde der natürlichen Betrachtungs- 
weise widersprechen, sie der Form nach zu trennen. 
Das würde im übrigen nicht nur zusätzlichen Ar- 
beitsaufwand für die Begründung erfordern, sondern 
auch zu kaum lösbaren Schwierigkeiten im Rechts- 
mittelverfahren führen. Wird z. B. nur der straf- 
rechtliche Teil der Entscheidung, nämlich die Ableh- 
nung einer Straftat, angegriffen und gelangt das 
Rechtsmittelgericht zum Ergebnis, daß auch der — j 
nicht angefochtene — bußgeldrechtliche Teil der Ent- 
scheidung fehlerhaft ist, so muß das Rechtsmittel- I 
gericht die Möglichkeit haben, auch diesen Teil der | 
Entscheidung zu ändern. Hier zeigt sich, daß die Ent- 
scheidung der Sache nach nicht teilbar ist. 

Absatz 1 findet nicht nur Anwendung, wenn die 
Tat von vornherein im Strafverfahren verfolgt 
wird, sondern auch dann, wenn wegen der Tat zu- 
nächst ein Bußgeldverfahren durchgeführt wird, das 
später nach § 70 in ein Strafverfahren übergeleitet 
wird. Bestätigt sich hier in dem weiteren Verfahren 
nicht der Verdacht der Straftat, so erlangt der ur- ; 
sprüngliche Gesichtspunkt der Ordnungswidrigkeit I 
wieder seine selbständige Bedeutung. Das Verfahren ; 
wechselt dann aber nicht wieder zum Bußgeldverfah- j 
ren zurück. Nachdem der strafrechtliche Gesichts- 
punkt in das Verfahren eingeführt worden ist, muß ; 
darüber im Strafverfahren entschieden werden. 

Einen Übergang zum Bußgeldverfahren sieht der 
Entwurf dagegen in Absatz 2 für den Fall vor, daß 
das Gericht die Anklage nur unter dem rechtlichen ; 
Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit zuläßt. Das 
weitere Verfahren hat also nur eine Ordnungswid- 
rigkeit zum Gegenstand. Dies rechtfertigt es, die An- 
wendung der besonderen Vorschriften dieses Ent- ' 
Wurfs vorzuschreiben, die auf eine Verfahrensver- : 
einfachung abzielen (vgl. z. B. §§ 39, 62 bis 69). Frei- ^ 
lieh kann die Staatsanwaltschaft durch einen Antrag . 
nach § 70 Abs. 2 Satz 1 wieder den Übergang in das ! 
Strafverfahren herbeiführen. Das ist jedoch nur in ■ 
begrenztem Umfang zu erwarten. Die Verfahrens- ; 
Vereinfachungen, die Absatz 2 zum Ziel hat, werden i 
deshalb sicher in vielen Fällen erreicht werden. Im i 
übrigen bedeutet die Befugnis der Staatsanwalt- | 
Schaft, den Übergang in das Strafverfahren wieder , 
herbeizuführen, auch wenn das Gericht zunächst nur . 
den Verdacht einer Ordnungswidrigkeit bejaht, keine 
Erschwernis des Verfahrens. Dadurch wird vielmehr ; 
ein beweglicher Verfahrensablauf ermöglicht. Ohne i 
diese Regelung müßte die Staatsanwaltschaft, wenn ; 
das Gericht die Klage nur unter dem rechtlichen | 
Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit zuläßt, die i 
Befugnis haben, den Eröffnungsbeschluß anzufech- : 
ten, um die Tat als Straftat verfolgen zu können. 
Damit würde aber — ähnlich wie im geltenden 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten — zunächst ein 
höheres Gericht darüber entscheiden müssen, ob die ; 
Tat im Bußgeld- oder im Strafverfahren zu verfolgen : 
ist, ohne daß diese Vorentscheidung die endgültige : 
Beurteilung beeinflussen könnte. Gerade solche 
schwerfälligen Regelungen will der Entwurf ver- 
meiden. 


Zu § 72 — Verfahren bei Ordnungswidrigkeiten und 
Straftaten 

Die Vorschrift regelt das Verfahren bei gleichzeiti- 
ger Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrig- 
keiten. Eine solche Verfahrenslage kann in den fol- 
genden drei Grundfällen entstehen: Die Staats- 
anwaltschaft übernimmt die Verfolgung einer Ord- 
nungswidrigkeit wegen des Zusammenhanges mit 
einer Straftat (§ 33 Abs. 1 Nr. 2) und erstreckt die 
Anklage auch auf die Ordnungswidrigkeit (§ 52 
Abs. 3); das wegen mehrerer Taten eingeleitete Buß- 
geldverfahren geht hinsichtlich einer Tat in das 
Strafverfahren über (§ 70); das wegen mehrerer 
Taten eingeleitete Strafverfahren geht hinsichtlich 
einer Tat in das Bußgeldverfahren über (§ 71 Abs. 2). 
Der Entwurf geht davon aus, daß in allen diesen 
Fällen grundsätzlich eine einheitliche Verfahrens- 
ordnung gelten muß und daß das Strafverfahren 
den Vorrang hat. Die Einheitlichkeit der Verfahrens- 
ordnung kann jedoch nicht so weit gehen, daß auch 
Besonderheiten des Bußgeldverfahrens, die sich aus 
der Eigenart der Ordnungswidrigkeit ergeben, unbe- 
rücksiebtigt bleiben, und sie braucht niciit so weit 
zu gehen, daß auch mögliche Verfahrensverein- 
fachungen bei der Verfolgung und Beurteilung von 
Ordnimgswidrigkeiton ausgeschlossen werden. 

Absatz 1 bestimmt deshalb, daß in den genannten 
Fällen für das Verfahren wegen der Ordnungs- 
widrigkeit „auch" (d. h. also abweichend von den 
Vorschriften der Strafprozeßordnung) bestimmte 
Vorschriften dieses Entwurfs anzuwenden sind. Dazu 
rechnen die Vorschriften über den Ausschluß der 
Anstaltsuntorbringung, der Verhaftung, der Be- 
schlagnahme von Postsendungen und Telegrammen 
und des Klagoerzwingungsverfahrens (§ 37 Abs. 3), 
über die Beschränkung der Eingriffsbefugnisse (§ 37 
Abs. 4), über die Möglichkeit der Einstellung des 
Verfahrens wegen der Ordnungswidrigkeit (§ 38 
Abs. 2), über die Vernehmung von Zeugen (§ 39), 
über die Akteneinsicht der Verwaltungsbehörde 
(§ 40), über die Anhörung des Betroffenen (§ 43), 
über die Beteiligung der Verwaltungsbehörde (§ 65), 
über die Rücknahme der Klage und des Einspruchs 
{§ 66) sowie über weitere Verfahrensvereinfachun- 
gen (§ 67) und die Beschränkung der Rechtsmittel 
(§§ 68, 69). Diese Ausnahmeregelung beschränkt Ab- 
satz 1 allerdings auf den Fall, daß „einzelne Taten" 
nur als Ordnungswidrigkeiten verfolgt werden, wo- 
bei der Begriff „Tat" — wie auch sonst im 2. Teil des 
Entwurfs — im verfahrensrechtlichen Sinne zu ver- 
stehen ist. Die Ausnahmeregelung bezieht sich also 
nur auf abtrennbare Teile des Verfahrens, die auch 
in einem gesonderten Bußgeldverfahren hätten ver- 
folgt werden können. Abweichende Verfahrensvor- 
schriften können im allgemeinen nur für solche ab- 
trennbaren Teile angewendet werden. Soweit Teile 
des Verfahrens nicht abtrennbar sind, kann die Ver- 
folgung und Untersuchung nur nach einheitlichen 
Regeln durchgeführt werden. 

Hat das Verfahren eine solche Tat zum Gegenstand, 
die im sachlich-rechtlichen Sinne aus mehreren 
Handlungen besteht, von denen die eine als Straf- 
tat und die andere als Ordnungswidrigkeit verfolgt 
wird, so gilt Absatz 1 nicht. Die Anwendung der 
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§§ 39 und 65 bis 69 auf solche Tatteile ließe sich gar 
nicht vollziehen. Wohl aber wäre hinsichtlich der 
Ordnungswidrigkeit die Anwendung des § 37 Abs. 3 
und des § 38 Abs. 2 sinnvoll. Eine ausdrückliche 
Regelung für diesen seltenen und schwer faßbaren 
Ausnahmefall erscheint indes nicht notwendig. Daß 
in diesem Falle unter dem sachlich-rechtlich selb- 
ständigen Gesichtspunkt der Ordnungswidrigkeit 
die Unterbringung, die Verhaftung und das Klage- 
erzwingungsverfahren ausgeschlossen sind, versteht 
sich wohl von selbst. Andererseits dürfte eine sinn- 
gemäße Auslegung ergeben, daß in diesem Falle 
von der Verfolgung der Ordnungswidrigkeit abge- 
sehen werden kann, wenn eine Ahndung nicht ge- 
boten erscheint. Selbst bei der ausschließlichen An- 
wendung der Strafprozeßordnung folgt dies im Er- 
gebnis aus § 154 a StPO. 

Das Urteil kann nach der Regelung des Absatzes 1, 
soweit es sich auf einen abtrennbaren Teil des Ver- 
fahrens bezieht, der nur Ordnungswidrigkeiten zum 
Gegenstand hat, lediglich mit der Revision nach den 
§§ 68, 69 angefochten werden, unter Umständen 
also nur mit der Zulassungsrevision. Im übrigen 
gelten für die Anfechtung des Urteils die allgemei- 
nen Rechtsmittelvorschriften der Strafprozeßord- 
nung. Gegen das Urteil können danach verschiedene 
Rechtsmittel gegeben sein. Wird z. B. ein Angeklag- 
ter vom Amtsgericht wegen fahrlässiger Körperver- 
letzung zu einer Geldstrafe verurteilt und wird ge- 
gen ihn daneben wogen einer weiteren, davon unab- 
hängigen Ordnungswidrigkeit eine Geldbuße von 
fünfzig Deutsche Mark festgesetzt, weil er die zuläs- 
sige Höchstgeschwindigkeit nicht beachtet hat, so 
kann er die Verurteilung wegen der Geldstrafe mit 
der Revision oder der Berufung, die Festsetzung der 
Geldbuße dagegen nur mit der Zulassungsrevision 
(§ 68 Abs. 2 Nr. 4, § 69) angreifen. Verschiedene 
Rechtsmittel können auch gegeben sein, wenn in 
einem Strafverfahren der eine Beteiligte wegen 
einer Straftat, der andere dagegen wegen einer Ord- 
nungswidrigkeit verurteilt wird. V/ird das Urteil in 
solchen Fällen nur zum Teil oder nur von einem Be- 
teiligten angefochten, so ergeben sich aus der unter- 
schiedlichen Rechtsmittelregelung keine verfahrens- 
rechtlichen Schwierigkeiten. Anders ist es dagegen, 
wenn ein solches Urteil von einem Beteiligten insge- 
samt oder wenn es'von beiden Beteiligten angefoch- 
ten wird, und zwar teils mit der Berufung, teils mit 
der Revision. Absatz 2 sieht hierfür nach dem Vor- 
bild des § 335 Abs. 3 StPO, der einen ähnlichen Fall 
betrifft, eine Gleichschaltung der Rechtsmittel vor, 
die verhindern soll, daß dieselbe Sache bei verschie- 
denen Rechtsmittelgerichten anhängig wird. Die Vor- 
schrift bestimmt in Übereinstimmung mit § 335 Abs. 3 
StPO, daß dann die Berufung den Vorrang haben soll, 
da sie zu einer umfassenderen Überprüfung in tat- 
sächlicher und rechtlicher Hinsicht führt. Im Wortlaut 
lehnt sich Absatz 2 Satz 1 eng an § 335 Abs. 3 Satz 1 
an. Er stellt allerdings nicht darauf ab, daß zwei Be- 
teiligte verschiedene Rechtsmittel einlegen. Das 
hängt damit zusammen, daß die Strafprozeßordnung 
nur die einheitliche Anfechtung des Urteils durch 
einen Beteiligten kennt, während nach § 72 Abs. 1 
auch für einen Beteiligten unterschiedliche Rechts- 
mittel in Betracht kommen. Weiterhin weicht die 
Fassung insofern von § 335 Abs. 3 Satz 1 StPO ab, 


: als nur eine „rechtzeitig und in der vorgeschriebe- 
; ner Form eingelegte" Revision als Berufung behan- 
; delt werden soll. Die nicht rechtzeitige oder nicht in 
; der vorgeschriebenen Form eingelegte Revision soll 
■ ebensowenig zu einer sachlichen Nachprüfung des 
; Urteils im Berufungsverfahren führen wie im Revi- 
j sionsverfahren. Aus der Notwendigkeit, verschie- 
I dene Rechtsmittel um der Einheitlichkeit der Ent- 
! Scheidung willen gleichzuschalten, folgt nicht, daß 
I ein sonst unzulässiges Rechtsmittel als zulässiges 
; behandelt werden müßte. Da dies auch für die Vor- 
schrift dos § 335 Abs 3 Satz 1 StPO zutrifft, soll sie 
im Einführungsgesetz (Artikel 2 Nr. 5) entsprechend 
i geändert werden. Absatz 2 Satz 2 bestimmt aus- 
i drücklich, daß es einer besonderen Zulassung der 
Revision nicht bedarf. Die Zulassung hängt davon 
ab, ob cs notwendig ist, das Urteil zur Fortbildung 
des Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen 
' Rechtsprechung nachzuprüfen. Hierüber kann nur das 
I Revisionsgericht entscheiden, nicht das Berufungs- 
j gericht. 

i Nach Absatz 2 Satz 3, der § 335 Abs. 3 Satz 2 und 3 
i StPO für entsprechend anwendbar erklärt, sind die 
! Revisionsanträge und die Begründung, unbeschadet 
' der Behandlung als Berufung, in der vorgeschriebe- 
: nen Form und Frist anzubringen, und dem Gegner 
; zuzustellen. Gegen das Berufungsurteil ist Revision 
I nach den allgemein geltenden Vorschriften zulässig, 
i Verbleibt es auch im Berufungsverfahren bei einer 
I Geldbuße von nicht mehr als zweihundert Deutsche 
; Mark, so muß der Betroffene also die Zulassung der 
Revision beantragen. 

I 

! Die Regelung des Absatzes 2 bezieht sich nur auf 
I das Zusammentreffen von Berufung und Revision. 
Für das Revisionsverfahren bedarf es keiner beson- 
deren Regelung. Es verbleibt dann auch bei der 
Rechtsmittelbeschränkung des § 68 Abs. 2, soweit 
das Urteil nur Ordnungswidrigkeiten betrifft und 
dieser Teil abtrennbar ist. Der Beteiligte, der wegen 
einer anderen Tat zu Strafe verurteilt ist, muß also, 
wenn er auch die Bußgeldentscheidung anfechten 
will, unter Umständen insoweit die Zulassung der 
Revision nach § 68 Abs. 2 Nr. 4, § 69 beantragen. 
Prozeßwirtschaftliche Gründe lassen es in diesem 
Falle nicht geboten sein, dem Beteiligten auch we- 
gen der Bußgeldentscheidung unbeschränkt die Re- 
vision zu eröffnen, nur weil er wegen einer anderen 
Tat auch zu Strafe verurteilt ist. 

Soweit das Strafverfahren nur eine einzige Tat im 
verfahrensrechtlichen Sinne zum Gegenstand hat, 
trifft Absatz 2, der nur für die Fälle des Absatzes 1 
gilt, ebenfalls nicht zu. Wird der Angeklagte im 
Strafverfahren lediglich zu einer Geldbuße ver- 
urteilt, so stehen ihm also uneingeschränkt die all- 
gemeinen Rechtsmittel nach der Strafprozeßordnung 
zu. Eine andere Lösung empfiehlt sich schon deshalb 
nicht, weil in diesem Falle der Staatsanwaltschaft 
die allgemeinen Rechtsmittel eröffnet sein müssen, 
um die Tat unter dem rechtlichen Gesichtspunkt 
einer Straftat zu verfolgen, und weil die Staats- 
anwaltschaft auf diese Weise zugleich eine Über- 
prüfung der Bußgeldentscheidung erreichen kann. 
Nach dem Prinzip der Waffengleichheit sollte danach 
auch der Angeklagte um die Überprüfung der Buß- 
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geldentscheidung mit den allgemeinen Rechtsmitteln 
nachsuchen können. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Rechtskraft und Wiederaufnahme 
des Verfahrens 


Zu § 73 — Wirkung der Rechtskraft 

Die Vorschrift bestimmt im einzelnen, welche ma- 
teriellen Wirkungen die Entscheidung über die Tat 
hat, wenn sie unanfechtbar und damit formell 
rechtskräftig geworden ist. Entsprechende Vorschrif- 
ten enthält die Strafprozeßordnung nicht. Sic setzt 
das Verbot der wiederholten Strafverfolgung als 
selbstverständlich voraus. Nachdem dieses Verbot 
in Artikel 103 Abs. 3 GG Verfassungsrang erhalten 
hat, könnten Vorschriften über den Umfang der 
materiellen Rechtskraft einer Bußgeldentscheidung 
überflüssig erscheinen. Eine ausdrückliche Regelung 
ist jedoch schon deswegen notwendig, weil die 
materielle Wirkung der Rechtskraft im Entwurf von 
den Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswid- 
rigkeiten abweichen muß (§ 65 OWiG). Die Rege- 
lung, die der Entwurf vorsieht, könnte zwar auch 
aus den Grundsätzen abgeleitet werden, die für das 
Strafverfahren entwickelt sind, da für das Bußgeld- 
verfahren künftig die allgemeinen Gesetze über das 
Strafverfahren sinngemäß gelten. Die Bestimmung 
der Rechtskraftwirkung ist jedoch für die Neuord- 
nung dos Bußgeldverfahrens von so großer Bedeu- 
tung, daß auf eine ausdrückliche Regelung nicht 
verzichtet werden kann. 

Absatz 1 schränkt die Rechtskraftwirkung des Buß- 
goldbescheidos gegenüber dem geltenden Recht (§ 65 
Abs. 1 OWiG) ein. Der Bußgeldbescheid soll nur 
eine nochmalige Verfolgung der Tat als Ordnungs- 
widrigkeit hindern. Die eingeschränkte Rechtskraft- 
wirkung des Bußgeldbescheides der Verwaltungs- 
behörde ergibt sich zwingend daraus, daß die Staats- 
anwaltschaft künftig an dem Bußgeldverfahren der 
Verwaltungsbehörde nicht beteiligt wird. Sie folgt 
im übrigen aber auch aus der summarischen Erledi- 
gung des Verfahrens, von der der Entwurf ausgeht 
(vgl. die Einleitung der Begründung unter C. III. 4.). 
Aus diesem Grunde wird selbst dem Bußgeldbe- 
scheid des Gerichts nur eine beschränkte Rechtskraft 
zuerkannt. Das entspricht den für das Strafbefehls- 
verfahren enfwickelten Grundsätzen, die das Bun- 
desverfassungsgericht gebilligt hat (vgl. BVerfG 
NJW 1954, 69). 

Andererseits erweitert Absatz 1 die Rochtskraft- 
wirkung insofern, als auch die gerichtliche Entschei- 
dung über die Tat eine nochmalige Verfolgung unter 
dem Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit aus- 
schließt, gleichgültig, ob das Gericht über die Tat 
als Ordnungswidrigkeit oder als Straftat entschie- 
den hat. Daß die gerichtliche Entscheidung über die 
Tat als Ordnungswidrigkeit die wiederholte Verfol- 
gung unter dem gleichen Gesichtspunkt verbietet, 
ist allerdings selbstverständlich. Die eigentliche Be- 
deutung der Vorschrift liegt in der Ausdehnung der 


! Rechtskraft auf die Tat als Ordnungs Widrigkeit, auch 
! wenn das Gericht nur über die Tat als Straftat ent- 
. schieden hat. Diese erweiterte Rechtskraft ist eine 
' zwingende Folge des Grundsatzes, daß das Gericht 
' im Strafverfahren die Tat zugleich unter dem recht- 
lichen Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit be- 
j urteilt (§ 71 Abs. 1). 

I Die Regelung des Absatzes 2, wonach die rechts- 
! kräftige Entscheidung des Gerichts über die Tat als 
Ordnungswidrigkeit, also das Urteil und der Be- 
schluß nach § 61 (Satz 2), auch der Verfolgung der 
Tat als Straftat entgegensteht, ergibt sich ebenso 
zwangsläufig aus dem enfsprechenden Grundsatz, 
daß das Gericht im Bußgeldverfahren an die Beurtei- 
lung der Tat als Ordnungswidrigkeit nicht gebunden 
ist, sondern den Gesichtspunkt der Verletzung von 
Strafvorschriften seiner Entscheidung zugrundelegen 
muß (vgl. § 70 Abs. 1). Es ist allgemein anerkannt, 
daß die Wirkung der Rechtskraft so weit reichen 
muß wie die Befugnis zur Aburteilung. Eine einge- 
schränkte Rechtskraft wäre im übrigen auch im Ver- 
ghüch zu der jetzt geltenden Regelung schwerlich 
zu rechtfertigen. Nach § 65 OWiG wird dem Buß- 
geldbescheid hinsichtlich der strafrechtlichen Seite 
j allein deswegen Rechtskraft zugemessen, weil die 
i Staatsanwaltschaft nach Zustellung des Bußgeldbe- 
; scheides Gelegenheit gehabt hat, die Überprüfung 
der Tat in einem Strafverfahren herbeizuführen. 
Diese erweiterte Rechtskraftwirkung muß erst recht 
eintreten, wenn das Gericht über die Tat entschieden 
und dabei die Möglichkeit gehabt hat, den recht- 
lichen Gesichtspunkt einer Straftat in die Beurtei- 
j lung einzubeziehen. Der Entwurf hält mit Rücksicht 
auf diese Neuregelung auch eine gewisse Einschrän- 
; kung der Rechtskraft nach dem Vorbild des § 65 
■ Abs. 2 OWiG, wonach die Verfolgung der Tat als 
; Straftat auf Grund neuer Tatsachen oder Beweis- 
mittel möglich ist, nicht für angemessen. Eine Durch- 
brechung der Rechtskraft soll nur in dem förmlichen 
Wiederaufnahmeverfahren möglich sein (§ 74 

Abs. 3). 


Zu § 74 — Wiederaufnahme des Verfahrens 

Die Vorschrift regelt die Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens abweichend von § 66 OWiG in enger An- 
lehnung an die Vorschriften der Strafprozeßordnung. 
Für die Entscheidung wird die ausschließliche Zu- 
ständigkeit des Gerichts bestimmt. Die Gründe hier- 
für sind in Absatz 2 der Einleitung unter C. III. 13. 
näher dargelegt. 

Die Vorschrift gilt für alle Verfahren, die durch eine 
„rechtskräftige Bußgeldentscheidung" abgeschlossen 
sind. Diese kann ein Bußgeldbescheid des Gerichts 
oder der Verwaltungsbehörde oder ein Strafbefehl, 
ein Beschluß nach § 61 oder ein Urteil des Gerichts 
sein. 

j Absatz 1 erklärt — vorbehaltlich der in den Ab- 
! Sätzen 2 bis 4 getroffenen Bestimmungen — sämt- 
I liehe Vorschriften der Strafprozeßordnung über die 
I Wiederaufnahme des Verfahrens für entsprechend 
anwendbar. Die Zulässigkeit der Wiederaufnahme 
i des Verfahrens wird damit gegenüber dem gelten- 
! den Recht zugunsten des Betroffenen erweitert. Die 


109 



Drucksache V/1269 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Wiederaufnahme wird namentlich unter den Vor- i 
aussetzungen des § 359 Nr. 1 bis 3 uneingeschränkt | 
zugelassen. Vielfach wird zwar in diesen Fällen j 
zugunsten des Betroffenen auch der Wiederauf- I 
nahmegrund des § 359 Nr. 5 gegeben sein. Von der i 
entsprechenden Anwendung der Strafprozeßordnung , 
über die Wiederaufnahmegründe sollte auch § 359 
Nr. 4 StPO nicht ausgenommen sein. Diese Vor- 
schrift ermöglicht die Wiederaufnahme des Verfah- 
rens zugunsten des Betroffenen, wenn die Entschei- 
dung auf ein anderes Urteil gegründet ist, das spä- 
ter aufgehoben wird. Auch in diesem Falle sprechen 
überwiegende Gründe für die Zulässigkeit der Wie- 
deraufnahme unabhängig davon, ob der Wieder- 
aufnahmegrund des § 359 Nr. 5 StPO vorliegt oder 
nicht. Die Frage, ob der Wiederaufnahmegrund nach 
§ 79 Abs. 1 des Gesetzes über das Bundesverfas- 
sungsgericht auch für Bußgeldentscheidungen gilt, 
läßt der Entwurf offen. Eine ausdrückliche Regelung 
müßte in jenem Gesetz getroffen werden. 

Absatz 2 schränkt die Wiederaufnahme des Verfah- 
rens zugunsten des Betroffenen in bestimmten Fäl- 
len ein. Der Vorschrift liegt die Erwägung zugrunde, 
daß es sich bei den in der Bußgeldontscheidung an- 
geordneten Rechtsfolgen nur um geldliche Nachteile 
handelt, so daß Gründe der Gerechtigkeit im Einzel- 
falle das Gebot der Rechtssicherheit nicht in glei- 
chem Maße zu durchbrechen vermögen wie bei einer 
strafrechtlichen Verurteilung. Der Entwurf schränkt 
allerdings die Wiederaufnahme nur dann ein, wenn j 
sie lediglich auf neue Tatsachen oder Beweismittel 
gestützt wird (§ 359 Nr. 5 StPO), also nicht in den j 
Fällen des § 359 Nr. 1 bis 4 StPO, Es würde dem : 
allgemeinen Rechtsempfinden widersprechen, wenn i 
die Wiederaufnahme des Verfahrens zugunsten des 
Betroffenen auch in den Fällen ausgeschlossen wäre, 
in denen die Entscheidung durch kriminelle Hand- 
lungen beeinflußt (vgl. § 359 Nr. 1 bis 3 StPO) oder 
in ihrer Grundlage erschüttert ist (vgl. § 359 Nr. 4 
StPO). Die Wiederaufnahme wegen neuer Tatsachen 
soll schlechthin ausgeschlossen sein, wenn lediglich 
eine Geldbuße bis zu zweihundert Deutsche Mark, 
also eine verhältnismäßig geringfügige Geldbuße 
festgesetzt oder eine entsprechend geringfügige 
Nebenfolge vermögensrechtlicher Art angeordnet 
ist, oder wenn ein längerer Zeitablauf das Gebot der 
Rechtssicherheit in den Vordergrund treten läßt. 

Tn noch weiterem Umfange schränkt der Entwurf in 
Absatz 3 Satz 1 die Wiederaufnahme zuungunsten 
des Betroffenen ein. Sie soll grundsätzlich selbst dann 
nicht möglich sein, wenn der Betroffene nach einer 
freisprechenden Entscheidung die Ordnungswidrig- 
keit glaubhaft eingestanden hat. Praktisch kann also 
das Verfahren zum Zwecke der Verfolgung einer 
Ordnungswidrigkeit selbst dann nicht wiederaufge- 
nommen werden, wenn die Bußgeldentscheidung 
durch kriminelle Handlungen beeinflußt worden ist 
(§ 362 Nr. 1 bis 3 StPO). Das ist die eine Seite der 
Regelung des Absatzes 3 Satz 1. Soweit sich aus ihr 
andererseits ergibt, daß die Wiederaufnahme des 
Verfahrens unter den Voraussetzungen des § 362 
zum Zwecke der Strafverfolgung zulässig ist, be- 
zieht sie sich nur auf Urteile des Gerichts. Denn 
die übrigen Bußgeldentscheidungen begründen : 
ohnehin nur Rechtskraft hinsichtlich der Ordnungs- i 


Widrigkeit, nicht hinsichtlich der Straftat. Wird der 
Betroffene wegen einer Ordnungswidrigkeit verur- 
teilt oder freigesprochen, so muß die Wiederauf- 
nahme des Verfahrens zum Zwmcke der Strafverfol- 
gung in gleicher Weise wie bei einer Verurteilung 
oder einem Freispruch in einem Strafverfahren mög- 
lich seiir. Denn die Verurteilung oder der Freispruch 
wegen der Ordnungswidrigkeit bezieht sich auf die 
Tat insgesamt. Dabei ist zu beachten, daß ein spä- 
teres Geständnis nach § 362 Nr. 4 StPO nur dann 
die Wiederaufnahme zuungunsten des Betroffenen 
zuläßt, wenn die ursprüngliche Entscheidung auf 
Freispruch lautet. Ist gegen den Betroffenen in dem 
Urteil eine Geldbuße festgesetzt und ergibt sein 
späteres „Geständnis", daß er keine Ordnungs- 
widrigkeit, sondern eine Straftat begangen hat, so 
kann das Verfahren also nicht nach § 362 Nr. 4 StPO 
zum Zwecke der Strafverfolgung wieder aufgenom- 
men werden. Doch kann dann die Wiederaufnahme 
des Verfahrens nach Absatz 3 Satz 2 möglich sein. 
Es besteht kein ausreichender Grund, die Verur- 
teilung zu einer Geldbuße im Verhältnis zu der 
möglichen Verurteilung wegen eines geringfügigen 
Vergehens anders zu behandeln als den Fall der 
Verurteilung wegen einer geringfügigen Straftat 
im Verhältnis zu einer möglichen Verurteilung 
wegen einer schwereren Straftat. Auch im letzteren 
Falle ist die Wiederaufnahme des Verfahrens aus- 
geschlossen, wenn der Verurteilte später eine 
schwerere Straftat eingestcht. 

Der in Absatz 3 Satz 2 vorgesehene besondere Wie- 
deraufnahmegrund bezieht sich ebenfalls nur auf 
ein gerichtliches Urteil. Er ermöglicht die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens unabhängig davon, ob der 
Betroffene in dem früheren Bußgeldverfahren freige- 
sprochen oder zu einer Geldbuße verurteilt worden 
ist, wenn neue Tatsachen oder Beweismittel (wozu 
auch ein späteres Geständnis rechnet) beigebracht 
werden, die allein oder in Verbindung mit den bis- 
herigen Beweisen geeignet sind, die Verurteilung 
des Betroffenen wegen eines Verbrechens (§ 1 Abs. 1 
StGB) zu begründen. Eine nochmalige Überprüfung 
der gerichtlichen Entscheidung muß deshalb zuge- 
lassen werden, weil das Gericht im Bußgeldverfah- 
ren nur die bloße Möglichkeit gehabt hat, den Ge- 
sichtspunkt einer Verletzung von Strafvorschriften 
in seine Beurteilung einzubeziehen, das Verfahren 
also nicht von vornherein eine Straftat zum Gegen- 
stand gehabt hat. Hinzu kommt, daß das Verfahren 
in vereinfachter Weise durchgeführt worden ist. 
Der Sachverhalt ist deshalb möglicherweise nicht so 
gründlich aufgeklärt worden wie im Strafverfahren. 
Die Wiederaufnahme des Verfahrens soll deshalb 
zumindest dann möglich sein, wenn auf Grund neuer 
Tatsachen oder Beweismittel die Verurteilung we- 
gen einer Straftat aus dem Bereich der schweren 
Kriminalität in Betracht kommt, also wegen eines 
Verbrechens. 

Wird die Wiederaufnahme des Verfahrens gegen 
eine Bußgeldentscheidung des Gerichts beantragt, 
so ergibt sich die Zuständigkeit des Gerichts aus der 
entsprechenden Anwendung der Strafprozeßordnung 
(§ 367 StPO). Eine ausdrückliche Regelung ist jedoch 
notwendig, soweit gegen den Bußgeldbescheid der 
Verwaltungsbehörde die Wiederaufnahme des Ver- 
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fahrens beantragt wird. Absatz 4 Satz 1 bestimmt 
hierfür die Zuständigkeit des Amtsgerichts, in des- 
sen Bezirk die Verwaltungsbehörde ihren Sitz hat 
(vgl. § 57). Die Wiederaufnahme des Verfahrens 
kommt in einem solchen Falle nur wegen der Tat 
als Ordnungswidrigkeit in Betracht. Denn einer 
Strafverfolgung steht der Bußgeldbescheid nicht ent- 
gegen (§ 73), so daß es zu diesem Zweck keiner Wie- 
deraufnahme des Verfahrens bedarf. 

Da in dem Wiederaufnahmeverfahren das Gericht 
zur Entscheidung zuständig ist, soll, wie auch im 
gerichtlichen Bußgeldverfahren (§ 58), an Stelle der 
Verwaltungsbehörde die Staatsanwaltschaft betei- 
ligt sein (vgl. die Einleitung der Begründung unter 
C. IIl. 6.). Satz 2 sieht deshalb vor, daß die Verwal- 
tungsbehörde die Akten an die Staatsanwaltschaft 
zu übersenden hat, wenn der Betroffene die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens beantragt oder der Ver- 
waltungsbehörde Umstände bekannt werden, die 
eine Wiederaufnahme zulassen. Aus der in Satz 3 
vorgeschriebenen entsprechenden Anwendung des 
§ 58 Abs. 2 folgt, daß in dem weiteren Verfahren 
die Staatsanwaltschaft als Verfolgungsbehörde mit- 
wirkt. Ordnet das Gericht die Wiederaufnahme des 
Verfahrens an, so wird es die Verwaltungsbehörde 
in dem dann notwendigen Hauptverfahren in glei- 
cher Weise zu beteiligen haben wie in einem ur- 
sprünglichen Hauptverfahren (§ 65). 

Wird gegen ein Urteil des Gerichts, das über die Tat 
als Ordnungswidrigkeit entschieden hat, die Wie- 
deraufnahme zum Zwecke der Strafverfolgung be- 
antragt, so ist das Gericht zuständig, dessen Urteil 
mit dem Antrag angefochten wird (§ 367 StPO). Die 
Hauptverhandlung kann jedoch, je nach der Bedeu- 
tung der Sache, auch vor einem Gericht höherer oder 
niederer Ordnung stattfinden, da sich auch im Wie- 
deraufnahmeverfahren die Zuständigkeit des Ge- 
richts für die neue Hauptverhandlung nach den all- 
gemeinen Vorschriften richtet (vgl. BGfl vom 17. Juli 
1962, 1 StR 263/62). Einer besonderen Regelung 
bedarf es deshalb nicht. Das gleiche gilt für die Wie- 
deraufnahme eines durch Urteil abgeschlossenen 
Verfahrens, wenn sich die Wiederaufnahme nur auf 
die Festsetzung einer Geldbuße wegen einer Ord- 
nungswidrigkeit bezieht. Hat z. B. die Strafkammer 
des Landgerichts in einem Verfahren wegen einer 
Straftat und einer damit zusammenhängenden Ord- 
nungswidrigkeit gegen den Betroffenen wegen der 
Ordnungswidrigkeit eine Geldbuße festgesetzt, so 
kann es im Wiederaufnahmeverfahren beschließen, 
daß die neue Hauptverhandlung wegen der Ord- 
nungswidrigkeit vor dem Amtsgericht stattfindet. 

Zu § 75 — Aufhebung des Bußgeldbescheides im 
Strafverfahren 

Die Vorschrift bezweckt die Beseitigung des Buß- 
geldbescheides durch ein vereinfachtes Wiederauf- 
nahmeverfahren, wenn später ein Strafverfahren 
eingeleitet wird. Da der Bußgeldbescheid der Ver- 
waltungsbehörde und des Gerichts hinsichtlich der 
strafrechtlichen Seite der Tat nicht rechtskräftig 
wird (§ 73), ist ein späteres Strafverfahren ohne 
Wiederaufnahme möglich. Es ist außerdem denkbar, 
daß die Staatsanwaltschaft vor Eintritt der Rechts- 


kraft des Bußgeldbescheides und bevor das Buß- 
geldverfahren bei Gericht anhängig wird (§ 58), 
wegen der Tat Anklage erhebt. Auch in diesem 
Falle sollen im Strafverfahren gleichzeitig mit der 
Entscheidung über die Tat die notwendigen Folge- 
rungen für den Bußgeldbescheid getroffen werden. 
Entsprechende Vorschriften enthalten die §§ 61 und 
65 Abs. 2 Satz 2 OWiG. Der Entwurf lehnt sich hier- 
an an. 

Absatz 1 Satz 1 ist § 61 Abs. 1 Satz 2 OWiG nach- 
gebildet. Die Vorschrift setzt voraus, daß gegen den 
Betroffenen „ein Bußgeldbescheid ergangen" ist und 
daß er später wegen derselben Handlung in einem 
Strafverfahren verurteilt wird. Es ist nicht notwendig, 
daß der Bußgeldbescheid rechtskräftig geworden ist. 
Zwar müßte das Bußgeldverfahren nach der Ver- 
urteilung des Betroffenen im Strafverfahren wegen 
eines Verfahrenshindernisses, nämlich der Rechts- 
kraft der Entscheidung (§ 73 Abs. 1), eingestellt 
werden, so daß die Aufhebung des noch nicht rechts- 
kräftigen Bußgeldbescheides nicht unbedingt gebo- 
ten ist. Sie empfiehlt sich jedoch auch in diesem 
Falle, da sie eine spätere Entscheidung überflüssig 
macht und klare Verhältnisse schafft. Vorausgesetzt 
wird weiterhin, daß der Betroffene später wegen 
derselben „Handlung" verurteilt wird. Eine Ver- 
urteilung wegen der Tat im prozeßrechtlichen Sinne 
reicht also nicht aus. Hat ein geschichtlicher Vor- 
gang, der im natürlichen Sinne eine Einheit bildet, 
mehrere Handlungen im sachlich-rechtlichen Sinne 
zum Gegenstand, so kommt es darauf an, ob die 
spätere Verurteilung die Handlung betrifft, die vor- 
her mit Geldbuße geahndet ist. Die strafrechtliche 
Verurteilung wegen einer weiteren, sachlich-recht- 
lich selbständigen Handlung muß den Bußgeldbe- 
scheid unangetastet lassen, weil diese Straftat die 
Ordnungswidrigkeit nicht verdrängt (§ 15). Die in 
der Vorschrift in Übereinstimmung mit der Fassung 
des § 61 Abs. 1 Satz 2 OWiG vorgeschriebene Folge, 
daß der Bußgeldbescheid „insoweit" aufgehoben 
wird, besagt, daß die Aufhebung soweit reicht, wie 
die Voraussetzungen hierfür gegeben sind. Sind in 
dem Bußgeldbescheid wegen mehrerer Handlungen 
oder mehrerer Taten Geldbußen festgesetzt, so wird 
er nur teilweise aufgehoben. Daß der Bußgeldbe- 
scheid in dem Urteil, also in der „Entscheidung" 
(vgl. § 61 Abs. 1 Satz 2 OWiG) aufgehoben wird, 
folgt aus Absatz 3. 

Die ergänzende Regelung des Absatzes 1 Satz 2, 
die sich an § 61 Abs. 1 Satz 3 OWiG anlehnt, be- 
trifft alle Eälle, in denen das Gericht im Strafver- 
fahren eine abschließende Entscheidung trifft, die 
nicht auf eine Verurteilung lautet, soweit die ihr 
zugrunde liegenden Feststellungen dem Bußgeld- 
bescheid entgegenstehen. Diese Feststellungen wür- 
den im Ergebnis neue Tatsachen oder Beweismittel 
für eine Wiederaufnahme des Verfahrens liefern. 
Das Gericht soll dann aus Gründen der Prozeßwirt- 
schaftlichkeit sogleich die entsprechenden Folgerun- 
gen für das Bußgeldverfahren ziehen. Im Gegensatz 
zu § 61 Abs. 1 Satz 3 OWiG nennt Satz 2 nicht nur 
den Freispruch und die Einstellung des Strafverfah- 
rens, sondern schlechthin jede abschließende Ent- 
scheidung zur Sache, sofern darin Feststellungen ge- 
troffen werden. Dies kann auch die Ablehnung der 
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Eröffnung des Hauptverfahrens sein. Wird sie z. B. 
damit begründet, der Angesdiuldigte sei für die ihm 
zur Last gelegte Straftat nach § 51 Abs. 1 StGB nicht 
verantwortlich, so wird zugleich die wegen derselben 
Handlung bereits festgesetzte Geldbuße aufzuheben 
sein. Der Bußgeldbescheid wird auch hier nur auf- 
gehoben, „soweit" ihm die Feststellungen entgegen- 
stehen. Das ergibt sich aus dom einleitenden Satzteil 
„Dasselbe gilt". 

Die Vorschrift des Absatzes 2 will die wirtschaft- 
lichen Nachteile, die der aufgehobene Bußgeldbe- 
scheid dem Betroffenen gebracht hat, soweit wie 
möglich durch eine Anrechnung auf die vermögens- 
rechtlichen Folgen des Straferkenntnissos beseitigen. 
Eine entsprechende Vorschrift enthält § 61 Abs. 2 
OWiG. Absatz 2 ist jedoch weiter gefaßt, um die 
Interessen des Betroffenen in stärkerem Maße zu be- 
rücksichtigen. Anzurechnen sind nicht nur die „Geld- 
buße und der Mehrerlös", sondern alle Geldbeträge, 
die auf Grund des aufgehobenen Bußgeldbescheides 
gezahlt sind. Dazu rechnen z. B. auch der Wertersatz 
im Falle der Einziehung und die Kosten des Buß- 
geldverfahrens. Sie sind auf die Folgen des Straf- 
erkenntnisses nacheinander so anzurechnen, daß die 
nachteiligeren Folgen zuerst beseitigt werden. 

Die nach Absatz 1 und 2 notwendig werdenden Ent- 
scheidungen werden zugleich in dem Urteil oder in 
der sonstigen abschließenden Entscheidung, also 
z. B. in dem Beschluß über die Ablehnung der Eröff- 
nung des Hauptverfahrens, getroffen f Absalz 3j. Sind 
sie versehentlich unterblieben, so hat sie das Gericht 
von Amts wegen nachzuholen (§ 90 Abs. 2). 


ACHTER ABSCHNITT 

Verfahren bei Anordnung von Nebenfolgen 

Der Abschnitt enthält ergänzende Vorschriften für 
das Verfahren bei der Anordnung der Einziehung 
und der Festsetzung der Geldbuße gegen juristische 
Personen und Personenvereinigungen. Für diese 
Fälle ist die Beteiligung der Personen zu regeln, in 
deren Rechte durch die Anordnung der Nebenfolge 
eingegriffen werden kann oder gegen die sich die 
Nebenfolge sogar richtet, wenn im Bußgeldverfahren 
gegen einen bestimmten Betroffenen über eine 
solche Nebenfolge zu entscheiden ist. Außerdem ist 
das Verfahren zu regeln, wenn eine solche Neben- 
folge selbständig angeordnet werden soll. Entspre- 
chende Vorschriften sollen für das Verfahren bei der 
Einziehung von Gegenständen durch Artikel 2 Nr. 9 
des EGOWiG-Entwurfs und für das Verfahren bei 
der Festsetzung einer Geldbuße gegen juristische 
Personen und Personenvereinigungen durch Arti- 
kel 2 Nr. 11 des EGOWiG-Entwurfs in die Straf- 
prozeßordnung als §§ 430 bis 442 und 444 einge- 
fügt werden. Der vorliegende Entwurf, der von der 
sinngemäßen Anwendung dieser neuen Vorschriften 
der Strafprozeßordnung ausgeht (vgl. § 37 Abs. 1), 
enthält nur die für das Bußgeldverfahren erforder- 
lichen abweichenden Regelungen. 


I Zu § 76 — Einziehungsverfahren 

I Absatz 1 wandelt die sinngemäße Anwendung des 
' § 431 StPO b Bußgeldverfahren der Verwal- 
; tungsbehörde in der Weise ab, daß an Stelle des 
i Gerichts die Verwaltungsbehörde die Verfahrens- 
beteiligung von Personen anordnet, die nicht Be- 
troffene sind, die aber ein Recht an dem Einziehungs- 
gegenstand haben. Wie im gerichtlichen Verfahren 
setzt die Anordnung auch hier nur voraus, daß ein 
solches Recht glaubhaft erscheint. Es braucht nicht 
nachgewiesen zu sein. Ergeben sich nur Anhalts- 
punkte dafür, daß ein anderer als der Betroffene 
als Einziehungsbeteiligter in Betracht kommt, so 
wird ihn die Verwaltungsbehörde anhören (§ 432 
StPOb- Die Verwaltungsbehörde trifft also ebenso 
wie das Gericht die Fürsorgepflicht, einen Dritten, in 
dessen Rechte eingegriffen werden kann, hierauf 
hinzuweisen, damit er zur Frage der Rechtsverhält- 
nisse an dem Einziehungsgegenstand und zu den 
weiteren Einziehungsvoraussetzungen Stellung neh- 
men kann. Für die Anordnung der Verfahrensbetei- 
ligung ist es — wie im Strafverfahren — gleich- 
gültig, ob der Dritte sein Recht glaubhaft macht oder 
ob es nach Aufklärung des Sachverhalts glaubhaft 
erscheint. Ebenso wie das Gericht kann die Verwal- 
tungsbehörde von der Anordnung der Verfahrens- 
beteiligung absehen, wenn die Beteiligung nicht aus- 
führbar erscheint (§ 431 Abs. 1 Satz 2 StPO b- Sie 
kann in bestimmten Fällen auch anordnen, daß sich 
j die Beteiligung nicht auf die Frage erstreckt, ob der 
i Betroffene in vorwerfbarer Weise gehandelt hat 
j (vgl. § 431 Abs. 2 Nr. 1 StPO ’)• In diesen und ähn- 
i liehen Fragen wird die sinngemäße Anwendung der 
j §§ 430 ff. StPO b keine Schwierigkeiten bereiten, 
j Hervorgehoben sei lediglich noch, daß auch die Ver- 
I waltungsbehörde die Einziehung aus dem Verfahren 
1 ausscheiden kann, wenn sie neben der zu erwarten- 
den Geldbuße oder den anderen Nebenfolgen nicht 
ins Gewicht fällt oder wenn das Verfahren, soweit 
es die Einziehung betrifft, einen unangemessenen 
Aufwand erfordern oder die Herbeiführung der Ent- 
scheidung über die anderen Rechtsfolgen unange- 
messen erschweren kann (§ 430 StPO b- Ob sich 
diese Möglichkeit schon aus dem Opportunitätsprin- 
zip ergibt (§ 38 Abs. 1), kann deshalb offen bleiben. 

Nicht so eindeutig beantwortet sich dagegen die 
Frage, zu welchem Zeitpunkt die Verwaltungsbe- 
hörde die Verfahrensbeteiligung anzuordnen hat. 
Aus § 431 Abs. 1 Satz 1 StPO b folgt, daß die An- 
ordnung im Strafverfahren nach Anklageerhebung 
getroffen wird. Einen entsprechenden Zeitpunkt gibt 
es im Bußgeldverfahren der Verwaltungsbehörde 
nicht. Der späteste Zeitpunkt wird der Erlaß des 
Bußgeldbescheides sein. Denn die Entscheidung über 
die Einziehung kann mit Wirkung für den Einzie- 
hungsinteressenten nicht vor der Anordnung seiner 
Verfahrensbeteiligung ergehen. Aus der sinnge- 
mäßen Anwendung der Strafprozeßordnung leitet 
sich im übrigen ab, daß die Verwaltungsbehörde die 
Verfahrensbeteiligung auch schon dann anordnen 
kann, wenn sie nach Durchführung der Ermittlungen 
den Erlaß eines Bußgeldbescheides erwägt. In der 
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praktischen Anwendung dürfte diese Frage danach j 
keine Schwierigkeiten bereiten. Der Entwurf ver- | 
zichtet deshalb auf eine ausdrückliche Regelung. 1 

Lehnt die Verwaltungsbehörde die Verfahrensbetei- j 
ligung ab, steht dem Einziehungsinterssenten I 
der Antrag auf gerichtliche Entscheidung zu (§ 50). 
Die Ablehnung der Verfahrensbeteiligung wird nur 
vor Erlaß des Bußgeldbescheides in Betracht kom- 
men, und hier auch nur in bedeutenderen Sachen, die 
eine längere und gründlichere Aufklärung erfordern. 
Wird der Bußgeldbescheid erlassen, ohne daß die 
Verfahrensbeteiligung angeordnet ist, kommt nur 
das Nachverfahren in Betracht (§ 439 StPO ^); vgl. 
Absatz 4). 

Ist das Gericht für die Ahndung der Ordnungswid- 
rigkeit zuständig (§ 36), so ergeben sich aus der 
sinngemäßen Anwendung der Strafprozeßordnung 
für das Einziehungsverfahren mit Beteiligten keine 
Besonderheiten. 

Die Regelung des Absatzes 2, wonach der die Ein- 
ziehung anordnende Bußgeldbescheid im Sinne des 
§ 433 Abs. 1 und des § 438 StPO *) einem Strafbefehl 
gleichsteht, gilt sowohl für den Bußgeldbescheid der 
Verwaltungsbehörde als auch des Gerichts. Aus der 
Gleichstellung ergibt sich im einzelnen folgendes; 
Mit dem Erlaß des Bußgeldbescheides erhält der 
Einziehungsbeteiligte die Rechte des Betroffenen. Er i 
kann also gegen den Bußgeldbescheid Einspruch ein- I 
legen. Der Bußgeldbescheid wird ihm zugestellt. Ist ! 
nur über seinen Einspruch zu entscheiden, so gelten ' 
die gleichen Verfahrensvereinfachungen v/ie im , 
Strafbefehlsverfahren. ' 

Absatz 3 regelt das selbständige Einziehungsverfah- j 
ren. Die Einziehung wird hier durch einen sclbstän- j 
digen Einziehungsbescheid angeordnet (Satz 1). Hat 
die Staatsanwaltschaft die Verfolgung der Ordnungs- 
widrigkeit übernommen (§ 33), so ist das Gericht 
für den Erlaß des selbständigen Einziehungsbeschei- 
des zuständig, sofern die Staatsanwaltschaft die 
selbständige Anordnung beantragt (vgl. § 440 

StPO ’). Die Form des Einziehungsbescheides soll 
im wesentlichen der des Bußgeldbescheides entspre- 
chen (Satz 1 Halbsatz 2). Satz 2 stellt den Einzie- 
hungsbescheid auch der Sache nach einem Bußgcld- 
bescheid gleich, weil sich damit besondere Vorschrif- 
ten über die Zustellung des Bußgeldbescheides, über 
den Einspruch und die Vollstreckung erübrigen. Für 
das Einspruchsverfahren gelten die Ausführungen 
zu Absatz 2. über den Einspruch entscheidet also das 
Gericht grundsätzlich im Beschlußverfahren (vgl. 

§ 438 Abs. 2 i. V. m. § 441 Abs. 2, 3 StPO ^). Die 
örtliche und sachliche Zuständigkeit der Verwal- 
tungsbehörde richtet sich im selbständigen Einzie- 
hungsverfahren nach den Bestimmungen, die für die 
Verfolgung einer bestimmten Person gelten; da- 
neben ist örtlich die Verwaltungsbehörde zuständig, 
in deren Bezirk der Einziehungsgegenstand sicher- 
gestellt ist Satz 3 i. V. m. § 441 Abs. 1 Satz 1 und 3 
StPO ^). Wird die Anordnung der selbständigen 
Einziehung von der Staatsanwaltschaft beantragt, 
so gilt für die Zuständigkeit des Gerichts eine ent- 
sprechende Regelung (§ 37 Abs. 1 i. V. m. § 441 
Abs. 1 StPO 1). 
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Absatz 4 bestimmt, daß im Nachverfahren gegen 
einen Bußgeldbescheid der Verwaltungsbehörde das 
Gericht entscheidet. Für diese Regelurig sind im 
wesentlichen die gleichen Gründe maßgebend, die 
den Entwurf veranlassen, auch im Wiederaufnahme- 
verfahren die ausschließliche Zuständigkeit des Ge- 
richts, also nicht die der Verwaltungsbehörde, vor- 
zuschreiben (vgh Absatz 2 der Einleitung der Be- 
gründung unter C. III. 13.). 

Absatz 5 sieht eine Rechtsmittelbeschränkung vor, 
wenn die Einziehung eines Gegenstandes angeord- 
net wird, dessen Wert zweihundert Deutsche Mark 
nicht übersteigt. Die Entscheidung des Gerichts im 
Nachverfahren oder im selbständigen Verfahren soll 
dann nicht anfechtbar sein. Das entspricht sachlich 
in etwa der Rechtsmittelbeschränkung, die nach 
§ 68 Abs. 2 Nr. 2 auch im Bußgeldverfahren gilt. Die 
in § 68 Abs. 2 Nr. 4 vorgesehene Zulassung des 
Rechtsmittels übernimmt der Entwurf in Absatz 5 
nicht, weil hier kein Bedürfnis besteht, die Nach- 
prüfung der Entscheidung zur Fortbildung des Rechts 
und zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung 
zu ermöglichen (vgl. auch § 61 Abs. 1). 


Zu § 77 — Festsetzung der Geldbuße gegen juristi- 
stische Personen und Personenvereini- 
gungen 

Der Entwurf versteht die Geldbuße gegen die juri- 
stische Person als eine Nebenfolge der von einer 
natürlichen Person begangenen Tat. Die Entschei- 
dung über diese Nebenfolge soll, ebenso wie bei der 
Einziehung, grundsätzlich einheitlich mit der Ent- 
scheidung über die Tat getroffen werden. Die 
Gründe hierfür sind am Ende der Begründung zu § 19 
Abs. 1 dargelegt. Das Verfahren bei der Festsetzung 
der Geldbuße gegen juristische Personen und Per- 
sonenvereinigungen aus Anlaß einer Straftat wird in 
§ 444 StPO ß in enger Anlehnung an das Verfahren 
bei der Einziehung von Gegenständen geregelt. Des- 
halb ist auch § 77 weitgehend der Vorschrift, die das 
Einziehungsverfahren bei Ordnungswidrigkeiten er- 
gänzend regelt (§ 76), nachgebildet. Im wesentlichen 
kann daher auf die Begründung zu § 76 verwiesen 
werden. Hervorgehoben werden nur die folgenden 
Besonderheiten: 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, daß die Geldbuße im 
selbständigen Verfahren durch einen selbständigen 
„Bußgeldbescheid" festgesetzt wird. Damit erübrigen 
sich zusätzliche Vorschriften über die Form des Buß- 
geldbescheides und darüber, daß der selbständige 
Bescheid einem Bußgeldbescheid gleichsteht (vgl. 
§ 76 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 und Satz 2). Der Buß- 
geldbescheid muß im Gegensatz zum Einziehungs- 
bescheid auch die in § 53 Abs. 2 Nr. 2 und 3 vorge- 
sehene Aufforderung und Belehrung enthalten, da 
bei der Vollstreckung der Geldbuße auch die An- 
ordnung der Erzwingungshaft in Betracht kommt 
(vgl. § 87 mit Begründung). Aufforderung und Be- 
lehrung werden sich an die zuständigen Organe der 
juristischen Person oder Personenvereinigung zu 
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richten haben. Welche Verwaltungsbehörde für den 
Erlaß eines selbständigen Bußgeldbescheides zustän- 
dig ist, ist in Absatz 2 Satz 2 entsprechend der Rege- 
lung des § 444 Abs. 3 StPO bestimmt. 

Bei der in Absatz 3 vorgeschriebenen entsprechen- 
den Anwendung des § 76 Abs. 2 ist § 438 StPO “) 
der Natur der Sache nach nur in dem Umfang anzu- 
wenden, wie dies in der grundlegenden Vorschrift 
des § 444 StPO über das Verfahren bei Festset- 
zung von Geldbuße gegen juristische Peronen und 
Personenvereinigungen bestimmt ist, also nur des- 
sen Absatz 1. Die Anordnung, daß sich die Betei- 
ligung nicht auf die Frage der Schuld des Ange- 
schuldigten erstreckt, ist danach bei der Festsetzung 
der Geldbuße gegen juristische Personen nicht mög- 
lich (vgl. § 444 Abs. 1 und 2 StPO'). Das ist auch 
allein sachgemäß. 


NEUNTER ABSCHNITT 

Vollstreckung der Bußgeldentscheidungen 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten ganz all- 
gemein für die „Vollstreckung der Bußgeldentschei- 
dungen''. Sie beziehen sich also sowohl auf Bußgeld- 
bescheide der Verwaltungsbehörde und des Gerichts 
als auch auf sonstige gerichtliche Bußgeldentschei- 
dungen. In welcher Form die Entscheidung getroffen 
ist, ist gleichgültig. Die Bußgeldentscheidung kann 
danach ein Urteil oder ein Beschluß (§ 61) im Buß- 
geldverfahren, aber auch ein Strafbefehl oder ein 
Urteil im Strafverfahren sein. Wird im Strafverfahren 
auf Geldbuße erkannt, weil die Tat nur als Ord- 
nungswidrigkeit beurteilt wird (§ 71) oder weil das 
Verfahren Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 
zum Gegenstand hat (§ 72), so ergeht zugleich mit 
dem Straferkenntnis eine Bußgeldentscheidung. 
Nichts anderes gilt, wenn im Strafverfahren als Ne- 
benfolge der Straftat gegen eine juristische Person 
oder Personenvereinigung eine Geldbuße festgesetzt 
wird. Eine Bußgeldentscheidung ergeht selbst dann, 
wenn im selbständigen Verfahren eine nach dem 
Recht der Ordnungswidrigkeiten zulässige Neben- 
folge festgesetzt wird. 

Der so weite Anwendungsbereich der Vollstrek- 
kungsvorschriften hat zur Folge, daß bei der Voll- 
streckung eines Strafurteils unter Umständen nicht 
nur die Vorschriften über die Strafvollstreckung, 
sondern auch die Vorschriften dieses Abschnitts zu 
berücksichtigen sind. Daraus werden sich jedoch in 
der Praxis keine Schwierigkeiten ergeben. Denn für 
die Vollstreckung der gerichtlichen Bußgeldentschei- 
dungen bestimmt der Entwurf im Grundsatz wieder 
die entsprechende Anwendung der Strafprozeßord- 
nung (§ 80). Die Vollstreckungsvorschriften des Ent- 
wurfs werden also nur ergänzend heranzuziehen 
sein. Auf sie kann andererseits nicht verzichtet wer- 
den, da die Vollstreckung der Geldbuße nach glei- 
chen Grundsätzen durchgeführt werden muß, unab- 
hängig davon, ob die Bußgeldentscheidung im „rei- 
nen" Bußgeldverfahren oder im Strafverfahren er- 
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gangen ist. Es müssen z. B. die Vorschriften über die 
Anordnung und die Vollstreckung der Erzwingungs- 
haft (§ 84, 85) sowie über Zahlungserleichterungen 
(§ 81) einheitlich gelten. 

Zu § 78 — Vollstreckbarkeit der Bußgeldentschei- 
dungen 

Die Vorschrift bestimmt in Anlehnung an § 449 
StPO ausdrücklich, daß Bußgeldentscheidungen voll- 
streckbar sind, wenn sie (formell) rechtskräftig, also 
unanfechtbar geworden sind. Sachlich bedeutet dies 
eine Abweichung von § 57 Abs. 1 OWiG, der be- 
stimmt, daß die Rechtsbeschwerde keine aufschie- 
bende Wirkung hat. Künftig soll die Vollstreckung 
selbst dann aufgeschoben sein, wenn der Betroffene 
im Bußgeldverfahren auch nur den Antrag auf Zu- 
lassung der Revision gestellt hat, der als vorsorg- 
lich eingelegte Revision gilt (§ 69 Abs. 2 Satz 2). 
Wegen der mit der Vollstreckung für den Betroffe- 
nen verbundenen Rechtsnachteile erscheint eine vor- 
zeitige Vollstreckbarkeit bedenklich. 

Zu § 79 — Vollstreckung des Bußgeldbescheides der 
V erwaltungsbehörde 

Die Vorschrift bezieht sich nur auf die Vollstreckung 
des von einer Verwaltungsbehörde erlassenen Buß- 
geldbescheides. Für die Vollstreckung des gericht- 
lichen Bußgeldbescheides und einer sonstigen ge- 
richtlichen Bußgeldentscheidung gilt § 80. 

Nach Absatz 1 wird der Bußgeldbescheid durch die 
Verwaltungsbehörde vollstreckt, die ihn erlassen 
hat. Die Vollstreckung des Bußgeldbescheides einer 
Verwaltungsbehörde des Bundes soll also nicht stets 
wie nach § 68 Abs. 2 OWiG, durch das örlich zustän- 
dige Finanzamt durchgeführt werden, sondern 
grundsätzlich durch die Verwaltungsbehörde des 
Bundes selbst. Die Regelung des geltenden Rechts 
erklärt sich allein daraus, daß bei Inkrafttreten des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten im Bund noch 
kein Verwaltungsvollstreckungsgesetz erlassen war. 
Die Verwaltungsbehörde des Bundes kann jedoch 
nach Absatz 3 Satz 1 das örtlich zuständige Haupt- 
zollamt um die Vollstreckung ersuchen. Der Vorbe- 
halt einer anderen gesetzlichen Regelung bezieht 
sich nicht nur auf diesen Fall. Er läßt auch abwei- 
chende Regelungen in den einzelnen Nebengesetzen 
zu, die allerdings selten sein werden (vgl. z. B. § 8 
Abs. 5 des Gesetzes über den Betrieb von Hoch- 
frequenzgeräten vom 9. August 1949 ') — Gesetz- 
blatt der Verwaltung der Vereinigten Wirtschafts- 
gebiete S. 235). 

Die Vorschrift des Absatzes 1 bestimmt nicht nur die 
Zuständigkeit für die Vollstreckung. Sie hat auch 
sachlichen Gehalt: Aus den Worten „wird . . . voll- 
streckt" ergibt sich, daß für die Vollstreckung nicht 
das Opportunitätsprinzip, sondern das Legalitäts- 
prinzip gilt. Dies entspricht der Auslegung des gel- 
tenden Rechts. 

Nach Absatz 2 richtet sich die Vollstreckung des 
Bußgeldbescheides nach den im Bund oder den ein- 
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zelnen Ländern geltenden Vorschriften über das 
Verwaltungsvollstreckungs- oder Verwaltungs- 
zwangsverfahren, je nachdem, ob der Bußgeldbe- 
scheid durch eine Verwaltungsbehörde des Bundes 
oder eines Landes erlassen worden ist. Für den zu- 
letzt genannten Fall verweist der Entwurf nicht nur 
(wie bisher in § 68 Abs. 1 OWiG) auf die landes- 
rechtlichen Vorschriften des Verwaltungszwangs- 
verfahrens, sondern auch des Verwaltungsvollstrek- 
kungsverfahren, weil in einzelnen Ländern beson- 
dere Vollstreckungsgesetze gelten. Der in Absatz 2 
ausgesprochene Vorbehalt einer anderen gesetz- 
lichen Regelung berücksichtigt, daß in einzelnen Ge- 
setzen des Nebenrechts besondere Vorschriften über 
die Vollstreckung für anwendbar erklärt worden 
sind, so z. B. die Vorschriften über die Beitreibung 
von Gemeindeabgaben (§ 220 Abs. 2 AVAVG) ^). 

Absatz 3, der sich an § 68 Abs. 2 OWiG anlehnt, 
ermöglicht der Verwaltungsbehörde des Bundes, das 
örtlich zuständige Flauptzollamt um die Vollstrek- 
kung zu ersuchen. Das wird namentlich dann in Be- 
tracht kommen, wenn die Verwaltungsbehörde 
selbst keine Vollstreckungsorgane hat. Das Haupt- 
zollamt, dessen örtliche Zuständigkeit durch die ent- 
sprechende Anwendung des § 73 a Abs. 2 bis 6 der 
Reichsabgabenordnung näher bestimmt wird (vgl. 
Satz 2), führt dann die Vollstreckung nach den Vor- 
schriften der Reichsabgabenordnung über die 
Zwangsvollstreckung durch (Satz 3). Selbstverständ- 
lich sind aber auch, wie bei der Vollstreckung nach 
Absatz 2, die besonderen Vorschriften dieses Ent- 
wurfs, z. B. über die Beitreibung der Geldbuße (§ 83) 
und die Erzwingungshaft (§§ 84, 85) zu berücksich- 
tigen. Wird das Hauptzollamt um die Durchführung 
der Vollstreckung ersucht, so nimmt es insgesamt 
die Aufgaben der Vollstreckungsbehörde wahr. 
Denn das Vollstreckungsersuchen bezieht sich nicht 
auf einzelne Vollstreckungshandlungen, sondern auf 
die Vollstreckung insgesamt. Das ergibt sich auch 
aus der Klammerdefinition des § 81 Abs. 1. Um ein- 
zelne Vollstreckungshandlungen kann das Haupt- 
zollamt schon im Wege der Amtshilfe ersucht wer- 
den. 

Nach Absatz 4 gelten die Vorschriften der Absätze 1 
bis 3 entsprechend, wenn im Bußgeldverfahren der 
Verwaltungsbehörde gegen einen Zeugen eine Ord- 
nungsstrafe in Geld festgesetzt worden ist. Insoweit 
tritt sachlich gegenüber dem geltenden Recht keine 
Änderung ein. 

Zu § 80 — Vollstreckung der gerichtlichen Bußgeld- 
entscheidung 

Die Vorschrift bestimmt für die Vollstreckung der 
gerichtlichen Bußgeldentscheidungen die sinngemäße 
Anwendung der §§ 451 und 463 StPO sowie be- 
stimmter Vorschriften des Jugendgerichtsgesetzes. 
Sie gilt für alle gerichtlichen Bußgeldentscheidungen 
(vgl. die Vorbemerkungen zu diesem Abschnitt). 

Aus der sinngemäßen Anwendung des § 451 StPO 
ergibt sich, daß die Vollstreckung regelmäßig der 
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Amtsrichter durchführt, der die Bußgeldentscheidung 
getroffen hat, da die Länder von der ihnen in § 451 
Abs. 3 StPO eingeräumten Ermächtigung Gebrauch 
gemacht und die Strafvollstreckung dem Amtsrichter 
in den Sachen zu übertragen haben, in denen er im 
ersten Rechtszug als Einzelrichter entschieden hat 
(§ 5 Abs. 1 der Strafvollstreckungsordnung; vgl. 
aber die Ausnahmen in Absatz 2). Die Staatsanwalt- 
schaft wird in sinngemäßer Anwendung des § 451 
Abs. 1 StPO für die Vollstreckung nur dann zustän- 
dig sein, wenn über die Ordnungswidrigkeit in 
einem Verfahren mit einer zusammenhängenden 
Straftat nicht durch den Amtsrichter als Einzelrichter 
entschieden ist (§ 33 Abs. 1 Nr. 2, §§ 36, 52 Abs. 3, 
§72). 

Für das Verfahren zur Vollstreckung der Geldbuße 
und der sonstigen vermögensrechtlichen Folgen 
(z. B. Einziehung, Wertersatz) sollen die gleichen 
Vorschriften gelten wie für die Vollstreckung von 
Vermögensstrafen. Das ergibt die sinngemäße An- 
wendung des § 463 StPO. Dabei wird nicht verkannt, 
daß das Verfahren vereinfacht werden könnte, wenn 
für die Vollstreckung der Geldbuße die Vorschriften 
über die Beitreibung der Gerichtskosten anzuwen- 
den wären. Eine solche Regelung soll künftig für die 
Vollstreckung der Geldstrafe vorgesehen werden 
(vgl. Begründung zu § 55 E 1962 am Ende), wenn das 
Tagessatzsystem (§§ 51 ff. E 1962) eingeführt und in 
diesem Zusammenhang die Vollstreckung von Ver- 
mögensstrafen neu geregelt wird. Bis zu diesem 
Zeitpunkt sollte von einer Vereinfachung des Ver- 
fahrens bei der Vollstreckung von Geldbußen abge- 
sehen werden, da sonst die Vollstreckungsbehörden 
unterschiedliche Vorschriften anwenden müßten. 
Das könnte zu größeren Schwierigkeiten führen als 
die einheitliche Anwendung des — wenn auch etwas 
schwerfälligen — Verfahrens bei der Vollstrek- 
kung von Vermögensstrafen. Die in dem Entwurf 
vorgesehene Regelung bedingt einer Ergänzung der 
Strafvollstreckungsordnung und der Anordnung 
über die Einforderung und Beitreibung von Ver- 
mögensstrafen und Verfahrenskosten. 

Im Verfahren gegen Jugendliche und Heranwach- 
sende soll Vollstreckungsleiter für die Vollstreckung 
der gerichtlichen Bußgeldentscheidung der Jugend- 
richter sein (§ 82 Abs. 1 JGG). Seine örtliche Zustän- 
digkeit wird durch die sinngemäße Anwendung der 
§§ 84 und 85 Abs. 3 JGG näher bestimmt. Eine aus- 
drückliche Regelung dieser Frage erscheint des- 
wegen notwendig, weil der Entwurf gezwungen ist, 
auch sonst für die Vollstreckung der gerichtlichen 
Bußgeldentscheidungen ausdrücklich auf die in Be- 
tracht kommenden Vollstreckungsvorschriften der 
Strafprozeßordnung zu verweisen. 


Zu § 81 — Zahlungserleichterungen 

Nach § 68 Abs. 3 Satz 1 OWiG ist die Verwal- 
tungsbehörde, die den Bußgeldbescheid erlassen hat, 
für die Bewilligung von Teilzahlungen und Zah- 
lungsfristen zuständig. Der Absatz 1 des § 81 folgt 
im Grundsatz dieser Regelung. Er berücksichtigt 
jedoch, daß als Vollstreckungsbehörde im Sinne der 
Gläubigerbehörde, der die Vollstreckungsaufgaben 
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insgesamt zustehen, nicht nur die Verwaltungsbe- 
hörde in Betracht kommt, die den Bußgeldbescheid 
erlassen (§ 79 Abs. 1), oder der Amtsrichter, der die 
Bußgeldentscheidung getroffen hat (§ 80 des Ent- 
wurfs i. V. m. § 451 Abs. 3 StPO). Ausnahmsweise 
können an Stelle der Verwaltungsbehörde das 
Hauptzollamt oder an Stelle des Amtsrichters die 
Staatsanwaltschaft Vollstreckungsbehörde sein (vgl. 
§ 79 Abs. 3 , § 80). Nach der Vorbehaltsklausel in 
§ 79 Abs. 1 können außerdem in Nebengesetzen 
auch anderen Behörden die Aufgaben der Voll- 
streckung insgesamt übertragen sein. Es ist zur Ver- 
einfachung und Beschleunigung des Verfahrens ge- 
boten, auch diesen Behörden die Befugnis zur Be- 
willigung von Zahlungserleichterungen einzuräu- 
men. Sonst müßte die Sache erst jeweils wieder der 
Bußgeldbehörde oder dem Gericht vorgelegt werden, 
wenn Zahlungserleichterungen in Betracht kommen. 
Grundsätzliche Bedenken, die Entscheidung über 
Zahlungserleichterungen einer anderen als der zur 
Ahndung zuständigen Behörde zu überlassen, be- 
stehen nicht. Im allgemeinen wird durch die Be- 
willigung von Zahlungserleichterungen der Bußgeld- 
ausspruch in seinem Kern nicht angetastet. Die Be- 
willigung von Zahlungserleichterungen muß in be- 
stimmten Fällen sogar notwendigerweise zu den 
Aufgaben der Vollstreckungsbehörde gehören. Denn 
nur so kann die Vollstreckungsbehörde den Grund- 
satz der Verhältnismäßigkeit beachten, der den Auf- 
schub der Vollstreckung jedenfalls für einen kurzen 
Zeitraum gebieten kann. 

Die Zuständigkeit der Vollstreckungsbehörde für 
die Bewilligung von Zahlungserleichterungen be- 
ginnt mit der Rechtskraft der Bußgeldentscheidung. 
Vor Eintritt der Rechtskraft kann die für die Ahn- 
dung zuständige Behörde eine solche Entscheidung 
treffen, wenn sie in der Bußgeldentscheidung noch 
nicht enthalten war. Auf diese Weise kann sich 
unter Umständen eine Entscheidung über einen Ein- 
spruch gegen den Bußgeldbescheid erledigen. 

Die Verweisung auf § 12 läßt keinen Zweifel, daß 
sich die sachlichen Voraussetzungen für die Be- 
willigung von Zahlungserleichterungen nach dieser 
Vorschrift bestimmen. Hieraus ergibt sich auch, daß 
die Entscheidung von keinem Antrag abhängig ist. 
Die Geldbuße ist keine übliche (vertretbare) Geld- 
schuld. Mit ihr wird von dem Betroffenen vielmehr 
eine persönliche Leistung gefordert. Sie kann aber 
nicht erzwungen werden, wenn die Vollstreckungs- 
behörde selbst erkennt, daß dem Betroffenen die 
sofortige Zahlung nicht zugemutet werden kann. 

Da der Begriff „Vollstreckungsbehörde" in den Vor- 
schriften über das Verwaltungsvollstreckungs- und 
Verwaltungszwangsverfahren in einem unterschied- 
lichen Sinne verwendet wird, bringt Absatz 1 am 
Ende eine Klammerdefinition. Sie gibt dem Begriff 
„Vollstreckungsbehörde" im Sinne der Vorschriften 
des Entwurfs (vgl. § 81 Abs. 2, §§ 84, 86, 88) einen 
bestimmten Inhalt und vermeidet so Zweifelsfragen, 
die sich im Vergleich zu den Vorschriften anderer 
Gesetze ergeben könnten. 

Absatz 2 ermöglicht eine nachträgliche Entscheidung, 
wenn schon in der Bußgeldentscheidung selbst oder 


I im Vollstreckungsverfahren über Zahlungserleichte- 
I rungen entschieden worden ist. Die Entscheidung 
i kann zum Vorteil oder Nachteil des Betroffenen ge- 
' ändert oder zu seinem Nachteil aufgehoben werden. 

! Satz 2 bindet allerdings die Vollstreckungsbehörde 
: in gewissem Umfang an eine vorausgegangene Ent- 
; Scheidung über Zahlungserleichterungen, soweit sie 
den Betroffenen begünstigt. Die Vollstreckungsbe- 
; hörde darf dann zum Nachteil des Betroffenen nur 
I auf Grund neuer Tatsachen oder Beweismittel von 
I der früheren Entscheidung abweichen. 

■ Mit der Bewilligung einer Zahlungserleichterung 
i ändert sich der Zeitpunkt, der in der ursprünglichen 
! Aufforderung an den Betroffenen zur Zahlung oder 
j im Falle der Zahlungsunfähigkeit zur Darlegung 
i seiner wirtschaftlichen Verhältnisse (§ 53 Abs. 2 
i Nr. 2) genannt ist. Absatz 3 bestimmt deshalb durch 
! die sinngemäße Anwendung des § 53 Abs. 2 Nr. 2 
I und 3, daß der Betroffene erneut zur Zahlung oder 
: Darlegung seiner Verhältnisse aufzufordern und zu 
: belehren ist. Für ihn soll so in jedem Stadium des 
; Vollstreckungsverfahrens unmißverständlich sein, 

j welche Folgen seine Untätigkeit haben kann. Auf 
i diese Weise kann das Verfahren beschleunigt und 
' außerdem eine einwandfreie Grundlage für die 
i etwaige Anordnung der Erzwingungshaft geschaffen 
i werden. Im einzelnen wird auf die Begründung zu 
^ § 53 Abs. 2 Nr. 2 und 3 verwiesen. 

I Enthält der Bußgeldbescheid oder die Entscheidung 
. der Vollstreckungsbehörde über Zahlungserleichte- 
! rungen für den Fall der unpünktlichen Zahlung eine 
: Vcrfallklausel nach § 12 Satz 2 und tritt dieser Fall 
ein, so soll der Wegfall der Vergünstigung nach 
j Absatz 4 Satz 1 in den Akten vermerkt werden. 

' Der Aktenvermerk setzt eine im Interesse des Be- 
! troffenen gebotene Prüfung voraus, bevor die Voll- 
I Streckung fortgesetzt wird. Satz 2 stellt klar, daß 
i der Wegfall der Vergünstigung nicht ausschließt, 

! dom Betroffenen erneut eine Zahlungserleichterung 
I zu bewiligen, so insbesondere dann, wenn er die 
unpünktliche Zahlung nachträglich entschuldigt. 

Die Vorschrift des Absatzes 5 will verhindern, daß 
die Vollstreckung, vor allem in Sachen von geringe- 
rer Bedeutung, auf nicht absehbare Zeit hinausge- 
schoben wird, wenn dem Betroffenen die Zahlung 
nicht möglich ist. Nach Absatz 2 müßten dann die 
wirtschaftlichen Verhältnisse nach einem gewissen 
Zeitablauf geprüft und dem Betroffenen müßte im- 
mer wieder eine neue Zahlungsfrist bewilligt wer- 
den. Eine Verjährung der Vollstreckung könnte 
nicht eintreten, weil die Verjährung ruht, solange 
eine Zahlungserleichterung bewilligt ist (vgl. § 22 
Abs. 2 Satz 2). Bei Sachen von geringer Bedeutung 
I würde so ein nicht vertretbarer Verwaltungsauf- 
I wand entstehen. Deshalb soll die Vollstreckungs- 
1 behörde in derartigen Fällen anordnen können, daß 

■ die Vollstreckung unterbleibt. Das Verfahren kann 
I so zum endgültigen Abschluß gebra(fht werden. Daß 
1 die Ordnungswidrigkeit in derartigen Fällen nur 
' durch den staatlichen Ausspruch der Mißbilligung 

geahndet wird, nimmt der Entwurf in übereinstim- 
i mung mit § 28 a Abs. 2 i. V. m. § 29 Abs. 6 StGB 
' bewußt in Kauf. 
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Zu § 82 — Verrechnung von Teilbeträgen 

Die Vorschrift entspricht sachlich § 68 Abs. 3 Satz 2 
OWiG, der bestimmt, daß Teilzahlungen zunächst 
auf die Geldbuße, sodann auf den etwa abzuführen- 
den Mehrerlös und zuletzt auf die Kosten des Ver- | 
fahrens angerechnet werden. Die hiervon abwei- 
chende Fassung des Entwurfs berücksichtigt, daß 
die gesetzliche Regelung über die Verrechnung nur 
anzuwenden ist, wenn der Betroffene selbst bei der 
Zahlung keine Bestimmung trifft. Außerdem ist die 
Vorschrift weiter gefaßt. Eine Anrechnung von Teil- 
beträgen kommt nicht nur auf die Geldbuße, den | 
Mehrerlös und die Kosten des Verfahrens in Be- | 
tracht, sondern auch auf sonstige Nebenfolgen, die | 
zu einer Geldzahlung verpflichten, z. B. auch auf den i 
Wertorsatz im Falle der Einziehung. Wie im gelten- i 
den Recht ist die Reihenfolge der Anrechnung so ! 
bestimmt, daß die für den Betroffenen nachteiligeren ! 
Folgen zunächst beseitigt werden. I 

Zu § 83 — Beitreibung der Geldbuße 

Dem Betroffenen wird grundsätzlich für die Zahlung 
der Geldbuße eine Schonfrist von einer Woche nach i 
FälligkeiL eingeräumt, um ihm Gelegenheit zu ge- : 
!.)en, in diesem Zeitraum seine Zahlungsunfähigkeit ‘ 
darzulegen, wenn sie sich erst im Zeitpunkt der ' 
Fälligkeit herausstellen sollte (vgl. die Begründung | 
zu § 53 Abs. 2 Nr. 2, 3). Die Geldbuße soll deshalb ' 
vor Ablauf einer Woche nach Eintritt der Fälligkeit 
nur beigetrieben worden, wenn auf Grund bestimm- 
ter Tatsachen erkennbar ist, daß sich der Betroffene 
der Zahlung entziehen will. In diesem Falle entfällt 
die Grundlage für die zugestandene Schonfrist. Sie j 
wird dem Betroffenen in der Erwartung gewährt, er i 
werde seiner Mitwirkungspflicht zur Zahlung oder i 
Darlegung seiner Zahlungsunfähigkeit freiwillig j 
nachkommen, so daß Zwangsmaßnahmen entbehr- ! 
lieh werden. 

I 

Zu § 84 — Anordnung von Erzwingungshaft 

Der Entwurf sieht in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht die Möglichkeit vor, Erzwingungs- 
haft anzuordnen, wenn die Geldbuße nicht gezahlt 
wird. Von der Einführung einer Ersatzhaft wird ab- 
gesehen. Doch wird das Verfahren zur Anordnung j 
der Erzwingungshaft wesentlich anders gestaltet als | 

in § 69 OWiG. Im einzelnen wird hierzu auf die i 

I 

Ausführungen in der Einleitung der Begründung ; 
unter C. III. 14. Absatz 2 ff. und in der Begründung j 
zu § 53 Abs. 2 Nr. 2 und 3 verwiesen. i 

Zuständig für die Anordnung der Erzwingungshaft I 
ist nach Absatz 1 ausschließlich das Gericht, da | 
über die Zulässigkeit der Freiheitsentziehung der j 
Richter zu entscheiden hat (Artikel 104 Abs. 2 Satz 1 j 
GG). Für die Anordnung gilt entsprechend der jetzi- i 
gen Regelung das Opportunitätsprinzip („kann das | 
Gericht"). Für die Ermessensentscheidung können ; 
jedoch nur vollstreckungsrechtliche Erwägungen | 
maßgebend sein, da die Erzwingungshaft kein er- | 
satzweises Übel darstellt, sondern ein Beugemittel i 
ist zur Durchsetzung der den Betroffenen obliegen- I 
den Pflichten. Es wird namentlich abzuwägen sein, i 


ob das Ziel der Vollstreckung, die dem Betroffenen 
auferlegte Pflicht zur Zahlung der Geldbuße durch- 
zusetzen, einfacher und rascher im Wege der 
zwangsweisen Beitreibung oder der Anordnung des 
Beugemittels erreicht werden kann. Dabei wird auch 
die tläufigkeit solcher Vollstreckungsverfahren zu 
berücksichtigen sein. Massenhaft vorkommende 
Verfahren können dazu führen, daß staatliche Stel- 
len nach Art von privaten Inkassobüros tätig wer- 
den müssen. Darunter leidet nicht nur ihr Ansehen; 
sie werden, was viel schwerer wiegt, auf diese 
Weise von ihren eigentlichen Aufgaben zur staat- 
lichen Daseinsfürsorge abgezogen. Die Anordnung 
der Erzwingungshaft kann in solchen Fällen ein 
außerordentlich wirksames Mittel dafür sein, daß die 
Pflicht zur Zahlung der Geldbuße oder zur Dar- 
legung der wirtschaftlichen Verhältnisse gebührend 
beachtet wird. 

Da das Opportunitätsprinzip im Bereich des § 84 
von vollstreckungsrechtlichen Erwägungen bestimmt 
wird, gilt es selbstverständlich auch für die Ent- 
schließung der Vollstreckungsbehörde, ob sie einen 
entsprechenden Antrag stellen will. Absatz 1 be- 
stimmt deshalb nur, daß das Gericht „auf Antrag 
der Vollstreckungsbehörde" die Erzwingungshaft 
anordnen kann. Das Vollstreckungsverfahren muß 
also, auch wenn der Betroffene die Geldbuße nicht 
fristgemäß zahlt, nicht notwendigerweise zur An- 
ordnung der Erzwingungshaft führen. Umgekehrt 
ist es aber auch nicht erforderlich, daß dem Verfah- 
ren zur Anordnung der Erzwingungshaft ein Bei- 
lreibungsversuch vorausgehen muß. Das übliche 
Vollstreckungsvorfahren und das Vorfahren zur An- 
ordnung der Erzwingungshaft sind vielmehr unab- 
hängig voneinander. Die Vollstreckungsbehörde 
kann deshalb Maßnahmen zur Beitreibung der Geld- 
buße oinleiton und daneben die Anordnung der Er- 
zwingungshaft beantragen. Erkennt sie allerdings 
im Vollstreckungsverfahren, daß der Betroffene zah- 
lungsunfähig ist, so ist die Anordnung der Erzwin- 
gungshaft nach Absatz 1 Nr. 4 nicht zulässig. 

Ist dem Gericht selbst die Vollstreckung übertragen, 
so kann es von Amts wegen die Erzwingungshaft 
anordnen. Das Gericht übt in diesem Falle das 
pflichtgemäße Ermessen in der Doppelfunktion als 
Vollstreckungsbehörde und Gericht aus. Auch in die- 
sem Falle können das übliche Vollstreckungsverfah- 
ren und das Verfahren nach § 84 nebeneinander 
betrieben werden, wie oben dargelegt ist. 

Die sachlichen Voraussetzungen für die Anordnung 
der Erzwingungshaft sind in den Nummern 1 bis 4 
bestimmt. Dabei sind die Nummern 1 bis 3 im Zu- 
sammenhang mit dem einleitenden Satzteil „Nach 
Ablauf der in § 83 bestimmten Frist" zu verstehen. 
Vorausgesetzt wird also, daß die fällige Geldbuße 
oder der fällige Teilbetrag der Geldbuße auch nicht 
nach Ablauf der Schonfrist gezahlt ist, daß der Be- 
troffene trotz Ablaufs dieser Frist seine Zahlungs- 
unfähigkeit nicht dargetan hat, und daß er über die 
Nichtbefolgung dieser Pflichten im Sinne des § 53 
Abs. 2 Nr. 3 belehrt ist. 

Die in Nummer 2 bestimmte Voraussetzung, daß der 
Betroffene seine Zahlungsunfähigkeit „nicht darge- 
tan hat", ist sowohl dann gegeben, wenn der Betrof- 
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fene ganz untätig geblieben ist, aber auch dann, j 
wenn er sich auf unsubstantiierte Erklärungen be- j 
schränkt hat oder zwar substantiierte Erklärungen i 
abgegeben hat, aus denen sich aber nicht die be- I 
hauptete Unzumutbarkeit der Zahlung ergibt (vgl. | 
auch den folgenden Absatz). Das Gericht prüft diese ' 
Voraussetzungen sachlich nach, ohne an eine voran- 
gegangene Entscheidung der Verwaltungsbehörde 
über einen Antrag auf Zahlungserleichterungen ge- 
bunden zu sein. Hat die Verwaltungsbehörde einen 
solchen Antrag zurückgewiesen, gelangt das Gericht 
jedoch zu dem Ergebnis, daß dem Betroffenen die 
fristgemäße Zahlung nicht zuzumuten ist, so sieht 
es von der Anordnung der Erzwingungshaft ab. Es 
kann dann zugleich eine Zahlungserleichterung be- 
willigen (vgl. Absatz 2). 

Ist die Belehrung (Nummer 3) unterblieben, so kann 
sie das Gericht nachholen. Das wird namentlich dann 
in Betracht kommen, wenn die Geldbuße in einem 
Urteil festgesetzt ist, da für diese Fälle eine Beleh- 
rung nicht vorgeschrieben ist. In § 53 Abs. 2 Nr. 2 
und 3 wird nur für die Regelfälle des summarischen 
Verfahrens, welche die große Masse bilden werden, 
aus Vereinfachungsgründen stets die mit der Be- 
lehrung verbundene Aufforderung zur Zahlung oder 
Darlegung der Zahlungsunfähigkeit verlangt. Wenn 
Nummer 3 zur Voraussetzung macht, daß der Be- 
troffene „nach § 53 Abs. 2 Nr. 3 belehrt ist", so be- ! 
zieht sich das also nicht auf die Form der Beleb- ; 
rung, sondern nur darauf, daß der Sache nach eine j 
Belehrung vorausgegangen ist. 

1 

Liegen die Voraussetzungen der Nummern 1 bis 3 ; 
vor, so kann das Gericht davon ausgehen, daß der | 
Betroffene zahlungsfähig, aber nicht zahlungswillig j 
ist. Es besteht dann ein hinreichender Grund für i 
die Anordnung der Erzwingungshaft. Die durch be- 
stimmte Tatsachen begründete Annahme, daß der 
Betroffene nicht zahlt, obwohl er es könnte, entfällt 
jedoch, wenn dem Gericht gegenteilige Umstände 
bekannt sind. Nummer 4 bestimmt deshalb als nega- 
tive Voraussetzung für die Anordnung der Erzwin- 
gungshaft, daß keine Umstände bekannt sein dürfen, 
welche die Zahlungsunfähigkeit des Betroffenen er- 
geben. Solche Umstände können z. B. dem Akten- 
inhalt entnommen werden, so aus den Angaben über 
die persönlichen Verhältnisse oder dem Ergebnis 
eines Beitreibungsversuches. Sie können aber auch 
dadurch bekannt werden, daß das Gericht die von 
dem Betroffenen zwar substantiiert gemachten, aber 
zunächst zweifelhaften Darlegungen, er sei nicht 
zahlungsfähig (Nummer 2), nachprüft und sie be- 
stätigt findet. Die Nummern 2 und 4 stehen also mit- 
einander in Zusammenhang. Aus ihnen leitet sich, 
ab, daß das Gericht, wenn der Betroffene keine oder 
nur unsubstantiierte Angaben über seine Zahlungs- 
unfähigkeit macht, nicht verpflichtet ist, den Sach- 
verhalt aufzuklären, daß es aber ihm bekannte Um- 
stände berücksichtigen muß. Macht der Betroffene 
dagegen substantiierte Angaben zur Frage seiner 
Zahlungsunfähigkeit, so muß das Gericht, wenn es 
die Angaben nicht ernsthaft in Zweifel zieht, von der | 
Anordnung der Erzwingungshaft absehen. Es fehlen i 
dann die Voraussetzungen der Nummer 2. Bezwei- I 
feit das Gericht diese Angaben, so wird es den Sach- ’ 
verhalt von Amts wegen aufklären. Bleiben die , 


Zweifel bestehen, so geht dies nicht zu Lasten des 
Betroffenen, da er seine Zahlungsunfähigkeit zumin- 
dest dargetan hat, auch wenn sich die Richtigkeit 
seiner Darstellung nicht erwiesen hat. Zeigt jedoch 
die Aufklärung des Sachverhalts, daß der Betroffene 
zahlungsfähig ist, so werden seine zunächst sub- 
stantiiert erscheinenden Angaben, daß er nicht zah- 
len kann, widerlegt. Die Erzwingungshaft kann dann 
angeordnet werden. 

Freilich wird dem Betroffenen nach Aufklärung des 
Sachverhalts nochmals Gelegenheit zur Äußerung 
gegeben werden müssen, bevor zu seinem Nachteil 
festgestellte Tatsachen oder Beweisergebnisse ver- 
wertet werden können. Das folgt bereits aus § 33 
Abs. 3 StPO (i. V. m. § 37 Abs. 1), so daß sich eine 
besondere Vorschrift erübrigt. Aus dieser Vorschrift 
ergibt sich weiterhin, daß der Betroffene auch sonst 
stets zu hören ist, bevor die Erzwingungshaft ange- 
ordnet wird. Denn die Anordnung der Erzwinungs- 
haft wird auf die Tatsache gestützt, daß der Betrof- 
fene der Aufforderung, die Geldbuße zu zahlen oder 
seine Zahlungsunfähigkeit darzulegen, nicht genügt 
hat, obwohl er auf die Folgen seiner Untätigkeit hin- 
gewiesen worden ist. 

Ergibt sich in dem Verfahren zur Anordnung der 
Erzwingungshaft, daß der Betroffene nicht zahlungs- 
fähig ist, so wäre es nicht prozeßwirtschaftlich, 
wenn das Gericht darauf beschränkt wäre, den An- 
trag der Vollstreckungsbehörde mit der Folge zu- 
rückzuweisen, daß diese über die Bewilligung von 
Zahlungserleichterungen entscheidet. Gegen die Ent- 
scheidung könnte der Betroffene dann wieder das 
Gericht anrufen (§ 91). Um einen solchen Verfah- 
rensaufwand zu vermeiden, bestimmt Absatz 2, daß 
das Gericht selbst eine Zahlungserleichterung be- 
willigen kann. Macht es von dieser Möglichkeit Ge- 
brauch, so entfällt zugleich die Grundlage für die 
Anordnung der Erzwingungshaft, weil die Fälligkeit 
der Geldbuße aufgeschoben wird. Damit kann sich 
eine Entscheidung über die Anordnung der Erzwin- 
gungshaft erübrigen, weil davon ausgegangen wer- 
den kann, daß die Vollstreckungsbehörde wegen der 
Veränderung der Sachlage ihren Antrag nicht mehr 
aufrechterhält. Stellt das Gericht dagegen nur fest, 
daß der Betroffene jedenfalls zur Zeit nicht zahlen 
kann, und ist für die Entscheidung, welche Zahlungs- 
erleichterungen angemessen sind, eine weitere Auf- 
klärung notwendig, so kann sich das Gericht darauf 
beschränken, den Antrag auf Anordnung der Er- 
zwingungshaft, sofern er aufrechterhalten werden 
sollte, zurückzuweisen, weil die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 Nr. 4 fehlen. Die weitere Entschei- 
dung über die Bewilligung von Zahlungserleich- 
terungen kann dann der Vollstreckungsbehörde 
überlassen werden. Sie darf hierbei von der gericht- 
lichen Entscheidung nach § 81 Abs. 2 Satz 2 zum 
Nachteil des Betroffenen nur auf Grund neuer Tat- 
sachen oder Beweismittel abweichen. Die Vorschrift 
des Absatzes 2 ermöglicht so eine bewegliche Ver- 
fahrensgestaltung. 

In welcher Weise und zu welchem Zeitpunkt „sich 
ergibt", daß der Betroffene nicht zahlen kann, ist 
ohne Bedeutung. Der Entwurf verzichtet bewußt auf 
eine einschränkende Regelung. Es ist also gleich- 
gültig, ob das Gericht die Feststellung von Amts 
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wegen trifft oder ob es auf Grund der Darlegungen 
des Betroffenen dazu gelangt, sei es, daß es die sub- 
stantiierten Angaben des Betroffenen nicht in Zwei- 
fel zieht, oder sei es, daß diese Angaben durch die | 
Aufklärung des Sachverhalts bestätigt werden. 
Selbst nach Anordnung der Erzwingungshaft hat das 
Gericht, da es für ihre Vollstreckung zuständig ist 
(§ 85 Abs. 1), die Vorschrift des Absatzes 2 Satz 1 
anzuwenden. Das ergibt sich aus Satz 2, der be- 
stimmt, daß eine bereits ergangene Anordnung der 
Erzwingungshaft aufzuheben ist. Wird dem Betrof- 
fenen eine Zahlungserleichterung bewilligt, so muß 
die Anordnung der Erzwingungshaft aufgehoben 
werden, weil deren Voraussetzungen nachträglich 
entfallen. Die Anordnung kann auch nicht bedingt 
für den Fall aufrechterhalten werden, daß der Be- 
troffene künftig seiner Pflicht zur Zahlung der Geld- 
buße nicht nachkommt. Denn die Erzwingungshaft j 
ist als Beugemittel nur berechtigt, um eine gegen- 
wärtig bestehende Pflicht durchzusetzen. 

Absatz 3 Satz 1 sieht vor, daß die Dauer der Erzwin- 
gungshaft wegen einer Geldbuße sechs Wochen, 
wegen mehrerer in einer Bußgeldentscheidung fest- 
gesetzten Geldbußen drei Monate nicht übersteigen I 
darf. Damit erledigt sich die Streitfrage des gelten- | 
den Rechts, ob die Höchstdauer von sechs Wochen i 
für jede Geldbuße oder insgesamt für die in dem ' 
Bußgeldbescheid festgesetzten Geldbußen gilt. Trotz ; 
der Verbindung mehrerer Bußgeldentscheidungen 
kann danach die regelmäßige Höchstdauer über- j 
schritten werden. Doch sollte nach obenhin eine Be- j 
grenzung vorgesehen sein, weil nach einer gewissen ^ 
Dauer der Erzwingungshaft der Eintritt des be- j 
zweckten Erfolges und auch die Angemessenheit des j 
Mittels fraglich werden. Der Entwurf setzt die I 
Grenze bei drei Monaten an. Gegen die vorgesehene j 
Regelung könnte zwar eingewendet werden, daß die | 
Grenze bei mehreren Bußgeldentscheidungen nicht j 
eingehalten zu werden braucht. Eine praktisch | 
brauchbare Regelung, die auch diese Fälle einbe- ! 
zieht, wird aber kaum möglich sein. Werden gegen j 
den Betroffenen nacheinander in einem verhältnis- 
mäßig kurzen Zeitraum mehrere Bußgeldentschei- 
dungen mit dem Zwangsmittel der Erzwingungshaft 
vollstreckt, so wird die Regelung des Entwurfs zu- 
mindest eine gewisse Leitlinie dafür sein, welche 
Höchstdauer die Erzwingungshaft insgesamt nicht 
überschreiten sollte. 

Ob in jedem einzelnen Falle die Höchstdauer der 
Erzwingungshaft oder eine abgekürzte Dauer fest- 
gesetzt wird, ist im geltenden Recht nicht geregelt. 
Ebenso fehlen Bestimmungen darüber, wie die Er- 
zwingungshaft zu bemessen ist (nach Tagen oder 
Wochen) und ob bei Teilbeträgen eine stufenweise 
Festsetzung bis zur Erschöpfung der Höchstdauer 
möglich ist. Um Zweifelsfragen zu vermeiden, be- 
stimmt der Entwurf in Satz 2 ausdrücklich, daß die 
Erzwingungshaft im Einzelfall „bemessen" wird, daß 
also nicht von selbst in jedem Falle die gesetzliche 
Höchstdauer gilt. Die Erzwingungshaft ist nach Ta- 
gen, also nicht nach Wochen zu bestimmen, um 
nahezulegen, daß sie zurückhaltend und in einer ! 
dem Einzelfalle angemessenen Weise zugemessen | 
wird. Daß für die Bemessung der Grundsatz der Ver- j 
hältnismäßigkeit gilt, erscheint selbstverständlich. | 


Bei einer geringen Geldbuße kann also das Höchst- 
maß von sechs Wochen nicht voll ausgeschöpft wer- 
den. Um auch in diesem Punkte deutlich zu machen, 
daß das Beugemittel im richtigen Maße angesetzt 
Vi^erden soll, bestimmt der Entwurf ausdrücklich, daß 
die Erzwingungshaft „auch unter Berücksichtigung 
des zu zahlenden Betrages der Geldbuße" zu be- 
messen ist. Die Höhe der Geldbuße ist jedoch nur 
ein Bezugspunkt für das Maß der Erzwingungshaft. 
Das ergibt sich aus dem Wort „auch". Von Bedeu- 
tung können namentlich das vorausgegangene Ver- 
halten des Betroffenen sein (z. B. eine besondere 
Hartnäckigkeit) und der Grad seiner Freiheitsemp- 
findlichkeit. Im einzelnen muß diese Frage der 
Rechtsprechung überlassen bleiben. 

Der Entwurf bestimmt ausdrücklich, daß die Er- 
zwingungshaft nachträglich nicht verlängert werden 
kann. Für den Betroffenen soll von vornherein Klar- 
heit bestehen, bis zu Welcher Dauer das Beugemittel 
gegen ihn angewendet werden darf. Das schließt 
allerdings nicht aus, daß die Erzwingungshaft er- 
neut angeordnet werden kann, um die Zahlung eines 
später fällig gewordenen Teilbetrages durchsetzen 
zu können, wenn die Erzwingungshaft insgesamt 
noch im Rahmen der in Absatz 3 bestimmten Höchst- 
dauer bleibt. Zur Wahrung der Interessen des Be- 
troffenen kann es aber geboten sein, die Erzwin- 
gungshaft nachträglich abzukürzen, so z. B. dann, 
wenn er nach der Anordnung eine Teilzahlung ge- 
leistet hat und lediglich noch die Zahlung eines klei- 
nen Restbetrages durchgesetzt werden soll, oder 
auch dann, wenn sich bei der Vollstreckung aus an- 
deren Gründen zeigt, daß das Zwangsmittel voraus- 
sichtlich zum Erfolg führen wird. Der Entwurf sieht 
deshalb diese Möglichkeit ausdrücklich vor. 

Die Dauer der Erzwingungshaft ist begrenzt; sie ist 
unter Berücksichtigung des zu zahlenden Betrages 
zu bemessen. Das Höchstmaß der Erzwingungshaft 
wegen eines bestimmten Betrages ist danach schon 
bei der Anordnung festzusetzen. Zur Behebung mög- 
licher Zweifel bestimmt Satz 3 ausdrücklich, daß die 
Erzwingungshaft wegen desselben Betrages nicht 
wiederholt werden darf. 


Zu § 85 — Vollstreckung der Erzwingungshaft 

Absatz 1 überträgt die Vollstreckung der Erzwin- 
gungshaft dem Gericht. Das ist nicht nur zum Schutze 
des Betroffenen geboten. Die Regelung empfiehlt 
sich auch deswegen, weil im weiteren Verfahrens- 
ablauf nach Anordnung der Erzwingungshaft rich- 
terliche Entscheidungen notwendig sein können. Das 
gilt z. B. für die Aufhebung der Erzwingungshaft 
nach § 84 Abs. 2 Satz 2, die Abkürzung der Erzwin- 
gungshaft nach § 84 Abs. 3 Satz 2 oder die Ausset- 
zung der Vollziehung nach Absatz 3 Satz 2. Wegen 
der Verfahrensregelung zur Vollstreckung der Er- 
zwingungshaft wird eine Ergänzung der Strafvoll- 
streckungsordnung notwendig sein. 

Zahlt der Betroffene den fälligen Betrag der Geld- 
buße, so entfällt die Grundlage für die Anordnung 
der Erzwingungshaft. Sie wäre deshalb aufzuheben. 
Eine solche Bestimmung trifft § 69 Abs. 2 Satz 2 
OWiG. Bis zur richterlichen Entscheidung bliebe 
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dann jedoch die Anordnung der Erzwingungshaft | 
wirksam, so daß der Betroffene bis dahin noch | 
Zwangsmaßnahmen ausgesetzt sein kann. Der Ent- | 
Wurf gibt deshalb der in Absatz 2 vorgesehenen | 
Regelung den Vorzug, daß der Betroffene die Voll- j 
Streckung der Erzwingungshaft jederzeit dadurch ab- 
wenden kann, daß er den zu zahlenden Betrag der 
Geldbuße entrichtet. Diese Vorschrift hat zugleich 
den Vorteil, den Zweck der Erzwingungshaft klar 
hervortreten zu lassen. Eine zusätzliche Vorschrift, 
wonach das Gericht nach Zahlung der Geldbuße die 
Anordnung der Erzwingungshaft aufhebt, erscheint 
entbehrlich, da sich dies von selbst versteht. 

Es wird nicht selten Vorkommen, daß der Betroffene, 
der bis dahin untätig geblieben ist und jede Zah- 
lungsaufforderung unbeachtet gelassen hat, zur Ab- 
wehr der Erzwingungshaft seine Zahlungsunfähig- 
keit beteuern, später jedoch ihm zumutbare Zahlun- 
gen wieder nicht leisten wird. Auf diese Weise | 
könnte er erreichen, daß die Vollstreckung in unan- 
gemessener Weise immer wieder hinausgeschoben 
wird. Absatz 3 Satz 1 will dieser unerwünschten 
Folge Vorbeugen. Durch die verspätete Geltend- ] 
machung der Zahlungsunfähigkeit wird danach die | 
Vollziehung der Erzwingungshaft grundsätzlich nicht ! 
gehemmt. Allerdings wird das Gericht substantiier- j 
ten Angaben nachgehen müssen. Bestätigen sie sich, j 

so wird es nach § 84 Abs. 2 verfahren. Bis dahin ' 

I 

kann es in geeigneten Fällen die Vollziehung aus- ! 
setzen. Das bestimmt der Satz 2. i 

Der Vollzug der Erzwingungshaft nimmt dem Be- I 
troffenen nicht die Möglichkeit, seiner Zahlungs- ! 
Pflicht nachzukommen. Er kann durch Angehörige ; 
oder notfalls durch Bekannte oder Bevollmächtigte i 
für die Zahlung sorgen. Ist er nicht zahlungsfähig, ; 
so kann er dies dartun und, wenn sich seine An- , 
gaben bestätigen, die Aufhebung der Erzwingungs- j 
haft erreichen (vgl. § 84 Abs. 2). j 

Absatz 4 bestimmt, daß das Gericht nach Vollstrek- j 
kung der Erzwingungshaft die Vollstreckung der | 
Geldbuße für erledigt erklären kann. Dabei kann 
es sich allerdings nur um eine Billigkeitsentschei- 
dung zur Vermeidung einer besonderen Härte han- 
deln. Die Erzwingungshaft ist kein ersatzweises 
Übel für die begangene Tat, so daß ihre Vollstrek- 
kung keine „Anrechnung" auf die Geldbuße recht- 
fertigt. Doch ist nicht zu verkennen, daß sie wie 
die Zufügung eines Übels empfunden wird. Der i 
Zweck, der mit der Geldbuße erreicht werden sollte, 
nämlich den Betroffenen künftig zum Wohlverhalten 
zu bestimmen, kann mit der Vollstreckung der Er- 
zwingungshaft gleichsam auf einem Umwege er- 
reicht sein, so daß sich die weitere Vollstreckung 
der Geldbuße erübrigt. 


Zu § 86 — Vollstreckung gegen Jugendliche und 
Heranwachsende 

Wird die gegen einen Jugendlichen (zu diesem Be- 
griff vgl. Absatz 3 der Begründung zu § 7) festge- 
setzte Geldbuße auch nach Ablauf der einwöchigen 
Schonfrist seit dem Tage der Fälligkeit (§ 83) nicht 
gezahlt und auch die Zahlungsunfähigkeit nicht dar- 
getan, so müßte die Vollstreckungsbehörde bei An- 


wendung der allgemeinen Vollstreckungsvorschrif- 
ten entscheiden, ob sie die Geldbuße durch die 
üblichen Vollstreckungsmaßnahmen beitreiben und 
zusätzlich die Anordnung der Erzwingungshaft oder 
nur diese beantragen soll, übliche Vollstreckungs- 
maßnahmen werden nur in Betracht kommen, wenn 
der Jugendliche in einem Arbeitsvorhältnis steht oder 
Vermögen hat. Die Anordnung der Erzwingungshaft 
wird aus Gründen der Erziehung meist nicht ange- 
bracht sein. Der Zweck, der mit der Festsetzung der 
Geldbuße erreicht v/erden soll, wird sich in solchen 
Fällen also vielfach mit Hilfe der allgemeinen Voll- 
streckungsmaßnahmen nicht verwirklichen lassen. 
Hat der Jugendliche seine Zahlungsunfähigkeit dar- 
gelegt, so müßte ihm die Vollstreckungsbehörde 
nach § 81 eine Zahlungserleichterung, also unter 
Umständen eine sehr lange Stundung bewilligen. 
Auch das kann aus Gründen der Erziehung nicht 
angebracht sein. § 86 eröffnet deshalb zusätzlich die 
Möglichkeit, durch Einschaltung des Jugendrichters 
die Sache vollstreckungsrechtlich in jugendgemäßer 
Weise zu erledigen. Insoweit wird auch auf Absatz 2 
der Einleitung der Begründung unter C. III. 15. ver- 
wiesen. 

Absatz 1 Satz 1 setzt voraus, daß die Geldbuße auch 
nach Ablauf der Schonfrist nicht gezahlt ist und daß 
die Bewilligung einer Zahlungserleichterung, die 
Beitreibung der Geldbuße oder die Anordnung der 
Erzwingungshaft nicht möglich oder angebracht er- 
scheint. Ist eine dieser Maßnahmen oder Entschei- 
dungen möglich und angebracht, besteht kein Grund 
für eine besondere Gestaltung des Vollstreckungs- 
verfahrens. Die Voraussetzung „nicht möglich oder 
angebracht" bezieht sich also auf jede der angeführ- 
ten Maßnahmen oder Entscheidungen. Sie sind nur 
deswegen alternativ und nicht kumulativ aufgezählt, 
weil sonst der unrichtige Eindruck entstehen würde, 
daß keine dieser Maßnahmen möglich sein dürfe. 
Das ist nicht gemeint. Die Unmöglichkeit der einen 
Maßnahme kann sich gerade aus der Möglichkeit 
der anderen ergeben. So darf z. B. nicht die Erzwin- 
gungshaft angeordnet werden, wenn die Bewilligung 
von Zahlungserleichterungen möglich ist. Ebenso- 
wenig darf in diesem Falle die Geldbuße beigetrie- 
ben werden. Umgekehrt setzt die Anordnung der 
Erzwingungshaft voraus, daß die Bewilligung einer 
Zahlungserleichterung nicht möglich ist. 

Aus welchen Gründen die Entscheidungen oder Maß- 
nahmen „nicht angebracht erscheinen", ist nicht aus- 
drücklich bestimmt. Schon aus der Sonderregelung 
der Vollstreckung gegen Jugendliche und Heran- 
wachsende folgt, daß die besondere Verfahrensge- 
staltung nur in Betracht kommt, wenn die. Anwen- 
dung der allgemeinen Vorschriften aus Gründen, die 
im Alter des Betroffenen liegen, vor allem also aus 
Gründen der Erziehung nicht angebracht erscheint. 

Die Anordnung hat zum Inhalt, daß der Jugendliche 
„an Stelle" der Geldbuße eine Leistung erbringen 
soll. Es steht ihm jedoch weiterhin frei, die Geld- 
buße zu bezahlen (vgl. Absatz 2). Die Anordnung 
wird aus den angedeuteten Gründen getroffen, um 
dem Jugendlichen die Möglichkeit zu geben, die ihm 
durch die Geldbuße auferlegte Leistungspflicht in 
einer anderen Art zu erfüllen, falls er zur Zahlung 
der Geldbuße nicht in der Lage sein sollte. Die An- 
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Ordnung zielt also nur darauf ab, das Verfahren 
vollstreckungsrechtlich in jugendgemäßer Weise zu 
erledigen. Daraus folgt auch, daß der Richter den 
Schuldspruch selbst nicht nachzuprüfen hat. 

Die Art der Auflagen bestimmt der Entwurf in den 
Nummern 1 bis 4 des Satzes 1. Die Anordnungen 
nach den Nummern 1 und 3, daß der Betroffene einer 
Arbeitsauflage nachkommen oder bei einer Verlet- 
zung von Verkehrsvorschriften an einem Verkehrs- 
unterricht teilnehmen soll, sind auch im jugend- 
richterlichen Verfügungsverfahren wegen einer 
Übertretung vorgesehen (§ 75 JGG). In der Praxis 
werden gerade diese Anordnungen sehr häufig ge- 
troffen, namentlich bei Verkehrsübertretungen. Die 
weiter in § 75 JGG vorgesehenen Anordnungen 
(Geldauflage, Verwarnung) kommen hier nicht in 
Betracht. Stattdessen kann nach den Nummern 2 
und 4 dem Betroffenen auferlegt werden, den Scha- 
den wiedergutzumachen oder sonst eine bestimmte 
Leistung zu erbringen. Die Wiedergutmachung des 
Schadens kann erzieherisch besonders wirkungsvoll 
sein, da der Jugendliche so die Folgen seiner Tat 
am besten erkennen und spüren kann. Eine Wieder- 
gutmachung des Schadens kommt auch bei Ord- 
nungswidrigkeiten in Betracht (z. B. bei Verkehrs- 
ordnungswidrigkeiten, durch die ein Schaden ver- 
ursacht worden ist). Häufig wird jedoch die Wieder- 
gutmachung nur mit Geldmitteln möglich sein, so 
daß diese Anordnung zur Erledigung der Vollstrek- 
kung einer Geldbuße nur selten angebracht sein 
wird. Größere Bedeutung wird dagegen die Anord- 
nung haben, daß der Betroffene sonst eine bestimmte 
Leistung erbringen soll. Die nähere Bestimmung 
wird dem Richter — ähnlich wie nach § 10 JGG — 
überlassen, der so eine dem Einzelfall angemessene 
Regelung treffen kann. Der Entwurf versteht dabei 
den Begriff „Leistung" im weitesten Sinne. In Be- 
tracht kommen z. B. die Anordnungen, Verkehrs- 
regeln zu erlernen, einen Aufsatz über die Bedeu- 
tung bestimmter Verkehrsgebote zu schreiben, ein 
Krankenhaus zu besuchen usw., in geeigneten Fällen 
vielleicht auch, sich bei dem Verletzten zu entschul- 
digen. 

Absatz 1 Satz 2 gibt dem Jugendrichter die Mög- 
lichkeit, die Anordnungen nach Satz 1 nebeneinan- 
der zu treffen und auch nachträglich zu ändern. Der 
Jugendrichter soll aus Gründen der Erziehung ver- 
änderte Umstände berücksichtigen und aus einer 
besseren Erkenntnis der Umstände des Einzelfalles 
entsprechende Folgerungen ziehen können. Eine 
nachträgliche Änderung der Anordnung wird z. B. 
geboten sein, wenn sich herausstellt, daß der Ju- 
gendliche der Anordnung nicht oder nicht in abseh- 
barer Zeit nachkommen kann, oder daß die Befol- 
gung der Anordnung für ihn eine Belastung bedeu- 
ten würde, die außer Verhältnis zu der ursprüng- 
lich begründeten Zahlungspflicht steht. Eine Ände- 
rung der Anordnung kann z. B. auch dann in Be- 
tracht kommen, wenn der Jugendliche durch eine 
freiwillige Leistung (etwa die teilweise Wiedergut- 
machung des Schadens, die ihm nicht besonders auf- 
erlegt ist) gezeigt hat, daß eine mildere Anordnung 
ausreicht. Es würde dem Erziehungsgedanken wider- 
sprechen, wenn solche Umstände nicht berücksichtigt 
werden könnten, die Anordnung also unabänderlich 


wäre. Aus gleichen Erwägungen gestattet auch § 11 
Abs. 1 JGG die nachträgliche Änderung von Wei- 
sungen. Im Gegensatz zu dieser Vorschrift sieht 
Satz 2 jedoch nicht die Möglichkeit vor, nachträglich 
von einer Anordnung zu befreien. Denn die Be- 
folgung der Anordnung wird nicht selbständig, son- 
dern nur hilfsweise für den Fall der Nichtzahlung 
der Geldbuße verlangt. Solange die Zahlungspflicht 
besteht, verschafft die Anordnung dem Jugendlichen 
also eine zusätzliche Möglichkeit, die Geldbuße zu 
tilgen. Sie wäre ihm genommen, wenn das Gericht 
die Anordnung aufheben könnte. Das würde dem 
Grundgedanken widersprechen, die Vollstreckung in 
jugendgemäßer Weise möglichst rasch zum endgül- 
tigen Abschluß zu bringen. Die Anordnung entfällt 
von selbst, wenn die Geldbuße gezahlt, wenn sie 
beigetrieben oder wenn nach § 85 Abs. 4 angeordnet 
wird, daß die Vollstreckung unterbleibt. 

Absatz 2 Satz 1 läßt die Möglichkeit zu, Jugend- 
arrest zu verhängen, wenn der Jugendliche der rich- 
terlichen Anordnung nach Absatz 1 schuldhaft nicht 
nachkommt und auch nicht die Geldbuße zahlt. Die 
Verhängung des Jugendarrestes kann in diesem 
Falle aus erzieherischen Gründen notwendig sein, 
um den Jugendlichen nachhaltig zu beeinflussen, da- 
mit er künftig behördlichen Anordnungen die ent- 
sprechende Beachtung schenkt (vgl. Absatz 2 der 
Einleitung der Begründung unter C. III. 15. am Ende). 
Die Vorschrift lehnt sich an § 11 Abs. 2 und an § 75 
Abs. 3 Satz 1 JGG an, doch ist die Fassung sprach- 
lich vereinfacht. Die nähere Bestimmung über den 
Jugendarrest enthält § 16 JGG. Daraus folgt, daß 
höchstens vier Wochen Dauerarrest verhängt werden 
können. Im jugendrichterlichen Verfügungsverfah- 
ren wegen Übertretungen ist die Höchstdauer des 
Jugendarrestes allerdings auf vierzehn Tage be- 
grenzt (§ 75 Abs. 3 Satz 1 JGG). Zu berücksichtigen 
ist indes, daß bei Ordnungswidrigkeiten in Ausnah- 
mefällen die Geldbuße erheblich höher sein kann als 
die Geldauflage, die im jugendrichterlichen Ver- 
fügungsverfahren wegen einer Übertretung in Be- 
tracht kommt (§ 75 Abs. 1 JGG). Drohte dem Ju- 
gendlichen auch bei einer sehr hohen Geldbuße 
wegen Nichtbefolgung der richterlichen Anordnung 
nach Absatz 1 nur eine verhältnismäßig geringfügige 
Freiheitsentziehung, so könnte ihn dies veranlassen, 
weder die Geldbuße zu zahlen noch die richterliche 
Anordnung zu beachten. 

Die Verhängung des Jugendarrestes nach Absatz 2 
ist eine selbständige Unrechtsfolge dafür, daß der 
Jugendliche richterliche Anordnungen mißachtet. Die 
Vollstreckung des Jugendarrestes läßt deshalb die 
Zahlungspflicht und die Auflagen nach Absatz 1 
grundsätzlich unberührt. Auch im Falle des § 11 
Abs. 1 JGG beseitigt die Vollstreckung des Jugend- 
arrestes nicht den Bestand der Weisung, gegen die 
verstoßen ist. Doch hat das Gericht in diesem Falle 
die Möglichkeit, den Jugendlichen nachträglich von 
der Weisung zu befreien, wenn durch die Vollstrek- 
kung des Jugendarrestes der mit der Weisung beab- 
sichtigte Erfolg erreicht ist oder sich herausstellt, 
daß der Jugendliche erziehungsmäßig durch Wei- 
sungen nicht zu beeinflussen ist. In gleicher Weise 
kann der Zweck, der mit der Geldbuße erstrebt ist, 
durch die Vollstreckung des Jugendarrestes erreicht 
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sein oder sich erweisen, daß die Geldbuße erzie- 
hungsmäßig ein untaugliches Mittel ist. Satz 2 be- 
stimmt deshalb, daß das Gericht die Vollstreckung 
der Geldbuße für erledigt erklären kann, wenn der 
Jugendarrest vollstreckt worden ist. 

Nach Absatz 3 gelten die Vorschriften der Ab- 
sätze 1 und 2 auch für die Vollstreckung der gegen 
einen Heranwachsenden (zu diesem Begriff vgl. Ab- 
satz 3 der Begründung zu § 7) festgesetzten Geld- 
buße. Aus Vereinfachungsgründen soll auch in die- 
sem Falle, abweichend von den in § 105 JGG zum 
Ausdruck kommenden Rechtsgedanken, die Voll- 
streckung besonders gestaltet werden können, ohne 
Rücksicht darauf, ob der Heranwachsende seiner Ent- 
wicklung nach einem Jugendlichen gleichsteht oder 
nicht. Das Gericht kann schon bei der Frage, ob es 
angebracht ist, bei einem Heranwachsenden die 
Geldbuße zu stunden, sie im üblichen Vollstrek- 
kungsverfahren beizutreiben und unter Umständen 
die Erzwingungshaft anzuordnen (vgl. Absatz 1), die 
Entwicklung des Heranwachsenden berücksichtigen, 
ohne in seiner Entschließung durch starre Regelun- 
gen eingeengt zu sein. Wegen der weniger weit- 
reichenden Folgen, die sich aus der abweichenden 
Gestaltung des Vollstreckungsverfahrens ergeben, I 
ist eine nähere Bestimmung, in welchen Fällen bei 
Heranwachsenden die Vorschriften der Absätze 1 
und 2 anzuwenden sind, entbehrlich. 

I 

Zu § 87 — Vollstreckung gegen juristische Personen j 
und Personenvereinigungen | 

Die Vorschriften über die Vollstreckung der Buß- 
geldentscheidungen (§§ 78 ff.) gelten nach Wortlaut 
und Sinn auch dann, wenn sich die Bußgeldentschei- 
dung gegen eine juristische Person oder Personen- 
vereinigung richtet. Denn auch die Festsetzung der 
Geldbuße gegen eine juristische Person oder Perso- 
nenvereinigung ergeht als Bußgeldentscheidung. Da- 
bei kommt es nicht darauf an, ob sie im Strafver- 
fahren oder im Bußgeldverfahren getroffen ist (vgl. 
die Vorbemerkungen zu diesem Abschnitt). 

Bei wörtlicher Auslegung könnte es dagegen zwei- 
felhaft sein, ob in diesen Fällen auch die Vorschrif- 
ten der §§ 81 bis 85 über die Verrechnung von Teil- 
beträgen, über Zahlungserleichterungen und über 
die Erzwingungshaft gelten. In diesen Vorschriften 
ist nur von dem „Betroffenen" die Rede. Die juristi- 
sche Person ist jedoch lediglich Nebenbeteiligte 
(§ 77). Als solche hat sie zwar die Rechte eines Be- 
troffenen, jedoch nicht dessen Rechtsstellung. Bei den 
Vorschriften über die Erzwingungshaft könnten so- 
gar sachliche Gründe dafür angeführt werden, daß 
sie bei juristischen Personen und Personenvereini- 
gungen nicht angebracht sei. Der Entwurf hält des- 
halb eine ausdrückliche Vorschrift für notwendig, 
die diese Zweifelsfragen ausräumt. 

Der Sache nach ist die entsprechende Anwendung 
der genannten Vorschriften auch für die Vollstrek- 
kung der Geldbuße gegen juristische Personen und 
Personenvereinigungen angemessen. Die Vorschrif- | 
ten der §§ 81 bis 83 über Zahlungserleichterungen, I 
über die Verrechnung von Teilbeträgen und die Bei- j 
treibung der Geldbuße erst nach Ablauf einer Schon- i 


frist dienen dem Schutze des Betroffenen. Die juri- 
stische Person wäre schlechter gestellt als die natür- 
liche Person, wenn diese Vorschriften nicht auch zu 
ihren Gunsten gelten würden. Andererseits wäre die 
juristische Person besser gestellt als die natürliche 
Person, wenn die Geldbuße gegen sie nicht mit dem 
Beugemittel der Erzwingungshaft beigetrieben wer- 
den könnte. Aus dem Wesen der Geldbuße, die 
gegen die juristische Person festgesetzt wird, kann 
sich eine so unterschiedliche Behandlung nicht er- 
geben. Natürlich kann die Erzwingungshaft nicht 
gegen die juristische Person selbst festgesetzt und 
gegen sie vollstreckt werden. Die Pflicht dafür, die 
Geldbuße aus dem Vermögen der juristischen Per- 
son zu bezahlen oder aber deren Zahlungsunfähig- 
keit darzulegen, obliegt anstelle der juristischen 
Person deren vertretungsberechtigten Organen. Ge- 
gen sie wird sich deshalb auch die Erzwingungshaft 
richten, wenn die Geldbuße nicht bezahlt wird. In 
gleicher Weise kann auch gegen die vertretungs- 
berechtigten Organe einer juristischen Person ein 
Haftbefehl zur Erzwingung des Offenbarungseides 
hinsichtlich des Vermögens der juristischen Person 
erlassen oder im Verwaltungszwangsverfahren Er- 
zwingungshaft zur Durchsetzung einer Pflicht ange- 
ordnet werden, die der juristischen Person obliegt. 
Eine ausdrückliche Vorschrift, daß sich die Erzwin- 
gungshaft gegen die vertretungsberechtigten Organe 
der juristischen Person richtet, erscheint nicht erfor- 
derlich. Sie fehlt auch in entsprechenden Verfah- 
rensv^orschriften anderer Gesetze. 


Zu § 88 — Nachträgliche Entscheidung über die Ein- 
ziehung 

Im Vollstreckungsverfahren können wegen der Ein- 
ziehung von Gegenständen nachträgliche Entschei- 
dungen notwendig werden, so wenn die Einziehung 
in der Bußgeldentscheidung nach § 18 Abs. 1 i. V. m. 
§ 40 b Abs. 2 StGB ‘) Vorbehalten und eine weniger 
einschneidende Maßnahme angeordnet ist oder 
wenn sich herausstellt, daß die Anordnung der Ein- 
ziehung nicht ausgeführt werden kann, weil der Ge- 
genstand nicht mehr vorhanden ist. § 88 bestimmt 
für diese Fälle, welche Stelle für die Entscheidung 
zuständig sein soll. Dabei wird zwischen den Buß- 
geldbescheiden der Verwaltungsbehörde (§ 79) und 
den Bußgeldentscheidungen des Gerichts (§ 80) 
unterschieden. Im ersten Falle soll die Vollstrek- 
kungsbehörde zuständig sein, in der Regel also die 
Verwaltungsbehörde, die den Bußgeldbescheid er- 
lassen hat, im zweiten Falle stets das Gericht. Das 
erscheint sachgemäß. 


Zu § 89 — Vollstreckung in den Nachlaß 

Satz 1 entspricht § 68 Abs. 4 OWiG. Die Fassung 
ist in sprachlicher Hinsicht geringfügig geändert. 
Eine entsprechende Regelung für Geldstrafen enthält 
§ 30 StGB. Der Entwurf 1962 befaßt sich mit der 
Frage nicht, weil deren Regelung dem künftigen 
Vollstreckungsgesetz Vorbehalten werden soll. 


0 i. d. F. des Artikels 1 Nr. 2 des EGOWiG-Entwurfs 
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Satz 2 ermöglicht es, von der Vollstreckung in den | 
Nachlaß ganz oder auch teilweise abzusehen. Das 
wird namentlich dann in Betracht kommen, wenn j 
die Geldbuße nicht oder nur teilweise der Gewinn- 
abschöpfung dient (vgl. § 11 Abs. 4), sondern den 
Betroffenen persönlich treffen soll, um ihm ein Übel 
für sein ordnungswidriges Verhalten aufzuerlegen 
und ihn zu veranlassen, künftig die gesetzlidie Ord- 
nung zu beachten. Dieser Zweck kann mit der Voll- 
streckung in den Nachlaß nicht erreicht werden, so 
daß die Möglichkeit bestehen muß, von der Voll- 
streckung ganz oder teilweise abzusehen. 


Zu § 90 — Nachträgliches Strafverfahren 

Die Vorschrift ist im Zusammenhang mit § 75 zu 
verstehen. Wird nach Rechtskraft des Bußgeldbe- 
scheides die öffentliche Klage erhoben, so stellt § 75 
Abs. 1 den Bestand des Bußgeldbcscheides in Frage. 
Deshalb ist die Aussetzung der Vollstreckung an- 
gezeigt. Sie soll jedoch nicht ohne weiteres mit der 
Erhebung der öffentlichen Klage eintreten, weil die 
Vollstreckungsbehörde hiervon unter Umständen 
keine Kenntnis erhält. Absatz 1 bestimmt deshalb, 
daß die Vollstreckungsbehörde die Vollstreckung 
aussetzen soll. Der Betroffene, dem die Anklage zu- | 
gestellt wird, kann auf den Erlaß einer solchen An- 
ordnung hinwirken. Eine dem § 90 Abs. 1 vergleich- j 
bare Vorschrift enthält § 360 Abs. 2 StPO für das ; 
Wiederaufnahmeverfahren. Dort wird die Ausset- i 
zung allerdings in das Ermessen des Gerichts ge- | 
stellt. Im Falle des Absatzes 1 empfiehlt sich da- 
gegen eine „Sollvorschrift", weil die Erhebung der 
öffentlichen Klage den Bestand des Bußgeldbeschei- 
des in stärkerem Maße gefährdet als der Antrag 
auf Wiederaufnahme. Denn mit der Erhebung der 
öffentlichen Klage wird bereits der hinreichende 
Verdacht einer Straftat bejaht. 

Zur Begründung dafür, daß die Vorschrift nur für 
Bußgeldbeschoide, also nicht für Bußgeldentschei- 
dungen gilt, wird auf Absatz 1 der Begründung zu 
§ 75 verwiesen. Aus Absatz 2 der Begründung zu 
§ 75 folgt auch, warum nicht schon die Erhebung der 
öffentlichen Klage wegen derselben „Tat", sondern 
nur wegen derselben „Handlung" die Vollstreckung 
hindern soll und warum die Fassung „insoweit" 
gewählt ist. Die Anordnung nach Absatz 1 hat zum 
Inhalt, daß die Vollstreckung „ausgesetzt" wird. Der 
Begriff „aussetzen" umfaßt sowohl den „Aufschub" 
einer noch nicht begonnenen als auch die „Unter- 
brechung" oder „Einstellung" einer schon begonne- 
nen Vollstreckung. 

Nach Absatz 2 kann das Gericht die Entscheidungen 
nach § 75 Abs. 1 und 2 über die Beseitigung des 
Bußgeldbescheides und die Anrechnung der Rechts- 
nachteile noch nachträglich treffen, wenn diese Ent- 
scheidungen im Strafverfahren unterblieben sind. 
Ohne eine solche Möglichkeit könnte der Bußgeld- 
bescheid nur im Wiederaufnahmeverfahren, also 
unter Umständen nur unter einengenden Voraus- 
setzungen, beseitigt werden. Diese Lösung wäre 
nicht sachgerecht und auch nicht prozeßwirtschaftlich. 
Die Vorschrift des Absatzes 2 ist in den Abschnitt 
über die Vollstreckung eingestellt, weil die in Be- 


tracht kommenden Entscheidungen nicht im Erkennt- 
nisverfahren getroffen werden, sondern erst nach- 
träglich. Auch die Strafprozeßordnung enthält im 
Abschnitt „Strafvollstreckung" vergleichbare Rege- 
lungen (vgl. §§ 459, 460). 

Zu § 91 — Gerichtliche Entscheidung 

Die Vorschrift ist dem § 458 StPO nachgebildet, doch 
ist sie vereinfacht. Nicht berücksichtigt ist der Fall, 
daß die Vollstreckungsbehörde Zweifel über die 
Auslegung der Bußgeldentscheidung hat. Denn die 
Stelle, welche die Bußgeldentscheidung getroffen 
hat, ist in der Regel zugleich Vollstreckungsbehörde 
(vgl. §§ 79, 80 und die Begründung hierzu). Soweit 
dies ganz ausnahmsweise nicht der Fall sein sollte, 
dürfte es sich von selbst verstehen, daß sich die 
Vollstreckungsbehörde an die erkennende Stelle 
wenden kann, wenn Zweifel über die Auslegung der 
Bußgeldentscheidung auftreten. Wird die Zulässig- 
keit der Vollstreckung von demjenigen, gegen den 
sie sich richtet, in Zweifel gezogen, weil die Buß- 
goldentscheidung anders auszulegen sei, so ist die 
Vorschrift anzuwenden. Es würden dann „Einwen- 
dungen" gegen die Zulässigkeit der Vollstreckung 
geltend gemacht, über sie soll das Gericht ent- 
scheiden. 

Das Gericht soll ferner zur Entscheidung zuständig 
sein, wenn gegen die Anordnungen der Vollstrek- 
kungsbehörde über Zahlungserleichterungen nach 
§ 81, über die Einziehung nach § 88 oder über die 
Aussetzung der Vollstreckung nach § 90 Abs. 1 Ein- 
wendungen erhoben worden. Eine gerichtliche Ent- 
scheidung ist dann sachlich geboten. Soweit die Voll- 
streckung durch Organe der Strafrechtspflege durch- 
geführt wird, ist diese Regelung auch aus prakti- 
schen Gründen erwünscht. Andernfalls müßte zu- 
nächst der Genoralstaatsanwalt über diese Einwen- 
dungen entscheiden (vgl. § 21 Buchstabe a) der Straf- 
vollstreckungsordnung) . 

Aus der in Satz 2 bestimmten entsprechenden An- 
wendung des § 458 Abs. 3 Satz 1 StPO folgt, daß die 
Anrufung des Gerichts die Vollstreckung nicht hin- 
dert, das Gericht jedoch die Vollstreckung aussetzen 
kann. 

Zu § 92 — Verfahren bei gerichtlicher Entscheidung 

Im Vollstreckungsverfahren kann in vier Fällen 
eine gerichtliche Entscheidung notwendig werden: Bei 
der Anordnung und der Vollstreckung der Erzwin- 
gungshaft (§§ 84, 85), bei der Vollstreckung gegen 
Jugendliche oder Heranwachsende (§ 86), im Falle 
einer nachträglichen Entscheidung über die Einzie- 
hung bei einer vorausgegangenen gerichtlichen Buß- 
geldentscheidung, bei einem nach Rechtskraft des 
Bußgeldbescheides ergangenen strafrechtlichen Er- 
kenntnis (§ 90 Abs. 2) und schließlich bei Einwen- 
dungen gegen die Zulässigkeit der Vollstreckung 
oder gegen Anordnungen der Vollstreckungsbehörde 
(§ 91). § 92 regelt für alle diese Fälle, welches Ge- 
richt zur Entscheidung berufen ist und wie das Ver- 
fahren sonst gestaltet wird. Die Vorschrift ist dem 
§ 462 StPO nachgebildet. 
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Absatz 1 enthält in den Nummern 1 und 2 die grund- 
sätzliche Zuständigkeitsregelung. Sie unterscheidet, 
ob ein Bußgeldbescheid der Verwaltungsbehörde 
oder eine gerichtliche Bußgeldentscheidung zu voll- 
strecken ist. Für den ersten Fall wird in der Num- 
mer 1 die Zuständigkeit des Amtsrichters bestimmt, 1 
der bei Einspruch gegen den Bußgeldbescheid zur 
Entscheidung berufen gewesen wäre. Damit wird 
auch im Vollstreckungsverfahren eine gewisse Kon- 
zentration erreicht, die im Interesse einer gleich- 
mäßigen Rechtsprechung auch in Vollstreckungs- 
fragen geboten erscheint. Aus § 80 folgt, daß bei der 
Vollstreckung gegen Jugendliche der Amtsrichter als 
Jugendrichter entscheidet, und zwar bei vorausge- 
gangenen Bußgeldbescheiden der Verwaltungsbe- 
hörde grundsätzlich der Jugendrichter des Amts- 
gerichts, dem die vormundschaftsrichterlichen Er- 
ziehungsaufgaben obliegen (§ 84 Abs. 2 JGG). Der 
besonderen Zuständigkeitsregelung des Jugendge- 
richtsgesetzes gebührt also der Vorrang. 

Nummer 2 bestimmt, daß bei der Vollstreckung 
einer gerichtlichen Bußgeldentscheidung das Gericht 
des ersten Rechtszuges für die richterlichen Entschei- 
dungen zuständig ist. Dies entspricht § 462 Abs. 1 
StPO. Soweit hiernach der Amtsrichter als Einzel- 
richter des ersten Rechtszuges zuständig ist, hat die 
Vorschrift allerdings nur geringe Bedeutung. Schon 
aus § 84 Abs. 1 und aus § 86 Abs. 1 läßt sich entneh- 
men, daß der Amtsrichter, da ihm als Einzelrichter 
des ersten Rechtszuges die Vollstreckung übertragen 
ist (§ 5 der Strafvollstreckungsordnung), für die An- 
ordnung der Erzwingungshaft und der Jugendrichter 
für die richterlichen Anordnungen bei der Voll- | 
Streckung gegen Jugendliche zuständig ist. Die Vor- 
schrift der Nummer 2 bestätigt dies also nur. Rich- 
terliche Entscheidungen nach § 91 entzieht der Ab- 
satz 2 dem Amtsrichter des ersten Rechtszuges. Für 
richterliche Entscheidungen nach § 90 Abs. 2 ist in 
Nummer 3 eine Sonderregelung getroffen. Die Num- 
mer 2 hat danach vor allem Bedeutung, wenn im 
ersten Rechtszug nicht der Amtsrichter als Einzel- 
richter entschieden hat, sondern das Schöffengericht 
oder die Strafkammer des Landgerichts. Eine ein- 
engendere Regelung empfiehlt sich jedoch nicht, 
weil die Vorschrift sonst nur schwer verständlich 
wäre. 

Nummer 3 behandelt den Sonderfall, daß zunächst 
ein Bußgeldbescheid der Verwaltungsbehörde oder 
des Gerichts erlassen ist und später wegen der Tat 
ein Strafverfahren eingcleitet, aber eine Entschei- 
dung nach § 75 Abs. 1 und 2 unterblieben ist. Bei 
der grundsätzlichen Regelung der Nummern 1 und 2 
wäre in diesem Ealle der nach § 57 zuständige Amts- 
richter zur Entscheidung berufen, wenn ein Bußgeld- 
beschoid der Verwaltungsbehörde zu vollstrecken 
ist (Nummer 1). Bei einer gerichtlichen Bußgeldent- 
scheidung könnte der Richter zuständig sein, der den 
Bußgeldbescheid erlassen hat (Nummer 2). Beides 
wäre nicht sachgerecht. Denn in einem solchen Falle 
soll nicht das Bußgelderkenntnis, sondern das Straf- 
erkenntnis ergänzt werden. Deshalb bestimmt der 
Entwurf die Zuständigkeit des Gerichts, das im Straf- 
verfahren im ersten Rechtszug entschieden hat. Daß 
das Strafgericht für die Entscheidung zuständig sein | 
soll, könnte zwar schon aus § 90 Abs. 2 folgen. Doch i 


bliebe dann offen, ob das Rechtsmittelgericht, wenn 
es die Verurteilung ansgesprochen hat, auch zur 
nachträglichen Entscheidung berufen wäre oder 
aber das Gericht des ersten Rechtszuges. 

I Soweit dem Amtsrichter nach § 451 Abs. 3 StPO die 
Vollstreckung übertragen ist, müßte er in den Fällen 
des § 91 über Einwendungen gegen seine eigenen 
Anordnungen richterlich entscheiden. Die Zulässig- 
keit eines solchen Verfahrens läßt sich mit dem 
Wesen der richterlichen Entscheidung schwerlich 
vereinbaren. In der Rechtsprechung und Rechtslehre 
wird mit beachtlichen Gründen die Auffassung ver- 
treten, daß der Amtsrichter in einem solchen Falle 
kraft Gesetzes ausgeschlossen sei, da die Tätigkeit 
als Vollstreckungsbehörde der eines Staatsanwalts 
gleichstehe (§ 22 Nr. 4 StPO). Der Entwurf hält eine 
ausdrückliche Zuständigkeitsregelung schon wegen 
der großen praktischen Bedeutung dieser Frage für 
geboten. Absatz 2 bestimmt deshalb, daß in solchen 
Fällen die Strafkammer des Landgerichts über die 
Einwendungen nach § 91 zu entscheiden hat. Diese 
Entscheidung ist nach Absatz 4 Satz 2 unanfechtbar. 
Auf diese Weise wird einmal vermieden, daß ein 
anderer (unter Umständen weit weniger erfahrener) 
Amtsrichter über die Anordnung des ausgeschlosse- 
nen Amtsrichters entscheidet. Zum anderen wird 
auch verhindert, daß anschließend noch ein Be- 
schwerdeverfahren möglich ist, weil dadurch das 
Verfahren verzögert und erschwert werden könnte. 
Außerdem steht die Entscheidung des Landgerichts 
praktisch der Entscheidung in einem Beschwerdever- 
fahren gleich. 

Die Verfahrensregelung des Absatzes 3 entspricht 
sachlich der des § 462 Abs. 1 („ohne mündliche Ver- 
handlung") und Abs. 2 StPO. Als Beteiligter kommt 
außer dem Betroffenen die Vollstreckungsbehörde 
in Betracht. 

Gegen die gerichtlichen Entscheidungen läßt Ab- 
satz 4 Satz 1 die sofortige Beschwerde nur in bedeu- 
tenderen Fällen zu, weil in Bagatellsachen selbst die 
Entscheidung in der Hauptsache grundsätzlich nicht 
anfechtbar ist (vgl. §§ 61, 68 Abs. 1 Nr. 1, 2). Zu den 
im einzelnen aufgeführten Entscheidungen, gegen 
die sofortige Beschwerde zulässig ist, rechnet der 
Entwurf nicht die richterliche Anordnung nach § 86 
Abs. 1 bei der Vollstreckung gegen einen Jugend- 
lichen oder Heranwachsenden. Diese Anordnung be- 
günstigt den Jugendlichen zugleich, da sie ihm die 
Möglichkeit gibt, die Geldbuße in einer anderen 
Weise zu tilgen. Es bleibt ihm unbenommen, statt 
die Anordnung zu befolgen, die Geldbuße zu zahlen. 
Die Anordnung bedeutet danach für den Jugend- 
lichen jedenfalls keinen so bedeutenden Eingriff, 
daß die Möglichkeit der Anfechtung gegeben sein 
müßte. Zudem ist zu berücksichtigen, daß in Jugend- 
sachen das Verfahren aus Gründen der Erziehung 
möglichst rasch zum Abschluß gebracht werden 
sollte. Aus diesem Grunde ist auch in § 55 Abs. 1 
JGG die jugendrichterliche Entscheidung, in der 
lediglich Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmittel an- 
geordnet sind, weitgehend der Anfechtung entzogen. 
Erscheint die Anordnung unangebracht, so z. B. weil 

I der Jugendliche sie aus bestimmten Gründen nicht 

! befolgen kann, so besteht die Möglichkeit, durch Ge- 
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genvorstellungen auf eine Änderung der Anordnung 
hinzuwirken (§ 86 Abs. 1 Satz 2). Dadurch sind die 
Interessen des Jugendlichen hinreichend gewahrt. 

ZEHNTER ABSCHNITT 
Kosten 

Zu § 93 — Kostenentscheidung 

Absatz 1, der sachlich § 70 Abs. 1 OWiG entspricht, 
bestimmt ausdrücklich, daß die Kostenvorschriften 
der Strafprozeßordnung und des Jugendgerichtsge- 
setzes für das Verfahren der Verwaltungsbehörde 
sinngemäß gelten. Dies erscheint notwendig, weil 
die Entscheidung der Verwaltungsbehörde der rich- 
terlichen Entscheidung nicht gleichgestellt ist. Der 
Verwaltungsbehörde ist bei sinngemäßer Anwen- 
dung der Vorschriften der Strafprozeßordnung nur 
die Stellung der Staatsanwaltschaft eingeräumt (§ 37 
Abs. 2). Absatz 1 verweist auch auf die Kostenvor- 
schriften des Jugendgerichtsgesetzes, weil danach 
im Verfahren gegen Jugendliche und Heranwach- 
sende davon abgesehen worden kann, dem Betroffe- 
nen Kosten aufzuerlegen (§§ 74, 109 Abs. 2 JGG). 

Der Entwurf wählt die Fassung, daß die Kostenvor- 
schriften „auch" im Verfahren der Verwaltungsbe- 
hörde gelten, weil dadurch zugleich klargestellt 
wird, daß im gerichtlichen Verfahren die Kosten- 
vorschriften selbstverständlich anzuwenden sind. 
Das folgt schon aus der sinngemäßen Anwendung 
der Strafprozeßordnung. Wesentliche Schwierigkei- 
ten werden sich dabei nicht ergeben. 

Im „reinen" Bußgeldverfahren werden die gleichen 
Regeln zu gelten haben wie im Strafbefehlsverfah- 
ren. Da der Bußgeldbescheid der Verwaltungsbe- 
hörde künftig nur eine summarische Erledigung der 
Sache in einem Vorschaltverfahren darstellt, ist es 
selbstverständlich, daß im Einspruchverfahren unter 
den Voraussetzungen des § 467 Abs. 2 StPO die dem 
Betroffenen entstandenen notwendigen Auslagen der 
Staatskasse, also dem Justizfiskus und nicht etwa 
der Kasse der Verwaltungsbehörde, auferlegt wer- 
den. Die von der Rechtsprechung zur geltenden Ver- 
fahrensordnung gewünschte Klarstellung erübrigt 
sich damit. Im Verfahren nach erhobener öffent- 
licher Klage werden auch hinsichtlich der Bußgeld- 
entscheidung kostenrechtlich die allgemeinen Grund- 
sätze gelten. 

Im Bußgeldverfahren der Verwaltungsbehörde wird 
eine Kostenentscheidung in der Regel nur bei Erlaß 
des Bußgeldbescheides in Betracht kommen, und 
zwar zuungunsten des Betroffenen, evtl, aber auch 
zuungunsten eines Nebenteiligten, so wenn dieser 
durch unbegründete Einwendungen besondere Aus- 
lagen verursacht hat (vgl. § 472 b StPO i). Die auf 
der Grundlage des geltenden Rechts in der Recht- 
sprechung und im Schrifttum unterschiedlich beant- 
wortete Streitfrage, ob auch bei der Einstellung des 
Bußgeldverfahrens die dem Betroffenen erwachse- 
nen notwendigen Auslagen in entsprechender An- 
wendung des § 467 Abs. 2 StPO der Kasse der Ver- 
waltungsbehörde aufzuerlegen sind, wird mit der 

1) i. d. F. des Artikels 2 Nr. 18 des EGOWiG-Entwurfs 


Neuordnung des Verfahrens gegenstandslos. Denn 
die Einstellung des Bußgeldverfahrens durch die 
Verwaltungsbehörde steht künftig der Einstellung 
des Strafverfahrens durch die Staatsanwaltschaft 
gleich, da die Verwaltungsbehörde bei sinngemäßer 
Anwendung der Strafprozeßordnung die Stellung 
der Staatsanwaltschaft hat, allerdings mit der Be- 
fugnis, die Sache in einem summarischen Verfahren 
durch Erlaß eines Bußgeldbescheides zu erledigen. 
Die Einstellung des Bußgeldverfahrens durch die 
Verwaltungsbehörde kann daher nur ausnahms- 
weise eine Kostenentscheidung zugunsten des Be- 
troffenen oder eines Nebenbeteiligten auslösen, 
nämlich dann, wenn die Verwaltungsbehörde nach 
Einspruch den Bußgeldbescheid zurücknimmt. Diesen 
Fall regelt Absatz 2 ausdrücklich. 

Der Absatz 3 enthält eine ergänzende Regelung für 
das gerichtliche Verfahren. Das Verfahren vor der 
Verwaltungsbehörde und das gerichtliche Verfahren 
können kostenrechtlich dann nicht als ein einheit- 
liches Verfahren behandelt werden, wenn der Be- 
troffene den Bußgeldbescheid zurücknimmt oder 
wenn sein Einspruch vom Gericht verworfen wird. 
Denn in diesem Falle bleibt es beim Bußgeldbe- 
scheid der Verwaltungsbehörde. Die in diesem Be- 
scheid getroffene Kostenentscheidung kann sich aber 
nur auf die Kosten des Verfahrens vor der Verwal- 
tungsbehörde erstrecken. In dem gerichtlichen Ver- 
fahren kann jedoch eine Gebühr entstehen, wenn 
der Betroffene den Einspruch erst nach Durchführung 
der Beweisaufnahme zurücknimmt (§ 66) oder wenn 
sein Einspruch in der Hauptverhandlung durch Ur- 
teil verworfen wird (vgl, § 88 Abs. 3 GKG ‘). 
Außerdem können durch eine bis dahin durchge- 
führte Beweisaufnahme Auslagen entstanden sein. 
Gebühren und Auslagen können von dem Betroffe- 
nen aber nur erhoben werden, wenn er nach den 
materiell-rechtlichen Kostenvorschriften Kosten- 
schuldner ist. Dies bestimmt der Absatz 3 

Zu § 94 — Gebühren und Auslagen im Verfahren der 
Verwaltungsbehörde 

Die Vorschrift gilt nur für die Gebühren und Aus- 
lagen im Verfahren der Verwaltungsbehörde. Im ge- 
richtlichen Bußgeldverfahren richten sich die Gebüh- 
ren und Auslagen nach dem Gerichtskostengesetz 
(vgl. Artikel 138 Nr. 6 der EGOWiG-Entwurfs). Dies 
ausdrücklich klarzustellen (so jetzt § 72 OWiG), hält 
der Entwurf für überflüssig. 

Der Entwurf übernimmt im wesentlichen die gel- 
tende Regelung über Gebühren und Auslagen (§ 71 
OWiG). Doch ist die Vorschrift stäiker an die ent- 
sprechenden Vorschriften des Gerichtskostengeset- 
zes angepaßt, weil die Gebühren und Auslagen im 
Verfahren vor der Verwaltungsbehörde ebenso be- 
messen werden sollen wie im gerichtlichen Verfah- 
ren, das mit einem Bußgeldbescheid endet. 

Absatz 1 bestimmt in Anlehnung an § 67 Abs. 1 
GKG, daß sich die Gebühr nach der festgesetzten 
Geldbuße bemißt. Abweichend von dieser Vorschrift 
wird jedoch nicht vorausgesetzt, daß die Geldbuße 
rechtskräftig festgesetzt ist. Eine solche einschrän- 

i. d. F. des Artikels 138 Nr. 6 des EGOWiG-Entwurfs 
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kende Voraussetzung ist in § 67 Abs. 1 GKG not- 
wendig, weil im gerichtlichen Verfahren mehrere 
Rechtszüge vorgesehen sind und danach zweifelhaft 
sein könnte, ob die im jeweiligen Rechtszug .ausge- 
sprochene Strafe oder die endgültige, also rechts- 
kräftig erkannte Strafe für alle Rechtszüge maß- 
gebend sein soll. Im Bußgeldverfahren der Verwal- 
tungsbehörde gibt es jedoch nur einen „Rechtszug". 
Für die Einziehung von Gegenständen und die Ab- 
führung des Mehrerlöses sollen künftig keine Ge- 
bühren erhoben werden. Der Entwurf des Einfüh- 
rungsgesetzes sieht auch im gerichtlichen Verfahren 
für die Anordnung solcher Nebenfolgen keine Ge- 
bühren vor, sondern nur für das Rechtsmittel, das 
sich gegen die Anordnung richtet. Das gleiche gilt 
für die Festsetzung einer Geldbuße gegen eine juri- 
stische Person oder Personenvereinigung. Die dafür 
maßgebenden Erwägungen sind in der Begründung 
zu § 83 des Gerichtskostengesetzes dargelegt (vgl. 
Artikel 138 Nr. 1 bis 3 des EGOWiG-Entwurfs). 

Absatz 2 ist § 70 Abs. 1 GKG nachgebildet. Doch ist 
berücksichtigt, daß die dort angegebenen Gebühren 
im Strafbefehls- und Strafverfügungsverfahren nur 
zur Hälfte erhoben werden {§ 71 GKG). Die Gebüh- 
rensätze des Entwurfs weichen von denen des gel- 
tenden Rechts {§ 71 Abs. 1 OWiG) nur geringfügig 
ab. Eine dem § 70 Abs. 1 und § 71 Abs. 1 GKG ent- 
sprechende Bestimmung, wonach die Gebühr den 
Betrag der Geldbuße nicht übersteigen darf, erübrigt 
sich. Der Mindestbetrag der Geldbuße beträgt in 
allen Fällen fünf Deutsche Mark (vgl. § 11 Abs. 1). 

Die Vorschrift des Absatzes 3 über Auslagen ent- 
spricht sachlich in etwa dem § 71 Abs. 3 OWiG. Sie 
ist an die neuere Vorschrift des § 92 GKG angepaßt. 

Zu § 95 — Rechtsbehelf und Vollstreckung im Ver- 
fahren der Verwaltungsbehörde 

Auch diese Vorschrift gilt nur im Verfahren der 
Verwaltungsbehörde. Auf das gerichtliche Verfahren 
sind die Vorschriften der Strafprozeßordnung, des 
Gerichtskostengesetzes und der Anordnung über 
die Einforderung und Beitreibung von Vermögens- 
strafen und Verfahrenskosten anzuwenden. 

Als Rechtsbehelf gegen die selbständige Kostenent- 
scheidung, die Festsetzung der einem Beteiligten zu 
erstattenden Auslagen und den Ansatz der Gebüh- 
ren und Auslagen sieht Absatz 1 den Antrag auf ge- 
richtliche Entscheidung nach § 50 vor. Dieser Rechts- 
behelf wird gegen die Kostenentscheidung nur inso- 
weit vorgesehen, als sie „selbständig" getroffen ist. 
Das wird nur ausnahmsweise in Betracht kommen, 
so z. B. wenn die Verwaltungsbehörde nach Ein- 
spruch den Bußgeldbescheid zurücknimmt (vgl. § 93 
Abs. 2). In der Regel wird die Verwaltungsbehörde 
die Kostenentscheidung im Bußgeldbescheid als Teil 
der Bußgeldentscheidung treffen (vgl. § 464 Abs. 1 
StPO i. V. m. § 93 Abs. 1 des Entwurfs). Es handelt 
sich dann um eine „unselbständige" Kostenentschei- 
dung, deren Anfechtbarkeit sich nach der Sachent- 
scheidung richtet. 

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung wird wei- 
terhin gegen die Festsetzung der einem Beteiligten 
zu erstattenden Auslagen zugelassen. Die Festset- 


zung solcher Auslagen kann in Betracht kommen, 
wenn die Verwaltungsbehörde nach Einspruch den 
Bußgeldbescheid zurücknimmt und die dem Betrof- 
fenen oder einem Nebenbeteiligten entstandenen 
notwendigen Auslagen aus ihrer Kasse zu erstatten 
sind (vgl. § 93 Abs. 2). Aus der Anfechtungsmöglich- 
keit folgt mittelbar, daß die Festsetzung der Auslagen 
in Abwendung von § 464 Abs. 2 Satz 1 StPO durch 
die Verwaltungsbehörde, also nicht den Urkundsbe- 
amten der Geschäftsstelle vorgenommen wird. Be- 
sondere Vorschriften über das Festsetzungsverfahren 
(§ 464 Abs. 2 Satz 2 StPO) erübrigen sich. Sie wären 
nur dann zweckmäßig, wenn die Auslagen eines Be- 
teiligten nicht von der Kasse der Verwaltungsbe- 
hörde, sondern von einem anderen Beteiligten zu 
erstatten wären, weil dann ein vereinfachtes Ko- 
stenfestsetzungsverfahren über die Höhe der zu er- 
stattenden Auslagen einen besondenen Rechtsstreit 
hierüber erübrigen könnte. Der Fall, daß ein Betei- 
ligter einem anderen Beteiligten dessen Auslagen zu 
erstatten hat, wird jedoch in dem Bußgeldverfahren 
der Verwaltungsbehörde praktisch nicht Vorkom- 
men. 

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung wird in 
Absatz 1 schließlich auch für den Ansatz der Ge- 
bühren und Auslagen der Verwaltungsbehörde vor- 
gesehen. Es handelt sich hier um eine selbständige 
kostenrechtliche Entscheidung, selbst wenn die Ko- 
stenrechnung, ähnlich wie beim Strafbefehl oder der 
I gerichtlichen Strafverfügung, auf den Bußgeldbe- 
1 scheid gesetzt wird, was sich namentlich bei massen- 
haft vorkommenden Verfahren empfehlen dürfte. 
Deshalb ist ein besonderer Rechtsbehelf vorzusehen 
(vgl. auch § 4 GKG). 

Eine ausdrückliche Bestimmung über die Vollstrek- 
kung der Kosten des Bußgeldverfahrens erscheint 
selbst für den Fall notwendig, daß diese bereits im 
Bußgeldbescheid angesetzt sind. Der Gebührenansatz 
stellt auch in diesem Fall eine selbständige kosten- 
rechtliche Entscheidung dar, die mit der Bußgeld- 
entscheidung nur äußerlich verbunden ist. Absatz 2 
bestimmt deshalb ganz allgemein, daß für die Voll- 
streckung der Kosten des Bußgeldverfahrens die 
Vorschriften der §§ 78 und 79 Abs. 1 bis 3 gelten. 
Daraus folgt, daß die Kostenentscheidung erst voll- 
streckbar ist, wenn sie rechtskräftig geworden ist 
und daß die Kosten grundsätzlich von der Verwal- 
tungsbehörde vollstreckt werden, die den Bußgeld- 
boscheid erlassen hat, und zwar nach den Vorschrif- 
ten über das Verwaltungsvollstreckungs- oder Ver- 
waltungszwangsverfahren. Im Ergebnis entspricht 
dies dem § 71 Abs. 4 OWiG. 


DRITTER TEIL 

j Schlußvorschriften 

Zu § 96 — Einschränkung von Grundrechten 

Im Hinblick auf Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 GG werden 
die Grundrechte aufgeführt, die das Gesetz durch 
j die sinngemäße Anwendung der Strafprozeßordnung 
I (vgl. § 37 Abs. 1) oder durch bestimmte Einzelvor- 
I Schriften (vgl. §§ 42, 84 bis 86) einschränkt. 
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Zu § 97 — Sonderregelung für Berlin 

Die Regelung in § 97 berücksichtigt, daß in Berlin 
Verwaltungsaufgaben des Bundes von Behörden 
wahrgenommen werden, die formell Landesbehör- 
den sind. 

Zu § 98 — Berlin-Klausel 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu § 99 — Inkrafttreten 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
Es soll zum gleichen Zeitpunkt wie die Mehrzahl der 
Vorschriften des Einführungsgesetzes zum Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten in Kraft treten (vgl. Ar- 
tikel 157 des EGOWiG-Entwurfs). 
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Anhang 


Gegenüberstellung der Paragraphenzahlen 

1. Gegenüberstellung der Paragraphen des Entwurfs mit dem geltenden Gesetz 

über Ordnungswidrigkeiten 


Entwurf 

geltendes OWiG 

1 

Entwurf 

1 

geltendes OWiG 

§ 1 Abs. 1 

§ 1 Abs. 1 

§43 

vgl. § 44 

Abs. 2 

— 

§44 

— 

§2 

§ 3 

§45 

§ 8 

§3 

— 

§46 

— 

§4 

— 

§47 

— 

§5 

§ 11 Abs. 1 

§48 

§§ 39, 40 

§ 6 Abs. 1 

§ 11 Abs. 2 

§49 

— 

Abs. 2 

§ 12 

§50 

§ 47 

§ 7 Abs. 1 

§ 13 

§51 

vgl. §§ 29, 33 

Abs. 2 

§ 11 Abs. 2 

§52 

— 

§8 

§ 9 

§53 

§ 48 Abs. 1, § 52 

§9 

§ 10 

§54 

§ 53 

§ 10 

§ 11 Abs. 2; vgl. z. B. § 35 

§55 

— 


AußenwirtschaftsG 

§56 

§ 54 Abs. 1, 2; vgl. § 30 

§ 1 1 Abs. 1 

§ 5 

§57 

§ 55 Abs. 1 

Abs. 2 

vgl. z. B. § 47 Abs. 2 ArzneimittelG 

§58 

vgl. § 54 Abs. 3, § 55 Abs. 4 Satz 2 

Abs. 3 

— 

§59 

vgl. § 55 Abs. 2 

Abs. 4 

§ 6 

§60 

vgl. § 55 Abs. 2, 3 Satz 1 — 3, 

§ 12 

vgl. § 68 Abs. 3 Satz 1 


Abs. 4, 5 

§ 13 

§ 15 

§61 

vgl. § 55 Abs. 2, Abs. 4 Satz 3, 4, 

§ 14 

§ 16 


Abs. 5 Sätze 1, 2 

§ 15 

§ 4 

§62 

— 

§ 16 

vgl. §§ 17, 18 Abs. 1—3 

§63 

— 

§ 17 

§ 19 

§64 

vgl. § 55 Abs. 4 Satz 2 

§ 18 

§§ 20—23 Abs. 1 

§65 

vgl. § 55 Abs. 4 Satz 1, § 33 Abs. 1; 

§ 19 

vgl. z. B. § 37 AußenwirtschaftsG 


vgl. § 13 Abs. 2 Satz 1—4 WiStG 

§20 

§ 14 Sätze 1, 4; § 18 Abs. 4 Satz 1; 


1954 


vgl. z. B. § 38 AußenwirtschaftsG 

§66 

vgl. § 54 Abs. 3 Satz 2 

§21 

§ 14 Sätze 3, 4 

§67 

§ 55 Abs. 3 Satz 4 

§22 

§ 14 Sätze 2, 4 

§68 

vgl. §§ 56, 57 Abs. 2 

§23 

vgl. § 330 a StGB 

§69 

— 

§ 24 

vgl. § 361 Nr. 9 StGB 

§70 

1 

§25 

vgl. z. B. § 36 AußenwirtschaftsG 

§71 

Wgl. §§ 58 ff. 

§26 

vgl. z. B. § 43 Abs. 4 

§72 

J 


AußenwirtschaftsG 

§73 

§ 65 

§ 27 

vgl. § 27 Abs. 1, § 48 Abs. 1 Satz 1 

§74 

§ 66 

§28 

§ 73 Abs. 1; vgl. z. B. § 14 Abs. 2 

§75 

vgl. § 61 Abs. 1 Sätze 2, 3, Abs. 2, 3 


WiStG 1954 

§76 

§ 23 Abs. 3, § 24 Abs. 1, 3, §§ 25, 

§29 

§ 51 Abs. 1, 4 


26 Abs. 2, 3 

§ 30 

§ 51 Abs. 5 

§77 

— 

§ 31 

§ 48 Abs. 2, § 51 Abs. 6 

§78 

— 

§ 32 

§ 27 Abs. 3 

§ 79 

§ 68 Abs. 1, 2 

§ 33 

vgl. § 31 Abs. 1 

§80 

— 

§34 

vgl. § 31 Abs. 1 

§ 81 

§ 68 Abs. 3 Satz 1 

§ 35 

vgl. § 32 

§ 82 

§ 68 Abs. 3 Satz 2 

§36 

— 

§83 

— 

§ 37 

vgl. z. B. §§ 30, 35—38, 41—45, 

§84 

§ 69 Abs. 1, 2 


55 Abs. 2, § 56 Abs. 4, 5, § 59 

§85 

§ 69 Abs. 3 


Abs. 2, § 70 

§ 86 

— 

§ 38 

§ 7 

§87 

— 

§ 39 

vgl. § 55 Abs. 3 Satz 5 

§ 88 

— 

§40 

§ 34 

§89 

§ 68 Abs. 4 

§41 

§ 28 

§90 

— 

§42 
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Entwurf 

geltendes OWiG 

Entwurf 


geltendes OWiG 

§92 


§96 



§93 

§ 70 

§97 

— 


§94 

§ 71 Abs. 1 bis 3 

§98 

§ 78 


§ 95 Abs. 1 
Abs. 2 

§ 71 Abs. 4 

§99 

§ 79 



2. Gegenüberstellung der Paragraphen des geltenden Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten mit dem Entwurf 


geltendes OWiG Entwurf 

geltendes OWiG Entwurf 

§ 1 Abs. 1 

§ 1 Abs. 1 

§33 


vgl. § 51 Abs. 2, 3, § 65 Abs. 3 

Abs. 2 bis 

4 — 

§34 


§ 40 

§2 

— 

§35 


§ 37 Abs. 1, 2 i. V. m. §§ 161, 162 

§3 

§ 2 



StPO 

§4 

§ 15 

§36 


§ 37 Abs. 1, 2 i. V. m. §§ 95, 102, 

§5 

§ 1 1 Abs. 1 



103 StPO 

§6 

§ 1 1 Abs. 4 

§ 37 


— 

§7 

§ 38; vgl. § 41 Abs. 2 

§38 


§ 37 Abs. 1 i. V. m. §§ 52 ff., 76 

§8 

§ 45; vgl. §§ 46, 47 



StPO 

§9 

§ 8 

§39 


§ 37 Abs. 1 i. V. m. §§ 51, 70, 77 

§ 10 

§ 9 



StPO; vgl. § 48 Abs. 2 

§ 11 Abs. 1 

§ 5 

§40 


§ 48 Abs. 3 

§ 11 Abs. 2 

§ 6 Abs. 1, § 7 Abs. 2, § 10 

§41 


§ 37 Abs. 1, 2 i. V. m. § 94 StPO; 

§ 12 

§ 6 Abs. 2 



§ 37 Abs. 3 

§ 13 

§ 7 Abs. 1 

§42 


§ 37 Abs. 1, 2 i. V. m. § 98 StPO 

§ 14 

§ 20 Abs. 1, 2, §§ 21, 22 

§43 


§ 37 Abs. 1, 2 i. V. m. § 101 a StPO 

§ 15 

§ 13 

§44 


§ 37 Abs. 1 i. V. m. § 163 a StPO; 

§ 16 

§ 14 



§ 43 

§ 17 

vgl. § 16 Abs. 1 

§45 


§ 37 Abs. 1 i. V. m. §§ 137, 138, 147 

§ 18 Abs. 1, 2 

vgl. § 16 Abs. 1 



StPO; § 49 

Abs. 3 

vgl. § 16 Abs. 3 

§46 


§ 37 Abs. 1, 2 i. V. m. § 170 Abs. 2 

Abs. 4 

§ 20 Abs. 3 



StPO 

§ 19 

§ 16 Abs. 2, § 17 

§47 


§ 50 

§20 

§ 18 Abs. 1 i. V. m. § 40 c StGB 

§48 

Abs. 1 

§ 53 Abs. 1 Satz 1 

§21 

§ 18 Abs. 1 i. V. m. § 41 b StGB“) 


Abs. 2 

§ 31 Abs. 1 

§22 

§ 18 Abs. 1 i. V. m. § 41 a StGB“) 

§49 


— 

§23 

§ 18 Abs. 1 i. V. m. § 41 c StGB 2) 

§50 


— 

§24 

§ 76 Abs. 1, 2; § 37 Abs. 1 i. V. m. 

§51 


§§ 29, 30, 31 


§ 430 ff. StPO 3) 

§52 


§ 53 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2, 3 

§25 

§ 76 Abs. 4, 5; § 37 Abs. 1 i. V. m. 

§53 


§ 54 Abs. 2, 3 


§§ 439, 441 StPO 3) 

§54 

Abs. 1, 2 

§ 56 

§26 

§ 76 Abs. 3; § 37 Abs. 1 i. V. m. 


Abs. 3 

§ 58 Abs. 1 


§§ 440, 441 StPO 3) 

§55 


§§ 57, 58 Abs. 2, §§ 59—61, 64, 65, 

§ 27 Abs. 1 

vgl. § 27 Abs. 1 



67 Abs. 1; § 39 Abs. 1 

Abs. 2 

— 

§56 


§§ 68, 69 

Abs. 3 

§ 32 Abs. 1 

§57 

Abs. 1 

vgl. § 60 Abs. 1 i. V. m. § 411 

§28 

§ 41 



Abs. 1 StPO 

§29 

vgl. § 51 Abs. 1 


Abs. 2 

vgl. § 37 Abs. 1 i. V. m. § 343 

§30 

§ 37 Abs. 1 i. V. m. §§ 42, 43 StPO; 



Abs. 1 StPO 


§ 56 Abs. 2 

§58 



§31 

§ 34 

§59 



§32 

vgl. § 35 

§60 





§61 


>vgl. §§ 70—72, 75 

i. d. F. des 

Artikels 1 Nr. 2 des EGOWiG-Entwurfs 

§62 



‘) i. d. F. des 

Artikels 1 Nr. 3 des EGOWiG-Entwurfs 

§63 



i. d. F. des 

Artikels 2 Nr. 9 des EGOWiG-Entwurfs 

§64 
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geltendes OWiG 


Entwurf 


§65 

§66 

§67 

§ 68 Abs. 1, 2 
Abs. 3 
Abs. 4 

§69 
§70 
§71 
§ 72 

§ 73 Abs. 1 
Abs. 2 

§74 

§ 75 
§76 
§77 
§78 
§79 


§ 73 
§ 74 

§ 79 Abs. 1—3 
§§ 81, 82 
§ 89 

§§ 84. 85 

§ 93 Abs. 1, § 95 Abs. 1 
§§ 94, 95 Abs. 2 
vgl. § 88 GKG 
§ 28 

Artikel 156 EGOWiG-Entwurf 
§ 37 Abs. 1 i. V. m. § 58 Abs. 1 
GVG u. § 9 EGGVG 


§ 98 
§ 99 


130 




Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1269 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens sollte klargestellt werden, daß unter dem 
Begriff „Gesetz" auch Gesetze im materiellen 
Sinn, wie z. B. Rechtsverordnungen, Polizeiver- 
ordnungen und kommunale Satzungen zu ver- 
stehen sind. 


2. Zu § 18 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens sollte klargestellt werden, daß bei der 
sinngemäßen Anwendung der §§ 41 a und c in 
der Fassung des Artikels 1 Nr. 3 des Entwurfs 
eines Einführungsgesetzes dem Staat und der 
Staatskasse der Verwaltungsträger gleichsteht. 


3. Zu § 23 Abs. 3 (neu) 

Dem § 23 ist folgender neuer Absatz 3 anzu- 
fügen: 

„(3) Die Ordnungswidrigkeit wird nur auf 
Antrag verfolgt, wenn die Rauschtat nur auf 
Antrag verfolgt werden könnte.“ 

Begründung 

Bei verschiedenen landesrechtlichen Übertre- 
tungstatbeständen (z. B. §§ 17, 21, 22 des Feld- 
und Forststrafgesetzes des Landes Rheinland- 
Pfalz vom 17. Februar 1959 — BS 452 — 1) wird 
der Täter nur auf Antrag verfolgt. Daran soll 
sich auch im Falle der beabsichtigten Umstel- 
lung aller Übertretungen auf Ordnungswidrig- 
keiten nichts ändern. Es erscheint daher gebo- 
ten, § 23 durch einen dem § 351 Abs. 4 E StGB 
1962 entsprechenden Absatz 3 zu ergänzen. 


4. Zu § 28 Abs. 2 und 3 

a) § 28 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 


setzliche Regelung des Verwaltungsaufbaus 
und der Behördenzuständigkeit nicht erfor- 
derlich ist. Es muß den Landesregierungen 
freistehen, in welcher Form sie von der 
Delegationsbefugnis des § 28 Abs. 2 Satz 1 
gemäß dem Landesverfassungsrecht Ge- 
brauch machen wollen. Dem stehen weder 
zwingende Normen des Verfassungsrechts 
noch die Rechtsprechung des BVerfG ent- 
gegen. 

b) In § 28 Abs. 3 sind nach dem Wort „Rechts- 
verordnung" die Worte ", die nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf." einzu- 
fügen. 

Begründung 

Die Rechtsverordnung bedarf an sich im Hin- 
blick auf Artikel 80 Abs. 2 GG der Zustim- 
mung des Bundesrates. Ein Bedürfnis für die 
Zustimmungsbedürftigkeit ist hier nicht ge- 
geben; sie muß deshalb ausdrücklich ausge- 
schlossen werden. 


5. Zu § 31 Abs. 3 Nr. 1 

In § 31 Abs. 3 Nr. 1 ist das Wort „höhere" durch 
das Wort „nächsthöhere" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 


6. Zu § 32 Abs. 1 und 2 

In § 32 Abs. 1 Nr. 1 sind das Wort „oder" und 
die Nr. 2 zu streichen. Als Folgeänderung ent- 
fallen in Absatz 1 „1." und in Absatz 2 die 
Worte „im Falle des Absatzes 1 Nr. 1". 

Begründung 


„(2) Die Landesregierung kann die Zu- 
ständigkeit nach Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a 
auf eine andere Behörde oder sonstige Stelle 
übertragen. Die Landesregierung kann die 
Ermächtigung auf die oberste Landesbehörde 
übertragen." 

Begründung 

Eine Delegation sollte auch bei Ordnungs- 
widrigkeiten nach Landesrecht möglich sein. 
— Die Vorschrift in der Fassung des Regie- 
rungsentwurfs berücksichtigt nicht, daß nach 
den Verfassungen einiger Länder eine ge- 


Der in Nr. 2 vorgesehene Fall wird schon von 
Nr. 1 erfaßt. Die Änderung dient ferner der 
Klarstellung, daß sich die Verwaltungsbehörde 
nicht zu vergewissern braucht, ob die Staats- 
anwaltschaft die Tat bereits als Straftat ver- 
folgt. 


7. Zu § 36 Abs. 3 

In § 36 Abs. 3 sind nach dem Wort „Strafpro- 
zeßordnung" die Worte ", des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes" einzufügen. 
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Begründung 

Es muß sichergestellt werden, daß die Vor- 
schrift des § 58 GVG, welche die Konzentration 
auf ein Amtsgericht zuläßt, auch im Bereich 
des OWiG Anwendung findet. 


8. Zu § 37 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens ihre Auf- 
merksamkeit der Frage zuzuwenden, auf welche 
Weise die Verfolgung von Verkehrsordnungs- 
widrigkeiten ausländischer Kraftfahrer sicher- 
gestellt werden kann. 


9. Zu § 41 

§ 41 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 41 

Die Behörden und Beamten des Polizeidien- 
stets haben nach pflichtgemäßem Ermessen Ord- 
nungswidrigkeiten zu erforschen und dabei alle 
unaufschiebbaren Anordnungen zu treffen, um 
die Verdunkelung der Sache zu verhüten. Sie 
haben bei der Erforschung von Ordnungswi- 
drigkeiten, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt, dieselben Rechte und Pflichten wie 
bei der Verfolgung von Straftaten. Ihre Akten 
übersenden sie unverzüglich der Verwaltungs- 
behörde, in den Fällen des Zusammenhangs 
(§ 33 Abs. 1 Satz 2) der Staatsanwaltschaft." 

Begründung 

Nach dem Gesetzentwurf soll für die Polizei wie 
bei Straftaten das Legalitätsprinzip gelten, ein- 
geschränkt lediglich durch den Absatz 2, wenn 
eine bedeutungslose Ordnungswidrigkeit vor- 
liegt. Dabei ist unklar, ob daneben die Ein- 
schränkung des § 153 Abs. 1 StPO gelten soll. 
Es erscheint nicht sachgemäß, die Polizei bei 
der Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten dem 
gleichen Verfolgungszwang zu unterwerfen wie 
bei Straftaten. Das Legalitätsprinzip ist als 
Ausdruck des Gleichheitsgrundsatzes (Artikel 3 
GG) und des allgemeinen Gerechtigkeitsprin- 
zips bei der Verfolgung krimineller Straftaten 
unabdingbar. Im Bereich des Ordnungsrechts, 
das ganz wesentlich unter Zweckmäßigkeitsge- 
sichtspunkten betrachtet werden muß, ist es un- 
angebracht. Der Gesetzentwurf hat für die Ver- 
waltungsbehörden durchaus die richtige Konse- 
quenz gezogen. 

Das Legalitätsprinzip ist im Bereich des Baga- 
tellunrechts bereits seit längerem eine Fikton. 
Das zeigt sich insbesondere bei den Verkehrs- 
übertretungen. Die Polizei ist nicht in der Lage, 
diesem Prinzip entsprechend allen Verstößen 
nachzugehen. Die Durchführung des Legalitäts- 
prinzips würde im übrigen zu einer nicht zu 
verantwortenden Zersplitterung der Polizei- 


kräfte führen und den notwendigen schwer- 
punktmäßigen Einsatz verhindern. So ist z. B. 
die seit Jahren erhobene Forderung, die Poli- 
zei müsse sich im Rahmen der Verkehrsüber- 
wachung konzentrieren, nicht zuletzt daran ge- 
scheitert, daß die Polizei unter Berufung auf das 
Legalitätsprinzip meint, alle Verstöße gleich- 
mäßig verfolgen zu müssen. § 153 Abs. 1 StPO 
und § 22 StVG bieten eine nur unvollkommene 
Handhabe, die Polizei nach modernen Gesichts- 
punkten einzusetzen. 

Angesichts der Fülle der künftigen Ordnungs- 
widrigkeiten, die außer einem Verwaltungs- 
unrecht auch nahezu kriminelles Verhalten um- 
fassen, ist es noch wichtiger, Schwerpunkte zu 
bilden. Hierzu sollen die Weisungen der ober- 
sten Dienstbehörde dienen. Die Interessen der 
übrigen Fachverwaltungen können dadurch ge- 
sichert werden, daß diese Weisungen im Ein- 
vernehmen mit ihnen ergehen. 

Der Gesetzentwurf betont mit Recht, daß der 
Schwerpunkt der Reform auf dem Gebiet des 
Verfahrensrechts liegt, um ein einfaches, schnel- 
les und wirksames Verfahren zu erreichen. 
Dieser Zweck würde insgesamt beeinträchtigt, 
wenn für die Polizei das Legalitätsprinzip wei- 
ter gelten sollte. Es ist nicht einzusehen, warum 
insoweit ein anderes Prinzip gelten soll als für 
•die Verfolgungsbehörde. Auch bei der Strafver- 
folgung gelten für Staatsanwaltschaft und Poli- 
zei die gleichen Grundsätze. Der mögliche Ein- 
wand, die Polizei könne bei Ordnungswidrig- 
keiten häufig wegen mangelnder Fachkunde 
keine Entscheidung darüber treffen, ob die Ord- 
nungswidrigkeit zu verfolgen ist, erscheint nicht 
begründet. 

Es wird Aufgabe der Dienstanweisung sein, 
hier vernünftige und den jeweiligen Verhält- 
nissen angepaßte Regelungen zu treffen. 

Schließlich sei darauf hingewiesen, daß das 
Legalitätsprinzip im Bereich der Ordnungs- 
widrigkeiten nicht sanktioniert ist. § 346 StGB 
ist nicht anwendbar. 


10. Zu § 42 Abs. 2 

§ 42 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Person des Festgenommenen ist 
unverzüglich festzustellen. Sofort nach dieser 
Feststellung spätestens jedoch am Tage nach 
der Festnahme, ist er freizulassen." 

Begründung 

Die Frage, an welcher Stelle die Personenfest- 
stellung getroffen werden soll, ist im Gesetz 
nicht starr zu regeln; soweit die Feststellung 
der Person auch außerhalb einer Polizeidienst- 
stelle leichter möglich ist, muß nach dem Grund- 
satz der Verhältnismäßigkeit diese Möglichkeit 
offen gelassen werden. 
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11. Zu § 45 Abs. 2 

§ 45 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Verwarnung ist nur wirksam, wenn 
der Betroffene nach Belehrung über sein Weige- 
rungsrecht mit ihr einverstanden ist und das 
Verwarnungsgeld entsprechend der Bestim- 
mung der Verwaltungsbehörde entweder sofort 
zahlt oder innerhalb einer Frist von drei Tagen 
bei der hierfür bezeichneten Stelle oder bei der 
Post zur Überweisung an diese Stelle ein- 
zahlt. Eine solche Frist soll bewilligt werden, 
wenn der Betroffene das Verwarnungsgeld 
nicht sofort zahlen kann oder wenn es höher 
ist als fünf Deutsche Mark." 

Begründung 

Der Verwaltungsbehörde muß aus praktischen 
Gründen die Möglichkeit eingeräumt werden, 
die sich in allen Lebensbereichen durchsetzende 
bargeldlose Zahlung auch hinsichtlich des Ver- 
warnungsgeldes zu fordern. Die Verwaltungsbe- 
hörde soll daher durch Einräumung eines Wahl- 
rechts die Befugnis erhalten, die Zahlungsmoda- 
litäten zu bestimmen. Durch eine Sollbestim- 
mung wird jedoch sichergestellt, daß Barzah- 
lung nicht zu fordern ist, wenn der Betroffene 
zur sofortigen Zahlung des Verwarnungsgeldes 
nicht in der Lage oder dieses höher als 5 DM ist. 


12. Zu § 51 Abs. 3 

§ 51 Abs. 3 Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Es begegnet Bedenken, der Staatsanwaltschaft 
die Entscheidung zu überlassen, ob für die Ent- 
schließung, das Verfahren einzustellen, die be- 
sondere Sachkunde der Verwaltungsbehörde 
entbehrt werden und daher ihre Anhörung un- 
terbleiben kann. Auf den Verwaltungsgebieten, 
die kaum oder keine Berührung mit dem Straf- 
recht haben, wie z. B. auf dem Gebiet des. 
Meldewesens, des Bauwesens, besitzt die 
Staatsanwaltschaft keine speziellen Sachkennt- 
nisse. Die Staatsanwaltschaft wird erst recht in 
Zukunft diese speziellen Sachkenntnisse kaum 
im erforderlichen Maße besitzen können, wenn 
bei der im Rahmen der Gesamtreform vorge- 
sehenen Ausgliederung des Verwaltungsun- 
rechts aus dem Strafrecht diese Gebiete noch 
zahlreicher werden. Bei der Entschließung der 
Staatsanwaltschaft wird es aber darauf ankom- 
men, die Bedeutung und Auswirkung einer 
Ordnungswidrigkeit aus der Kenntnis der Ge- 
samtzusammenhänge und auf Grund der stän- 
digen Verwaltungspraxis zu erläutern, über 
diese Kenntnisse verfügt die Staatsanwaltschaft 
nicht, zumal die schriftlichen Vorgänge hierüber 
in der Regel keine Auskunft geben werden. 

Es wird dabei davon ausgegangen, daß die Ver- 
waltungsbehörde auch für eine Gruppe von 


Fällen darauf verzichten kann, beteiligt zu wer- 
den. 

13. Zu § 61 Abs. 1 

§ 61 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Bei einem Einspruch gegen einen Buß- 
geldbescheid der Verwaltungsbehörde kann der 
Amtsrichter durch unanfechtbaren Beschluß ent- 
scheiden, wenn er eine ITauptverhandlung nicht 
für erforderlich hält und der Betroffene sowie 
die Staatsanwaltschaft diesem Verfahren nicht 
widersprechen." 

Begründung 

Nachdem nach dem Änderungsvorschlag zu § 68 
Abs. 2 nur noch die Zulassungsrevision vorge- 
sehen werden soll, erscheint es zur weiteren 
Vereinfachung des Verfahrens sinnvoll, auf die 
in § 61 Abs. 1 der Regierungsvorlage festge- 
setzte Grenze von 200 DM für die Möglichkeit, 
durch Beschluß zu entscheiden, zu verzichten. 

14. Zu § 65 Abs. 2 

§ 65 Abs. 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Vgl. Begründung zur Streichung des Satzes 2 
in § 51 Abs. 3. 

15. Zu §§ 68, 69 

§ 68 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Gegen das Urteil ist die Revision nur 
zulässig, wenn sie zugelassen wird (§ 69)." 

Begründung 

Bei den Ordnungswidrigkeiten, die kein krimi- 
nelles Unrecht darstellen, sollte die Revision nur 
zur Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung 
einer einheitlichen Rechtsprechung möglich sein. 
Demgemäß ist in § 69 Abs. 1 das Zitat „Nr. 4" 
zu streichen. 

16. Zu § 79 

a) § 79 Abs. 1 ist zu streichen; 

b) § 79 Abs. 2 ist als Absatz 1 folgende Fas- 
sung zu geben: 

„(1) Für die Vollstreckung des Bußgeld- 
bescheides der Verwaltungsbehörde gelten, 
soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, 
die Vorschriften des Verwaltungs-Voll- 
streckungsgesetzes (VwVG) vom 

(sonst unverändert)."; 

c) In § 79 Abs. 3 (bisher Absatz 4) sind die 
Worte „1 bis 3" durch die Worte „1 und 2" 
zu ersetzen. 
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Begründung ; 

Die Bestimmung in Absatz 1, daß regelmäßig 
die Verwaltungsbehörde, die den Bußgeldbe- 
scheid erlassen hat, ihn auch zu vollstrecken 
hat, geht von der unzutreffenden Annahme 
einer Identität von Gläubigerbehörde und Voll- 
streckungsbehörde aus. Diese liegt aber sowohl 
nach Bundes- als auch nach Landesrecht nur in 
den allerseltensten Fällen vor. 

Für den gesamten Bereich der Bundesverwal- 
tung bestimmt § 4 VwVG für den Regelfall die 
Vollstreckungsbehörden der Bundesfinanzver- 
waltung, also die Zoll- und Flauptzollämter zu 
Vollstreckungsbehörden, soweit nicht abwei- 
chende Bestimmungen für einzelne Verwal- 
tungszweige getroffen worden sind. Bisher 
haben jedoch nur der Bundespostminister durch 
Erlaß vom 2. Mai 1953 (BAnz. Nr. 87) gewisse 
Postbehörden und der Bundesverkehrsminister 
durch Erlaß vom 1. Mai 1953 (GMBl. S. 117) die 
Wasser- und Schiffahrtsdirektionen zu Voll- 
streckungsbehörden bestimmt. Alle diese Voll- 
streckungsbehörden der Bundesverwaltung wer- 
den kaum einmal gemäß § 28 E OWiG für die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrig- 
keiten zuständig werden. Auch die in sich frei- 
lich unterschiedlichen Ländergesetze über das 
Verwaltungsvollstreckungs verfahren sehen 
regelmäßig als Vollstreckungsbehörden für die 
Beitreibung von Forderungen des Landes und i 
der kommunalen Körperschaften nicht die je- 
weils materiell zuständigen Verwaltungsbehör- ! 
den vor, sondern entweder die V.ollstreckungs- 
behörden der Finanzverwaltung sowie die staat- 
lichen und kommunalen Kassen (so Nordrhein- 
Westfalen) oder die Finanzämter, die ordent- 
lichen Gerichte und im beschränkten Rahmen 
die Landkreise mit ihren Kassen (so Bayern). 

Dieser eindeutigen Rechtslage, wonach in aller 
Regel die zur Verfolgung und Ahndung von Ord- 
nungswidrigkeiten berufenen Verwaltungsbe- 
hörden als solche — wohl unter Umständen 
ihre dann insoweit selbständig handelnden Kas- 
sen — nicht Vollstreckungsbehörden sind und 
auch mangels des für eine derartige Aufgaben- 
erfüllung erforderlichen technischen Apparates 
gar nicht sein können, wird der einschränkende 
Nebensatz „soweit das Gesetz nichts anderes 
bestimmt" nicht ausreichend gerecht. 

Der Absatz 1 sollte vielmehr ersatzlos ge- 
strichen, der Absatz 2 in seinen Eingangswor- 
ten, wie vorgeschlagen, entsprechend geändert 
werden. Insbesondere ist hier nicht ersichtlich, 
warum für die Vollstreckung der Bußgeldbe- 
scheide einer Bundesbehörde das Verwaltungs- 
Vollstreckungsgesetz des Bundes nur sinnge- 
mäß und nicht unmittelbar angewendet werden 
soll, denn bei der Betreibung von Bußgeldfor- 
derungen handelt es sich in keiner Weise um 
einen Sonderfall der Beitreibung staatlicher 
Forderungen überhaupt. 


Ob die in Absatz 3 vorgesehene Regelung der 
Vollstreckungshilfe durch das örtlich zustän- 
dige Hauptzollamt im Hinblick auf die im Er- 
gebnis damit übereinstimmende gesetzliche 
Regelung in §§ 4 und 5 VwVG erforderlich oder 
sinnvoll ist, wird der Prüfung der zuständigen 
Bundesbehörden anheimgestellt. 

17. Zu §§ 81 ff. 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens sollte klargestellt werden, daß nicht alle 
in §§ 81 ff. genannten Befugnisse der Voll- 
streckungsbehörde zustehen, sondern vielmehr 
Entscheidungen nach § 88 und § 90 Abs. 2 und 
Anträge nach §§ 84 und 86 nur der Verwal- 
tungsbehörde zustehen, die den Bußgeldbe- 
scheid erlassen hat. 

Begründung 

Sowohl nach § 4 des Verwaltungs-Vollstrek- 
kungsgesetzes des Bundes als auch z. B. nach 
§ 2 VwVG NW wird das Bußgeld als öffentlich- 
rechtliche Geldforderung nicht von der Ver- 
waltungsbehörde beigetrieben, die den Buß- 
geldbescheid erlassen hat, sondern von der 
„Vollstreckungsbehörde". „Vollstreckungsbe- 
hörden" sind in den Ländern die staatlichen und 
kommunalen Kassen, im Falle des § 79 Abs. 3 E 
OWiG die Hauptzollämter. Es erscheint nicht 
angemessen, diesen mit der technischen Bei- 
treibung betrauten Behörden auch so einschnei- 
dende Befugnisse zu übertragen, wie sie in 
§§ 84 und 86 E OWiG vorgesehen sind. Hier 
sollte vielmehr ausschließlich die Verwaltungs- 
behörde zuständig bleiben, die den Bußgeldbe- 
scheid erlassen hat. 

18. Zu § 85 Abs. 4 

§ 85 Abs. 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift gibt zu der Mißdeutung Anlaß, 
daß die Erzwingungshaft dem Wesen nach der 
Ersatzhaft gleichsteht. 

19. Zu § 99 

§ 99 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 99 

Das Gesetz tritt mit dem Beginn des vierten 
Monats, der auf die Verkündung folgt, in Kraft." 

Begründung 

Die Praxis kann sich in der im Entwurf vorge- 
sehenen Frist für das Inkrafttreten des Ge- 
setzes nicht ausreichend auf die neue Rechts- 
lage einstellen. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. (§ 1) 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist der Be- 
griff „Gesetz" hier im materiellen Sinne zu ver- 
stehen. Eine Klarstellung erscheint nicht erforder- 
lich; sie könnte auch gesetzestechnisch nicht befür- 
wortet werden, 

Zu 2. (§ 18) 

Nach Aufassung der Bundesregierung ergibt sich 
schon aus der sinngemäßen Anwendung der §§ 41 a 
und 41 c des Strafgesetzbuches in der Fassung des 
Artikels 1 Nr. 3 des Entwurfs eines Einführungs- 
gesetzes, daß bei der Einziehung eines Gegenstan- 
des durch eine Verwaltungsbehörde, die nicht dem 
Bund oder Land angehört, sondern eigene Rechts- 
persönlichkeit hat (z. B. Gemeinde, Körperschaft 
des öffentlichen Rechts), das Eigentum an der Sache 
auf diese Verwaltungsbehörde übergeht und daß sie 
auch eine etwaige Entschädigungspflicht trifft. Eine 
Klarstellung erscheint deshalb nicht notwendig. 

Zu 3. (§ 23 Abs. 3) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Es wird jedoch aus redaktionellen Gründen folgende 
Fassung vorgeschlagen: 

„(3) Die Ordnungswidrigkeit kann nur auf An- 
trag verfolgt werden, wenn die im Rausch began- 
gene Handlung nur auf Antrag verfolgt werden 
könnte." 

Zu 4. (§ 28) 

a) § 28 Abs. 2 

Die Bundesregierung widerspricht dem Vor- 
schlag, soweit die Worte „durch Rechts verord-, 
nung" gestrichen werden sollen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung folgt aus 
dom Rechtsstaatsprinzip, daß die Zuständigkeit 
von Behörden mit Eingriffsbefugnissen, jeden- 
falls im Bereich des Strafrechts und des Rechts 
der Ordnungswidrigkeiten, nur durch Rechtssatz 
begründet worden kann. Deshalb ist auch in § 28 
Abs. 3 für die Übertragung der Zuständigkeit 
von einem Bundesminister auf eine andere Be- 
hörde oder Stelle eine Rechtsverordnung vorge- 
sehen. Die Zuständigkeit von Bundesbehörden 
wird sich hiernach immer aus einem Rechtssatz 
herleiten. Da das Rechtsstaatsprinzip auch für die 
Länder verbindlich ist, wäre eine abweichende 
Regelung für die Länder nicht möglich. Aber 
selbst wenn man diese strenge Meinung nicht für 
zwingend hält, ist es jedenfalls aus Gründen der 


Rechtssicherheit und der Rechtseinheit geboten, 
auch die Länder, die auf Grund ihrer Landesver- 
fassung einen Organisationserlaß für ausreichend 
halten, zu verpflichten, den verfassungsrechtlich 
sicheren Weg zu gehen und die Delegation der 
Bußgeldkompetenz auf eine andere Behörde oder 
sonstige Stelle durch Rechtsverordnung vorzu- 
nehmen. Ein Mehraufwand ist damit praktisch 
nicht verbunden, da auch Verwaltungsvorschrif- 
ten über die Änderung der Zuständigkeit öffent- 
lich bekanntzumachen wären (vgl. § 73 Abs. 1 
des geltenden Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten). 

Im übrigen stimmt die Bundesregierung dem 
Vorschlag zu. 

b) § 28 Abs. 3 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Die Bundesregierung teilt allerdings nicht die 
Rechtsauffassung des Bundesrates, daß die Rechts- 
verordnung an sich der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf. Danach hat die vom Bundesrat ge- 
wünschte Ergänzung zwar nur deklaratorische Be- 
deutung, sie dient aber der Klarstellung. 

Zu 5. bis 7. (§ 31 Abs. 3 Nr. 1, §§ 32, 36 Abs. 3) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 8. (§ 37) 

Die Bundesregierung wird die Frage im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu 9. bis 11. (§§ 41, 42 Abs. 2, § 45 Abs. 2) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 12., 14. (§ 51 Abs. 3, § 65 Abs. 2) 

Die Bundesregierung widerspricht den Änderungs- 
vorschlägen. 

Die vom Bundesrat angeführten Gründe, § 51 Abs. 3 
Satz 2 und § 65 Abs. 2 zu streichen, sind nicht über- 
zeugend. Nach § 51 Abs. 3 Satz 2 und § 65 Abs. 2 
darf die Beteiligung der Verwaltungsbehörde nur 
ausnahmsweise unterbleiben, nämlich dann, wenn 
— bei objektiver Beurteilung des Sachverhalts, also 
nicht etwa nach dem Ermessen der Staatsanwalt- 
schaft und des Gerichts — die besondere Sachkunde 
der Verwaltungsbehörden entbehrt werden kann. 
Es besteht kein Grund zu der Annahme, daß Staats- 
anwaltschaften und Gerichte diese Ausnahmerege- 


135 



Drucksache V/1269 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


lung zu großzügig handhaben und die Verwaltungs- 
behörde auch in den Fällen nicht beteiligen werden, 
in denen es auf deren besondere Sachkunde an- 
kommt oder auch nur ankommen kann. Wie die Be- 
gründung des Entwurfs hervorhebt, soll in den 
Richtlinien für das Verfahren ausdrücklich klarge- 
stellt werden, daß die Ausnahmeregelung auf be- 
stimmten Sachgebieten grundsätzlich nicht Platz 
greifen, sondern praktisch nur für solche Taten gel- 
ten soll, deren Beurteilung zum vertrauten Arbeits- 
bereich der Gerichte und Staatsanwaltschaften ge- 
hören, so daß sie selbst eine genügend große Erfah- 
rung haben, so z. B. bei den künftigen Verkehrsord- 
nungswidrigkeiten und den sogenannten Polizei- 
delikten. 

Die Ausnahmevorschriften des § 51 Abs. 3 Satz 2 
und des § 65 Abs. 2 sind in diesen Bällen aus pro- 
zeß-wirtschaftlichen Gründen notwendig. Bei den 
künftigen Verkehrsordnungswidrigkeiten, die den 
weitaus größten Teil aller Bußgeldverfahren aus- 
machen werden, ist die Beteiligung der Verwal- 
tungsbehörde grundsätzlich überflüssig, da Staats- 
anwaltschaften und Gerichte auf diesem Gebiet ge- 
nügend große Erfahrungen haben. Es wäre aber 
auch in anderen Fällen unangemessen, die Verwal- 
tungsbehörde selbst dann zu beteiligen, wenn die 
Entscheidung im Bußgeldverfahren allein von der 
Beantwortung einer solchen Rechtsfrage oder Tat- 
frage abhängt, deren Beurteilung die besondere 
Sachkunde der Verwaltungsbehörde nicht voraus- 
setzt. 


Die Auffassung des Bundesrates, daß die Verwal- 
tungsbehörde auch für eine Gruppe von Fällen auf 
ihre Beteiligung verzichten kann, findet in dem 
Wortlaut der Vorschriften des Entwurfs kei^e 
Stütze. 

Zu 13, 15. (§ 61 Abs. 1, §§ 68, 69) 

Die Bundesregierung widerspricht den Vorschlägen. 

Nach den Änderungsvorschlägen wäre gegen die 
Entscheidung des Amtsgerichts im schriftlichen Ver- 
fahren kein Rechtsmittel und gegen die Entschei- 
dung auf Grund einer Hauptverhandlung — selbst 
bei sehr hohen Geldbußen, wie sie z. B. im Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen vorgesehen 
sind, — - nur die Zulassungsrevision gegeben. Eine 
so weitgehende Rechtsmittelbeschränkung erscheint 
im Vergleich zu den Regelungen anderer Verfah- 
rensordnungen, namentlich der Zivilprozeßordnung, 
nicht vertretbar. 

Zu 16, 17. (§§ 79, 81 ff.) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, inwieweit sich die 
Vorschläge, gegebenenfalls durch neue Formulie- 
rungen, verwirklichen lassen. 

Zu 18, 19. (§ 85 Abs. 4, § 99) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 
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